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         Über das Buch

         Das Schicksal der afghanischen Frauen ist schon immer eng mit den politischen Interessen
            der jeweiligen Machthaber im Land verknüpft. Sie müssen als Eigentum, Druckmittel
            oder Alibi herhalten, um Politik zu rechtfertigen.
Afghanistanexpertin Shikiba Babori zeigt, welche Rolle Frauen in der afghanischen
            Gesellschaft zugewiesen wird. Sie blickt in Geschichte und Gegenwart, hat in weiten
            Teilen des Landes Gespräche geführt und präsentiert nun ein hochaktuelles, erschütterndes
            Bild. Ihr Buch ist ein Appell, weiter hinzusehen und zu handeln.

»Shikiba Babori gehört zu den klarsten Stimmen gegen die Frauenunterdrückung im Taliban-Kalifat.«
Emma
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            VORWORT

         

         Das Schicksal der afghanischen Frauen ist schon immer eng mit den politischen Interessen
            der jeweiligen Machthaber und/oder der Invasoren verknüpft gewesen. Ihr Leben und
            ihre Rechte sind Spielball sowohl der nationalen als auch der internationalen Politik.
            Frauen werden als Eigentum, Druckmittel oder Alibi instrumentalisiert, um ein ausschließlich
            von Männern bestimmtes politisches Handeln zu rechtfertigen. Diese seit vielen Jahrzehnten
            etablierten Muster zeigten sich auch während der jüngsten Ereignisse.
         

         Ende August 2021 haben die NATO und ihre Verbündeten Afghanistan verlassen, 20 Jahre
            nach der Intervention infolge der Terroranschläge auf das World Trade Center und das
            Pentagon. Die Gründe für den Einsatz der fremden Truppen waren auch viele Jahre nach
            Beginn der Invasion noch nicht eindeutig definiert. Legitimiert wurde er aber unter
            anderem mit der Befreiung der Frauen und dem Ziel ihrer Gleichstellung in der afghanischen
            Stammesgesellschaft. Der Verbleib der internationalen Truppen im Land war eng verknüpft
            mit dem Narrativ der erneut drohenden Unterdrückung der Frauen und Mädchen.
         

         Mit dem Abzug der NATO-Truppen und der widerstandslosen Übergabe des Landes an die
            Taliban wurde deutlich, dass weder die vorgebliche Befreiung der Frauen noch Sicherheit
            und Rechtsstaatlichkeit konsequent verfolgt worden waren, geschweige denn irgendeines
            dieser Vorhaben nachhaltig umgesetzt worden wäre. Am Tag der Besetzung Kabuls durch
            die Taliban fiel auch hier wie ein Kartenhaus zusammen, was an demokratischen Strukturen
            vorhanden war. Alle Freiheiten, die sich die Frauen in der Zwischenzeit erkämpft und
            die sie unter Einsatz ihres Lebens verteidigt hatten, waren verloren.
         

         Mein Name ist Shikiba Babori, ich wurde in Kabul geboren und begleite die Entwicklungen
            im Heimatland meiner Vorfahren seit vielen Jahren regelmäßig als Journalistin und
            Ethnologin. Daher weiß ich: Die westliche Berichterstattung über Afghanistan ist sehr
            ungenügend und tendenziös.
         

         Seit vielen Jahren reise ich immer wieder nach Afghanistan und spreche dort mit den
            Frauen. Die Sicherheitslage hat es in den vergangenen 21 Jahren nicht zugelassen,
            dass ich als Frau alle Landesteile besuchen konnte. Den Großteil meiner Aufenthalte
            habe ich in den Regionen um die Hauptstadt Kabul, Balkh und Mazar-e Sharif im Norden
            sowie Herat im Westen verbracht. Durch diese Reisen und meine privaten und beruflichen
            Kontakte konnte ich mit sehr vielen und sehr unterschiedlichen Frauen ins Gespräch
            kommen. Anhand meiner Erfahrungen und ihrer Geschichten schildere ich in diesem Buch
            Facetten und Hintergründe, die die Weltgemeinschaft kennen muss, bevor sie neuerlich
            versucht, afghanische Frauen im Interesse der eigenen Politik zu instrumentalisieren.
         

         Der Blick auf die vergangenen 100 Jahre hilft, besser verstehen zu können und trotz
            der politischen Veränderungen und der jeweiligen Machtinteressen wiederkehrende Muster
            zu erkennen.
         

         In diesem Buch gebe ich Ihnen einen Eindruck von der Lebensrealität der afghanischen
            Frauen, beschreibe und erläutere, welcher Platz den Frauen in der von Männern dominierten
            Gesellschaft zugewiesen wird und inwieweit sie darüber hinaus von all denen benutzt
            werden, die geostrategische, innen- oder außenpolitische und machtorientierte Ziele
            in Afghanistan verfolgen.
         

      

   
      
            1.WIR HABEN VERSAGT!

         

         Wenige Wochen nach dem Abzug der NATO-Truppen im August 2021 genügten, und die Taliban
            nahmen den Frauen alle Erfolge, die sie in den vergangenen Jahren erlangt hatten,
            Stück für Stück wieder ab. Die Zugeständnisse, die man den Taliban während der ersten
            sogenannten Friedensgespräche zwischen 2013 und 2014 abgerungen hatte, erwiesen sich
            als das, was sie von Anfang an waren: Lippenbekenntnisse. Die Taliban waren nur vermeintlich
            auf die Besorgnisse der Verhandlungspartner eingegangen und erwarteten stattdessen
            sehnlichst den Tag, an dem sie erneut die Kontrolle über das ganze Land haben würden.
         

         Für jene, die die früheren Appelle der internationalen und lokalen Menschen- und Frauenrechtsorganisationen
            verfolgt haben, war dies keine wirkliche Überraschung. Denn sie machten schon lange
            darauf aufmerksam, was in den Provinzen geschah, die die Taliban lange vor Kabul eingenommen
            oder nie aufgegeben hatten.
         

         In über der Hälfte der 34 Provinzen Afghanistans hatte sich die prekäre Lage der Frauen
            ohnehin nie verändert. Und so gehört auch dies zur Wahrheit: Wenn man das Schicksal
            der afghanischen Frauen anschaut, die außerhalb der Großstädte leben, wird deutlich,
            wie gering die Zahl der Frauen war, die tatsächlich von den wenigen Chancen profitieren
            konnten, die sich in den letzten 20 Jahren boten. Auch unter den Augen des Westens
            konnte sich weder das ambitionierte Ziel, afghanische Frauen zur Gleichberechtigung
            zu verhelfen, noch die Idee, dass Menschenrechte auch für Frauen gelten, landesweit
            etablieren. Milliarden von Hilfsgeldern wurden jahrelang im Namen der Förderung von
            Frauen bedingungslos an die afghanische Regierung ausgezahlt und befeuerten eher die
            Korruption, als dass sie den Frauen tatsächlich genutzt hätten. Nicht nur in dieser
            Hinsicht hat die internationale Gemeinschaft komplett versagt.
         

         Einmal mehr sind es nun vor allem die Afghaninnen, die die Folgen dieser gedankenlosen
            internationalen Politik ausbaden müssen. Die wenigen von ihnen, die von der Phase
            des Aufschwungs während des internationalen militärischen Einsatzes profitiert haben,
            werden erneut Opfer der frauenfeindlichen Taliban und sind schutzlos der Willkür der
            patriarchalen afghanischen Gesellschaftsordnung ausgeliefert. Auf der internationalen
            Ebene wird das vollmundig bedauert, aber niemand fühlt sich zuständig und übernimmt
            dafür die Verantwortung. Zwar wurde im Zuge der Evakuierungen neben lokalen MitarbeiterInnen
            der internationalen Organisationen auch Personen die Ausreise ermöglicht, die in der
            Zivilgesellschaft, den Medien, der Kultur oder der Wissenschaft tätig waren, aber
            die Mehrzahl der Afghaninnen hat dieses Privileg nicht.
         

         Zum großen Teil ist die den Mädchen und Frauen zugewiesene Rolle in den extrem frauenfeindlichen
            Traditionen der afghanischen Gesellschaft verankert. Die Schwierigkeiten und Herausforderungen,
            denen die sogenannte nassl-e nau, die »neue Generation«, gegenüberstand, sind keinesfalls neu. Nicht selten zwingt dieser
            große Spagat zwischen traditionellen Regeln und moderner Lebensweise Mädchen und Frauen
            dazu, resigniert aufzugeben und oft genug den einzigen Ausweg aus ihrer Situation
            in der Selbsttötung zu sehen. Wer sich organisiert und gegen die Traditionen auflehnt,
            geht ein hohes Risiko ein. So selbstverständlich der Wunsch nach Veränderung für jede
            gebildete moderne Frau auch scheint, bleibt doch vor dem Hintergrund der afghanischen
            Realität jeder Schritt in diese Richtung erwähnenswert, denn wer sich hier nicht an
            die zugewiesenen Regeln hält, läuft schnell Gefahr, umgebracht zu werden.
         

         Erschwert wurde und wird die Situation der Frauen durch den mehr als vier Jahrzehnte
            herrschenden Krieg. Diese Tatsache hat auch dazu beigetragen, dass viele Männer nichts
            anderes gelernt haben, als sich und ihre Ziele mit Waffengewalt durchzusetzen, statt
            mit Argumenten zu überzeugen. Da viele Ehemänner keinerlei Interesse daran haben,
            dass ihre Frauen irgendein traditionelles Gesetz in Frage stellen, geschweige denn
            demokratische Rechte in Anspruch nehmen, wird von ihnen jeder Versuch des Ausbruchs
            mit Gewalt unterbunden. So werden die Frauen, die ihre Stimme erheben, eingeschüchtert,
            bedroht und getötet. Die Konsequenzen aus ihrer auflehnenden Haltung bekommen oft
            nicht nur sie, sondern unter Umständen ihre ganze Familie zu spüren.
         

         Es steht zu befürchten, dass sich daran nichts ändern wird. Ende März traf sich der
            chinesische Außenminister Wang Yi mit seinem russischen Amtskollegen Sergej Lawrow,
            um multilaterale Beratungen über die Lage in Afghanistan zu führen und um ihre »strategische
            Partnerschaft« sowie ihre außenpolitische Kooperation zu festigen. Russische Medien
            zitierten Lawrow, dass für Russland »die Präsenz jeglicher US- und NATO-Infrastruktur
            in Afghanistans Nachbarländern inakzeptabel« sei.1 Die Bemühungen Chinas in Afghanistan machen sichtbar, dass sie in der Region immer
            mehr die Rolle der USA übernehmen wollen. Das sollte uns aufhorchen lassen.
         

         Vor allem kommt den Taliban diese Annäherung sehr entgegen. Denn ihren beiden mächtigen
            Partnern ist der Umgang der Islamisten bezüglich der Rechte der Frauen und Minderheiten
            im Land nicht wichtig. Sie müssen sich daher auch den moralischen Ansprüchen des Westens
            nicht verpflichtet fühlen und können die ohnehin viel zu leisen Forderungen, unverzüglich
            ihre neue Direktive zu revidieren, dass Mädchen ab der siebten Klasse bis auf Weiteres
            der Schulbesuch untersagt wird, ignorieren. Zudem hat der Ukrainekrieg die Frage nach
            der Aufarbeitung des militärischen Scheiterns in Afghanistan aus den westlichen Medien
            verdrängt, was den an der Macht Interessierten am Hindukusch ebenfalls sehr gelegen
            kommt.
         

         Allerdings gibt es auch Hoffnung: Die Außenministerin Annalena Baerbock hat am Beginn
            ihrer Amtszeit versprochen, die Außenpolitik Deutschlands weiblicher zu machen. Vor
            dem Deutschen Bundestag sagte sie im Zusammenhang mit Vergewaltigungen als Kriegswaffe:
            »Deswegen gehört zu einer Sicherheitspolitik des 21. Jahrhunderts auch eine feministische
            Sichtweise. Das ist kein Gedöns, sondern auf der Höhe dieser Zeit.«2 Denn Kriege und Konflikte gibt es genug, die einer Lösung harren – neben der Ukraine,
            wo aktuell mit großer Brutalität und Rücksichtslosigkeit Städte bombardiert, Zivilisten
            umgebracht und Familien auseinandergerissen werden, darf man auch den Jemen, Syrien,
            Äthiopien und Mali nicht vergessen. Und natürlich Afghanistan. Gemeinsam ist all diesen
            Ländern, dass die männliche Gier nach Macht und Respektlosigkeit die Basis der Zerstörungswut
            bilden, Machtbesessenheit anstatt Moral und Menschlichkeit herrschen. Dem steht eine
            feministische Außenpolitik entgegen.
         

         Die Basis der aus Schweden stammenden Idee, mehr Frauen in Schlüsselpositionen zu
            verhelfen, ist der Mensch – egal, ob Frau oder Mann –, der Mensch, der ungerecht behandelt
            wird. Feministische Außenpolitik vollzieht daher grob gesagt einen Paradigmenwechsel
            bei Sicherheitsfragen »weg vom rein militärischen Denken hin zu einem erweiterten
            Fokus, der – neben dem Kriegsgeschehen – die Zivilbevölkerung berücksichtigt: Frauen,
            Kinder, Alte, Kranke.«3 In Zeiten von Kriegen und Krisen sind es vor allem Frauen und Kinder, die benachteiligt
            werden und leiden. Terroristische und militärische Gruppierungen bestehen ausschließlich
            aus Männern. Mehr Feminismus in der Politik zu wagen würde bedeuten, männliche Aggressivität
            einzudämmen und Strukturen von Gewalt aufzubrechen.
         

         Eine feministische Außenpolitik hätte in der Vergangenheit sicherlich sehr viel stärker
            die Partizipation von Afghaninnen an Friedensgesprächen eingefordert. Eine Forderung,
            die in Afghanistan leider nie ernsthaft gestellt wurde. Selbst die Teams der an den
            Verhandlungen beteiligten westlichen Staaten bestanden, bis auf Ausnahmen, ausschließlich
            aus Männern. Eine Frau an der Spitze der deutschen Vertretung in Kabul würde sich
            dagegen viel überzeugender dafür einsetzen können, dass Afghaninnen mehr in die Gesellschaft
            integriert und in politischen und wirtschaftlichen Bereichen berücksichtigt werden.
            Frauen in Entscheidungspositionen könnten dazu beitragen, tiefgreifende Veränderungen
            in der patriarchalen afghanischen Gesellschaft zu verankern und somit die Entwicklung
            der Nation langfristig unterstützen. Aber dafür ist natürlich die schulische Bildung
            für alle eine grundlegende Basis und von zentraler Bedeutung und darf als Menschenrecht
            nicht von Entscheidungen Einzelner abhängig gemacht werden. Durch eine Außenpolitik,
            die Frauenrechte im Visier hat, bleiben Errungenschaften wie die vom damaligen Präsident
            Ashraf Ghani unterschriebene UN-Sicherheitsresolution 1325, die explizit den Schutz
            von Frauen und Mädchen in Kriegsgebieten und die Stärkung von Frauen in politischen
            Prozessen vorsieht, als nicht verhandelbare Gesetzesgrundlage verankert und werden
            nicht – wie geschehen – lediglich zu einer symbolischen Aktion.
         

         Das aber wäre so wichtig für Afghanistan, denn im Moment wiederholt sich für viele
            Menschen ein Albtraum: Sie drohen erneut Opfer von strategischen Machtkämpfen zu werden.
            Hinzu kommt die prekäre humanitäre Situation im Land: Laut Welthungerhilfe hungert
            mehr als die Hälfte der afghanischen Bevölkerung, darunter 13 Millionen Kinder.4

         Insgesamt steht es um die Entwicklung des Landes eher bescheiden: Das Bildungs- und
            Gesundheitswesen steht kurz vor dem Zusammenbruch und die Wirtschaft des Landes befindet
            sich im freien Fall. Aber diese Tatsachen interessieren weder China noch Russland.
            Anstatt dem bisherigen internationalen Konsens zu folgen und die Talibanregierung
            nicht anzuerkennen, machen sie den Islamisten diplomatische Zugeständnisse. Dabei
            spielen ausschließlich die wirtschaftlichen Interessen Chinas eine Rolle. Konkret
            geht es um den Zugang zu Rohstoffen. »China hatte sich bereits 2008 in Kabul Konzessionen
            zur Ausbeutung der Kupfervorkommen von Ainak bei Kabul gesichert, mit die größten
            der Erde, sowie später für kleinere Öl- und Gasfelder im Amu-Darja-Becken im Landesnorden,
            konnte aber kriegsbedingt nicht einmal grundlegende Infrastruktur entwickeln.«5

         In Afghanistan haben wir in den letzten 20 Jahren versagt und sind aktuell erneut
            wieder dabei zu versagen. Denn abermals spielen offenkundig wirtschaftliche und geopolitische
            Interessen von Politikern und Befehlshabern eine zentrale Rolle und die Zukunft der
            Mädchen und Frauen ist erneut ungewisser denn je – sofern es nicht endlich zu einem
            Paradigmenwechsel kommt.
         

      

   
      
            2.ZAN-E AFGHAN – AFGHANINNEN ALS PR-INSTRUMENT DES WESTENS

         

         Afghanische Frauen sind stets einem Strudel von Gewalt und Problemen ausgesetzt. Der
            überwiegende Teil der Afghaninnen kann weder lesen noch schreiben und lebt auf dem
            Land und somit an abgelegenen Orten. Der Analphabetismus unter Frauen liegt bei über
            90 Prozent. Ihr Leben hat sich daher auch in den vergangenen zwei Jahrzehnten nicht
            verändert. Von den großzügigen Förderungen aus dem Ausland haben sie nie profitieren
            können. Bereits der Herrscher Amanullah scheiterte in den Jahren 1923 bis 1929, als
            er die extrem patriarchalen Strukturen aufzuheben versuchte, am gewaltsamen Widerstand
            der afghanischen Männer, ebenso die pro-sowjetischen Regierungen von 1978 bis 1989.
         

         Nach dem Abzug der Sowjets aus Afghanistan im Jahre 1989, der das Ende des Kalten
            Krieges einleitete, und mit dem Sieg der Mudschahedin verlor die Weltöffentlichkeit
            das Interesse an Afghanistan. Dass der Westen dort einen von globaler Machtpolitik
            angetriebenen Krieg mit Hilfe religiös motivierter Stellvertreter ausgetragen hatte,
            wurde zunächst geflissentlich unter den Teppich gekehrt.
         

         Das kollektive Wegschauen vor dem, was dann im Land passierte, hatte fatale Folgen
            für die Frauen. Sie wurden schutzlos ihrem Schicksal und der Willkür der frauenverachtenden
            Gotteskrieger überlassen und erlebten zwischen 1992 und 2001 die barbarischsten und
            unerträglichsten Jahre ihrer jüngeren Geschichte. Dabei ist es allerdings nicht geblieben.
            Denn auch später hat sich nie jemand für die an ihnen begangenen Gräueltaten rechtfertigen
            müssen – geschweige denn, dass die Verbrechen aufgeklärt und die Täter bestraft worden
            wären.
         

         Afghanischen Frauen wurde nicht nur stets sehr viel abverlangt, während sie bei der
            Gestaltung der Gesellschaft kaum Mitspracherecht hatten. Sie wurden zudem stets benutzt
            und für politische Belange instrumentalisiert, um nicht zuletzt das Kriegsgeschehen
            zu emotionalisieren und politische Gegner oder ethnische Gruppen gezielt ins moralische
            Abseits zu stellen.
         

         Dass hinter der Unterdrückung und Instrumentalisierung der Frauen ein perfides System
            steckte, wurde durch die Veröffentlichungen der Website wikileaks.org, einer Plattform, die sich auf die Publikationen vertraulicher und geheimdienstlicher
            Dokumente spezialisiert hat, im März 2010 deutlich. Dort war zu lesen, dass die CIA
            die afghanischen Frauen und ihre prekäre Situation bewusst instrumentalisiert hat,
            um der ISAF-Mission (2001–2014) einen humanitären Anstrich zu geben. Bei dem veröffentlichten
            Dokument, welches als »confidential/noforn« (vertraulich/nicht freizugeben an ausländische
            Staatsangehörige/Regierungen/Nicht-US-Bürger) gekennzeichnet ist, handelt es sich
            um ein Spezialmemorandum der »Red Cell« (Rote Zelle) der CIA. Seine Aufgabe: »gebrauchsfertige
            Annäherungen« und »alternative Gesichtspunkte« für den Krieg anzubieten.1 Das Neue Deutschland kommentierte: »Die afghanischen Frauen sind der ideale Botschafter, um den Kampf
            der ISAF-Truppen gegen die Taliban human erscheinen zu lassen. Denn gerade Frauen
            können glaubwürdig über ihre Erfahrungen unter den Taliban und ihre Zukunftsträume
            sprechen.« In dem selben Artikel wurde schon damals die folgende Forderung aufgestellt:
            »Wir brauchen Reichweiten-starke Medien, in denen afghanische Frauen ihre Erfahrungen
            mit französischen, deutschen und anderen europäischen Frauen teilen können, damit
            gerade die bei europäischen Frauen stark vorhandene Skepsis gegen die ISAF-Mission
            abgebaut werden kann.« Am effektivsten seien »Medienevents, in denen afghanische Frauen
            von ihrer Situation Zeugnis ablegen.«2

         Unmittelbar nach dem Sturz der Taliban 2001 erkannte die afghanische Regierung die
            UN-Konvention zur Beseitigung jeglicher Form von Diskriminierung gegenüber Frauen
            an. In der Verfassung wurden sie sogar den Männern rechtlich gleichgestellt.
         

         Auf dieser Basis formierten sich Frauenprojekte, die viele Jahre auf diesen Rückhalt
            in der Gesetzgebung gewartet hatten und nun auch auf internationaler Ebene fachliche
            und finanzielle Unterstützung erhielten. Allerdings haben die Frauen von diesen Rechten
            nie durchgehend Gebrauch machen können, da die afghanische Regierung ihrer Rechenschaftspflicht
            gegenüber der afghanischen Nation und vor allem gegenüber den Frauen nicht nachgekommen
            ist und dadurch Gesetze untergraben hat, die Gewalt gegen Frauen verbieten und Mädchenrechte
            fördern.3

         Dass die CIA-Strategie nichts Neues ist, konstatierte unter anderem Jürgen Rose, Autor
            der Wochenzeitung Der Freitag, als er auf folgende Definition des modernen Krieges durch Kurt Tucholsky aus dem
            Jahr 1925 (mit Blick auf den Ersten Weltkrieg) hinwies: »Der moderne Krieg hat wirtschaftliche
            Ursachen. Die Möglichkeit, ihn vorzubereiten und auf ein Signal Ackergräben mit Schlachtopfern
            zu füllen, ist nur gegeben, wenn diese Tätigkeit des Mordens vorher durch beharrliche
            Bearbeitung der Massen als etwas Sittliches hingestellt wird.«4

         Genau nach diesem Muster ging die CIA im Falle des Afghanistankrieges vor. Sie musste
            fürchten, dass andernfalls die europäischen Bündnispartner abspringen. Daher entwickelte
            sie eine Strategie, welche die westeuropäische Öffentlichkeit dazu bringen sollte,
            die ansteigenden Opferzahlen unter den eigenen Soldaten und der afghanischen Zivilbevölkerung
            zu tolerieren: Sie gaben vor, die Frauen befreien zu wollen.
         

         Dadurch entstand auf absurde Weise eine Win-win-Situation: Auf der einen Seite konnten
            die westlichen Staaten ihren Einsatz am Hindukusch unter anderem mit der Befreiung
            der afghanischen Frauen legitimieren; auf der anderen Seite stand eine Generation
            junger Afghaninnen, die unter den Mudschahedin und Taliban groß geworden und hungrig
            nach Freiheit und Selbstbestimmung war, in den Startlöchern. Und so wurde jede neue
            Richterin, Parlamentarierin, Frauenrechtsaktivistin, Ärztin, Hochschulprofessorin,
            Lehrerin, Pilotin oder Journalistin als Erfolg des Einsatzes gefeiert. Die Schönheitsfehler
            dieser Idylle wurden erst auf den zweiten Blick erkennbar.
         

         In der 2004 verabschiedeten Verfassung, die den Frauen die rechtliche Gleichstellung
            zusicherte, stand nämlich noch etwas anderes: Gesetze, die im Widerspruch zu den Grundlagen
            des Islam stehen, haben keine Gültigkeit. Das afghanische Rechtssystem bekannte sich
            also einerseits zu der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und andererseits zur
            Scharia, einem Rechtssystem, das drakonische Strafen wie Steinigung und Abtrennen
            von Gliedmaßen für gesellschaftliches Fehlverhalten vorsieht und überdies einer großen
            Bandbreite von Interpretationen unterworfen ist. Mit diesem Zusatz war zum einen versucht
            worden, den Warlords und den islamistischen Hardlinern, die mit Hilfe der USA und
            ihrer Verbündeten Teil der afghanischen Regierung wurden, und zum anderen den demokratischen
            Kräften im In- und Ausland gerecht zu werden.
         

         Für die Demokraten entwickelte sich dieser juristische Drahtseilakt jedoch zu einer
            Tragödie. Denn ohne eine funktionierende Exekutive, die den politischen Rückhalt einer
            starken Regierung hat, war dieser Widerspruch in der Gesetzgebung nicht aufzulösen.
            Den Preis dafür zahlten wieder einmal die Afghaninnen: Sie wurden samt ihrer Rechte
            im Austausch für den verzweifelten Versuch eines sauberen Ausstiegs aus dem Afghanistan-Krieg
            geopfert, und es blieb eine gespaltene, verzweifelte und enttäuschte Bevölkerung zurück.
            Und die Menschen in der westlichen Welt stellten sich, wenn auch verspätet und durch
            immer kritischer werdende mediale Berichterstattung aufgerüttelt, allmählich doch
            die Frage nach der Legitimation des zwei Jahrzehnte andauernden Krieges.
         

         Die kanadische Gender-Forscherin Krista Hunt spricht von dem Konzept eines »Embedded
            Feminism« (eingebetteten Feminismus) in Anlehnung an den militärisch-politischen Begriff
            »Embedded Journalism«5. Sie beschreibt damit den geschlechtsspezifischen Charakter der von den USA angeführten
            Invasion in Afghanistan, der den Krieg gegen den Terror für die Öffentlichkeit mit
            der dramatischen Situation der afghanischen Frauen rechtfertigte. Hunt definiert das
            Konzept als die Einbindung feministischer Diskurse und feministischer Aktivistinnen
            in politische Projekte, die vorgeben, den Interessen von Frauen zu dienen, dieses
            Ziel aber letztlich unterordnen und/oder untergraben.6

         Bei den NATO-Truppen in Afghanistan standen die Zeichen bereits 2010 auf Rückzug.
            Die Taliban sahen sich dadurch als Gewinner und demonstrierten täglich in mehr als
            der Hälfte des Landes ihre Stärke und Macht. Ihre Rechnung war aufgegangen: Dass die
            selbsternannten Befreier weder das Budget noch die Ausdauer haben würden, um die Ziele
            ihres Einsatzes zu erreichen, hatten die Gotteskrieger längst vorausgesehen. Die Befürworter
            des Engagements in Afghanistan waren angesichts des drohenden Rückzugs alarmiert und
            nutzten jedes Mittel, um in den westlichen Nationen für einen längeren Verbleib der
            eigenen Truppen zu werben.
         

         Dass die CIA die afghanischen Frauen bewusst als ideale Botschafterinnen instrumentalisiert
            hatte, um die ISAF-Mission zu humanisieren, war ja seit der Veröffentlichung der Wikileaks-Dokumente
            bekannt. So verwunderte es nicht, dass ein Titelbild des Time-Magazins vom August 2010 in genau diese Kerbe schlug.7 Das Cover zeigt eine junge hübsche Afghanin. Dabei war nicht nur auffällig, dass
            man eine afghanische Frau ohne Burka sah, sondern auch, dass an der Stelle ihrer Nase
            ein Loch in ihrem Gesicht klaffte. Die Titelzeile zu dem Foto der Frau, der die Nase
            brutalst abgeschnitten worden war, lautete: »Was geschieht, wenn wir Afghanistan verlassen«.
            Ich fragte mich damals, ob der Titel nicht besser heißen müsste: »Wie konnte das passieren,
            wo wir doch seit neun Jahren für die Sicherheit in Afghanistan verantwortlich sind?«
         

         Das Foto demonstrierte, dass nicht nur unter der Herrschaft der Taliban grausame Verbrechen
            an Frauen begangen wurden. Und wenn man sich mehr mit dem Thema beschäftigt hätte,
            wäre schnell aufgefallen, dass auch vor den Taliban die Situation der Frauen nicht
            besser gewesen war. Erschreckend blieb aber, dass der NATO-Einsatz weder dem Leid
            der Afghaninnen ein Ende gesetzt hatte noch irgendjemand ernsthaft an ihrer Situation
            interessiert war.
         

         Ohne die Gräueltaten der Taliban gegenüber Frauen verharmlosen zu wollen, muss konstatiert
            werden, dass der Alltag der afghanischen Frauen bereits zwischen 1989 und 1998 von
            Gewalt, Folterungen, Vergewaltigungen, Verstümmelungen und Geiselnahmen geprägt war
            und die Weltöffentlichkeit davon keine Notiz nahm. Afghaninnen fragen sich deshalb
            oft, warum der Westen nicht schon damals eingriff, um ihre Qualen zu beenden oder
            das Unrecht anzuklagen.
         

         Erst eine gewisse Zeit nach den Anschlägen auf das World Trade Center rückte die afghanische
            Frau plötzlich in den Mittelpunkt der Ereignisse und musste dringend gerettet werden.
            Dass ihr Schicksal instrumentalisiert wurde, liegt auf der Hand.
         

         Internationale Menschenrechtsorganisationen und Feministinnen haben seit dem Beginn
            des NATO-Einsatzes beklagt, dass es ein perfides Vorgehen sei, mit den Lebensumständen
            der Frauen einen militärischen Einsatz zu rechtfertigen. Priyamvada Gopal, Professorin
            für Postkoloniale Studien an der Universität Cambridge, die sich auf Frauen und Postkoloniale
            Theorie spezialisiert hat, beschreibt in einem Artikel die Strategie des Time-Magazins folgendermaßen: »Feministinnen argumentieren seit Langem, dass die Berufung
            auf die Situation der Frauen zur Rechtfertigung der Besatzung ein zynischer Trick
            ist, und das Time-Titelbild wird bereits dafür kritisiert. Interessanterweise enthüllen die WikiLeaks-Dokumente
            den Rat der CIA, die Notlage der afghanischen Frauen als ›Druckmittel‹ zu nutzen,
            um die schwindende öffentliche Unterstützung für den Krieg zurückzugewinnen.«8

         Ein legitimes Argument für einen längeren Einsatz hätte der langfristige zivile Aufbau
            des Landes sein können, ein ernst zu nehmender Kampf gegen die Korruption, das Absichern
            der Justiz, die Beschaffung von Arbeitsplätzen. Stattdessen machte man Stimmung mit
            dem Bild einer verstümmelten Frau. Da die Beteiligung der afghanischen Frauen an politischen
            Ämtern seit der Petersberger Konferenz 2001 von den westlichen Staaten per Quote auf
            11 Prozent festgelegt war, gehörten sie auch 2005 in der ersten Ratsversammlung nach
            den langen Bürgerkriegsjahren dazu. Die Süddeutsche Zeitung betitelte damals einen Beitrag zu diesem Thema mit »Frauen an der Macht«9. Die an der Loya Jirga, der traditionellen Stammesversammlung, teilnehmenden Frauen wurden darin als diejenigen
            beschrieben, die die Zukunft des Landes unbedingt mitbestimmen wollten. Eine Mitarbeiterin
            der Vereinten Nationen hielt diese Frauen für besonders »intelligent, redegewandt
            und willensstark« und wurde mit den Worten zitiert: »Nach 22 Jahren Bürgerkrieg und
            jahrelanger Taliban-Herrschaft, in denen sie aus dem öffentlichen Leben verbannt wurden«,
            hätten »sich schon jetzt viele Frauen ihren Platz in der afghanischen Gesellschaft
            zurückerobert«.10

         Eine deutliche Fehleinschätzung, die die wahre Lage vor Ort verkannte und verklärte.
            Denn wie sollten Frauen, die 22 Jahre gezielt misshandelt, missbraucht und ausgebeutet
            worden waren, imstande sein, ihren Platz in der afghanischen Gesellschaft in so kurzer
            Zeit zurückzuerobern? Und wie genau der Platz der Frauen in dieser frauenfeindlichen
            patriarchalen Gesellschaft aussehen soll, wurde auch nicht umrissen.
         

         Immer wieder widmeten sich die Medien den Frauen, die die Chancen zur Teilhabe nutzten
            und sich in politischen Ämtern engagierten. So hieß es in einem Artikel der Frankfurter Rundschau: »Afghanistans Emanzen: Sie tragen Flugblätter statt Schleier – afghanische Frauen
            im Widerstand«.11 Einen kritischeren Ansatz zeigte die Berliner Zeitung 2009: Sie wies bereits damals darauf hin, wovor sich die Menschen fürchteten: »›Würden
            die Ausländer unser Land verlassen‹, sagt einer ihrer Begleiter zum Abschied, […]
            ›Frauen wie Safia, Sumaya oder Fatima würden als erste umgebracht, von den Kriegsfürsten
            oder den Taliban.‹«12

         Während die Ergebnisse der Friedensgespräche mit den Taliban zwischen 2020 und 2021
            eine Zielrichtung nahmen, die die zuvor formulierten Versprechungen der westlichen
            Staatengemeinschaft immer unwahrscheinlicher werden ließen, änderte sich auch der
            Tenor in den Medien. Afghaninnen wurden in den internationalen Medien immer häufiger
            als eine selbstbestimmte Gruppe dargestellt, die eine Wahl hinsichtlich einer selbstbestimmten
            Zukunft hätte. Und das, obwohl bereits eindeutig feststand, dass mit dem Rückzug der
            internationalen Truppen auch die Nischen, in denen sich die wenigen aktiven Frauen
            bis dahin einigermaßen sicher fühlen konnten, aufgespürt und vernichtet würden. Überschriften
            wie »Sie fürchtet weder den Tod noch die Taliban« in der Neuen Zürcher Zeitung vom Januar 202013 führten in die Irre. Denn nur anderthalb Jahre nach dem Erscheinen des Beitrages
            musste die in dem Artikel beschriebene »jüngste Bürgermeisterin Afghanistans«, die
            international so groß gefeiert wurde, das Land verlassen, weil sie von Traditionalisten
            wie den Islamisten extrem angefeindet wurde.
         

         Nach 20 Jahren eines vergeblichen Intermezzos westlicher Mächte in Afghanistan wurde
            noch einmal deutlich, wie die afghanischen Frauen – lebendig, tot oder verstümmelt
            –, wie ihr ganzes Leid dafür herhalten musste, die Sinnhaftigkeit des NATO-Einsatzes
            zu belegen. Das plötzliche starke mediale Erscheinen von Frauen hätte uns spätestens
            nach der Enthüllung von Wikileaks über die taktische Vorgehensweise der USA stutzig
            machen müssen. Dass sich selbst seriöse Medien dafür missbrauchen ließen, erschwerte
            sicherlich das Infragestellen der Inhalte. Umso wichtiger wäre es gewesen, dass hier
            PolitikerInnen und JournalistInnen ihre Verantwortung wahrgenommen und die Verantwortlichen
            entlarvt hätten. Das Aufdecken der Misere hätte ein Zeichen dafür sein können, dass
            der Krieg schon lange vor 2021 in eine Sackgasse geraten war.
         

      

   
      
            3.AFGHANISCHE FRAUENRECHTE ALS SPIELBALL DER POLITIK IM HISTORISCHEN RÜCKBLICK

         

         Betrachtet man die Situation afghanischer Frauen im Kontext der Geschichte, so wird
            schnell deutlich, wie sehr ihre Stellung im Land den jeweiligen politischen und gesellschaftlichen
            Machtverhältnissen unterworfen war. Je nach ideologischer Überzeugung der beteiligten
            Player wurden den Frauen ganz nach Belieben ihre persönlichen Rechte ab- oder zuerkannt.
            Afghanische Herrscher waren entweder zu schwach und ließen sich daher zum Preis geopolitischer
            Einflussnahme finanziell und militärisch von den Weltmächten unterstützen, oder es
            wurde mit denselben Mitteln eine Opposition im Land aufgebaut, um das jeweils herrschende
            System zu stürzen. In einer multiethnischen und stammesorientierten Gesellschaft wie
            Afghanistan ist es erstaunlich einfach, für die Durchsetzung eigener Ziele Mitstreiter
            zu finden, indem man ethnische oder religiöse Gruppen mit unterschiedlichen Überzeugungen
            gegeneinander ausspielt.
         

         In der Entwicklung des Landes sind daher seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts wiederholt
            Perioden liberaler Politik hinsichtlich der Frauenrechte erkennbar. Aber genauso regelmäßig
            werden diese von Kräften abgelöst, die alle Errungenschaften zunichtemachen. Dabei
            hat es allerdings stets große Differenzen zwischen ländlichen und städtischen Gebieten
            gegeben. Ebenso spielen die ethnische Zugehörigkeit, die Konfession und der Bildungsgrad
            dabei eine erhebliche Rolle.
         

         Zu Beginn des 20. Jahrhunderts befand sich Afghanistan in einem ersten westlich orientierten
            Modernisierungsprozess. Seitdem haben sich die Herausforderungen, mit denen sich Frauen
            in Afghanistan im Kampf um ihre Rechte und ihre Beteiligung an der Gestaltung der
            Gesellschaft konfrontiert sahen, dauernd gewandelt.
         

         Sucht man heute nach Belegen für frühere Entwicklungen der Emanzipation und Partizipation
            von Frauen in Afghanistan, so werden nicht selten Fotos bemüht, vor allem aus den
            60er und 70er Jahren. Anhand ihres Umfelds (in der Universität, im Straßenbild oder
            bei Feierlichkeiten) und der Kleidung ist schnell zu erkennen, dass Frauen in Afghanistan
            immer wieder eine Welle der Freiheit und der Gleichberechtigung erlebt haben. Allerdings
            wird im Westen eine Frau, die keine Burka trägt und in einem Minirock zu sehen ist,
            fälschlicherweise als gleichberechtigt und selbstbestimmt wahrgenommen. Das eigentliche
            Problem afghanischer Frauen war und ist nicht das Tragen des Schleiers oder der Burka,
            sondern dass ihnen grundsätzliche Menschenrechte vorenthalten werden.
         

         Daher ist es wichtig, festzuhalten: Selbst in den Phasen, in denen die Förderung der
            persönlichen und gesellschaftlichen Rechte der Frauen einen politischen Zweck erfüllte,
            spielten diese Errungenschaften nur in der Hauptstadt und den wenigen anderen Großstädten
            und immer nur in der Elite eine zentrale Rolle im Alltag. Wenn von Frauenrechten die
            Rede ist, so kann man sicher sein, dass die Mehrzahl der Frauen in Afghanistan niemals
            davon profitiert hat.
         

         
            
               Freiheiten, die keine sind
               

            

            Der Herrscher Amanullah hatte nach dem erfolgreich geführten dritten Krieg gegen Großbritannien
               dieses 1919 gezwungen, Afghanistan als souverän und unabhängig anzuerkennen. Bereits
               in den Jahren 1923 bis 1929 (vom Zeitpunkt der neuen Verfassung bis hin zu seiner
               Abdankung und dem Verlassen des Landes) unternahm er in Anlehnung an das gleichzeitige
               türkische Vorbild die ersten Versuche, die Frauen von den traditionellen Bindungen
               an Stammesregeln zu emanzipieren. Doch bald verdrängten ihn Gegner seiner Modernisierungswelle
               und entrechteten die Frauen erneut.
            

            Auch in den folgenden Jahrzehnten wiederholte sich dieses Muster: Ein Herrscher setzte
               sich dank finanzieller und militärischer Hilfe des Auslands durch und unterstrich
               seinen Willen zum Fortschritt, wobei er oberflächliche Maßnahmen in die Wege leitete,
               um die Gleichberechtigung der Geschlechter voranzubringen, bis seine reaktionären
               Widersacher, durch andere Kräfte unterstützt, die Macht an sich rissen und die Errungenschaften
               revidierten. Leidtragende waren am Ende immer die Frauen.
            

            Dass dieser Reflex auch im 21. Jahrhundert zuverlässig funktioniert, zeigte sich,
               als die USA und ihre Verbündeten im Oktober 2001 Afghanistan militärisch angriffen.
               Auch sie begründeten ihren Einsatz unter anderem mit der prekären Situation der Frauen
               und setzten zunächst eine Regierung ein, die eine von außen diktierte Politik umsetzte.
            

            Fortschritte waren schnell zu erkennen. Nach den langen Jahren des Bürgerkriegs und
               einer Zeit, in der die Talibanherrschaft sie aus dem Straßenbild der Städte verdrängt
               hatten, sah man immer mehr Frauen, die in der neuen Situation ihre Chance sahen und
               voller Hoffnung ihre Häuser verließen. Während die meisten Männer ihren alten Gewohnheiten
               nachhingen, war es bei den Mädchen und Frauen anders: Sie waren aktiv, organisierten
               ihren Alltag und die Versorgung der Familie und besuchten vor oder nach der Schule
               Fortbildungskurse in Informatik und Englisch. Man konnte sogar Frauen beobachten,
               die Auto fuhren.
            

            Für uns mag das im 21. Jahrhundert selbstverständlich klingen. Man muss sich den plötzlichen
               Umschwung aber in einem Land vorstellen, in dem es Mädchen nicht gestattet war, zur
               Schule zu gehen, in dem Frauen nicht einmal im Krankheitsfall einen Arzt aufsuchen
               durften.
            

            Und doch darf man sich von diesen Bildern nicht täuschen lassen. In vielen Teilen
               des Landes hat sich daran auch in den letzten zwanzig Jahren nichts geändert. Die
               Tatsache, dass die Zahl der Frauen, die weder von den neuen Freiheiten profitieren
               noch die ihnen plötzlich zugestandenen Rechte einfordern konnten, ungleich größer
               war als die der sich emanzipierenden, wurde von den politisch Verantwortlichen geflissentlich
               ignoriert. Eine Frauenrechtsaktivistin aus Balkh, einer Provinz im Norden Afghanistans,
               erzählte mir 2005 von einem Fall, in dem eine Frau über viele Jahre von ihrem Mann
               im Keller des Hauses eingesperrt worden war. Als ihr Bruder sie befreite, waren ihre
               Oberarme voller Narben, weil sie sich immer wieder blutig gebissen hatte. Aber anstatt
               solche Missstände ernst zu nehmen, wurde der Blick immer wieder auf die in Wahrheit
               dürftigen Erfolge in den Großstädten gerichtet.
            

            In den beiden letzten Jahrzehnten gelang es selbst unter internationaler Aufsicht
               nicht, das Gebot der afghanischen Verfassung von 2004, dass die Menschenrechte im
               Grundsatz auch für Frauen gelten, über die Grenzen einiger weniger Städte hinaus durchzusetzen.
               Damit hat sich im Laufe der letzten Jahre leider bestätigt, dass es trotz zahlreicher
               Bekenntnisse nie wirklich um die Rechte der Frauen gegangen ist. Und solange die Frauen
               aufgrund fehlender Bildung – 90 Prozent sind Analphabetinnen – nicht in der Lage sind,
               ihre Rechte einzufordern, und sie keinen Rückhalt aus der Politik bekommen, wird weiterhin
               das Gesetz des Stärkeren gelten.
            

            Viele intellektuelle und kriegsmüde Afghanen werteten den Angriff der USA 2001 als
               eine Chance, da sie die Beendigung des Krieges erhofften und sich davon für sich und
               ihre Familien eine Verbesserung der Lage versprachen. Im Lauf der Zeit wuchs aber
               dann die Irritation, dass die Lebensumstände der Menschen in den Provinzen nicht besser
               und Frauen dort immer noch wie Tiere behandelt wurden und dass man ehemalige Kriegsverbrecher
               und Taliban in Verhandlungen hofierte und sogar an der Regierung beteiligte. Allmählich
               verlor die große Mehrheit der Bevölkerung ihr Vertrauen in den neuen Staat und seine
               westlichen Schutzmächte. Vor allem wurde der Unmut über die von den USA eingesetzte
               Regierung immer lauter, da diese die finanzielle Hilfe, die eigentlich für den Wiederaufbau
               des Landes – und die Unterstützung der Frauen – gedacht war, in die eigenen Taschen
               steckte und Netzwerke der Korruption zu ihrem persönlichen Vorteil auslegte. Der Ruf
               der Menschen nach Gerechtigkeit blieb ungehört. Sie fühlten sich von der Regierung
               nicht repräsentiert und hätten lieber einige von deren Mitgliedern auf der Anklagebank
               in Den Haag gesehen.
            

            Auch die Frauen fühlten sich immer mehr verraten. Sie waren wütend, war doch ihre
               Befreiung erst zu einem Ziel des Krieges in Afghanistan erklärt worden, wurde dann
               aber aus Feigheit während der Verhandlungen mit den Taliban ignoriert. »Sie haben uns und unsere Rechte verkauft«, höre ich oft seit dem überstürzten Rückzug des Westens.
            

            Mohtaba, eine Lehrerin aus Kabul, die ihre vier Kinder alleine großziehen und versorgen
               musste, fragte mich 2006 tatsächlich, nachdem sie mir ihre Lebensgeschichte erzählt
               hatte, ob mir bekannt sei, dass vor dem afghanischen Gesetz Mann und Frau gleichberechtigt
               sind. Sie hatte in der Nachbarschaft einen schlechten Ruf und wurde bedroht, weil
               sie notgedrungen gelernt hatte, sich gegen Männer zu wehren und zu behaupten. Ihr
               Mann war in den 90er Jahren eines Nachts von Regierungsbeamten abgeholt worden, und
               sie hatte ihn seitdem nicht mehr gesehen. Sie sagte mir, dass sie das Vertrauen in
               Gesetze verloren habe, und fügte hinzu: »Solange eine Regierung nicht die Grundrechte
               der Frauen verteidigt und Straftaten gegen Frauen verfolgt und bestraft, trauen sich
               die afghanischen Frauen nicht, ihre Rechte in Anspruch zu nehmen, vor allem die in
               den Provinzen nicht. Die meisten wissen ja nicht einmal, welche Rechte sie haben.«
            

            Dabei unterscheiden sich die Strategien der afghanischen Männer im Alltag nicht von
               denen der nationalen und internationalen Politik im Großen. Beide benutzen die Frauen,
               um ihre Ziele zu erreichen oder ihre Machenschaften zu rechtfertigen. In Afghanistan
               ist es zum Beispiel üblich, Frauen, die in der Schlange vor Ämtern stehen, vorzulassen,
               damit sie nicht zwischen den Männern warten müssen. Dieser Umstand wird oft von ihren
               Ehemännern ausgenutzt, die ihre Frauen vorschicken, um sich durch sie einen Vorteil
               zu verschaffen, schneller voranzukommen. Überhaupt werden die Rechte der Frauen je
               nach Zweckmäßigkeit und ihrem Nutzen für die männliche Bevölkerungsgruppe bedacht
               und kommen innerhalb der vorhandenen gesellschaftlichen Strukturen nicht vor.1

         

         
            
               Afghanistan wird europäisch – die 20er Jahre
               

            

            Mit dem Friedensvertrag von Rawalpindi endete im August 1919 der Dritte und letzte
               der Anglo-Afghanischen Kriege. Wenige Tage später erklärte der spätere König Amanullah
               die Unabhängigkeit seines Landes.2 Der dem Westen zugetane Emir setzte sich für die Modernisierung seines Landes ein.
               Inspiriert von den Reformen Atatürks in der Türkei und Reza Shahs im Iran, leitete
               er politische und soziale Veränderungen ein, zu denen die Ausweitung der persönlichen
               Freiheit und gleiche Rechte für alle Afghaninnen und Afghanen gehörten. Der Emir war
               durch seine Eindrücke, die er während seiner Reisen in Europa gewann, von der neuen
               Welt so sehr angetan, dass er sich nach seiner Rückkehr umgehend daranmachte, sein
               Heimatland kulturell und sozial entsprechend umzugestalten.3

            Seine sozialen Reformen umfassten sogar eine neue Kleiderordnung für die Regierungsangestellten.
               An den Stadtgrenzen Kabuls gab es die Möglichkeit, Anzüge auszuleihen, damit Männer,
               die in der Stadt Behördengänge zu erledigen hatten, sich dem neuen Stil eines modern
               ausgerichteten Staates entsprechend kleiden konnten, um nicht mit der als rückständig
               angesehenen traditionellen Kleidung das Straßenbild zu stören.
            

            Um nach außen den neuen Zeitgeist zu demonstrieren, veränderte er darüber hinaus maßgeblich
               die Situation der Frauen. So schaffte er zum Beispiel den parda ab. Mit Hilfe dieses Vorhangs wurden bis dahin die beiden Geschlechter sowohl innerhalb
               des Hauses als auch im öffentlichen Raum physisch voneinander getrennt. Ab jetzt konnten
               Frauen und Männer gemeinsam ohne eine räumliche Trennung an Veranstaltungen teilnehmen –
               zumindest in der Öffentlichkeit. Im privaten Bereich hatte diese Vorgabe keine Auswirkung.
               Da war es weiterhin den Familien selbst überlassen, wie sie leben wollten.
            

            Zum Modernisierungsprogramm Amanullahs gehörte auch die Befreiung der Frauen aus den
               kulturellen Normen der Stammesgesellschaften. Seine von Europa beeinflusste Politik
               beeindruckte vor allem die afghanische Elite, die das neue Gesellschaftsmodell unreflektiert
               nachahmte. Die Frau des Emirs, Königin Soraya, unterstützte das Vorhaben ihres Ehemannes,
               indem sie als Zeichen der neuen Ära ihren Schleier öffentlich ablegte und damit die
               Frauen des Landes aufforderte, es ihr gleichzutun. Soraya, die in einem Beitrag des
               New Lines Magazine als »The Eva Perón of Afghanistan« bezeichnet wurde, gründete die erste Frauenzeitschrift
               Afghanistans, Ershad-i-Niswan (Anleitung für Frauen).4

            Doch nicht nur sie, sondern auch weitere Frauen aus der Familie des Königs beteiligten
               sich aktiv an der Gestaltung des neuen gesellschaftlichen Lebens. Ein Beispiel dafür
               war Amanullahs Schwester Kobra, die Anfang der 20er Jahre die Vorsitzende der Organisation
               Anjuman-i-Himayat-i-Niswan (Vereinigung zum Schutz der Frauen) war. Ziel der Organisation war es, Frauen darin
               zu ermutigen, sich bei persönlichen Schwierigkeiten an Anjuman-i-Himayat-i-Niswan zu wenden, um sich untereinander zu vernetzen und zu unterstützen und so einen Weg
               aus ihren alltäglichen Problemen zu finden. Um den Zugang der Frauen zum Gesundheitswesen
               zu gewährleisten, wurde in Kabul sogar ein Krankenhaus nur für Frauen errichtet.
            

            Anlässlich des 7. Jahrestages der Unabhängigkeit Afghanistans wandte sich Königin
               Soraya in einer Veranstaltung an die versammelten Frauen mit den Worten: »Denken Sie
               nicht, dass unsere Nation nur Männer braucht, um ihr zu dienen. Auch Frauen sollten
               ihren Teil dazu beitragen, so wie sie es in den frühen Jahren des Islam getan haben.
               […] Aus ihren Beispielen lernen wir, dass wir alle zur Entwicklung unserer Nation
               beitragen müssen, und das ist nicht ohne Wissen (Bildung) möglich […].«5

            Die Nachrichten über die Veränderungen in Kabul und Fotos von den Reisen des Königspaars
               erreichten bald auch die Provinzen, in denen die dort herrschenden Gouverneure jedoch
               eine ganz andere Politik verfolgten. Dort sah man überhaupt keine Veranlassung für
               eine Umgestaltung des sozialen Lebens oder eine veränderte Einstellung gegenüber Frauen.
               Der Unmut aus den Provinzen wurde immer lauter. Konservative und regionale Clanführer
               sahen in den Bildern und Berichten einen eklatanten Verrat an der afghanischen Kultur,
               der Religion und der Ehre der Frauen.
            

            Und bereits damals wurde der innerstaatliche Konflikt wohl aus dem Ausland geschürt.
               Die emeritierte Professorin Dr. Huma Ahmed-Ghosh, die in der Abteilung für Frauenstudien
               an der San Diego State University tätig ist und zu deren Forschungsschwerpunkten unter
               anderem die Frauen in Afghanistan gehören, schreibt dazu: »Vermutlich verteilten die
               Briten Bilder von Soraya ohne Schleier, die mit ausländischen Männern speist und sich
               vom französischen Staatschef die Hand küssen lässt, in den Stammesgebieten Afghanistans.«6

            Der Grund für die Einflussnahme der Briten, auf diese Weise die afghanische Monarchie
               zu schwächen, kann darin vermutet werden, dass diese sich nach den schweren Verlusten
               und der damit verbundenen Demütigung im Dritten Anglo-Afghanischen Krieg für die einseitige
               Erklärung der vollständigen Unabhängigkeit im Jahr 1919 durch Amanullah revanchieren
               wollten. »Man kann die Verbreitung solcher Bilder aus ausländischen Quellen als Beweis
               für die britischen Bemühungen sehen, die afghanische Monarchie zu destabilisieren,
               als einen der ersten von vielen internationalen Versuchen, das Land in einem politischen,
               sozialen und wirtschaftlichen Chaos zu halten.«7

            Auf großen Widerstand bei der Bevölkerung sind die Briten damit nicht gestoßen, da
               die Konservativen ohnehin in dem Verhalten des Königs und seiner Frau Soraya eine
               Provokation sahen und die Verbreitung der Bilder des Königspaars wie Öl auf die bereits
               lodernden Flammen war. So nahmen beide Seiten, also die afghanischen Konservativen
               wie die Briten, die in Europa entstanden Bilder des Paars als willkommenen Vorwand,
               um das unmoralische Verhalten des ohnehin ungeliebten Königs zu belegen und ihn somit
               zu schwächen und später zu eliminieren. Bis die Nachricht über die Entschleierung
               der Königin die Provinzen erreichte, war aus »die Frauen in Kabul haben die Schleier
               abgelegt« »die Frauen in Kabul laufen nackt herum« geworden.
            

            Doch die Situation sollte noch drastischer werden: Als König Amanullah im Rahmen seiner
               Reformen zu Beginn der 20er Jahre das Heiratsalter für Mädchen auf 18 Jahre und für
               Männer auf 21 Jahre hinaufsetzte und die Polygamie abschaffte, sprach die große Ratsversammlung
               Loya Jirga schließlich ein Machtwort. Sie forderte den König auf, seine Modernisierungsvorhaben
               rückgängig zu machen und sich einer traditionelleren Agenda des sozialen Wandels anzupassen.
            

            Daraufhin unternahm Amanullah halbherzige Versuche, seine westlich orientierte Politik
               zu revidieren, indem er einige Schulen für Mädchen in Kabul und in ländlichen Gebieten
               schließen ließ und den Frauen wieder den Schleier verordnete. Huma Ahmed-Ghosh berichtet
               sogar, Amanullah habe ein zweites Mal geheiratet, um den Widerstand, der sich in den
               ländlichen Gebieten formierte, abzuwehren. Das würde bedeuten, dass er der Polygamie
               Vorschub leistete, um die Konservativen zu besänftigen. Allerdings kamen diese Zugeständnisse
               zu spät. Viele Männer empfanden die Reformen als Affront gegenüber den Lehren des
               Islams und sahen dadurch ihre familiäre und stammesbezogene Autorität gefährdet. Durch
               landesweite Aufstände dazu gezwungen, verließ Amanullah 1929 schließlich das Land.
               Die Folge: Ein Bürgerkrieg brach aus, Frauen mussten sich wieder landesweit verschleiern,
               Mädchenschulen wurden geschlossen. Die Frauen in ländlichen Regionen, also außerhalb
               Kabuls, hatten ohnehin nicht von den Veränderungen durch die angestrebte Modernisierung
               profitiert.8

            Nach der völligen Abschaffung der Gleichstellungsgesetze unter den Nachfolgern Amanullahs
               erlebten die Frauen erst 1930 durch die Machtübernahme Nadir Schahs (1930–1933) eine
               erneute vorsichtige Einführung von Rechten.9 Nadir Schah öffnete nach und nach einige Schulen für Mädchen und versuchte, einige
               Reformen bezüglich der Frauenrechte durchzuführen, allerdings ging er dabei sehr vorsichtig
               vor, um die konservativen Stammesführer nicht zu verschrecken.
            

         

         
            
               Neue Freiheiten entstehen und vergehen – die 40er und 50er Jahre
               

            

            Die Frage, wie sich die Frauen kleiden, benehmen und welche Rechte sie innerhalb der
               Gesellschaft haben sollten, ist in Afghanistan seit dem Anfang des 20. Jahrhunderts
               immer wieder Auslöser politischer Konflikte. So ging die Diskussion um Pro und Kontra
               hinsichtlich der Rechte der Frauen, die in Afghanistan rasch die gesellschaftliche
               Ordnung in Frage stellt, auch in den 40er und 50er Jahren weiter. Organisationen,
               die bereits unter der Regierung Amanullahs tätig waren und sich mit Frauenrechten
               befassten, nahmen ihre Aktivitäten wieder auf und wurden erneut von der Regierung
               unterstützt und finanziert.
            

            Im Jahre 1943, während der Regierungszeit des Königs Zahir Shah, gründete eine zwanzigköpfige
               Frauenvereinigung im Zentrum von Kabul eine Institution mit dem Namen Mohasesa-e Hali Naswan (Women’s Grand Organization – Hohes Fraueninstitut), um Frauen zu organisieren, auszubilden
               und aufzuklären. Zwei Jahre später, 1945, wurde auf Vorschlag von Bibi Zainab, der
               Nichte des früheren Königs Amanullah, ein Grundstück im Stadtteil Shahr-e-Naw im Zentrum von Kabul für diese Organisation erworben, auf dem man einen Kindergarten,
               eine Schule, ein Kino und Büros errichtete. Das Kino erhielt den Namen Zainab-Kino.
               In der Schule der Mohasesa-e Hali Naswan wurden vor allem verheiratete Frauen alphabetisiert.10

            1949 wurden in Afghanistan die ersten Parlamentswahlen abgehalten. »Es ist nicht klar,
               welche Altersvoraussetzungen für Wähler und Kandidaten galten, aber es wird vermutet,
               dass jeder Staatsangehörige über 25, männlich oder weiblich, dem die politischen Rechte
               nicht entzogen waren, berechtigt war, und dass außerhalb Kabuls nur wenige Frauen
               als Wählerinnen daran teilnahmen.«11 Trotz der geringen Beteiligung bleibt es erwähnenswert, dass den Frauen damals das
               Wahlrecht zugestanden wurde. In der Schweiz sollte es beispielsweise noch über zwei
               Jahrzehnte andauern, bis das Frauenwahlrecht in Kraft trat.
            

            In dem sehr ausführlichen Beitrag des Afghanistan Analysts Network (AAN), einer unabhängigen,
               gemeinnützigen Organisation für politische Forschung, wird beschrieben, dass ab der
               zweiten Hälfte der 40er Jahre die Partizipation der Frauen innerhalb der Gesellschaft
               und der Öffentlichkeit eine Zweiklassengesellschaft hervorbrachte. Das heißt, wer
               etwas auf sich hielt und als roschanfeker (Intellektueller) gelten wollte, setzte sich für die Rechte der afghanischen Frauen
               ein – unabhängig davon, ob Frau oder Mann. Diese Haltung der Kabuler Elite, die auch
               für die Bewohner der westafghanischen Kulturstadt Herat gilt, hat viel dazu beigetragen,
               dass die Kluft und die Diskrepanz zwischen der Hauptstadt, als Sitz der Regierung,
               und den Provinzen immer größer wurde und es zu Missstimmungen im Land kam. Die Einwohner
               Kabuls nahmen für sich in Anspruch, gebildet, städtisch und etwas Besseres zu sein,
               im Vergleich zu den »Ungebildeten« aus den Provinzen, die nicht einmal die Hochsprache
               Farsi sprachen, sondern »nur« Paschtu, die inzwischen offiziell als die zweite Hauptsprache
               des Landes anerkannt ist.
            

            Thomas Ruttig zitiert im Beitrag des Afghanistan Analysts Network verschiedene Artikel
               aus der damaligen führenden Literaturzeitschrift der Stadt Herat, Majala-ye Herat, in denen Intellektuelle (Männer und Frauen) zum Thema Frauenrechte schrieben und
               darin sogar die Gerichte dafür kritisierten, dass diese nicht einmal die Rechte der
               Frauen, die ihnen der Islam zugesteht, ausreichend schützen würden. Darüber hinaus
               »beklagten sie, dass die afghanischen Frauen ungebildet und unwissend seien […], forderten
               die Väter auf, der Erziehung und Bildung ihrer Töchter die gebührende Aufmerksamkeit
               zu schenken […], da gebildete Frauen für die sozioökonomische und kulturelle Erneuerung
               der afghanischen Gesellschaft unerlässlich seien. […] Einige von ihnen forderten sogar
               die Gleichberechtigung von Mann und Frau.«12

            Die 1924 geborene Schriftstellerin Maga Rahmani veröffentlichte 1952 ein Buch mit
               dem Titel Rede hinter Schleiern, das nur in persischer Sprache erschienen ist.13 Rahmani schreibt darin über Frauen, die sich gegen die patriarchalen Strukturen und
               gegen das bestehende System der Diskriminierung an Frauen gewehrt haben. Sie bezeichnete
               den Ausschluss der Frauen von der Bildung als »die wahre Ursache für unsere Rückständigkeit«,
               stellte fest, dass Frauen »aller sozialen Rechte beraubt« seien, und forderte ihre
               »Befreiung von absurden Traditionen«. Neben ihren weiteren zahlreichen Publikationen
               zum Thema afghanische Frauen arbeitete sie zwischen 1953 und 1959 mit der Weltgesundheitsorganisation
               WHO in Kabul zusammen.
            

            Die Frauen erhielten im Laufe der Jahre immer öfter die Möglichkeit, eine Ausbildung
               als Krankenschwester oder Lehrerin zu absolvieren. Bereits zu Beginn der 50er Jahre
               konnten Frauen zum Beispiel an der medizinischen, naturwissenschaftlichen oder politikwissenschaftlichen
               Fakultät der Universität Kabul studieren, wenn auch getrennt von den männlichen Kollegen.14 Als Absolventinnen bekamen sie dann auch nach und nach Zugang zur Arbeitswelt und
               zum öffentlichen Dienst. Die neuen Freiheiten für Frauen galten aber fast ausschließlich
               in der Hauptstadt. In den Provinzen herrschten hingegen weiterhin die jeweiligen Gouverneure
               mit ihrem patriarchalen Weltbild eigenständig und verfolgten auch weiterhin ihre Auffassung
               von Recht und traditioneller Ordnung innerhalb verfestigter Klan-Strukturen.
            

         

         
            
               Starke Frauen im Kampf gegen den Fundamentalismus – die 60er und 70er Jahre
               

            

            Kubra Noorzai war eine herausragende Persönlichkeit dieser Zeit. Sie stammte aus einer
               intellektuellen Familie und hatte in Kabul sowie später in Paris studiert. Schon früh
               stieg sie zur Dekanin der Frauenfakultät der Universität Kabul auf. Sie gilt als »eine
               der führenden Feministinnen Afghanistans« und vertrat als erste afghanische Delegierte
               ihr Land bei der UNESCO und beim Treffen des Internationalen Frauenkongresses in Dublin.
               Während der Amtszeit von König Mohammed Zahir Shah wurde sie 1964 als Beraterin hinzugezogen,
               um den damaligen Verfassungsentwurf mitzugestalten. In der Zeit zwischen 1965 und
               1969 übte sie schließlich als erste Frau das Amt der Gesundheitsministerin in Afghanistan
               aus.
            

            1963 wurde das Fraueninstitut Mohasesa-e Hali Naswan, das Anfang der 40er Jahre in Kabul gegründet worden war, in das Ministerium für
               Arbeit und Soziales eingegliedert und erhielt den Namen Women’s Association (Frauenvereinigung).
            

            Der Trend zur Modernisierung und Unterstützung der Frauen ging in den 70er Jahren
               weiter.15 Nach der verheerenden Dürreperiode 1972 begannen allerdings die in der Provinz lebenden
               Bauern, die zu der Zeit etwa 80 Prozent der Bevölkerung ausmachten, einen Aufstand
               gegen die Kabuler Regierung, da sie sich von der Zentralregierung im Stich gelassen
               fühlten. So putschte sich Mohammad Daud mit Hilfe von Offizieren, die in der Sowjetunion
               ausgebildet worden waren, an die Macht.16 Durch diese Intervention bekamen plötzlich diejenigen aus den Provinzen, die zuvor
               stets von der Regierung in Kabul von der Macht ausgeschlossen wurden, eine Chance,
               die Politik mitzugestalten, was allerdings mit Machtkämpfen zwischen den beiden Gruppen
               einherging. Doch auch danach ebbten die Unruhen nicht ab, und schließlich marschierte
               Ende der 70er Jahre die sowjetische Armee in Afghanistan ein, um der moskautreuen
               kommunistischen Regierung in Kabul den Machterhalt zu sichern.
            

            Erneut gerieten die Frauenrechte zur Zielscheibe der politischen Auseinandersetzungen,
               da diese schon damals von den Invasoren unter anderem zur Legitimation der Besetzung
               des Landes vorgeschoben wurden. »So wurde Anfang der achtziger Jahre ein lückenloses
               Bildungsnetz in Kabul geschaffen. Eine wesentliche Maßnahme war die staatlich geförderte
               Frauenemanzipation: Die Bildungsmöglichkeiten für Frauen verbesserten sich, die Hälfte
               aller Studenten und immerhin über 18 Prozent der staatlichen Angestellten waren 1988
               Frauen, wenn auch Männer die Führungspositionen dominierten.«17 Die neue Regierung ging zwar sehr repressiv gegen politisch Andersdenkende vor, förderte
               aber während ihrer Regierungszeit, ganz nach sowjetischem Vorbild, die Gleichstellung
               der Frauen. Der Allgemeine Frauenrat, der 360 Mitglieder zählte, wurde von der pro-sowjetischen
               Regierung als eine sozialpolitische Organisation verstanden und daher auch weiter
               unterstützt. Seine Aufgabe war es, sich für soziale und politische Belange von Frauen
               einzusetzen. Aktiv war der Rat in erster Linie in Kabul und in einigen wenigen Provinzen
               des Landes, wo er hauptsächlich berufliche Bildungsangebote für Frauen, wie zum Beispiel
               in den Bereichen Schneidern, Teppichweben, Schreibmaschinenschreiben, Kosmetik, Innendekoration
               und Handarbeit, bereitstellte.
            

            Als Meena Keshwar Kamal, eine Frauenrechtlerin aus Kabul, 1977 während ihrer Studentenzeit
               an der Universität Kabul die Revolutionäre Vereinigung der Frauen Afghanistans (RAWA)
               gründete, war sie 20 Jahre alt. Die Organisation setzte sich für die Förderung der
               Gleichberechtigung und Bildung von Frauen ein. Trotz der grundsätzlich aufgeschlossenen
               Haltung der pro-sowjetischen Regierung gegenüber solchen Bewegungen und in ihrem Bemühen,
               die Frauenrechte in Afghanistan weiter voranzubringen, war Meena Keshwar Kamal der
               Ansicht, dass nicht genug getan würde und noch viel grundlegendere Maßnahmen ergriffen
               werden müssten. Nach dem Putsch innerhalb der afghanischen untereinander verfeindeten
               kommunistischen Lager am 27. April 1978, der sogenannten Saurrevolution18, wurden Intellektuelle und Gegner des neuen Regimes auf das Schärfste verfolgt. 1981
               brachte Keshwar Kamal eine feministische Zeitschrift mit dem Titel Payam-e-Zan heraus. Wörtlich übersetzt bedeutet der Name »Botschaft der Frauen«. Sie erschien vierteljährlich in den beiden Hauptsprachen des Landes, Farsi und Paschtu.
               Darin ging es in erster Linie um die Rechte der Frauen und die Bekämpfung des Fundamentalismus.
               Sie geriet schließlich als intellektuelle Aktivistin ins Visier der pro-sowjetischen
               Regierung, die keine kritischen Stimmen im Land duldeten. Deshalb ging Kamal zunächst
               in den Untergrund, floh dann aber 1982 über die pakistanisch-afghanische Grenze. In
               Pakistan angekommen, gründete sie Schulen, um Flüchtlingskinder und ihre Mütter in
               den Auffanglagern zu unterstützen. Die Tatsache, dass an diesen Schulen Mädchen und
               Jungen gemischt unterrichtet wurden, war den Fundamentalisten ein Dorn im Auge. Sie
               diskreditierten die Frauen um Meena Keshwar Kamal wegen des Einsatzes für Demokratie
               und Frauenrechte als islamische Prostituierte und Lesben.
            

            Damit war sie zwischen alle nationalen politischen Gruppierungen geraten: Sie legte
               sich sowohl mit den pro-kommunistischen Kräften19 als auch mit den Islamisten an.20 Von der pro-sowjetischen Regierung wollte sie weder bevormundet noch instrumentalisiert
               werden, und die Islamisten bekämpften sie, da sie als Sinnbild für alles, was unislamisch
               war, stand. Für die damalige antikommunistische Politik des Westens wurde sie allerdings
               dadurch zum perfekten Instrument: Man lud Keshwar Kamal 1982 unter anderem auch nach
               Deutschland zu einer Reihe von Informationsveranstaltungen ein, in denen sie über
               die Gräueltaten der Kommunisten und ihr Leben im Untergrund und im Exil berichtete
               und darüber, »wie Tausende von Frauen im Widerstand mitarbeiten. Sie greifen zur Waffe,
               schreiben und verteilen Flugblätter, übermitteln Botschaften, transportieren Waffen
               und Munition, platzieren Bomben und Minen an strategisch günstigen Stellen […]. Immer
               wieder organisieren sie Demonstrationen und lassen sich für ihre freie Meinungsäußerung
               zusammen knüppeln [sic]. […] Inzwischen sitzen Tausende von Frauen in den Gefängnissen,
               werden vergewaltigt und gefoltert.«21

            Dass dem Westen das Leid der afghanischen Intellektuellen und dabei vor allem das
               der Frauen sehr gut in seine anti-sowjetische Weltsicht passte und Keshwar Kamal bewusst
               in den politischen Kreisen in Europa instrumentalisiert und herumgereicht wurde, wurde
               von politischen Kräften mit anti-kommunistischer Haltung stillschweigend übergangen.
               Doch trotz der Gefahren, denen sie durch ihren Einsatz ausgesetzt war, gab es für
               Keshwar Kamal kein Zurück. Sie war überzeugt von ihrem Handeln und fest entschlossen,
               sich auf der politischen Ebene für die Rechte der afghanischen Frauen einzusetzen,
               ohne auszuweichen. In ihrem Gedicht I’ll Never Return, das 1981 in der Zeitschrift Payam-e-Zan erschien, wird ihre überzeugte Haltung bereits in den ersten Zeilen noch einmal deutlich:
            

            
               Ich bin die Frau, die erwacht ist

               Erhoben zum Sturm fegend durch die Asche meiner verbrannten Kinder

               Erhoben aus den Rinnsalen des Blutes meiner Brüder

               Meines Volkes Zorn ermächtigt mich

               Meine zerstörten und verbrannten Dörfer erfüllen mich mit Hass gegen den Feind

               Mein Volk, denk nicht, dass ich schwach bin

               Ich bin die Frau, die erwacht ist

               Ich habe meinen Weg gefunden und werde niemals umkehren.22

            

            Im Februar 1987 wurde Meena Keshwar Kamal im Alter von 30 Jahren im pakistanischen
               Exil »von Agenten des KHAD (des afghanischen Zweigs des KGB) und ihren fundamentalistischen
               Komplizen ermordet. Auf der Internetseite der Revolutionären Vereinigung der Frauen
               Afghanistans (RAWA) wird sie in einer Kurzbiografie so beschrieben: »Meena opferte 12 Jahre ihres kurzen, aber herausragenden Lebens dem Kampf für ihr
               Heimatland und ihr Volk. Sie glaubte fest daran, dass trotz des Schleiers des Analphabetismus,
               der dummen Ignoranz des Fundamentalismus und der Korruption, des Verfalls der Werte
               und des Verrats, unter denen unsere Frauen im Namen der Freiheit und Gleichheit leiden
               müssen, irgendwann die Hälfte der Bevölkerung aufwachen und den Weg in Richtung Freiheit,
               Demokratie und Frauenrechte einschlagen wird. Der Feind zitterte zu Recht vor Angst
               vor der Liebe und dem Respekt, die Meena in die Herzen unseres Volkes pflanzte. Sie
               wussten ganz genau, dass das Feuer, mit dem Meena kämpfte, all die Feinde von Freiheit,
               Demokratie und der Frauen in Asche verwandeln wird.«23

            Eine weitere Persönlichkeit in der politischen Landschaft der 60er Jahre war Anahita
               Ratebzad. Trotz gleicher Ziele, nämlich die Gleichberechtigung von Frauen und Mädchen
               voranzubringen, war sie ein Gegenpol der parteilosen Meena Keshwar Kamal. Die 1931
               in Kabul geborene Feministin Ratebzad ging nach ihrer Schulzeit 1947 mit einem Stipendium
               in die USA und besuchte dort eine Krankenschwesternschule. Zurück in Afghanistan,
               immatrikulierte sie sich 1957 an der Medizinischen Fakultät der Universität Kabul
               und beendete ihr Studium erfolgreich mit der Promotion. Politisch schloss sie sich
               der Demokratischen Volkspartei Afghanistan an, einer weit links stehenden, letztlich
               kommunistischen Gruppierung. 1965 wurde sie als eine von vier Abgeordneten in das
               afghanische Parlament gewählt, das zu der Zeit allerdings kaum politische Befugnisse
               hatte.24 Im gleichen Jahr gründete sie zudem eine Frauenbewegung, die Demokratische Frauen-Organisation.25 Nach der Saurrevolution wurde Anahita Ratebzad Mitglied des Revolutionsrates und
               Ministerin für Soziale Fragen. Kurze Zeit später kam es allerdings unter den Kommunisten
               erneut zu innerparteilichen Machtkämpfen und Ratebzad wurde von der Politik abgezogen
               und als Botschafterin nach Jugoslawien und Bulgarien versetzt. Mit dem Einmarsch der
               Sowjetischen Armee 1979 gelang Ratebzad die Rückkehr in das Machtzentrum in Kabul.
               Danach war sie viele Jahre die einzige Frau im Revolutionsrat und leitete von dort
               aus die Ressorts Erziehung, Höhere Bildung, Kultur und Information sowie das Gesundheitswesen.
               1981 wurde sie Vorsitzende der Demokratischen Organisation afghanischer Frauen, wahrte
               aber als Mitglied des Revolutionsrates weiterhin ihren großen politischen Einfluss.
               Da sie Englisch, Französisch und Russisch sprach, wurde sie immer wieder zu Konferenzen
               und als Sonderbotschafterin entsandt.
            

            Trotz ihrer Zugehörigkeit zu unterschiedlichen politischen Lagern waren Aktivistinnen
               wie Kamal oder Ratebzad zu der Zeit doch in einem Punkt verbunden: Sie sahen alle
               eine große Notwendigkeit darin, die gesellschaftlichen Verhältnisse in Afghanistan
               umzugestalten. Ratebzad schrieb einen viel beachteten Leitartikel, der in der Ausgabe
               der New Kabul Times vom 28. Mai 1978 erschien: »Die Privilegien, die Frauen von Rechts wegen haben müssen,
               sind gleiche Bildung, Arbeitsplatzsicherheit, Gesundheitsfürsorge und freie Zeit,
               um eine gesunde Generation für den Aufbau der Zukunft des Landes heranzuziehen. […]
               Die Bildung und Aufklärung von Frauen ist nun Gegenstand der Aufmerksamkeit der Regierung.«26

         

         
            
               Der Krieg kommt zurück nach Afghanistan – die 80er Jahre
               

            

            Anfang der 80er Jahre entwickelte sich Afghanistan immer mehr zu einem wichtigen Schlachtfeld
               des Kalten Krieges. Moskau stützte die Kabuler Regierung, während sich landesweit
               eine islamistische Ideologie gegen die Kommunisten verbreitete. Die daraus hervorgegangenen
               Mudschahedin, die sogenannten Gotteskrieger, bekamen Waffen und Geld von den USA und
               Saudi-Arabien. Der pakistanische Geheimdienst organisierte von außerhalb des Landes
               die Guerilla-Kämpfe.
            

            1989 wurden die kommunistischen Besatzer schließlich vertrieben. Das Ergebnis: Ein
               Bürgerkrieg unter den kämpfenden Mudschahedin brach aus, Frauen mussten sich landesweit
               wieder verschleiern und wurden aus dem öffentlichen Leben verbannt, Mädchenschulen
               wurden geschlossen.
            

            Vor allem die 60er und 70er Jahre werden in Afghanistan als das »Goldene Zeitalter«
               beschrieben. Das Land bekam in dieser Zeit immerhin eine Verfassung, in der Reformen
               und die Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau proklamiert wurden. Wenn auch nur
               auf dem Papier. Bis in die Provinzen drangen die neuen Freiheiten zwar nicht, dennoch
               waren diese zwei Jahrzehnte von einem weitgehend unbeschwerten Leben geprägt, und
               sie gelten im Rückblick als eine weitgehend friedliche und stabile Phase in der afghanischen
               Geschichte. Auch in diesen Jahren gab es Unruhen, Hunger und Armut im Land, aber im
               Vergleich zu der Zeit davor und danach war das Elend kleiner und somit fiel auch die
               Zahl der Opfer wesentlich geringer aus. Viele Afghanen sehen in der Saurrevolution
               im April 1978 den Beginn des Untergangs des Landes, denn danach besetzten die Sowjets
               Afghanistan militärisch und der fundamentalistische Widerstand konnte sich formieren,
               unterstützt von Saudi-Arabien, Pakistan und vielen westlichen Staaten.
            

            Mit dem Abzug der Sowjets 1989 hofften die Afghanen, dass das Land endlich zur Ruhe
               kommen würde, da der gemeinsame Feind vertrieben war, und dass die sogenannten Befreier,
               die Mudschahedin, den versprochenen Frieden bringen würden. Doch es kam anders: Die
               Widerstandskämpfer lieferten sich barbarische Kämpfe um die Macht in Kabul, plünderten
               und zerstörten das Land wie keiner vor ihnen. Welche Folgen diese Zeit der Mudschahedin
               und später der Taliban (1992–2001) für die Frauen hatten und wie sie trotzdem einen
               heimlichen Widerstand organisierten, zeige ich im folgenden Kapitel.
            

         

         
            
               Mudschahedin, Taliban und der heimliche Widerstand der Frauen
               

            

            Während ihrer Besatzungszeit in den Jahren 1979 bis 1989 hatten die Sowjets versucht,
               Afghanistan zu modernisieren. Nicht nur die Kabuler Zentralregierung, sondern auch
               die afghanische Gesellschaft sollte ganz nach kommunistischem Vorbild reformiert werden.
               Profitiert haben davon in erster Linie die afghanischen Frauen, denn sie erlebten
               während dieser Okkupation eine der liberalsten Zeiten in der Geschichte des Landes.
               Gerade im Bildungssektor standen ihnen viele Türen offen. So bekamen junge Schulabsolventinnen
               die Möglichkeit, in der Sowjetunion, in den Ostblock-Staaten oder in der DDR zu studieren,
               und zwar unabhängig davon, ob sie aus einer angesehenen Familie oder aus einfachen
               Verhältnissen stammten. Doch wie immer blieb dieses Privileg auf Kabul und einige
               wenige Frauen aus anderen größeren Städten des Landes beschränkt.
            

            Nach ihrem Studium kehrten bald darauf junge, selbstbewusste Frauen nach Afghanistan
               zurück, die hohe Positionen in der Verwaltung, beim Militär und im Gesundheits- und
               Sozialwesen übernahmen. So bildete sich ein neuer Riss quer durch die Gesellschaft:
               Das Land spaltete sich in einen extrem alphabetisierten Teil (Kabul, Herat, Balkh)
               und einen nicht alphabetisierten Teil (Paktia, Khost und Paktika).27 Zur gleichen Zeit formierten sich jedoch mit Hilfe des pakistanischen Geheimdienstes,
               des Irans, Saudi-Arabiens und der USA rebellische Gruppierungen im Land. »Die USA
               und deren Verbündete sahen im Aufbau und in der Organisation eines bewaffneten islamistischen
               Widerstands die beste Möglichkeit, auf die sowjetische Invasion zu antworten – ohne
               selbst aktiv in den Krieg einzugreifen.«28 Die Mudschahedin-Gruppen, die stellvertretend zu den ihnen überlassenen hochmodernen
               Waffen griffen, thematisierten in der nationalen Propaganda die Situation der Frauen,
               wie es auch die pro-sowjetische Regierung tat. Nur eben unter umgekehrten Vorzeichen:
               Sie verbreiteten die Behauptung, finanziert unter anderem von den USA, Freiheiten
               für Frauen würden die afghanische Familie und somit die afghanische Gesellschaftsstruktur
               zerstören, da die Frauen für die Kinder und die Familie zuständig seien.
            

            Die meisten der sogenannten Gotteskrieger kamen aus den ländlichen Provinzen und waren
               dementsprechend ungebildet. Ihnen war die Freizügigkeit, die die Frauen in den Städten
               genossen (besonders in Kabul), ohnehin seit vielen Jahren ein Dorn im Auge, wahrscheinlich
               bereits seit den ersten Versuchen in der Ära Amanullah, Frauen politisch zu fördern.
            

            Mit der Vertreibung der Sowjets 1989 verlor das Ausland sofort das Interesse an Afghanistan
               und die Bevölkerung wurde den Mudschahedin, die nie zu einer homogenen Gruppe zusammengewachsen
               waren und zudem keine klaren Strategien oder Überzeugungen besaßen, schutzlos überlassen.
               Der Journalist und Publizist Emran Ferroz beschreibt es in seinem Buch Der längste Krieg sehr anschaulich: »Nachdem die Mudschahedin Kabul einnahmen, hofften viele Afghanen
               auf ein Ende des Krieges. Stattdessen traf das genaue Gegenteil ein. Der Konflikt
               ging in die nächste Phase und die verschiedenen Rebellengruppen begannen nun, sich
               gegenseitig zu bekämpfen. Die afghanische Hauptstadt erlebte daraufhin einige der
               dunkelsten Tage ihrer Geschichte. Während viele Mudschahedin bereits nach dem Abzug
               der Sowjets ihre Waffen niedergelegt hatten, stürzten sich nun zahlreiche verbliebene
               Kämpfer verschiedener Fraktionen auf Kabul und plünderten, vergewaltigten und mordeten.«29

            In vielen persönlich geführten Gesprächen berichteten mir Menschen von schrecklichen
               Gewalttaten, die sie selbst erlebt, gesehen oder von denen sie gehört hatten. Ein
               Mann erzählte: »Junge Frauen und Männer, die nicht verwandt waren und gemeinsam in
               der Öffentlichkeit gesehen wurden, hat man an Häuserwände festgenagelt und dort sterben
               lassen.« Eine Frau aus Kabul berichtete mir von ihrem Krankenhausaufenthalt nach einer
               Operation. Sie und weitere Patientinnen schoben allnächtlich Schränke vor die Zimmertüren,
               da es keine Ausnahme war, dass sich Männer in der Nacht im Schutz der Dunkelheit Zugang
               zu den Krankenzimmern verschafften und die Frauen belästigten und vergewaltigten.
               Selbst Frauen auf den Intensivstationen waren vor diesen Übergriffen nicht sicher.
               Eine weitere Person berichtete von großen Behältern aus Metall (ähnlich Regentonnen),
               die auf den Straßen Kabuls standen, darin lagen abgeschnittene Frauenbrüste.
            

            Selbst wenn eine afghanische Frau nicht selbst das Ziel von Attacken und körperlicher
               Bestrafung wurde, so kennt sie Frauen, die in dieser Zeit traumatische Erfahrungen
               durchleben mussten. Bekannt sind Geschichten von brutal vergewaltigten Mädchen, die –
               wenn sie überlebten – später nur notdürftig von früheren Krankenschwestern oder Ärztinnen
               heimlich zu Hause behandelt wurden.
            

            So ist es wenig überraschend, dass sich in diesem bestialisch brutalen und anarchischen
               Milieu bewaffnete Gruppierungen allerlei willkürliche Handlungen ausdachten, mit denen
               sie die Menschen schikanieren konnten. Der Mitarbeiter eines Bauunternehmens erzählte
               mir von einem solchen Erlebnis, als er mit seiner Familie mit dem Auto in den Norden
               fuhr: Sein Wagen wurde kurz hinter Kabul angehalten und man übergab ihm ein leeres
               Streichholzkästchen. Darin, so behaupteten die selbsternannten Straßenkontrolleure,
               befänden sich fünf Käfer. Sollten sich bei der nächsten Kontrolle, einige Kilometer
               weiter, weniger als fünf Insekten oder sogar keines mehr in dem Kästchen befinden,
               würden sie eine der Mitfahrerinnen als Ausgleich verlangen.30

            Um der Vergewaltigung oder einer Zwangsehe zu entgehen, begingen junge Frauen in diesen
               Jahren nicht selten Selbstmord. Ironischerweise stürzten sich die Frauen meist von
               den Dächern der hohen Plattenbauten, die von den zur Gleichberichtigung der Frauen
               aufrufenden Sowjets errichtet worden waren. Im Dezember 1995 wies Amnesty International
               unmissverständlich auf die humanitäre Situation in Afghanistan hin. Die Organisation
               äußerte sich sehr besorgt über »Massenmord, willkürliche Verhaftungen und Folter,
               einschließlich der weit verbreiteten Vergewaltigung von Frauen und Kindern, die von
               allen bewaffneten politischen Gruppen in Afghanistan verübt werden.«31

            Dass die internationale Gemeinschaft zunächst nicht auf die offensichtliche Menschenrechtskatastrophe
               reagierte, lag wahrscheinlich daran, dass ihnen die Mudschahedin im Kampf gegen die
               Sowjets nützlich gewesen waren und man das strategische Ziel erreicht hatte. Schließlich
               erkannten dieselben Länder (USA, Pakistan, Iran und Saudi-Arabien), die die Mudschahedin
               hervorgebracht hatten, ihren Irrtum und die daraus resultierende Gefahr für ihren
               Einfluss in der Region, und sie begannen nun die Taliban32 zu unterstützen und zu finanzieren, um der »fehlgeleiteten« Politik und der »unerwarteten«
               Brutalität der Mudschahedin entgegenzuwirken.33

            Die Taliban, im Vergleich zu den Mudschahedin-Parteien weniger fragmentiert, wurden
               von der Bevölkerung genauso wie die Mudschahedin nach dem Abzug der sowjetischen Armee
               in weiten Teilen des Landes mit Erleichterung aufgenommen, sogar von liberal denkenden
               und gebildeten Gesellschaftsschichten. Endlich, so hofften sie, würde Schluss sein
               mit dem Leid, der grausamen Willkür und der Plünderung, unter der die Menschen, vor
               allem in der Hauptstadt, gelitten hatten. Denn wo zuvor die selbsternannten Gotteskrieger,
               machtbesessen und keine Gräueltaten scheuend, um an die Macht zu gelangen, Häuser
               plünderten und Frauen vergewaltigten, hätte jetzt sogar jeder sein Hab und Gut gefahrlos
               auf der Straße liegen lassen können. Wer sich am Eigentum eines anderen vergriff,
               dem wurde unter der Herrschaft der Taliban ohne langes Zögern die Hand abgehackt.
               So grausam ihr Vorgehen auch war, die Menschen zogen es der brutalen Willkür der Mudschahedin
               vor.
            

            Das Gefühl der Erleichterung war allerdings nur von kurzer Dauer, denn schon bald
               nach der Machtübernahme in Kabul 1996 erwiesen sich die Taliban mit ihrer strengen
               religiösen Auslegung der wahhabitischen Interpretation des Islam, wie er in Saudi-Arabien
               praktiziert wird, nicht als die erhofften Retter. Mit den Taliban erfuhr der Islam
               in Afghanistan eine bislang nie dagewesene Fundamentalisierung.
            

            Die meisten Afghanen gehören dem sunnitischen Islam der hanafitischen Rechtsschule
               an. Eine besondere Rolle für die islamische Gesellschaft Afghanistans spielt dabei
               die religiöse Askese und Frömmigkeit, die meist durch religiöse Mystiker vertreten
               und von Saudi-Arabien kritisch beäugt wird. Das Aufsuchen des Schreins ziarat ist ein Beispiel dafür. Hier stellen Mullahs gegen Geld oder Almosen sogenannte tawiz aus. Dabei handelt es sich um kleine Amulette, die gegen Krankheit, Eifersucht oder
               Unfruchtbarkeit wirken sollen, die bei einer bevorstehenden Prüfung zum Erfolg verhelfen
               oder dafür sorgen sollen, dass man ein ausländisches Visum erhält.34

            Bis zum Beginn des Widerstandskampfes gegen die sowjetische Besatzung hielt der mystische
               Islam in Afghanistan Distanz zur Politik und forderte gemäß seinem Selbstverständnis
               Andersgläubigen gegenüber mehr Toleranz von den Menschen. Erst mit dem Aufkommen des
               islamistischen Widerstandes durch die Mudschahedin und im Laufe des Bürgerkrieges
               mischte er sich zunehmend in die Politik ein und kämpfte wie die anderen militanten
               islamistischen Strömungen um mehr politischen Einfluss.
            

            Die Taliban wollten in Afghanistan einen Gottesstaat errichten und das islamische
               Recht der Scharia durchsetzen.35 Ihre Regeln basierten ausschließlich auf ihrer Auslegung des islamischen Rechts,
               der Scharia, die ohnehin je nach Region frei interpretiert wird. Um ihre Lehre zu
               verbreiten, nutzten sie das Radio (Radio Scharia), um die Menschen an ihre Pflichten
               gegenüber dem Islam zu erinnern.
            

            Die Taliban verboten den Frauen, ohne Begleitung eines männlichen Verwandten das Haus
               zu verlassen und einer Arbeit nachzugehen. Das hatte besonders grausame Folgen für
               die zahlreichen Kriegswitwen. Sie verloren ihre Existenzgrundlage und konnten sich
               und ihre Kinder nicht mehr ernähren, denn ein Sozialsystem gab und gibt es in Afghanistan
               nicht. Die Witwen waren also gezwungen, auf den Straßen zu betteln oder sich zu prostituieren.
               Gleichzeitig führten die Taliban ein »Ministerium für die Förderung der Tugend und
               die Verhinderung des Lasters« ein. Die Aufgabe des von Saudi-Arabien subventionierten
               Ministeriums, Amr Bil Maroof Wa Nahi Az al-Munkar, bestand vor allem darin, das Verhalten und die Einhaltung der Kleiderordnung von
               Frauen zu überwachen und durch eine Religionspolizei kontrollieren zu lassen. Darüber
               hinaus legte das Ministerium maßgebliche und tiefgreifende Anweisungen innerhalb der
               sozialen Ordnung fest, zu denen die genauen Regeln für den Alltag gehörten.
            

            Nach intensiven Bemühungen verschiedener Organisationen wurde es Frauen schließlich
               erlaubt, im Gesundheitssektor zu arbeiten. Die Regeln, die sie dabei einhalten mussten,
               wurden vom genannten Ministerium präzise vorgegeben. Dazu kam: Das Nähen von Frauenkleidern
               und das dafür nötige Maßnehmen war nicht gestattet. Ebenso war Hexerei untersagt,
               da es den Regeln des Islams widerspräche, sowie das Rasieren von Bärten. Auch weitere
               kulturelle Gepflogenheiten, die tief in der afghanischen Tradition verwurzelt sind
               und davon nicht entkoppelt werden können, waren betroffen. Es gab ein striktes Verbot,
               Musik zu hören oder zu musizieren, auf Hochzeiten zu tanzen und Drachen steigen zu
               lassen. Nahezu jegliches gesellschaftliche Miteinander war verboten.36

            Die drastische Einschränkung ihrer Bewegungsfreiheit und die strenge Verschleierung
               wurde seitens der Taliban immer mit dem Schutz der Frauen gerechtfertigt. Wäre eine
               Frau sichtbar und allein unterwegs, so die Argumentation, dann bestünde die Gefahr,
               dass sie belästigt und entehrt würde. Frei nach der Formel, eine ehrenvolle Frau zeigt
               sich nicht öffentlich und die, die es tut, muss gezüchtigt werden. Frauen, die durch
               äußere weibliche Attribute (Schuhwerk, Schmuck oder Schminke) den Taliban auffielen,
               wurden beleidigt, geschlagen oder ausgepeitscht. Frauen und Mädchen durften zudem
               weder zur Schule gehen oder arbeiten noch männliche Ärzte aufsuchen. Sogar das Lachen
               war verboten. Ein 13-jähriges Mädchen, das wegen brüchiger Knochen über viele Jahre
               mehrfach operiert worden war, erzählte mir, dass man Kindern, die während ihres Krankenhausaufenthaltes
               lachten, zur Strafe den Verband nicht wechselte.
            

            Ich hörte zum Beispiel auch Geschichten von Frauen, die selbst verschleiert auf den
               Straßen aufgegriffen und ausgepeitscht wurden, weil ihre Knöchel oder ihre Kleider
               unter ihrer Burka hervorschauten, sie die falschen Schuhe trugen oder Nagellack aufgetragen
               hatten. (Die Schuhe durften keinen Absatz haben, die Geräusche erzeugten, und nicht
               weiß sein, denn die Fahne der Taliban ist weiß.)
            

            Ausgrenzung, Bestrafung und die öffentliche Demütigung der Frauen wurden in alle Lebensbereiche
               hineingetragen.
            

            Die Frage liegt nahe, wie es überhaupt möglich war, dass die Taliban eine so große
               Anhängerschaft in Afghanistan gewinnen konnten, die bereit war, diese rigorose Kontrolle
               über die Gesellschaft und die Frauen durchzusetzen, obwohl sie in der afghanischen
               Tradition in dieser Form nicht verlangt wird. Die Talibanführer rekrutierten ihre
               Anhänger einerseits aus den religiösen Schulen, madrasa, in den ländlichen Gebieten Süd-Afghanistans. Dort wurde in den 60er Jahren gezielt
               eine streng konservative und fundamentalistische, von Pakistan und Saudi-Arabien gesteuerte
               Ideologie gelehrt, die sich gegen jegliche religiöse Erneuerung richtet. Andererseits
               kamen ihre Anhänger aus den Flüchtlingslagern in Pakistan, wo man diese für die Ziele
               der Extremisten explizit in Koranschulen ausbildete.
            

            Mädchen hatten keinen Zugang zu diesen Schulen und die meisten Jungen waren Waisen,
               die nichts anderes als Krieg und Flucht kannten. Sie waren ohne jeglichen Rahmen einer
               freien Gesellschaft und ohne jegliche gesicherten familiären Strukturen aufgewachsen.
               Viele von ihnen mussten mitansehen, wie ihre Eltern, Angehörigen oder Freunde misshandelt,
               vergewaltigt oder getötet wurden. Sie hatten keine Mütter, Schwestern oder sonstigen
               weiblichen Familienmitglieder mehr. In den Koranschulen wurden sie meist von selbsternannten
               Mullahs unterrichtet, denen ihrerseits eine fundierte Schulbildung fehlte. Diese Kinder
               und Jugendlichen waren die perfekten Träger, um die aus Saudi-Arabien importierte
               wahhabitische Ideologie zu verbreiten. In den Schulen bekamen sie Essen, einen Schlafplatz
               und eine Gehirnwäsche. Neben den strengen islamischen Ideen wurden sie damit indoktriniert,
               wie Frauen zu sein haben, ohne dass ein strukturierter Plan dafür existierte. Der
               religiöse Fanatismus verstärkte zusätzlich die ohnehin patriarchale Haltung der Traditionalisten,
               was dann auch individuell wieder unterschiedlich ausgelegt wurde. Die strengen Regeln,
               gepaart mit fragwürdigen religiösen Dogmen, erschwerten die Situation der Frauen erheblich.
            

            In Anbetracht dieser massiven Eingriffe in das Leben der Frauen und der prekären Sicherheitssituation,
               der sie ausgeliefert waren, ist es umso bemerkenswerter, dass es Frauen gab, die sich
               gegen die Restriktionen wehrten, denen sie ausgesetzt waren.
            

            Fast alle Frauen, denen ich in den letzten 20 Jahren in Afghanistan begegnet bin,
               haben während der Talibanherrschaft Mädchen und kleine Jungen in ihren privaten Häusern
               unterrichtet. Mit Unterstützung von Frauenorganisationen, wie zum Beispiel RAWA, aber
               auch durch eigene private Initiativen brachten sie ein paar Hundert Mädchen in den
               Städten Lesen und Schreiben bei. Die Frauen berichteten mir fast ausnahmslos, dass
               ihnen bewusst war, welchen Gefahren sie sich dabei aussetzten, aber sie wussten auch,
               dass die Kinder nur durch Bildung eine Chance auf eine Zukunft haben, und diese Tatsache
               gab ihnen den Mut. Deshalb nahmen sie das Risiko auf sich. Wer dabei aufflog, wurde
               ausgepeitscht und kam ins Gefängnis.
            

            Genauso, wie die Feministinnen in den 60er Jahren ihre Burkas nutzten, um Flyer und
               Plakate für Demonstrationen zu verstecken, schmuggelten die Untergrund-Lehrerinnen
               für ihren heimlichen Widerstand unter ihrem Vollschleier Unterrichtsmaterialien und
               Bücher. Die Geschichten, die ich zu hören bekam, ähnelten sich in vielen Details:
               Mädchen aus der Nachbarschaft versammelten sich heimlich. Es durften nicht zu viele
               sein und sie durften auch nicht zur gleichen Zeit kommen, sonst wäre das aufgefallen.
               Für den provisorischen Unterricht wurde dann oft der Kellerraum, das Wohnzimmer oder
               das Schlafzimmer zum Klassenzimmer. Täglich kamen drei bis vier Gruppen von Kindern
               zum Unterricht. Die Eltern schickten ihre Mädchen mehrmals in der Woche in die »Privatschulen«,
               in denen meist ohne Tafel und Kreide gelehrt wurde. Die meisten Kinder waren im Grundschulalter
               und lernten zumindest rudimentär Lesen, Schreiben und Rechnen, um nach einem möglichen
               Ende der Gewaltherrschaft den Anschluss nicht zu verlieren. »Ich habe fest dran geglaubt,
               dass die Taliban nicht ewig an der Macht bleiben werden«, erzählte mir eine Mutter
               von drei Mädchen, die Lehrerin für Literatur war und schätzungsweise, so sagte sie,
               250 Kinder unterrichtet hatte.
            

            In diesem Zusammenhang von Widerstand zu sprechen mag übertrieben klingen, doch was
               die Afghaninnen unter Einsatz ihres Lebens die ganzen Kriegsjahre hindurch leisteten,
               um die Macht der Herrschenden aus dem Untergrund heraus zu schwächen, verdient diese
               Bezeichnung.
            

            Weniger bekannt ist eine andere Form des Widerstands der Frauen. Mir wurden auch Geschichten
               zugetragen, in denen misshandelte Frauen aus Rache junge Talib zu sich lockten, um
               sie mit einem Messer zu töten. Doch blieben das wohl eher Einzelfälle.
            

            Welcher Methode sich die Frauen auch immer gegen das Unrecht, dem sie ausgeliefert
               waren, bedienten, sie nahmen in Kauf, mit ihrem Leben dafür zu bezahlen. Es gab viele
               Verbote und Vorschriften, gegen die sie angehen konnten, und es gab viele Gelegenheiten,
               dabei entdeckt zu werden und das Leben zu verlieren. Angst begleitete die Frauen ständig.
               Aber im Vergleich zu dem, was sie sonst erlebten, fiel das kaum ins Gewicht. Denn
               zur afghanischen Realität gehörte, dass schon das reine Überleben keine Selbstverständlichkeit
               war.
            

            Wer über den langen Zeitraum des Krieges wiederholt den Tod von Familienmitgliedern,
               Verwandten, Freunden oder Bekannten zu beklagen hat, für den wird die Furcht, einen
               geliebten Menschen von einem Moment auf den anderen zu verlieren, zum alltäglichen
               Begleiter. Eine Mutter, die ihre Kinder am Morgen verabschiedete, wusste nie, ob sie
               sie abends wiedersehen würde. Ob der Abschied am Morgen vielleicht ein Abschied für
               immer war. Diese Form der Angst tragen die Afghanen seit vielen Jahrzehnten in sich.
            

            Kein Wunder, dass vor allem Frauen zusätzlich an Depressionen und Angstzuständen leiden,
               die zu weiteren physischen und psychischen Problemen, wie zum Beispiel Kopf- und Rückenschmerzen,
               sowie häufigem Weinen und Verstummen führen.37

            Was die Situation der Frauen noch erheblich erschwert hat, ist die Tatsache, dass
               sie über Jahre hinweg in ihren Wohnungen praktisch eingesperrt waren. Vielleicht haben
               wir während der Lockdown-Phasen in der Corona-Pandemie eine ungefähre Vorstellung
               davon bekommen, was »Hausarrest« bedeuten kann. Was die Situation der afghanischen
               Frauen allerdings noch prekärer machte, war die Willkür und die Aussichtslosigkeit
               ihrer Situation. Und selbst in ihren Häusern war ihr Leben nicht sicher und frei.
               Auf allen Ebenen, ob im privaten Bereich oder im öffentlichen Rahmen, wurde versucht,
               sie körperlich und seelisch zu erniedrigen und zu brechen.
            

            So wurden auch die Badehäuser, hamam genannt, für Frauen geschlossen. In Afghanistan gelten solche Häuser nicht als Wellnessoasen,
               sondern sind in ihrer ursprünglichen Funktion öffentliche Orte, die von Menschen aufgesucht
               werden, die zu Hause kein fließendes Wasser haben, und deshalb für die meisten der
               einzige Ort, wo sie warmes Wasser zur Körperpflege bekommen.
            

            Afghaninnen nutzen den Besuch des hamam auch, um sich mit anderen Frauen auszutauschen, und für die Pflege sozialer Kontakte.
            

            Ohnehin gibt es in Afghanistan nur wenige öffentliche Plätze, auf denen Frauen sich
               begegnen können. Der inzwischen umzäunte und durch hohe Mauern geschützte Frauenpark
               Bagh-e Zanana in Kabul, der ursprünglich Bagh-e Shahr-e Ara hieß, wurde in der Zeit des ersten Moguls Indiens, Zahiruddin Muhammad Babur, im
               16. Jahrhundert angelegt38 und ermöglichte über viele Jahrzehnte Frauen, sich außerhalb des Hauses für eine
               begrenzte Zeit sicher aufzuhalten, ohne die Belästigung durch Männer befürchten zu
               müssen. Die Afghaninnen nutzten diesen Park regelmäßig, um miteinander Tee zu trinken,
               zu Picknicken und um sich frei auszutauschen. Wachen achteten am Parkeingang darauf,
               dass sich kein Mann Eintritt verschaffen konnte. So war auch sichergestellt, dass
               es hier keine heimlichen Treffen mit Liebhabern gab. Nur deshalb erlaubten die Männer
               ihren Frauen auch, ihn aufzusuchen. In den Jahren ihrer Herrschaft verboten die Taliban
               den Frauen den Zugang zu diesem Park.
            

            Sowohl die Zeit der Mudschahedin-Kämpfe (die Bürgerkriegsjahre 1989 bis 1996) als
               auch die anschließende Zeit der Taliban (von 1996 bis 2001) werden von der afghanischen
               Bevölkerung, vor allem von den Frauen, als die barbarischsten und unerträglichsten
               Jahre beschrieben. Nie zuvor war in diesem Umfang versucht worden, die Moral der Frauen
               zu brechen, nie zuvor waren sie so gnadenlos misshandelt, versklavt und vergewaltigt
               worden. Das Deutschlandradio fasste es in einen Satz: »Wenn die Taliban den Frauen
               das Atmen verbieten, den Sauerstoff hätten nehmen können, dann hätten sie auch das
               getan.«39

            Als im November 2001 die Taliban aus Kabul vertrieben wurden, bedauerte kaum jemand
               ihre Niederlage, aber auch die Freude der Menschen hielt sich in Grenzen. Denn die
               sogenannte Widerstandsgruppe, die sich mit militärischer und finanzieller Hilfe des
               Westens gegen sie durchgesetzt hatte, waren hauptsächlich ehemalige Mudschahedin aus
               der Zeit vor den Taliban. In den traditionell zu ihrem Machtbereich gehörenden Gebieten
               setzten sie auch weiterhin ihre alten Regeln der Geschlechtertrennung und der Unterdrückung
               der Frauen durch. Nur in der Hauptstadt Kabul präsentierten sie sich von einer anderen
               Seite: Hier gaben sie sich aufgeschlossen gegenüber den Frauenrechten, denn hier hielten
               sich die meisten internationalen Helfer auf. Und auf deren finanzielle Förderung waren
               sie angewiesen. Daher wurde die prekäre Situation der afghanischen Frauen im Westen
               fälschlicherweise ausschließlich mit den Taliban in Zusammenhang gebracht und nicht
               mit den alten Verbündeten, mit denen man am Verhandlungstisch saß.
            

            Es war also nicht überraschend, dass sich gerade unter den Frauen eine große Unsicherheit
               und ein Unmut breit machte, da sie zwar unter den Taliban extrem gelitten, aber die
               durch die Mudschahedin verursachte Gewalt, das Chaos, die Vergewaltigungen, das Rauben
               und Morden nicht vergessen hatten. Sie befürchteten, dass die Rückkehr der früheren
               Machthaber erneut zu brutalen Machtkämpfen, Menschenrechtsverletzungen und willkürlichen
               Übergriffen führen würde.
            

            In den Städten öffneten neue Geschäfte, und jeder, der konnte, erstand Fernseh- und
               Videogeräte, Satellitenantennen, Musik- und Videokassetten. Die Menschen wollten ihren
               Durst nach Unterhaltung und Unbeschwertheit stillen, nachdem so vieles in den Jahren
               zuvor bei Todesstrafe verboten gewesen war. Die Taliban selbst, die zuvor genau diese
               Geräte konfisziert hatten, verkauften ihre Bestände und starteten einen lukrativen
               Handel.
            

            Leisten konnten sich diesen Luxus allerdings nur die wenigsten, in erster Linie die
               Männer, die inzwischen frisch rasiert mit westlichen Unterstützern und NGOs zusammenarbeiteten
               und mit harter Währung, also mit Dollar und Euro, bezahlt wurden. Die meisten Frauen,
               die gezwungen waren, bettelnd ihren Alltag zu bewältigen, und dringend auf Arbeit
               oder Hilfe angewiesen waren, gingen trotz der Aufbruchstimmung leer aus, weil die
               frauenfeindlichen Mudschahedin mit westlicher Unterstützung jetzt viele Ämter bekleideten
               und in der Position waren, den Frauen weiterhin die Teilhabe an der Gesellschaft zu
               erschweren. Besonders Witwen, von denen es in Kabul damals eine geschätzte halbe Million
               gegeben haben muss, mussten immer noch ihre Hand ausstrecken und auf Almosen hoffen.
               Trotz der vielen Bettlerinnen und Straßenkinder, die in den Gassen der Hauptstadt
               nach Essen suchten, war die Aufbruchstimmung in den Straßen Kabuls nicht zu übersehen.
               Allerdings tobte in den meisten Provinzen der Krieg gegen die Taliban weiter.40

         

         
            
               Unter dem Einfluss der NATO: Afghanistan im 21. Jahrhundert
               

            

            Es ist unwahrscheinlich, dass ein Land wegen seiner geostrategischen Bedeutung offiziell
               militärisch angegriffen wird. In einem solchen Fall »müssen andere – ideologische,
               moralische oder politische – Begründungen für Interventionen herhalten«,41 so die Analyse des deutschen Netzwerks Friedenskooperative, die mit Aktionen und
               Kampagnen die Friedensbewegung unterstützt. Neben dem »War on Terror«, dessen Protagonisten
               die US-Regierung ja selbst zuvor kräftig mitfinanziert hatte, instrumentalisierte
               vor allem die CIA – wie schon beschrieben – bewusst die afghanischen Frauen und schob
               ihre prekäre Situation vor, um 2001 der ISAF-Mission eine humanitär geprägte Note
               zu geben. Aus dieser Perspektive ist es naheliegend, dass jede aus der afghanischen
               Gesellschaft herausragende, erfolgreiche, kämpferische, politisch oder gesellschaftlich
               aktive Frau im Westen medial gefeiert wurde und als Beweis für den Erfolg und den
               Sinn des Einsatzes der NATO und ihrer Verbündeten herhalten musste. So wurde auch
               die Schaffung einer Übergangsverwaltung in Afghanistan während der Bonner Gespräche
               im Dezember 2001 als eine Chance für die afghanischen Frauen proklamiert. Ihr Platz
               im öffentlichen Leben sollte rechtlich fest verankert werden und sie sollten an der
               Entwicklung des Landes teilhaben. Die Gewährleistung der Frauenrechte hatte in der
               internationalen Agenda einen zentralen Platz. Um zu beweisen, dass man die internationalen
               Mächte in diesem Punkt ihrer Agenda ernst nahm, setzte die Kabuler Regierung unter
               Hamid Karzai 2003 ohne große Vorbehalte die UN-Konvention zur Beseitigung jeglicher
               Form von Diskriminierung gegen Frauen durch. Im Artikel 22 der afghanischen Verfassung
               von 2004 wurden Frauen den Männern sogar rechtlich gleichgestellt.42 Allerdings wurde bereits zu Beginn schnell deutlich, dass die Bekenntnisse zur Durchsetzung
               der Frauenrechte, sowohl von der afghanischen als auch von internationaler Seite einen
               rein symbolischen Charakter hatten. So schrieb die unabhängige Organisation Crisis
               Group, die Analysen und Ratschläge zur Verhinderung, Beilegung und besseren Bewältigung
               tödlicher Konflikte liefert, schon 2003: »In der anfänglichen Euphorie ging jedoch die Aufmerksamkeit für die kritischen Faktoren
               verloren, die dazu geführt haben, dass die bisherigen Reformen im Bereich der Frauenrechte
               nicht nachhaltig waren, sowie für die Aufgabe, Strategien für die Einbeziehung der
               Geschlechterproblematik in den Entwicklungsprozess insgesamt zu ermitteln. Ohne eine
               kohärente Gender- und Entwicklungspolitik sowohl der internationalen Gemeinschaft
               als auch der Regierung Karzai wird die Hilfe der Geber in Projekte gelenkt, die allenfalls
               symbolischen Charakter haben.«43

            Das heißt, von Anbeginn der westlichen Intervention an bestanden gewisse Zweifel daran,
               ob die zu erreichenden Ziele nachhaltig seien. Diese Skepsis betraf den kompletten
               Verlauf der Projekte. Das galt sowohl für den Aufbau von Kompetenzen in den jeweiligen
               Bereichen als auch für die Gewährleistung von Mitteln, die für die Durchführung und
               den Erhalt der Projekte unabdingbar waren. Die Abgeordnete Safura Elkhani fasste es
               2003 wie folgt zusammen: »Sie haben uns nicht gezeigt, wie man Fische fängt, sondern
               nur, wie man sie isst.«44

            2003, zwei Jahre nach dem Beginn des militärischen Einsatzes, 25 Jahre nachdem ich
               mit meiner Familie Afghanistan verlassen hatte, konnte ich in meine Geburtsstadt Kabul
               zurückkehren. Noch unter dem Eindruck der Proteste gegen die sogenannte Agenda 2010
               der damaligen Regierung unter Gerhard Schröder und der daraus resultierenden pessimistischen
               Grundstimmung in Deutschland war ich überrascht, mit wie viel Optimismus, Tatendrang
               und Lebensmut die Menschen in Kabul ihr Leben neu organisierten. Gerade auch deshalb,
               weil ich nach allem, was sich laut der Berichterstattung westlicher Medien in Afghanistan
               an menschenverachtenden Gräueltaten zugetragen hatte, das Schlimmste erwartet hatte.
            

            Am Beispiel einer jungen Afghanin, die ich kurz nach meiner Ankunft kennenlernte,
               lässt sich ein eindrückliches Bild davon zeichnen, in welcher Situation sich vor allem
               junge Frauen Anfang der 2000er Jahre in Kabul befanden, mit welchen Chancen, aber
               auch Widerständen eine ganze Generation konfrontiert war, die in den dunklen Jahren
               der Mudschahedin- und Taliban-Herrschaft herangewachsen war.
            

            Ein Freund aus Kabul brachte mich mit der Fotografin Farzana Wahidy zusammen. Ich
               war sofort von ihrer positiven, kraftvollen und optimistischen Haltung beeindruckt.
               Sie arbeitete als Fotojournalistin für internationale Zeitungen und Agenturen. Wahidy
               war sehr gefragt, da es damals nicht viele Frauen gab, die in dieser Branche arbeiteten.
               Obwohl erst 23 Jahre alt, kümmerte sie sich neben ihrem Beruf noch um ihre drei jüngeren
               Geschwister, da der Vater von den Taliban gefoltert worden war und die Familie nicht
               mehr versorgen konnte. Die Mutter war kurz nach der Geburt des jüngsten Sohns gestorben.
            

            Wahidy teilte zu dieser Zeit das Schicksal vieler junger Afghaninnen in den Städten,
               die zwischen familiärer Verantwortung, beruflicher Karriere und der Möglichkeit, endlich
               die eigene Persönlichkeit entfalten zu können, einen ständigen Balanceakt vollführten.
               Farzana Wahidy war mit ihrem Fotoapparat oft in den Provinzen unterwegs oder wurde
               mitten in der Nacht angerufen, wenn irgendwo ein Anschlag verübt worden war. Dann
               musste sie sofort los und ihre Geschwister allein lassen, immer mit der Ungewissheit,
               ob sie selbst unversehrt zurückkehren würde. Denn die Taliban waren durch die militärische
               Intervention der NATO zwar aus den Städten vertrieben, doch die alten Vorstellungen,
               wie sich Frauen zu verhalten haben, war und ist in der afghanischen patriarchalen
               Gesellschaft tief verankert und somit noch allgegenwärtig. Eine arbeitende Frau hat
               es da nicht einfach. Erst recht nicht in der Öffentlichkeit. Wahidy war somit ständig
               verbalen Angriffen ausgesetzt und wurde – wie auch ihre Kollegen, die als Journalisten
               nicht willkommen waren – immer mal wieder mit Stöcken geschlagen oder mit Steinen
               beworfen.
            

            Ihre internationalen Auftraggeber bekamen diese Details jedoch entweder nicht mit
               oder nahmen darauf keine Rücksicht. Das heißt, Wahidy und ihre KollegInnen wurden
               beauftragt, ohne auf ihre prekären Arbeitsbedingungen einzugehen. Denn die Auftraggeber
               benötigten Bilder, die den Schrecken belegten, der die Begründung für den militärischen
               Einsatz untermauerte. Und wenn diese von einer Frau gemacht wurden, bewies das gleichzeitig,
               dass der Einsatz bereits Erfolg zeigte.
            

            Farzana Wahidy beschrieb mir die unerträglichen Umstände, unter denen sie manchmal
               arbeiten musste: »Was mich immer belastet, ist, wenn ich an Orten arbeite, wo kurz
               zuvor ein Anschlag verübt worden ist. Da ich mein ganzes Leben im Krieg verbracht
               habe, sind alle Erinnerungen an meine Kindheit vom Krieg überschattet. An solchen
               Orten werden dann meine Erinnerungen an früher wieder wach. Wie die Bomben fielen
               und die Menschen panisch durch die Gegend liefen. Natürlich mache ich meine Arbeit,
               aber danach bin ich immer sehr niedergeschlagen. Dann werde ich wieder von den Ängsten
               aus meiner Kindheit eingeholt. Vor allem, wenn ich sehe, dass Beine, Arme und abgetrennte
               Köpfe herumliegen. Was ich aber überhaupt nicht mehr ertragen kann, ist der Geruch
               von verbranntem Menschenfleisch.«45

            In Deutschland hat es nach dem Zweiten Weltkrieg, der sechs Jahre dauerte, Jahrzehnte
               gebraucht, bis über das Thema Traumata der Kriegsgeneration offen gesprochen werden
               konnte. WissenschaftlerInnen stellten fest, dass die Folgen des Krieges noch lange
               nach dessen Ende bei Kindern und Enkeln der Kriegsgeneration nachwirken. In Afghanistan
               dauert der Krieg nun schon fast 50 Jahre und hat bis jetzt mindestens drei Generationen
               begleitet. Die Menschen haben nichts anderes als Angst, Hunger oder Folter entweder
               am eigenen Leib erlebt oder wurden Zeugen davon, sie kennen nur Flucht und Vertreibung.
               Drei Generationen sind ohne einen geregelten Alltag, Rituale, Kultur, ausreichend
               Nahrung und unter extremen psychischen Belastungen aufgewachsen. Welche Folgen diese
               Tatsache langfristig für ein Volk hat, wird wahrscheinlich erst viele Jahren nach
               der Beendigung des Krieges untersucht werden können. Es lässt sich nicht einmal spekulieren,
               wie lange es dauern wird, bis die Behandlung der Folgen angegangen werden kann. Geheilt
               werden die Betroffenen und ihre Nachkommen wohl nie mehr vollständig.
            

            In den öffentlichen Debatten zu Afghanistan spielt dieses Thema allerdings selten
               eine Rolle. Wenn von Traumata oder posttraumatischen Belastungsstörungen gesprochen
               wird, ist meist von den ausländischen SoldatInnen die Rede, die in diese Kriege involviert
               waren, aber nie vom afghanischen Volk.
            

            Dass Farzana Wahidy ausgerechnet während der Taliban-Ära den Wunsch entwickelt hatte,
               Journalistin zu werden, überraschte mich. In einer Zeit, in der sie als Mädchen nicht
               das Haus verlassen durfte, hatte sie sich vorgestellt, wie es wäre, Reportagen zu
               schreiben und über die Probleme der Menschen zu berichten. Sie erklärte mir: »Erst
               unter den Taliban lernte ich schätzen, was Freiheit bedeutet, und das brachte ich
               mit Journalismus zusammen. Ich stellte mir vor, selbstständig zu sein und frei reisen
               zu können. Als die Taliban Ende 2001 weg waren, hatten wir zu Hause große finanzielle
               Probleme, sodass ich erst einmal gezwungen war, neben meiner Schule zu arbeiten, um
               meiner Familie zu helfen.«46

            Tatsächlich fand Wahidy eine Arbeit bei einer NGO. Durch Zufall stieß sie dort auf
               eine Ausschreibung, in der Kurse für angehende Fotojournalisten angeboten wurden.
               Sie war damals erst 17 und besuchte die 9. Klasse. Ihre Bewerbung war dementsprechend
               unprofessionell, erzählte sie mir. Sie erhoffte sich nicht viel, nur dass sie vielleicht
               dadurch einen einfacheren Zugang zu einer Universität bekommen könnte. Sie hatte Glück
               und erhielt tatsächlich eine Einladung zu einem Bewerbungsgespräch. »Ich dachte, dass
               die mich vielleicht nicht nehmen würden, weil ich zu jung bin. Dann habe ich meinen
               Pass genommen und mein Geburtsdatum verändert und habe angegeben, dass ich 22 sei.
               Mein Pass war damit übrigens ruiniert, man konnte natürlich sehen, dass er manipuliert
               war.«47

            Die Manipulation ihres Passes wurde wohl – absichtlich oder unabsichtlich – übersehen,
               da das Alter in der afghanischen Gesellschaft ohnehin keine große Rolle spielt. Man
               ist entweder Kind, Erwachsener oder alt. Die meisten Afghanen kennen ihr Geburtsdatum
               gar nicht, Geburtstage werden nicht gefeiert. Die Ausstellung von Geburtsurkunden
               wurde erst in den letzten 20 Jahren und überwiegend in den Städten eingeführt.
            

            Farzana Wahidy bestand die Aufnahmeprüfung und konnte mit ihrer Ausbildung beginnen.
               Ihr Arbeitgeber, die NGO, erlaubte ihr sogar, nur zwei Stunden am Tag im Büro zu arbeiten,
               damit sie danach die Ausbildung zur Fotojournalistin machen konnte. So ging sie morgens
               zur Schule und nachmittags ihren beiden Jobs nach. Das war der Anfang ihre Karriere –
               und sie liebt ihren Beruf: »Meine Arbeit ist sehr wichtig, da ich in einem Land lebe,
               in dem mehr als die Hälfte der Bevölkerung nicht lesen und schreiben kann. Bilder
               haben hier dadurch eine ganz besondere Bedeutung und Wichtigkeit.«48

            Farzana Wahidy war nach dem NATO-Einmarsch 2001 in Afghanistan möglicherweise die
               erste Fotojournalistin. Und in Afghanistan als Fotografin zu arbeiten bedeutet automatisch,
               eine Kriegsfotografin zu sein. Die meisten ihrer Aufträge bekam sie, die sich inzwischen
               einen Namen gemacht hatte, von den westlichen Medien, um die Legitimation der Militärintervention
               zu unterstreichen. Man wollte Bilder von Anschlägen, um daran zu erinnern, warum der
               Einsatz stattgefunden hat, und Bilder von erfolgreichen Beispielen, um zu zeigen,
               was der Einsatz gebracht hat.49

            2021 hat Wahidy aus Sicherheitsgründen mit ihren Geschwistern Afghanistan verlassen
               und lebt im Ausland.
            

         

         
            
               Gut gemeint und schlecht gemacht – die Rolle der NGOs und ihrer MitarbeiterInnen
               

            

            Die Geschichte Farzana Wahidys verrät viel über die Situation der Menschen in dieser
               Zeit in Afghanistan, über die Hoffnungen, Wünsche und Schwierigkeiten, die sie überwinden
               mussten. Für viele Afghaninnen und Afghanen, die in den Großstädten lebten, stellte
               der Einmarsch der internationalen Truppen eine Befreiung dar. Sie waren glücklich
               darüber, dass sie endlich ihre Häuser ohne Angst vor Strafen verlassen, Musik hören
               und Hochzeiten feiern konnten. All das, was sie in den langen Kriegsjahren zuvor entbehren
               mussten oder was nur unter großer Lebensgefahr möglich gewesen war. Viele Menschen
               sahen durch den Einsatz der NATO für sich und ihre Familien plötzlich eine Chance
               auf eine Zukunft. Sie waren fest entschlossen, die jahrzehntelange Lähmung abzuschütteln
               und dazu beizutragen, ihr Land aufzubauen. Damit entstand eine Win-win-Situation:
               Die NATO hatte – im wahrsten Sinne des Wortes – genügend Bilder, die die militärische
               Einmischung rechtfertigten, und dankbare Menschen sahen in der militärischen Präsenz
               die Chance, endlich ihrer Verzweiflung zu entkommen. Die persönlichen Umstände, unter
               denen Frauen wie Wahidy arbeiten mussten, die Gefahr, die ständige Konfrontation mit
               den traumatischen Erlebnissen ihrer Kindheit spielten dabei keine Rolle.
            

            Um einen erfolgreichen Neubeginn in Afghanistan zu gewährleisten und den zivilen Aufbau
               zu stützen, stellte die internationale Gemeinschaft ab 2001 Milliardenbeträge bereit.
               Durch die großzügige Finanzierung angelockt, eröffneten rund tausend NGOs ihre Büros
               im Land – die meisten von ihnen wegen der leidlich intakten Infrastruktur vor allem
               in Kabul. Sie gingen zwar ambitioniert an die Arbeit, merkten aber schnell, dass sie
               auf die Schwierigkeiten vor Ort nicht vorbereitet waren: Zum einen fehlte eine nationale
               Administration, die in der Lage gewesen wäre, die zahlreichen Einzelinteressen der
               Organisationen sinnvoll zu bündeln, zum anderen fehlte den meisten NGOs ein grundlegendes
               Verständnis für eine fundierte Entwicklungsarbeit und die kulturellen Eigenheiten
               des Landes.50

            Viele internationalen NGOs haben übersehen, dass Afghaninnen schon vor 2001 politisch
               und gesellschaftlich aktiv waren. Bereits seit den 70er Jahren gab es durchgängig
               im Land tätige nationale Hilfsorganisationen, auf deren Erfahrung man hätte zurückgreifen
               können. Das unterblieb aber leider. So wurde der einfache Wunsch vieler Menschen nach
               direkter Hilfe übersehen und von einer westlich geprägten Sichtweise überlagert, die
               in erster Linie davon ausging, dass die Implementierung demokratischer Strukturen
               als Lösung zur Befriedung des Landes ausreichend sei, ohne dabei Rücksicht auf interkulturelle
               Eigenarten und Landessitten zu nehmen.
            

            So wurde zum Beispiel ein Fokus auf eine spezifische Form von Bildung gelegt, wie
               Bele Grau in ihrem Artikel über »Politische Partizipation von Frauen in Afghanistan«
               schreibt: »Dieser benachteiligt Frauen mit Lebenserfahrung und Weisheit, die als Führungsfiguren
               einen wichtigen gesellschaftlichen oder politischen Beitrag leisten könnten, jedoch
               über wenig formale Ausbildung, internationale Erfahrung, Englisch- oder Computerkenntnisse
               verfügen. In vielen Frauenrechtsorganisationen wächst der Anteil der männlichen Mitarbeiter
               stetig, da diese in der Regel besser ausgebildet sowie zeitlich flexibler und räumlich
               mobiler sind und somit den Anforderungen besonders in Leitungsfunktionen besser entsprechen.«51

            In den Jahren vor dem Einmarsch der internationalen Truppen, also zwischen 1996 und
               2001, war es den Hilfsorganisationen nicht gelungen, sich gegen die Taliban durchzusetzen,
               sie hatten sich an der Nase herumführen lassen. »Die UN-Politik war ein einziges Chaos,
               weil es den UN-Organisationen nicht gelungen war, von einer gemeinsamen Plattform
               aus zu verhandeln. Da jede von ihnen versuchte, ihr eigenes Abkommen mit den Taliban
               zu treffen, schadete die UNO ihren Prinzipien, während die Taliban den Frauen immer
               weitere Beschränkungen auferlegten.«52 Der afghanische Poet, Universitätsprofessor und Diplomat Khaliullah Khalili sagt
               zum Thema Einbringung und Einsatz der UNO in Afghanistan: »Ich habe mein letztes Buch
               ›Haus der Trauer‹ genannt, weil wir von keinem Land der Erde wirklich effektive Hilfe
               empfangen. Die Türen der Vereinten Nationen müssten geschlossen werden und die Menschen
               trauern. Sie sollten sich grämen über die Toten in dieser Ecke der Welt.«53

            Der Wiederaufbau in einem kriegszerstörten Land wie Afghanistan kann nachhaltig und
               langfristig nur gelingen, wenn ihn eine breite Bevölkerungsmehrheit unterstützt. Eine
               tragende Rolle nimmt dabei die Mittelschicht einer Gesellschaft ein. Doch seit der
               sowjetischen Invasion 1979 hatten mehr als fünf Millionen Afghanen ihr Land verlassen
               und in vielen Teilen der Welt Zuflucht gesucht. Somit führte der Krieg, der mit dem
               sowjetischen Einmarsch begann und durch die anschließenden bewaffneten Auseinandersetzungen
               der Mudschahedin und der Taliban fortgesetzt wurde, zum Exodus der afghanischen Bildungselite.
               Fast die gesamte Mittelschicht sowie die intellektuelle Elite lebten seit den 80er
               Jahren im Exil. Dadurch bedingt waren Anfang der 2000er Jahre geschätzte 90 Prozent
               der afghanischen Bevölkerung im Land Analphabeten, dazu traumatisiert und nicht imstande,
               aus eigener Kraft und Initiative den Aufbau zu leisten.
            

            Da sich die NGOs überwiegend im Raum Kabul betätigten, konnte ihre Arbeit dem größten
               Teil der Bevölkerung in den Provinzen nicht zugutekommen. Zudem trieben sie – bedingt
               durch die Konkurrenz untereinander – die Preise zum Beispiel für Mieten nach oben
               und entzogen der Gesellschaft auch noch die letzten verbliebenen Leistungsträger.
               Warum sollte ein Arzt für ein kümmerliches Gehalt, auf dessen Auszahlung er unter
               Umständen Monate warten musste, in einem staatlichen Krankenhaus arbeiten, wenn eine
               NGO bereit war, ihm als Fahrer mit Fremdsprachenkenntnissen ein afghanisches Jahreseinkommen
               als Monatslohn zu zahlen?
            

            Einige NGOs hatten es sich zur Aufgabe gemacht, die Rückkehr qualifizierter Exilafghanen
               in die Wege zu leiten, um beim schwierigen Wiederaufbau zu helfen. Willige RückkehrerInnen
               erhielten von der EU aber nur ein vergleichsweise lächerliches Startgeld von 600 Euro.
               Dementsprechend gering fiel die Zahl der Menschen aus, die bereit waren, einen Neubeginn
               in ihrer alten Heimat zu wagen. 2004 waren es beispielsweise lediglich 580 Personen,
               was nicht verwundert, schließlich hatten sich die meisten Afghanen nach 25 Jahren
               im Exil eine sichere Basis geschaffen und verfügten über einen gewissen Wohlstand.
               Ihre Kinder hatten ein qualifiziertes Bildungssystem durchlaufen und kaum noch einen
               Bezug zu Afghanistan. Trotzdem gab es motivierte RückkehrerInnen. Sie kannten die
               Kultur, die Sprache und sie hatten eine fundierte Ausbildung.
            

            Während einer meiner Reisen hatte ich die Gelegenheit, in Kabul mit einigen Exilafghaninnen
               zu sprechen, die sich – aus Deutschland kommend – für eine Rückkehr entschieden hatten.
               Dass sie diesen Schritt gewagt hatten, überraschte mich umso mehr, da die Situation
               für Frauen in Afghanistan auch in dieser frühen, eher optimistisch geprägten Phase
               des Afghanistaneinsatzes nicht einfach war.
            

            Eine Lehrerin, die 24 Jahre zuvor mit ihren Eltern nach Deutschland ausgewandert war,
               erzählte mir, dass sie ihren Schülerinnen neben der Vermittlung des Lehrstoffs auch
               ganz grundsätzliche Dinge beibringen musste: »Vielen von ihnen fehlen jegliche Grundlagen
               im Umgang mit Arbeitsmaterialien. Nach dem regulären Unterricht muss ich sie auch
               darin anleiten, wie sie sich gegenüber Mitschülern und Lehrern zu verhalten haben.«54

            Im Falle der Lehrerin wird es besonders deutlich, wie sehr die Fachkräfte auf sich
               selbst gestellt und den schwierigen Bedingungen vor Ort ausgesetzt waren. Zu ihrer
               Aufgabe gehörte zum Beispiel das Unterrichten von Kindern, aber in welcher psychischen
               und physischen Verfassung diese Kinder waren, deren Großeltern bereits den Krieg erlebt
               hatten, und wie vielen von ihnen jegliche Struktur und jeder Halt im alltäglichen
               Leben fehlte, wurde überhaupt nicht bedacht.
            

            Auch eine in Deutschland ausgebildete Bibliothekarin hatte sich nach 30 Jahren Studium
               und Berufserfahrung dazu entschieden, nach Afghanistan zurückzukehren, um nun an der
               Kabuler Universität zu arbeiten. Nicht aus einer Perspektivlosigkeit heraus, wie sie
               mir berichtete, sondern um ihre im Exil genossene Ausbildung in ihrem ehemaligen Heimatland
               konstruktiv einzusetzen. Wie alle, mit denen ich damals gesprochen habe, war sie sich
               der Konsequenz ihrer Entscheidung und damit auch ihrer Verantwortung bewusst und nahm
               ihre Aufgabe sehr ernst.
            

            Egal, ob RückkehrerIn oder MitarbeiterIn einer internationalen Organisation, alle
               standen vor der gleichen Herausforderung: Das Fehlen einer funktionierenden Infrastruktur
               und der Mangel an vielen Hilfsmitteln erschwerte die Umsetzung der gesteckten Ziele.
               Doch überwog bei vielen von ihnen die Zuversicht, langfristig etwas Positives bewirken
               zu können. Sie stießen auf kriegsmüde Afghanen, die dankbar die Hilfe annahmen. Die
               Bibliothekarin berichtete mir: »Es gibt natürlich immer und überall Enttäuschungen.
               Wenn man nach 30 Jahren in seine Heimat zurückkommt, hat man eine andere Vorstellung
               von dem, was einen dort tatsächlich erwartet. Aber ich habe, seit ich hier bin, nie,
               wirklich keine Sekunde die Hoffnung aufgegeben und denke, was auch immer die Zukunft
               bringt, dass es immer besser klappen wird und dass wir auf dem Weg sind, Schritt für
               Schritt besser zu arbeiten. Dass wir neue Wege finden, die man vielleicht vor einem
               Jahr noch nicht für möglich gehalten hat. Klar bin ich zwischendurch enttäuscht gewesen,
               aber meine Hoffnung ist viel größer als meine Enttäuschung.«55

            Eine zusätzliche Belastung, auf die wahrscheinlich nur die wenigsten bei ihrem Einsatz
               in Afghanistan vorbereitet waren, sind die psychischen Folgen des Krieges, die sich
               im Alltag der Helfer niederschlugen. Das bestätigte mir die Bibliothekarin: »Ja, man
               möchte nicht so gerne realisieren, was hier in den letzten Jahren für eine Katastrophe
               stattgefunden hat, und lebt deshalb in einer Art Fantasiewelt. Für diejenigen, die
               den Kriegsalltag gelebt haben, haben diese Ereignisse natürlich auch Auswirkungen
               auf ihren Arbeitsalltag und auch auf den Umgang mit Kollegen und Kolleginnen, und
               das in allen Bereichen.«56

         

         
            
               Belastet in den Neustart – die Traumata der Afghaninnen
               

            

            Viele Jahre lang hatten die jeweils involvierten Kriegsparteien die ethnische und
               religiöse Vielfalt in Afghanistan skrupellos dazu benutzt, ihre politischen Ziele
               durchzusetzen. Die ohnehin im Land verbreitete Disharmonie zwischen ethnischen und
               religiösen Minderheiten wurde bei jeder Gelegenheit verstärkt, um Misstrauen und nahezu
               unüberwindbare Feindschaften zu schüren. Dies hatte zur Folge, dass es unter den aus
               den unterschiedlichen Teilen des Landes stammenden KollegInnen aufgrund unverarbeiteter
               Ängste und unreflektierter Vorurteile zu erheblichen Spannungen kam.
            

            Zudem klagten viele Frauen oft über körperliche Schmerzen oder fingen mitten in einem
               Gespräch an zu weinen. Nicht anders war der Zustand vieler Kinder. Sie hatten große
               Schwierigkeiten, sich zu konzentrieren, und waren aggressiv ihren MitschülerInnen
               gegenüber. Die Männer schwiegen und verschlossen sich gegenüber der Außenwelt. »Dabei
               hinterlassen Angst und Unsicherheit durch Waffeneinsatz und militärische Angriffe
               ebenso ihre Spuren wie das Erleben von physischer und sexueller Gewalt oder der Tod
               von Angehörigen. Folgesymptome sind z. B. posttraumatische Belastungsreaktionen sowie
               Depressionen und Angstzustände.«57

            Um den Erwartungen der Geberländer gerecht zu werden, etablierte die Karzai-Regierung
               2003 den »Tag des Schulmädchens«, und in den Folgejahren stieg die Zahl der Schülerinnen
               und Studentinnen zunächst stetig an. Für die westlichen Mächte war allein die Quantität
               entscheidend, da die Schulen und Universitäten mit hohen Summen subventioniert wurden.
               Die Qualität des Unterrichts, der ihnen zuteilwurde, zählte weniger. Das afghanische
               Frauenministerium startete sogar eine Initiative, die die Frauen dabei unterstützte,
               den Führerschein zu machen. Bei den internationalen Investoren erzeugte das ein positives
               Echo, doch letztendlich war es lediglich Symbolpolitik.
            

            Mädchen und Frauen, die in den Bürgerkriegsjahren am meisten zu erdulden gehabt hatten,
               eigneten sich natürlich perfekt dafür, um schnell sichtbare Fortschritte in der Entwicklung
               des Landes nachzuweisen. Viele Organisationen widmeten sich auch genau deshalb diesem
               Themenfeld. Sie investierten zum Beispiel nicht nur in den Bau von Schulen, sondern
               versuchten gleichzeitig mit allen Mitteln, die Mädchen in den Unterricht zu locken.
               Umfangreiche finanzielle Mittel standen auch für den Wiederaufbau der Universitäten
               zur Verfügung. Vor allem die Universität in Kabul wurde mit allen möglichen technischen
               Geräten und Einrichtungen ausgestattet. Auch hier wurde das neue Bildungsangebot von
               jungen Frauen dankbar angenommen.
            

            Bei einem Besuch der Kabuler Technischen Universität im Oktober 2003 machte ich eine
               überraschende Feststellung: Dem Gebäude auf dem Campus der Universität sah man die
               Kriegsjahre deutlich an. Einschusslöcher, kaputte Fenster bis hin zu fehlenden Mauerteilen –
               der Bau war in keinem guten Zustand. Umso überraschender das Bild, das sich mir in
               den Räumen der Fakultät bot. Sie waren mit modernster Technik ausgestattet. Die Säle
               waren voller Studenten. Junge Frauen und Männer saßen eng gedrängt und wissbegierig
               sogar auf Fensterbänken und auf dem Boden und warteten auf den Unterrichtsbeginn.
               Nachdem eine Weile nichts weiter passierte und auch keine Lehrkraft erschien, fragte
               ich eine Studentin, wann denn der Dozent käme. Sie wurde sehr verlegen, da sie sich,
               wie viele Afghanen in so einer Situation, dafür verantwortlich fühlte, die Rolle der
               Gastgeberin zu übernehmen. Es fiel ihr sichtbar schwer, erklären zu müssen, dass der
               Dozent wahrscheinlich gar nicht käme. An den Tagen zuvor wäre er nämlich auch schon
               nicht erschienen.
            

            Der Grund dafür war offensichtlich: Er verdiente sich sein Geld mit einem besser dotierten
               Job. Denn nicht nur die Vielzahl an NGOs benötigten für die Umsetzung ihrer Tätigkeit
               lokale Mitarbeiter. Auch die Botschaften, Stiftungen und die vielen internationalen
               Regierungsorganisationen wie zum Beispiel das UNHCR waren auf Ortskräfte angewiesen,
               die als Dolmetscher oder Fahrer mit Ortskenntnissen dienten. Und das am besten in
               einer Person. Für die hoch motivierten StudentInnen bedeutete das, dass sie zwar die
               Möglichkeit hatten, gut ausgestattete Bildungseinrichtungen zu besuchen, ihnen aber
               die Dozenten fehlten.
            

         

         
            
               Ein Wiederaufbau, der nur scheitern konnte
               

            

            In einem Interview mit der Berliner Zeitung im Jahr 2003, also in dem Jahr, das als das erfolgreichste im sogenannten Wiederaufbau
               gilt, sagte Nooria Hagnegar, die während der Talibanzeit in Pakistan und Afghanistan
               geheime Schulen und Frauenprojekte organisiert hatte: »80 Prozent der Regierungsmacht
               in Afghanistan liegt in den Händen von ehemaligen Kriegsverbrechern, in den Provinzen
               regieren die Warlords, relative Sicherheit gibt es überhaupt nur im von 5000 ISAF-Soldaten
               bewachten Kabul. Dort haben die wenigen demokratischen Kräfte um Hamid Karzai die
               schwächsten Posten im Kabinett, die versprochene Wiederaufbauhilfe der Geberländer
               fließt nur spärlich und 60 Prozent dieser Mittel versickern bei Regierungsmitgliedern,
               die das Geld zum Ausbau ihrer eigenen Macht benutzen.«58

            Wie zuvor erwähnt, lebte die afghanische Mittelschicht überwiegend im Exil. Die erforderliche
               Qualifikation besaßen also meist nur diejenigen, die zur Zeit der sowjetischen Besatzung
               einen Universitätsabschluss erlangt hatten und in den Bürgerkriegsjahren entweder
               das Land nicht verlassen hatten oder aus den benachbarten Ländern zurückgekehrt waren.
               Sie wurden jetzt als Lehrer, Professoren, Ärzte oder Ingenieure dringend für den Wiederaufbau
               gebraucht. Diese verbliebene Bildungselite, die Fremdsprachen beherrschte und sich
               deshalb als Dolmetscher für die internationalen Helfer eignete, zog die Angebote der
               NGOs ihrer Tätigkeit als Angestellte des Staates vor, da sie dort das Zehnfache von
               dem verdienen konnten, was sie an den Schulen und Universitäten zu erwarten hatten.
            

            Eine weitere Folge der Konzentration fast aller NGOs auf Kabul war es, dass viele
               Binnenflüchtlinge und diejenigen, die während der Bürgerkriegsjahre in die Nachbarländer
               geflüchtet waren, nicht in ihre ursprünglichen Provinzen, sondern nach Kabul zurückkehrten,
               da sie sich dort die dringend benötigte Hilfe durch die NGOs erhofften. Die Folge:
               Die Zahl der Einwohner Kabuls stieg in wenigen Jahren um das Neunfache an.59

            Im Herbst 2005 wurde in Afghanistan zum ersten Mal nach dreißig Jahren ein Parlament
               gewählt. Die in der neuen Verfassung des Landes festgeschriebenen Rechte der Frauen
               waren für Afghanistan alles andere als selbstverständlich. Vielen konservativ denkenden
               Afghanen passten die Neuerungen nicht. Aus ihrer Sicht hatten sich die Frauen auch
               weiterhin an die traditionell festgeschriebenen Regeln zu halten, zum Beispiel, sich
               nicht ohne männliche Begleitung in der Öffentlichkeit zu bewegen. Diese Regeln verloren
               nun mit der neuen Verfassung ihre Gültigkeit und den afghanischen Frauen stand offiziell
               der Zugang zum Berufsleben offen. Und Mädchen durften in der Nach-Taliban-Ära endlich
               die Schule besuchen – wie gesagt: Diese Freiheiten waren lokal begrenzt und galten
               lediglich in den Städten des Landes. Trotzdem wurden dort, aber vor allem in den Provinzen,
               Frauen, die sich in der Öffentlichkeit zeigten und sich für das Gemeinwohl engagierten,
               auch nach 2001 auf den Straßen belästigt, durch gezielte Angriffe eingeschüchtert,
               sogar mit Säure attackiert oder ihnen wurde mit Vergewaltigung gedroht.
            

            Viele Abgeordnete im neuen Parlament, die aus den Provinzen und ländlichen Distrikten
               kamen, waren ehemalige Warlords oder Anhänger der Taliban. Sie hatten kein Interesse
               daran, Frauen am politischen Leben teilhaben zu lassen. Und sie ignorierten konsequent
               die in den neuen Gesetzen verankerte Gleichberechtigung der Frau.
            

            Doch trotz erheblicher Risiken hatten sich einige Frauen dazu entschlossen, für das
               Parlament zu kandidieren. So auch Sabrina S., eine von insgesamt 68 Parlamentarierinnen:
               eine selbstbewusste, moderne Frau und mit 25 Jahren eine der jüngsten Abgeordneten
               in Kabul. Sie forderte die konsequente Durchsetzung der Frauenrechte: »Die Männer,
               die unsere politische Arbeit verhindern wollen, beherrschen das gesamte öffentliche
               Leben in Afghanistan. Sie sind überall in den Provinzen, in den Dörfern, in den Städten
               und im Parlament. Solange diese Männer nicht zur Umsetzung der neuen Gesetze angehalten
               werden, können keine Verbesserungen für die Frauen erreicht werden.«60

            So stellte sich die Frage, wie die Hardliner der überwiegend männlichen Führungsriege
               zur Umsetzung der neuen Gesetze verpflichtet werden könnten. Denn die Traditionalisten
               fühlten sich bereits durch den Slogan »Frauen sind Männern ebenbürtig« herausgefordert.
               Aus Angst, ihre Frauen könnten tatsächlich ihr Mitspracherecht einfordern, setzten
               die Männer wie immer Gewalt ein, um jegliche Ambitionen sofort im Keim zu ersticken.
               Deshalb brauchte es für die Umsetzung der neuen Richtlinien zum Schutz der Frauen
               konkretere Pläne.
            

            Wie dringend der Handlungsbedarf war, zeigten die Schilderungen von Sabrina S., die
               die prekäre Situation öffentlich deutlich machte und über die Gewalt unter Eheleuten
               und in den Familien sprach, die Frauen sogar in den Selbstmord trieb. »Ich höre von
               Fällen in den Provinzen, in denen die Frauen wie Vieh behandelt werden. Sie dürfen
               nicht mit ihren Familien zusammen essen. Um die Frauen zu demütigen, werden sie mit
               den Tieren im Stall angebunden. Um sie zu brechen und zu erniedrigen, werden sie mit
               Hundefleisch gefüttert. Nachhaltig unterstützt werden können die afghanischen Frauen
               nur durch den Druck der internationalen Regierungen, die sich für den Wiederaufbau
               Afghanistans einsetzen. Sie müssen bei Präsident Hamid Karzai insistieren und auf
               ihren Forderungen von einst bestehen. Er hatte versprochen, die Situation der afghanischen
               Frauen zu verbessern, und die Teilnahme der Frauen am öffentlichen Leben und in der
               Regierung zugesagt. Und das sogar in die Verfassung geschrieben. Und die Weltgemeinschaft
               hat zur Umsetzung dieser Forderungen Gelder zur Verfügung gestellt.«61

            Da die afghanische Regierung finanziell komplett vom Ausland abhängig war, sahen viele
               Aktivistinnen darin eine Chance, durch Kürzungen der Gelder Druck auf die Regierung
               auszuüben, um die Rechte der Frauen in der afghanischen Gesellschaft zu etablieren.
               Es ging beispielsweise um ein Straßenbauprojekt in Südafghanistan, das die Bundesregierung
               2006 unterstützen wollte, eine ca. eine Million Euro teure, einige Kilometer lange
               Straße, die die Schnellstraße von Kandahar nach Herat mit dem Distrikt Pandschwai
               verbinden wird. Die Forderung vieler Frauenrechtsorganisationen und Politikerinnen
               lautete, dass die Auszahlung mit konkreten Forderungen verknüpft werden müsse. Der
               afghanischen Regierung solle klargemacht werden, dass eine finanzielle Unterstützung
               nur dann erfolgen würde, wenn für die Rechte der Frauen gesorgt sei. Nur dann könne
               langfristig für die Frauen etwas erreicht werden, so der Tenor. Denn solange die gleiche
               Regierung Gesetze für den Schutz der Frauen verabschiede und überholte Stammesgesetze
               zulasse, in denen die Rechte der Frauen verachtet würden, bliebe der Mut der wenigen
               Frauen, die riskierten, in der Öffentlichkeit Präsenz zu zeigen, auf der Strecke.
            

            Dieser Druck führte zu einigen halbherzigen Ansätzen auf verschiedenen Ebenen, die
               Stellung der Frauen zu stärken. Allerdings wurden die vielen Versprechungen nicht
               eingehalten.62 Das Einzige, was zählte, war, in den international sichtbaren gesellschaftlichen
               Bereichen wie Sport, Gesellschaft und Politik Frauen herauszustellen, um zu beweisen,
               dass man es mit der Erneuerung in Afghanistan ernst meinte.
            

            Eine der Frauen, die immer wieder auf die Misere aufmerksam machte, war die Ärztin
               Sima Samar. Nach dem Petersberger Abkommen wurde sie 2001 als Ministerin für Frauenangelegenheiten
               in die afghanische Regierung gewählt und zu einer der fünf StellvertreterInnen des
               Präsidenten Hamid Karzai bestimmt. Doch sie übte diese Ämter nur ein Jahr lang aus,
               bevor sie aus Mangel an Unterstützung zurücktrat.
            

            Samar hatte schon unter dem Regime der Taliban Schulen gegründet und sich um die medizinische
               Versorgung für diejenigen gekümmert, die unter den Missständen in Afghanistan zu leiden
               hatten. Als 2002 die unabhängige afghanische Menschenrechtskommission gegründet wurde,
               wurde Sima Samar zu ihrer Vorsitzenden ernannt. Ihr Einsatz für die Menschenrechte
               war mit einem großen persönlichen Risiko verbunden. Sie war den Extremisten und einigen
               Warlords ein Dorn im Auge. Ihnen reichte schon allein die Tatsache aus, dass eine
               Frau dieses Amt bekleidete. Die damals 50-jährige Samar, deren Mann und drei ihrer
               Brüder von der kommunistischen Partei verschleppt worden und nie zurückgekehrt waren,
               erhielt nun selbst regelmäßig Morddrohungen.
            

            Ich konnte sie treffen, und schon bei meinem ersten Interview mit ihr wurde mir schnell
               klar, dass sie Schwierigkeiten trotzdem nie aus dem Weg gegangen war. Während der
               sowjetischen Besatzung hatte sie 1984 als alleinerziehende Mutter Afghanistan verlassen
               und war nach Pakistan emigriert: »Meine Gesundheit war in einem sehr schlechten Zustand.
               Ich hustete sehr viel. In dem Gebiet, wo wir in Afghanistan wohnten, gab es einige
               Fälle von Tuberkulose, und ich hatte Angst, auch infiziert zu sein. Zudem habe ich
               einen Jungen, der damals im Schulalter war und in Afghanistan keinerlei Zukunft hatte.
               In Pakistan wollte ich mich behandeln lassen und meinen Jungen zur Schule schicken.«63

            Samar selbst hatte in Kabul Medizin studiert. 1989 gründete sie im pakistanischen
               Exil in Quetta die afghanische Hilfsorganisation Shuhada64, die sich noch heute vorwiegend um die Bildung und Gesundheit von Flüchtlingen kümmert.
               »Zunächst habe ich in Quetta in einem Krankenhaus gearbeitet, das eine Abteilung für
               Flüchtlinge hatte. Und zweimal in der Woche ging ich dann zu einem Flüchtlingslager
               und arbeitete dort als Ärztin. Die meisten Krankenstationen in den Flüchtlingslagern
               waren nur für Männer. Für Flüchtlingskinder und Frauen gab es kaum eine Möglichkeit,
               medizinisch versorgt zu werden. So habe ich mich entschieden, ein Krankenhaus für
               Frauen und Kinder aufzubauen.«65

            In Pakistan gab es damals circa sechs Millionen afghanische Flüchtlinge. Und da die
               Schulen in den Camps in erster Linie religiös ausgerichtet waren und später einen
               Teil der Taliban hervorbrachten, errichtete Sima Samar zudem noch eine Schule für
               Mädchen.
            

            Für ihren Einsatz für die Frauen- und Menschenrechte in Afghanistan wurde Sima Samar
               2012 der Alternative Nobelpreis verliehen.66 Bei ihrer Rede vor dem Friedensforum in Oslo sagte sie schon damals im Hinblick auf
               die Vorbereitung der NATO, ihre militärischen Truppen abzuziehen: »Ich denke, ich
               muss die internationale Gemeinschaft warnen. Sie kamen mit einem bestimmten Ziel.
               Aber wenn Sie dieses Ziel nicht erreichen, bevor Sie das Land verlassen, geben Sie
               ein sehr schlechtes Beispiel ab und niemand wird Ihnen mehr vertrauen. Niemand vertraut
               mehr der Demokratie, niemand vertraut mehr den Menschenrechten. Letztendlich muss
               ich sagen, dass wir das Ziel nicht erreichen können, ohne dass Frauen in dem Land
               vollständig in den Prozess miteinbezogen sind. Und das ist unglücklicherweise nicht
               der Fall in Afghanistan. Es gibt immer noch Ignoranz gegenüber Frauenrechten. Sogar
               die internationalen Partner sagen: ›Wir respektieren die Kultur und Religion des Landes.
               Wir werden die Frauenrechte nicht fördern.‹ Das ist keine Kultur. Das ist keine Religion.
               Das ist Ignoranz. Das ist eine Verletzung der Menschenrechte.«67

            Leider aber blieben diese und andere Stimmen im Land ungehört, denn dafür hätten die
               selbsternannten Befreier mehr Zeit, mehr Geld, aber vor allem den Willen benötigt,
               den Menschen langfristig zu helfen. Von Anfang an wiesen sowohl Kritiker als auch
               Befürworter des Einsatzes auf die von afghanischen MenschenrechtsaktivistInnen wie
               Sima Samar oder ParlamentarierInnen beschriebenen Missstände hin. Den verantwortlichen
               internationalen Entscheidern war die Realität in Afghanistan durchaus bekannt und
               auch die Folgen, die es haben würde, wenn die Politik nicht schleunigst ihre Richtung
               und Methode verändern würde.
            

            Doch je länger an der verfehlten Strategie festgehalten wurde, umso geringer wurden
               die Optionen, dem ganzen Einsatz noch eine positive Wendung zu geben. Vor allem nicht
               vor dem Hintergrund, dass sich die internationale Politik schon längst gezwungen sah,
               Afghanistan besser heute als morgen zu verlassen, da das militärische Budget überstrapaziert
               und in den USA nicht nur die finanziellen Auswirkungen spürbar wurden, sondern auch
               die Selbstmordrate unter den Soldaten stetig stieg.68

            Der verantwortungslose und überhastete Abzug der Truppen im August 2021 hinterließ
               nicht nur ein vom Krieg zerrüttetes Land, sondern auch ein tief traumatisiertes Volk.
               Vor allem die Frauen, die einst für die Legitimation des »War on Terror« hatten herhalten
               müssen, wurden schließlich schutzlos zurückgelassen. Wie ambitioniert und zum Vorteil
               des internationalen Einsatzes die Rechte der Frauen in der afghanischen Verfassung
               festgeschrieben wurden, aber während der Einsatzjahre (2001 bis 2021) durch die stammesrechtlichen
               Gesetze torpediert wurden, beleuchte ich im nächsten Kapitel.
            

         

      

   
      
            4.DIE RECHTLICHE SITUATION DER FRAUEN IN AFGHANISTAN

         

         Afghanische Frauen sind starke Frauen. Und in den größeren Städten des Landes wie
            Kabul oder Herat fühlen sie sich den Männern durchaus ebenbürtig. Gerade in Kreisen
            der Bildungselite ist ihre Gleichstellung unbestritten, doch das macht es ihnen im
            Alltag nicht unbedingt leichter. Denn die überwiegend patriarchal geprägte Gesellschaft
            hält viele Mechanismen bereit, um ihnen das Leben zu erschweren.
         

         Es beginnt bereits damit, dass in Afghanistan kein flächendeckendes Rechtssystem existiert,
            das die Gleichberechtigung der Frauen anerkennt. Die Rechte, die ihnen zugestanden
            werden, orientieren sich überwiegend am islamischen Recht der Scharia1, werden aber teilweise mit den lokal geltenden traditionellen Stammesgesetzen vermischt.
            Daraus resultiert eine Bandbreite an Interpretationsmöglichkeiten, welche der männlichen
            Bevölkerung einen großen Handlungsspielraum zugesteht, um die Rechtsauffassung willkürlich
            an ihre jeweiligen Bedürfnisse und Vorstellungen anzupassen. Die Rechte der Frauen
            sind somit nicht an den Prinzipien der Menschenrechte ausgerichtet, sondern an dem,
            was den Männern je nach Lust und Laune vorteilhaft erscheint. Ein Umstand, der die
            Instrumentalisierung der Frauen enorm erleichtert. In weiten Teilen Afghanistans hat
            sich an dieser Praxis in den letzten hundert Jahren nichts verändert.
         

         Nach 2001 wurden die Rechtsreformen in Afghanistan zusammen mit den neu geschaffenen
            Bildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten als bedeutender Fortschritt für afghanische
            Frauen und Mädchen gefeiert. Der Rechtsschutz und dessen Durchsetzung wurde durch
            die verstärkte Ausbildung und Beschäftigung von Anwältinnen, Staatsanwältinnen und
            Richterinnen sowie durch die begleitende Verabschiedung neuer Gesetze verbessert.
            Eines der wichtigsten Gesetze heißt Elimination of Violence against Women, kurz EVAW2. Das Gesetz, 2009 vom Präsidenten Karzai erlassen, stellte 22 Formen der Misshandlung
            von Frauen unter Strafe, darunter Vergewaltigung, Körperverletzung, Zwangsverheiratung,
            die Verhinderung des Erwerbs von Eigentum durch Frauen und das Verbot für Frauen und
            Mädchen, zur Schule zu gehen oder zu arbeiten. Trotz des erheblichen Widerstands konservativer
            Gruppen innerhalb der afghanischen Justiz und des Parlaments sorgte das Gesetz zunächst
            für einigen Fortschritt und zu einem Anstieg der Strafanzeigen und der polizeilichen
            Ermittlungen bei Gewaltverbrechen gegen Frauen und Mädchen. Ich vermute, dass die
            in Aussicht gestellte finanzielle Unterstützung der Westmächte zur Einhaltung und
            Kontrolle des Gesetzes beigetragen hat.
         

         Die Umsetzung des Gesetzes gestaltete sich allerdings auf Dauer schwierig, da Polizei,
            Staatsanwälte und Richter Frauen häufig davon abhielten, Anzeige zu erstatten, und
            sie stattdessen aufforderten, ihr Anliegen innerhalb der Familie zu klären. Doch gerade
            dort lag ja die Ursache für die Not der Frauen, die trotz finanzieller Abhängigkeit
            und der Angst vor Repressalien, einschließlich des Verlusts der eigenen Kinder, den
            Mut aufbrachten, zur Polizei zu gehen. Vor allem die Angst, die eigenen Kinder zu
            verlieren, beeinflusste die Frauen stark. Im Falle einer Scheidung wurden Mädchen
            ab dem zehnten oder spätestens zwölften Lebensjahr, Jungen ab dem siebten Lebensjahr
            dem Vater zugesprochen. Ich traf auf viele Frauen, die noch in fortgeschrittenem Alter
            sagten, dass sie sich von ihren Männern getrennt hätten, wenn sie ihre Kinder hätten
            mitnehmen können. So blieben die Frauen erpressbar und ergaben sich schließlich ihrem
            Schicksal.
         

         Es war an der Tagesordnung, dass eine Afghanin auf erheblichen Widerstand stieß, sobald
            sie sich dazu entschloss, Anzeige nach dem EVAW-Gesetz zu erstatten. Nachdem es zu
            Gewalt durch ein männliches Familienmitglied – häufig den Ehemann oder Vater – gekommen
            war, verweigerte die Polizei oftmals, die Anzeige aufzunehmen, und drängte die Betroffene
            dazu, sich mit dem Peiniger zu versöhnen. Als Begründung wurde entgegen der gültigen
            Rechtslage angeführt, dass ein Ehemann oder ein Vater eben solche Rechte hätte.
         

         In besonders schweren Fällen von Gewalt verbot das Gesetz zwar ausdrücklich die Schlichtung
            zwischen den beiden Parteien, dennoch verwiesen Beamte die Frauen und ihre Angehörigen
            auch dann noch regelmäßig an eine traditionelle Schlichtungsstelle. »Somit wurde das
            Justizsystem völlig umgangen und die Straflosigkeit bei Schwerverbrechen verstärkt.«3

         Dass Gewalt gegen Frauen oft keine strafrechtlichen Konsequenzen für die Täter hatte,
            zeigt sich in dem Bericht des Ausschusses für Beseitigung der Diskriminierung von
            Frauen der Vereinten Nationen: »Die Zahl der registrierten Fälle von Gewalt gegen
            Frauen ist 2013 im Vergleich zu 2012 um 38 Prozent gestiegen, während die Zahl der
            auf der Grundlage des EVAW-Gesetzes ergangenen Urteile im selben Zeitraum um 2 Prozent
            zugenommen hat, was die niedrige Verurteilungsquote und die unzureichende Anwendung
            des EVAW-Gesetzes verdeutlicht.«4

         2009 schlugen nationale Organisationen, die sich für die Rechte der Frauen einsetzten,
            Alarm, als bekannt wurde, dass der damalige Präsident Hamid Karzai zudem ein Ehegesetz
            unterschrieben hatte, das eindeutig frauenfeindliche Passagen beinhaltete. Das Gesetz
            erlaubte zum Beispiel die Verheiratung von sieben- bis neunjährigen Mädchen, die Zwangsverheiratung
            und zwingt Ehefrauen zum Geschlechtsverkehr.5 Mit diesem Gesetz kam Karzai damals den Konservativen im Land entgegen und spekulierte
            auf ihre Stimmen bei den bevorstehenden Wahlen. Das Gesetz legitimierte erneut die
            alten Bräuche, die besonders die Frauen auf dem Land betrafen, wo ohnehin schon etliche
            frauenfeindliche Regeln ihren Alltag bestimmten. Erst unter internationalem Druck
            wurden schließlich die umstrittensten Passagen als menschenverachtend bezeichnet und
            aus dem neuen Gesetz herausgestrichen.6

         Unter der Überschrift »Ich dachte, unser Leben könnte besser werden« trug Human Rights
            Watch (HRW) Fakten darüber zusammen, dass dem Versuch vieler Frauen, juristisch gegen
            Familienmitglieder und andere Gewalttäter vorzugehen, nur ein geringer Erfolg beschieden
            war und in den meisten Fällen die Mädchen und Frauen nicht einmal Zugang zu einem
            Rechtsbeistand hatten.7

         Wenn im internationalen Vergleich von Ländern gesprochen wird, in denen Frauen keine
            Rechte haben, kann man sicher sein, dass Afghanistan als eines der ersten genannt
            wird. Dies bestätigte auch eine internationale Studie von 2011, die Länder nach ihrem
            Risiko-Level für das Leben von Frauen auflistete. Bei diesem Ranking stand Afghanistan
            an oberster Stelle: »Nirgendwo leben Frauen so gefährlich wie in Afghanistan […].
            Gezielte Gewalt, schlechte medizinische Versorgung und große Armut sind demnach die
            größten Probleme für Frauen in dem Land.«8

         Bemerkenswert ist, dass diese Studie ein solches Ergebnis zu einer Zeit veröffentlichte,
            in der die NATO und ihre Verbündeten bereits zehn Jahre im Land waren und der afghanischen
            Regierung bereits viele Millionen an Hilfsgeldern für die Verbesserung genau dieses
            Zustands zur Verfügung gestellt hatten.
         

         Da die Auszahlung der Gelder nicht unmittelbar an Bedingungen geknüpft war, wagte
            die afghanische Regierung sich noch einen Schritt weiter und forderte im gleichen
            Jahr die Verstaatlichung der Frauenhäuser im Land unter dem Vorwand, dort herrsche
            Korruption. Afghanische Frauenrechtlerinnen erkannten sofort die Intention der Regierung
            hinter dieser Begründung, die darauf abzielte, die Häuser langfristig zu schließen.
            Sie vermuteten, dass diese Entscheidung auf Druck konservativer Kräfte getroffen worden
            war, die diese Institutionen, in denen Mädchen und Frauen auf der Flucht vor extremer
            Gewalt Zuflucht fanden, als Horte der Prostitution und der Unmoral verunglimpften
            und deren Betrieb vehement verhindern wollten. Sowohl internationale Frauen- und Menschenrechtsorganisationen
            als auch lokale afghanische Organisationen und Politikerinnen verfolgten dieses Vorhaben
            mit Sorge und schlugen Alarm.
         

         Das Afghan Women’s Network (AWN)9, ein afghanischer Dachverband von Frauenorganisationen, Aktivistinnen und Menschenrechtsverteidigerinnen,
            dem über 3 700 Einzelmitglieder und 143 Nicht-Regierungsorganisationen angehören,
            sah in diesem Vorgehen einen Affront und wandte sich sofort in einem offenen Brief
            mit einer sehr klaren Position direkt an die afghanische Regierung. Darin verwiesen
            sie auf die Absurdität, den Schutz der am meisten gefährdeten Frauen der afghanischen
            Regierung in die Hände zu legen. Sie warfen der afghanischen Regierung und ihren internationalen
            Verbündeten vor, nicht ihren »großspurigen Versprechen«, die sie bei diversen Konferenzen
            und in der Erklärung von Lissabon bezüglich Schutz und Achtung der Rechte der Frauen
            gemacht hatten, nachgekommen zu sein. In ihrem Brief erinnerten sie an den unverantwortlichen
            Umgang staatlicher Institutionen sowohl gegenüber den Betreibern der Frauenhäuser
            als auch der Frauen, die dort Zuflucht suchen. Als Beispiel führten sie das Schicksal
            eines zwölfjährigen Mädchens aus dem Bezirk Shindand in Herat an, das in einer Notunterkunft
            Zuflucht gesucht hatte. Anstatt das Mädchen zu schützen, hatte die Regierung es auf
            Druck eines Parlamentsmitglieds an seine Familie zurückgegeben, die es dann in Stücke
            geschnitten hatte. Ein weiteres Beispiel sollte ebenfalls die Unfähigkeit der Regierung
            beweisen, sich keinesfalls ausreichend um die Frauen zu kümmern: Eine Frau aus Takhār hatte vergeblich versucht, den Neffen eines Parlamentsabgeordneten zur Rechenschaft
            zu ziehen, der ihre Tochter entführt, eingesperrt und dann getötet hatte. Ihre Forderungen
            an die afghanische Regierung formuliert das Afghan Women’s Network am Ende des Briefes
            in Frageform:
         

         »Wir fragen Sie [die afghanische Regierung]: Können Sie wirklich die Verantwortung
            für den Schutz des Lebens dieser Frauen übernehmen?
         

         Wird Ihnen die Kontrolle über das Wohlergehen der Frauen bis hin zu ihrem letzten
            Zufluchtsort helfen, Ihr internationales Image zu verbessern? Wird diese Entscheidung
            wirklich im besten Interesse der Frauen getroffen, auch wenn Sie wissen, dass Sie
            zu den korruptesten Regierungen der Welt gehören? Wird diese Verordnung auf magische
            Weise vor den mächtigen und korrupten Einflüssen verschont bleiben, die jeden Teil
            Ihrer Regierung infiziert haben? Wie können Sie das erreichen? Und was noch wichtiger
            ist: Wie können wir Sie dazu bringen, das zu beenden?«10

         Schließlich setze die afghanische Regierung das Vorhaben auf unbestimmte Zeit aus,
            da sie vermutlich nicht mit so vehementem Widerstand der Aktivistinnen gerechnet hatte.
         

         In diesem Zusammenhang muss erwähnt werden, dass Transparency International, eine
            NGO, die sich weltweit für die Bekämpfung von Korruption einsetzt, im gleichen Jahr –
            also 2011 – Afghanistan auf Platz 180 von insgesamt 182 Ländern einstufte.11

         Trotz dieser Tatsachen und der innerafghanischen Proteste ließ die afghanische Regierung
            keine Gelegenheit aus, um sich nach außen als Befürworterin und Beschützerin der Rechte
            von Frauen zu präsentieren, nach innen arbeitete sie allerdings auf Druck der an der
            Regierung beteiligten Hardliner gleichzeitig mit Macht dagegen an.
         

         2015 unterschrieb der damalige Präsident Ashraf Ghani die UN-Sicherheitsresolution
            1325. Die wesentlichen Elemente dieser Resolution sind der besondere Schutz von Frauen
            und Mädchen in Kriegsgebieten sowie die Stärkung der Teilhabe von Frauen an politischen
            Prozessen und Institutionen bei der Bewältigung und Verhütung von Konflikten.12 Aber auch diese Aktion blieb lediglich eine symbolische Handlung, denn sichtbare
            Veränderungen brachte die Unterschrift unter das Papier nicht.
         

         Nur wenige Jahre später, 2020, wurden zum Thema Gewalttaten an Frauen in einem UN-Bericht
            die Ergebnisse einer Untersuchung mit dem ambitionierten Titel »Auf der Suche nach
            Gerechtigkeit für Gewaltverbrechen gegen Frauen und Mädchen« veröffentlicht. Dabei
            wurde wenig überraschend festgestellt, dass der afghanische Justizsektor mit der Anerkennung
            des 2009 erlassenen Gesetzes (EVAW-Gesetz) Gewalt an Mädchen und Frauen zwar verurteilt,
            aber nicht in der Lage war, es durchzusetzen.13 Zu dieser Schlussfolgerung hätte man auch ohne den Einsatz von viel Geld gelangen
            können, wenn man sich die Zustände in den Krankenhäusern Jahre vorher angeschaut und
            darauf reagiert hätte.
         

         Dass sich die prekäre Situation der Frauen in Afghanistan über die letzten Jahre nur
            minimal und nur in einem regional begrenzten Umfeld (Kabul, Herat, Mazar-e Sharif)
            verändert hat und was alles noch erforderlich wäre, um die Situation zu verbessern,
            dokumentiert seit vielen Jahren die internationale Nicht-Regierungsorganisation Medica
            Mondiale. Und auch sie kommt zu dem Schluss: »In Afghanistan leiden die Menschen seit
            Jahrzehnten unter Krieg, Terror und Armut. Fast 80 Prozent der Erwachsenen sind physisch
            oder psychisch beeinträchtigt. In den letzten 20 Jahren nahm die internationale Gemeinschaft
            starken Einfluss auf die Politik des Landes. Mit gravierenden Fehlern: Sie setzte
            auf den Militäreinsatz statt auf einen Friedensprozess.«14

         Wer die Dossiers der Organisation aufmerksam verfolgt hatte, konnte über den Inhalt
            des Berichts von Human Rights Watch (HRW) nicht wirklich verwundert sein, der Anfang
            August 2021 auf die verheerenden Mängel in puncto Menschenrechte in Afghanistan aufmerksam
            machte. HRW verwies darauf, dass die afghanische Regierung nicht nur die Vereinbarungen
            hinsichtlich der Verbesserung der Situation von Frauen vernachlässigte, sondern auch
            der »Rechenschaftspflicht für Gewalt gegen Frauen und Mädchen«, einem weiteren Baustein
            zum Schutz der Frauenrechte, nicht nachkam.15

         Somit trat erneut zutage, dass eine Regierung, die viele Gelder dafür bekommen hatte,
            sich explizit der Problematik in Bezug auf die Situation der Frauen im Land zu widmen,
            systematisch Wege beschritt und Regeln schuf, um genau diese Entwicklung zu verhindern.
         

         Wenn also eine angeblich demokratische Regierung unter internationaler Kontrolle und
            westlichem Einfluss ungehindert so handeln konnte, was steht den Afghaninnen unter
            einer Herrschaft bevor, die keinerlei Hehl daraus macht, dass Frauen aus der Öffentlichkeit
            zu verbannen und ihnen die Menschenrechte abzuerkennen sind?
         

         Nationale und internationale Frauenrechts- und andere zivilgesellschaftliche Organisationen
            hatten bereits massive Befürchtungen geäußert, dass mit dem Abzug der internationalen
            Truppen das weltweite Interesse an Afghanistan abnehmen würde und ihnen damit die
            Mittel für viele Kampagnen und Programme, ohne die der Schutz und die Förderung von
            Frauen nicht aufrechterhalten werden könnte, fehlen werden.
         

         Human Rights Watch veröffentlichte einen entsprechenden Bericht genau zu dem Zeitpunkt,
            als die USA ihren Truppenabzug aus Afghanistan nahezu abgeschlossen hatten und die
            Taliban vor den Toren Kabuls standen; zu einem Zeitpunkt, als es noch völlig ungewiss
            war, wie sich die politische Situation in Afghanistan entwickeln würde; zu einem Zeitpunkt,
            als die internationalen Unterstützer der Menschenrechte fluchtartig das Land verließen.
            Zu diesem Zeitpunkt forderte der HRW: »Es ist von entscheidender Bedeutung, dass die
            internationalen Partner Afghanistans weiterhin die Bemühungen unterstützen, Frauen
            und Mädchen vor Gewalt zu schützen und Täter zur Verantwortung zu ziehen.«16

         Aber wie, so fragte ich mich, wie sollte der Schutz durch die internationalen Partner
            von außerhalb des Landes bewerkstelligt werden, wenn ihnen dies nicht einmal gelungen
            war, als sie noch im Land waren?
         

         Anstatt eine Lösung zu finden, die allen Betroffenen hilft und die sich nach demokratischen
            Grundsätzen an den Bedürfnissen der Mehrheit orientiert, wurde erneut in die gleiche
            Kerbe geschlagen und wurden frühere Fehler wiederholt, indem man innerhalb Afghanistans
            die Kluft zwischen arm und reich, gebildet und ungebildet, Land und Stadt vertiefte:
            Man begann, diejenigen aus dem Land zu schaffen, die in den Jahren zuvor eine Chance
            auf persönliche Entwicklung bekommen hatten und die dabei waren, eine tragfähige Mittelschicht
            innerhalb der Gesellschaft zu bilden. Alleingelassen wurden all jene, die nie eine
            Chance auf eine ausreichende Ernährung, auf Bildung, Frieden und auf die Wahrung ihrer
            Menschenrechte hatten. Hier wurde entschieden, wer ein Recht auf Überleben hat.
         

         
            
               Verankerung von Reformen: ein kurzer Rückblick auf die afghanischen Verfassungen
               

            

            Die erste afghanische Verfassung, Nezam Namah-e Asasi, trat im Frühjahr 1923 in Kraft. Diese konstitutionelle Verfassung war Ausdruck eines
               Reform- und Modernisierungsprogramms, initiiert durch den damaligen König Amanullah.
               Der Islam wurde zur Staatsreligion erklärt und die hanafitische Rechtsschule als offizielle
               rechtliche Grundlage des Staates Afghanistan anerkannt. Darüber hinaus sicherte die
               Verfassung anderen religiösen Minderheiten (Schiiten, Hindus und Sikhs) im Land staatlichen
               Schutz zu. Weitere wichtige Bestandteile der Verfassung waren die Festschreibung von
               Bürgerrechten, das Verbot der Sklaverei, die Einführung der Schulpflicht und die Einberufung
               der Schura-i Melli (Nationalversammlung).17

            Die Inhalte der hanafitischen Rechtslehre18 waren bis zum Jahr 1921 überwiegend in Arabisch verschriftlicht worden. König Amanullah
               ließ daher zum ersten Mal eine Sammlung von Rechtsgutachten aus verschiedenen Quellen
               der Hanafi-Schule auf Dari zusammenstellen, das sogenannte Tamassuk al-Quddat al-Amaniyah19. Sein Ziel war es, den Zugang zur Hanafi-Schule zu vereinheitlichen und den Richtern
               eine gemeinsame Referenz an die Hand zu geben.
            

            Die neue Verfassung orientierte sich sehr stark am türkischen Verfassungsentwurf,
               der etwa zur gleichen Zeit entstand, sah aber im Unterschied zu diesem trotz vieler
               Modernisierungsansätze keine Gewaltenteilung vor. Das heißt, die absolute Macht lag
               nach wie vor beim König. Allein staatlichen Gerichten war es vorbehalten, Rechtsfälle
               zu klären. Lokale Gerichte, die in den Stammesgebieten bis dahin über Recht und Unrecht
               urteilten, verloren jegliche Autorität und wurden durch explizit dafür einberufene
               Sondereinheiten der Polizei verfolgt. Die Traditionalisten sahen daher die neue Verfassung
               nicht nur als unislamisch an, sondern fühlten sich auch in ihren Handlungsspielräumen
               extrem eingeschränkt und organisierten deshalb diverse Proteste. Da der König aber
               für die Umsetzung seiner Reformen und die Verbreitung der Verfassung im ganzen Land
               auf die Unterstützung der Stammesfürsten angewiesen war, revidierte er bei einer einberufenen
               Stammesversammlung, einer Loya Jirga, 1924 einige der Verfassungsparagrafen im Sinne seiner Kritiker und konnte so eine
               Protestwelle aufhalten.
            

            König Nadir Schah (1933 bis 1973) setzte die Modernisierungsmaßnahmen Amanullahs im
               Bereich der Verwaltung, Wirtschaft, Justiz und Bildung fort und verabschiedete 1964
               die zweite Verfassung des Landes.20 Er rief schließlich eine konstitutionelle Monarchie aus.
            

            Das Parlament bestand nun aus zwei Kammern, die Verwaltung wurde zentralistisch organisiert,
               Provinz- und Stadträte wurden gewählt. Als Staatsreligion blieb der Islam mit der
               Leitstruktur des hanafitischen Rechts bestehen. Um die Gunst der Stammesfürsten bemüht,
               kam der König ihnen durch Landreformen und die Verbesserung der Infrastruktur sowie
               durch staatliche Subventionen entgegen. Allerdings konnte er nach einer Dürreperiode
               in den Jahren 1969 bis 1972, die eine extreme Armut auf dem Land hervorbrachte, seine
               Versprechungen nicht in dem erforderlichen Umfang halten, und so formierten sich landesweit
               diverse Bewegungen und Gruppen, die trotz des Verbots der Bildung von politischen
               Parteien je nachdem kommunistisches oder islamistisches Gedankengut propagierten.
               So folgte eine lange Zeit des Bürgerkriegs und schließlich die erste Herrschaft der
               Taliban.
            

            Erst nachdem die Übergangsregierung unter Führung Hamid Karzais im Juni 2002 durch
               die Loya Jirga bestätigt wurde, folgte 2004 der Beschluss für eine neue Verfassung, die Afghanistan
               zu einer »Islamischen Republik« machte.21

            Im Vergleich zu den Verfassungen der Nachbarländer Afghanistans galt sie als sehr
               fortschrittlich und selbst nach westlichem Verständnis als modern, vor allem im Hinblick
               auf die Rechte der Frauen. Ein absolutes Novum, denn in den Verfassungen zuvor waren
               diese mit keinem Wort erwähnt. Frauen spielten bis dahin im Rechtssystem keine Rolle.
               In diesem Punkt haben die Afghaninnen von der neuen Verfassung profitiert, und so
               ist den Frauen unter dem Druck des Westens – wenn auch nur auf dem Papier – die rechtliche
               Gleichstellung zugesichert worden. Ein Detail verschwieg man im Westen geflissentlich,
               passte es doch nicht in das Propagandabild einer aufgeklärten afghanischen Gesellschaft.
               In der gleichen Verfassung stand nämlich auch, dass Gesetze, die einen Widerspruch
               zu den Grundsätzen des Islams bilden, keine Gültigkeit haben. Die afghanische Regierung
               positionierte sich somit zwischen den Stühlen. Mit der Anerkennung der Menschenrechte
               wurde der Westen besänftigt, mit der des islamischen Rechts das traditionell denkende
               afghanische Volk. Dies machte es nicht nur den Taliban leicht, die Verfassung auszuhebeln
               oder in ihrem Sinne zu deuten.
            

            Die Zahl der Frauen, die es in den Jahren zwischen 2001 und 2021 geschafft hatten,
               sich im politischen und gesellschaftlichen Leben einzubringen, war vor allem in Herat
               und Kabul sehr hoch. Bemerkenswert ist ihr Engagement in der Judikative: »40 Prozent
               der RichterInnen in Afghanistan waren Frauen, der Anteil bei den RechtsanwältInnen
               betrug 50 Prozent. Im Justizministerium in Kabul arbeiteten bis August 2021 60 Prozent
               Frauen.«22

            Nach der Machtergreifung durch die Taliban wurde ihnen das Arbeiten verboten und unmittelbar
               danach kollabierte das Justizwesen.23 Dabei wäre ein funktionierender Justizapparat in Afghanistan von großer Bedeutung.
            

         

         
            
               Eine Verfassung ist nur so stark wie der Rückhalt der Menschen der sie trägt
               

            

            Egal, wer die zukünftige Regierung in Afghanistan führt, er braucht das Vertrauen
               der Menschen. Dem afghanischen Volk werden seit vielen Jahrzehnten Versprechungen
               gemacht, ohne sie einzuhalten. Menschen wurden massakriert und die Täter machten im
               politischen System Karriere, anstatt bestraft zu werden. Das Volk hat jegliches Vertrauen
               verloren. Nicht nur in die eigene Regierung, sondern auch in die internationale Gemeinschaft,
               die mit weitreichenden Zusagen ins Land gekommen war, letztlich aber aufgrund eigener
               falscher Erwartungen vor den örtlichen Machthabern einknickte. Anstatt der Bevölkerung
               zur Seite zu stehen und die Rechtsstaatlichkeit dauerhaft durchzusetzen, haben sie
               bekannte Kriegsverbrecher an der Regierung beteiligt. Dieser Umstand ist immer wieder
               von der Bevölkerung beklagt worden.
            

            Bereits im Dezember 2003 hatte die Parlamentarierin Malalai Joya mit ihrer Rede in
               Kabul vor der verfassungsgebenden Nationalversammlung Afghanistans Aufsehen erregt.
               Vor den internationalen Journalisten im Saal griff sie nicht nur als erste Rednerin,
               sondern als erste an einer solchen Versammlung teilnehmende Frau überhaupt zum Mikrofon.
               Sie bezeichnete die anwesenden Mudschahedin als jene »Gotteskrieger«, die Kabul im
               Kampf gegen die sowjetischen Besatzer 1992 bis 1996 in Schutt und Asche gelegt und
               die Frauen vergewaltigt hätten, und nannte sie »Verbrecher und Mörder«.
            

            Ein Artikel in der FAZ beschreibt den Moment sehr anschaulich: »Die Mudschahedin als Mörder zu bezeichnen –
               das war zu viel. Zwar schimpft das einfache Volk ständig über die ›heiligen Krieger‹.
               Doch wenn eine junge Frau in der ehrwürdigen Loya Jirga, bis jetzt eine Domäne der Männer, vor der Weltpresse von den Mudschahedin als Verbrechern
               redet, hat das ein anderes Gewicht: Es ist nahezu blasphemisch. Ein Raunen ging durch
               den Saal, ein Teil der Männer sprang auf. Wutentbrannt beschimpften sie die Parlamentarierin
               und verlangen, sie solle unverzüglich aus der Loya Jirga entfernt werden.«24

            Joyas emotionale Rede, so sehr sie auch der Wahrheit entsprach, hatte für die Mudschahedin
               keinerlei politische oder juristische Konsequenzen. Sie selbst musste allerdings wegen
               zahlreicher Drohungen abtauchen und lebt und arbeitet heute im Untergrund.
            

            Trotz dieser Erfahrung vertrauten viele Menschen auf das in der Verfassung verankerte
               Recht auf Meinungsfreiheit und Gleichstellung. Sie fühlten sich ermutigt und berechtigt,
               für Gerechtigkeit einzustehen – vor allem Frauen. Der massivste öffentliche Widerstand,
               der geleistet wurde, fand 2015 in Kabul statt, nachdem eine junge Frau mitten in der
               Stadt von einem Mob brutal gelyncht worden war.
            

            Ich sprach mit einigen Frauen, die nach diesem Vorfall zu Demonstrationen aufriefen.
               Sie berichteten mir, dass es zuvor einen Streit zwischen einem Mullah und einer strenggläubigen
               Islamstudentin in einer Moschee gegeben hatte. Die Studentin namens Farchunda stellte
               den Mullah zur Rede, warum er gegen den Islam handle und mit dem Aberglauben der Menschen
               durch die Abgabe von tawis (Amuletten) Geld verdiene. Der verärgerte Mullah bezichtigte sie daraufhin, den Koran
               verbrannt zu haben, und begann, auf sie einzuprügeln. Nach und nach beteiligten sich
               immer mehr Passanten an der Aktion. Unzählige Männer schlugen mit Stöcken und Steinen
               auf die Studentin ein, verletzten sie mehrfach am Kopf mit Messerstichen. Schließlich
               verbrannten sie ihren Körper und warfen ihn in den Fluss. Die Videos des Mordes an
               der 27-Jährigen gingen in den sozialen Netzwerken um die Welt und sorgten wegen der
               unfassbaren Brutalität für große Bestürzung. Allein in Kabul gingen damals Tausende
               Frauen auf die Straße und demonstrierten für adalat (Gerechtigkeit).25

            Drei Tage nach dem Lynchmord trug eine Gruppe von zehn schwarz gekleideten Frauen
               Farchundas Sarg auf ihren Schultern zum Friedhof, wo sie beigesetzt wurde, und betete
               an ihrem Grab. Die Zeremonie musste sowohl von Polizisten als auch von Frauen- und
               Menschenrechtsaktivisten geschützt werden. Denn traditionell dürfen Begräbnisse ausschließlich
               von Männern abgehalten werden.
            

            Eine der Sargträgerinnen war die bekannte TV-Journalistin Shakila Ebrahimkhel. Als
               ich mit ihr sprechen konnte, beschrieb sie mir den Moment: »Eine große Menschenmenge
               ging auf die Straße und verlangte Gerechtigkeit. Zu dem Begräbnis kamen sehr viele
               Leute, aber vor allem Frauen und sogar Hausfrauen. Um die Gruppe der Frauen, die den
               Sarg trugen, bildete sich ein Kreis von Männern, die die Tragenden Hand in Hand vor
               der aufgebrachten Menge schützten. Man bekam eine Gänsehaut. Alle waren vereint in
               dem Ruf nach Gerechtigkeit.«26

            Aber die afghanische Regierung war die ganzen Jahre über trotz der Unterstützung durch
               die NATO-Truppen nicht in der Lage, die in der Verfassung verankerten Rechte ihrer
               Bürger durchzusetzen und sie zu schützen. Farida Nekzad, die bis August 2021 das Zentrum
               zum Schutz afghanischer Journalistinnen in Kabul leitete, eine Institution, an die
               sich MedienmacherInnen wenden konnten, wenn sie oder ihre Familien bedroht wurden,
               erläuterte mir in unserem Gespräch den Grund: »Eines der größten Probleme, mit dem
               wir konfrontiert sind, ist die Tatsache, dass das Recht der Frauen auf Gleichstellung –
               obwohl es in der afghanischen Verfassung verankerten ist – kaum Beachtung findet,
               geschweige denn umgesetzt wird. Extremisten und bewaffnete Kriegsherren, für die solche
               Gesetze zu demokratisch und somit westlich manipuliert sind, versuchen, sie bei jeder
               Gelegenheit zu unterlaufen.«27

            Eine Gesellschaftsordnung und die damit verbundenen Rechte und Pflichten der Bevölkerung
               müssen in der Verfassung eines Landes verankert sein. Aber solange eine Regierung
               keine funktionstüchtige Exekutive an ihrer Seite hat, bleiben diese legislativen Elemente
               bedeutungslos. Viele Afghaninnen und Afghanen erhofften sich von der Präsenz des internationalen
               Militärs genau diesen Schutz und die Unterstützung zur Durchsetzung der Gesetze. Doch
               darin sind sie in den zwei Jahrzehnten des »Wiederaufbaus«, trotz der zahlreichen
               Bekundungen der internationalen Gemeinschaft, die sich nicht selten als Anwalt der
               Menschenrechte präsentierte, leider wieder und wieder enttäuscht worden.
            

            Ein Grund ist die Präsenz einer ganzen Riege von »Warlords«. Einflussreiche Kriegsherren
               mit einem oftmals zweifelhaften Ruf werden nicht etwa verfolgt und bestraft, sondern
               immer noch hofiert. Wie die FAZ gerade erst 2020 wieder feststellte: »Einem der schillerndsten aller afghanischen
               Warlords wurde nun der höchste militärische Dienstgrad des Landes verliehen: Abdul
               Raschid Dostum.«28

            Julia Duchrow, Stellvertreterin des Generalsekretärs von Amnesty International, fordert
               sogar aktuell: »Der Internationale Strafgerichtshof muss seine fehlgeleitete Entscheidung
               rückgängig machen, die Ermittlungen zu US-amerikanischen und afghanischen Militäroperationen
               zu depriorisieren. Stattdessen muss er allen Hinweisen zu möglichen Kriegsverbrechen
               nachgehen.«29

            Aber auch die Anfälligkeit staatlicher Institutionen für Korruption, Willkür und die
               Durchsetzung von individuellen Machtansprüchen sorgte in den letzten zwei Jahrzehnten
               für Ernüchterung. Wahlen wurden manipuliert, Milliarden, die für den Wiederaufbau
               gedacht waren, versickerten in privaten Taschen und schließlich – ein Schlag ins Gesicht
               einer Gesellschaft im Aufbruch – fanden auch noch Verhandlungen mit den Taliban statt,
               obwohl es kein Geheimnis war, dass dabei nicht nur die Rechte der Frauen massiv auf
               dem Spiel standen.
            

            Die Tatsache, dass die afghanische Regierung nicht in der Lage war, geltenden Gesetzen
               den nötigen Respekt zu verschaffen, machte die Staatsmacht in den Augen der Bevölkerung
               unglaubwürdig und führte zu einer tiefen Spaltung: Traditionalisten und Extremisten
               auf der einen Seite, Intellektuelle und weltoffene Bürger auf der anderen. Die über
               viele Jahre vom Westen gestützte Regierung saß dazwischen – unfähig zu handeln – und
               wurde deshalb von keiner Seite ernst genommen. Für die Extremisten galt sie als eine
               Marionette der USA und in der Zivilgesellschaft – besonders unter den jungen afghanischen
               Intellektuellen – galt sie als korrupt, extrem brüchig und instabil. Eine stabile
               Basis mit einem funktionierenden und fairen Rechtssystem fehlte vollständig.
            

            Seit August 2021 herrschen nun erneut die Taliban in Afghanistan. Sie kündigten an,
               die Verfassung von 1964 als Grundlage für einen neuen Entwurf nehmen zu wollen, obwohl
               diese im Vergleich zu der Verfassung von 2004 einen viel geringeren religiösen Bezug
               hat. International angesehene Experten konnten aber bereits feststellen, dass die
               heutigen Taliban im Vergleich zu denen der 90er Jahre keine homogene Gruppe mit einer
               gemeinsamen Ideologie mehr bilden.30 Auf der einen Seite versammelten sich moderate Kräfte, um die Friedensgespräche in
               Doha zu führen, zum anderen ist eine religiös extrem ideologisierte, stark bewaffnete
               und kampfbereite Gruppe auf den Straßen unterwegs. Daher ist zu erwarten, dass die
               Schaffung eines für ganz Afghanistan geltenden Gesetzbuchs nicht ohne interne Reibungen
               und Machtkämpfe vonstattengehen wird. Idris Nassery spricht von einem »toxischen Gemisch«,
               das hier zusammenkommt.
            

            Vertreter verschiedener Systeme werden für sich Geltungsrechte in Anspruch nehmen
               wollen: Die haqqania madrasa31, die das grundlegende Rechtsverständnis der Taliban bildet, weicht in erheblichem
               Maße von Schwerpunkten der in Afghanistan traditionell geltenden hanafitischen Rechtsschule
               ab. Zudem verfügt nur eine geringe Zahl an Taliban tatsächlich über einen Abschluss
               von den Lehreinrichtungen der haqqania madrasa. Dieses Halbwissen wird gemischt mit dem paschtunischen Stammesrecht Paschtunwali32 und dem daneben existierenden Stammesregelungen der anderen Ethnien Afghanistans.
               Erschwerend kommt hinzu, dass selbst unter den Paschtunen das Stammesrecht nicht einheitlich
               und gleich intensiv herangezogen wird.
            

            Die dritte Komponente dieser Mischung ist das »wahhabitische Element«, das sich an
               der wahhabitischen Rechtsmethode33 orientiert und die Basis der gesamten Jihad-Lehre und des Staatsverständnisses bildet.
               Auch dieses Rechtssystem unterscheidet sich eklatant von der in Afghanistan geltenden
               hanafitischen Rechtsschule. Der ehemalige pakistanische Justizminister Iqbal Haider
               sagte in einem Interview mit der Deutschen Welle, dass die Ideologie der Taliban »ohne
               jeden Zweifel saudisch-wahhabisch« sei und dass »all diese Organisationen Rückendeckung
               vom pakistanischen Militär und dessen Sicherheitsdiensten bekommen.«34 Der Westen spricht inzwischen, wie viele Afghanen seit vielen Jahren schon, ganz
               offen darüber und benennt Pakistans militärischen Geheimdienst Inter-Services Intelligence
               (ISI) als den Unterstützer der militanten wahhabitischen Taliban und Saudi-Arabien
               als Hauptgeldgeber der Bewegung, der großes Interesse daran hat, sein religiöses Verständnis
               des Islams zu verbreiten.
            

            Das alles lässt auf nichts Gutes in Bezug auf die Menschenrechte für Afghaninnen schließen.
               Kaum einen Monat an der Macht, wandelten die Taliban Mitte September 2021 das Frauenministerium,
               wie bereits während ihrer ersten Machtperiode, zum »Ministerium für die Förderung
               der Tugend und die Verhinderung des Lasters« um. Und trotz der Richtung Westen immer
               wieder bekundeten Äußerungen in Bezug auf die Beteiligung der Frauen zeigen ihre Anordnungen
               deutlich das gleiche Muster wie 1996, als Mädchen und Frauen kategorisch aus der Gesellschaft
               ausgeschlossen waren. Auch jetzt erhielten männliche Ärzte die Anordnung, Frauen nicht
               zu behandeln, Taxifahrer dürfen Frauen nicht ohne Bedeckung mit einem schwarzen Komplettschleier
               über eine bestimmte Kilometerzahl hinaus befördern, Mädchen dürfen nur bis zur Sekundarstufe
               die Schule besuchen. Frauen dürfen nicht arbeiten und sind somit von der Versorgung
               ihrer Familien ausgeschlossen.
            

         

         
            
               Paschtunwali oder Scharia – die Wahl zwischen Pest und Cholera?
               

            

            Die Geschichte des heutigen Afghanistan ist untrennbar verbunden mit dem Volk der
               Paschtunen. Ehemals ein Teil des Perser- und anderer Großreich bildeten die Stammesgebiete
               einzelner Clans lange Zeit das, was erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts den Staatsnamen
               »Afghanistan« erhielt. Zahlreiche Mächte bemühten sich darum, dieses Land unter ihre
               Kontrolle zu bringen, und scheiterten doch jedes Mal am Widerstand der Stämme. Doch
               die Eroberer hinterließen ein kulturelles Erbe, das den Vielvölkerstaat Afghanistan
               bis heute prägt und bereichert. Gerade deshalb ist es auch so schwierig, in Afghanistan
               eine Zentralmacht oder einen zentral regierten Nationalstaat zu errichten.
            

            Mit allen drei Verfassungen Afghanistans (1923, 1964 und 2004) bemühte man sich darum,
               eine allgemein gültige Gesetzesvorlage, basierend auf dem hanafitischen Rechtssystem,
               zu etablieren. Wie ich bereits ausgeführt habe, ist diese auf einem religiösen System
               basierende Rechtsgrundlage allerdings nicht das einzige System, das in Afghanistan
               Relevanz hat. »[…] der Islam ist in Afghanistan wie in anderen islamischen Ländern
               auch keineswegs homogen; in der Praxis bildet die Scharia, das islamische Recht, durchaus
               nicht die einzige Quelle moralisch-rechtlicher Normen. Neben die sunnitischen, schiitischen
               und ismaelitischen Interpretationen des religiösen Rechts treten stammesspezifische
               und lokal geprägte Verhaltens- und Rechtsnormen.
            

            Insbesondere rechtliche Festlegungen und Wertvorstellungen, die die Stellung der Frau
               betreffen, werden unter Bezugnahme auf die Scharia gerechtfertigt, wenngleich sich
               dahinter in Wirklichkeit weithin eher tribale Wertvorstellungen und Normen des traditionellen
               Gewohnheitsrechts verbergen.«35

            Fast jede ethnische Gruppe in Afghanistan besitzt ihre eigene Sprache mit entsprechendem
               Dialekt, Kleidungstraditionen, Musik und eigenen konkreten Stammesregeln. So ist es
               nicht außergewöhnlich, wenn in den traditionell geprägten Landesteilen die lokalen
               Regeln eine starke Konkurrenz zum staatlichen Rechtssystem bilden.
            

            In zahlreichen Machtkämpfen konnte sich die ethnische Gruppe der Paschtunen – ihre
               Siedlungsgebiete befinden sich innerhalb Afghanistans im Osten, Süden und Südwesten36 – durchsetzen und das Schicksal des Landes über 200 Jahre bis zur Invasion der Sowjetunion
               im Jahre 1979 entscheidend prägen. Durch diese Vormachtstellung hat der Wertekodex
               der Paschtunen, das Stammesgesetz Paschtunwali, für Afghanistan eine große Bedeutung bekommen. Zudem kam es in den Städten über Jahrzehnte
               durch Heiraten zu einer Vermischung der unterschiedlichen Ethnien. Dadurch bedingt
               vermischten sich auch Rituale und Stammesregeln verschiedener Ethnien innerhalb der
               Familien. Die ethnische Identität erfährt dadurch von Generation zu Generation Veränderungen.
               Zum Beispiel sprechen zwar alle Paschtunen Paschtu, aber nicht jeder, der Paschtu
               spricht, ist zwingend ein Paschtune, da Paschtu durchaus auch von anderen Ethnien
               gesprochen wird. Es kommt auf die Kombination an: Nur derjenige, der Paschtu spricht
               und die Stammesregeln nach dem Paschtunwali befolgt, gilt als wahrer Paschtune.
            

            Das Paschtunwali ist also explizit ein Ausdruck der ethnischen Identität der Paschtunen.
               Es ist nicht nur eine Rechtsgrundlage, sondern regelt ebenso die sozialen Beziehungen
               innerhalb der Stammesgesellschaft und definiert darin konkrete Wertvorstellungen.
               Das Paschtunwali koordiniert das individuelle und gesellschaftliche Verhalten der
               paschtunischen Gemeinschaft und bietet ihnen Handlungsmöglichkeiten zur Konfliktlösung.
               So ersetzt auf der Stammesebene die einberufene Loya Jirga (Stammesversammlung) die staatlichen Gesetze und schlichtet Streitigkeiten auf lokaler
               Ebene.
            

            Die Inhalte des Paschtunwali sind nicht einheitlich und können sich von Stamm zu Stamm
               unterscheiden. Die Verhaltensregeln des Paschtunwali, auch Ehrenkodex der Paschtunen
               genannt, folgen der Dichotomie von Ehre (nang) und Scham (namus). Befolgt ein Paschtune die Regeln des Paschtunwali, gilt er als mutig, tapfer, großzügig
               und ehrenhaft, als ein ghairatman. Einen Mann als ehrlos (be-nang oder be-ghairat) zu beschimpfen zählt zu den schwerwiegendsten Beleidigungen.
            

            Scham, namus, betrifft alle in einem Haushalt lebenden Frauen (Töchter, Ehefrauen, unverheiratete
               oder verwitwete Schwestern). Die Ehre des Mannes ist abhängig vom Verhalten der ihm
               anvertrauten Frauen. Deshalb gilt es für den Mann, die Frauen seiner Familie zu schützen
               und zu kontrollieren, um seine eigene Ehre zu bewahren. Ein Mann wird nur als ein
               »richtiger« Paschtune angesehen, wenn er sein Land, seine Frau und seine Familie verteidigt.
               Durch den Schutz und die Kontrolle der Mädchen und Frauen erlangt der Mann gesellschaftliche
               Anerkennung. Die Frau aus der Öffentlichkeit zu verbannen hat somit den Hintergrund,
               sie vor dem Kontakt mit fremden Männern zu bewahren, denn durch einen außerehelichen
               Kontakt wäre der Ruf des für sie verantwortlichen Mannes gefährdet.
            

            Die Aufgabe der Frau ist es, dem Mann zu dieser Anerkennung und dem damit verbundenen
               Respekt zu verhelfen. Dadurch ergibt sich schon ab der Geburt eine unterschiedliche
               Bewertung von Jungen und Mädchen.
            

            Ob ein Ruf gefährdet ist oder ein Verhalten als ehrenhaft oder beschämend bezeichnet
               wird, entscheidet nicht eine Person als Individuum, sondern die Gemeinschaft. Das
               gemeinsame Verständnis von Ehre und Schande richtet sich danach, wie es in den Augen
               der anderen erscheint.
            

            Das Paschtunwali beinhaltet Verhaltensregeln, die seit vielen Jahrhunderten aufgrund
               der Tradition als heilig galten und aufgrund ihres imperativen Charakters dazu bestimmt
               waren, das Verhalten des Individuums und der sozialen Gruppen zu bestimmen. Denn der
               Mensch wird nicht als Individuum, sondern als Teil eines Kollektivs gesehen. Das Verhalten
               des Einzelnen hat Auswirkungen auf die ganze Gemeinschaft, das Verhalten der Frau
               auf die Männer ihrer Familie. Nach dem Ehrenkodex muss sich der Mann als Ehrenmann
               (ghairatman) erweisen, indem er die Frau beschützt und kontrolliert und sie ihre namus bewahren kann.
            

            Überhaupt spielen die Gruppenzugehörigkeit und die Gemeinschaft in Afghanistan eine
               wichtige Rolle. Denn nur innerhalb dieser Zuordnung kann man Verbündete finden, die
               einem im Fall von Gefahr Schutz bieten. Das Leben außerhalb der Stammesstruktur ist
               fast unvorstellbar, denn ein Mensch ohne Gemeinschaft ist ein Mensch ohne Verbündete
               und somit nicht überlebensfähig.
            

            Bei dem Versuch, die nach ihren Vorstellungen interpretierten Stammesregeln und ihre
               Auslegung der Scharia den Menschen in Kabul aufzuzwingen, stießen sowohl die Mudschahedin
               als auch die Taliban in den 90er Jahren auf erbitterte Gegenwehr. Zum einen liegt
               der Grund darin, dass die im Vergleich zu den Provinzen gebildetere Bevölkerung in
               der Hauptstadt nicht ohne Weiteres bereit war, ihre Freiheiten aufzugeben und sich
               den Regeln des Paschtunwali zu unterwerfen, die den Frauen – selbst im Vergleich zur Scharia – strengere Verhaltenseinschränkungen
               auferlegen. Zum anderen kann und wird die zentralistisch organisierte Durchsetzung
               einer einzigen Regel oder eines Gesetzes in einer multiethnischen Stammesgesellschaft
               wie Afghanistan nicht funktionieren. Das zeigte sich bereits bei dem Versuch der Paschtunen,
               die sich aufgrund ihrer historisch gewachsenen und zahlenmäßigen Überlegenheit in
               der Region als Staatsgründer Afghanistans betrachten, gesellschaftliche Verhaltensregeln
               auf die gesamte Bevölkerung zu übertragen, indem sie das Paschtunwali auch in Bezug
               auf Frauen anderer Ethnien und Bevölkerungsgruppen geltend machten.37

            Der Versuch, das Paschtunwali als Regel vorzuschreiben, ignoriert jedoch erneut die
               Rechte der anderen ethnischen Minderheiten, welche überwiegend in den ländlicheren
               Gebieten beheimatet sind und ihre eigenen Bräuche haben, die in ihren jeweiligen Kulturen
               verankert sind. So ist es also mehr als verständlich, wenn sich dort die Menschen
               ebenfalls gegen die verordneten Mehrheitsbestimmungen auflehnten und für ihre kulturelle
               Identität kämpfen.
            

            So wie die Stammesregeln (zum Beispiel Paschtunwali) nicht einheitlich gelebt bzw.
               befolgt werden, da sie nicht verschriftlicht sind und und daher Interpretationsspielräume
               bieten, fällt auch die Auslegung der Scharia je nach Sozialisierung und Bildungsgrad
               der Personen, die sie vornimmt, unterschiedlich aus. Das Paschtunwali hat sich im
               Laufe der Jahrhunderte mit islamischen Normen vermischt.
            

            In ländlichen Gebieten ist die staatliche Verwaltung kaum präsent, was dazu führt,
               dass das staatliche Recht von der Bevölkerung nicht oder kaum wahrgenommen wird. Die
               Verdrängung und Vermischung der Systeme führt wiederum dazu, dass sich unzählige lokale
               Eigenarten ausbilden und unreflektiert über Generationen weitergegeben werden – es
               entstehen »Gewohnheitsrechte«, die vielerorts zu einer extremen Benachteiligung der
               Frauen führen. Zum Beispiel wird Frauen das Scheidungsrecht abgesprochen – und damit
               das Paschtunwali befolgt –, allerdings behauptet, es handele sich dabei um das islamische
               Recht, was nicht stimmt, denn nach der Scharia haben auch Frauen das Recht, sich scheiden
               zu lassen, nicht nur Männer.
            

            Dieses Beispiel zeigt, dass den Menschen der Unterschied zwischen den ethnisch geprägten
               Prinzipien und dem religiösen Hintergrund ihrer Handlungen nicht immer bewusst ist.
               Das bedeutet, dass das unmittelbare Umfeld und die kulturellen Gepflogenheiten die
               Menschen prägen, da beide eng miteinander verwoben sind. Es kann also durchaus vorkommen,
               dass ein religiöser Mensch seine Stammesregeln der Scharia vorzieht, weil sie ihm
               vertrauter sind, ohne sie im Widerspruch zum Islam zu sehen.
            

            Im Rahmen ihrer Forschungen zu einer Studie über die zweite Generation der Paschtunen
               in Deutschland38 kam Muska Haqiqat zu dem Ergebnis, dass das Paschtunwali ein in sich abgeschlossenes
               Rechtssystem ist, das neben den staatlichen Gesetzen in Afghanistan existiert.39 Abweichungen bestehen zwischen dem islamischen Recht und Paschtunwali im Bereich
               des Familien- und Erbrechts. Auch bei den Themen Heirat (nikah), Brautgabe (mahr)40, Scheidung (ṭalaq) und Erbrecht (miras) richten sich die Paschtunen nach dem Paschtunwali und nicht nach der Scharia.
            

            Muska Haqiqat stellte die signifikanten Unterschiede zwischen dem Personalstatut nach
               afghanischem Recht (angelehnt an das hanafitische Rechtssystem, also das Verfassungsrecht)
               und dem Personalstatut im Paschtunwali heraus: Nach afghanischem Recht können Männer
               mit der Vollendung des 18. Lebensjahres und Frauen mit der Vollendung des 16. Lebensjahres
               heiraten. Die Ehe ist gültig, wenn beide Partner der Ehe zustimmen. Eine Brautgabe
               des Mannes an die Frau ist zwingend vorgeschrieben und erfüllt den Zweck, die wirtschaftliche
               Absicherung der Frau im Falle einer Scheidung zu gewährleisten.
            

            Das afghanische Familien- und Erbrecht, wonach auch Frauen erbberechtigt sind, bezieht
               sich in erster Linie auf die Regeln der hanafitischen Grundprinzipien. So heißt es
               in Artikel 2 der afghanischen Verfassung von 2004: »Die Religion des Staates der Islamischen
               Republik Afghanistan ist die heilige Religion des Islam.» Im Artikel 130 heißt es
               weiter: »Wenn in einem zur Entscheidung anstehenden Fall in der Verfassung und den sonstigen
               Gesetzen keine Bestimmungen zu finden sind, müssen die Gerichte ihre Urteile innerhalb
               der Grenzen dieser Verfassung in Übereinstimmung mit der hanafitischen Rechtslehre
               (fiqh) so fällen, dass der Gerechtigkeit auf bestmögliche Weise gedient ist.«41 Diese Formulierung machte es den Konservativen immer einfach, zugunsten des Mannes
               zu entscheiden, gerade wenn es sich um das Familien- und Erbrecht handelte.
            

            Dem stellt Muska Haqiqat das Familien- und Erbrecht gegenüber, wie es der paschtunische
               Kodex vorschreibt. Nach dem Paschtunwali ist die Heiratsverhandlung ausschließlich
               Sache der Väter, Eheschließungen können somit auch entgegen den Willen der Parteien
               (sowohl der Frauen als auch der Männer) geschlossen werden. Die Brautgabe (mahr) erhält der Vater oder ein männlicher Verwandter der Braut. Das Paschtunwali lässt
               eine Scheidung nicht zu und gewährt den Frauen kein Erbrecht.42

            Das Paschtunwali unterscheidet sich also vor allem in der Frage des Geschlechterverhältnisses
               vom Islam. Wenn es in der Vergangenheit darum ging, die Bevölkerung nach dem Willen
               der jeweiligen Machthaber zu beeinflussen, wurde ganz nach Belieben zwischen den beiden
               Rechtssystemen hin und her gewechselt, und dies insbesondere dann, wenn Frauen, die
               sich für Frauenrechte einsetzten, herabgewürdigt und als westlich geprägt und daher
               unislamisch diskreditiert werden sollten.43 Beide Systeme haben eine klare Vorstellung davon, was das Verhalten oder den Stellenwert
               von Frauen in der Familie und in der Gesellschaft betrifft. Und beide Systeme sind
               nicht mit der Menschenrechtskonvention der UN kompatibel.
            

         

         
            
               Das Recht auf Bildung für Mädchen, das Recht auf Erwerbstätigkeit für Frauen
               

            

            Neben den langjährigen kriegerischen Auseinandersetzungen ist die Hauptursache für
               die politische und wirtschaftliche Fragilität Afghanistans sicher in dem flächendeckenden,
               überwiegend schwachen Bildungsniveau zu suchen. Nur eine fundierte Bildung der Menschen
               kann langfristig die Stabilität und den inneren Frieden einer Nation sichern, ihren
               wirtschaftlichen Erfolg gewährleisten und die kulturelle Identität und Integrität
               stärken.
            

            Doch in Afghanistan war und ist Bildung traditionell in erster Linie einer elitären
               Gesellschaftsschicht vorbehalten, auch wenn bereits unter König Amanullah ein staatliches
               Bildungssystem mit Grund-, Mittel- und Oberschulen für Jungen und Mädchen eingerichtet
               und eine obligatorische Grundschulbildung in der ersten Verfassung Nezam Namah-e Asasi verankert wurde. Doch den meisten blieb der Zugang verwehrt, da sie außerhalb der
               Städte lebten und nicht privilegiert genug waren, um ein sorgenfreies Leben zu führen
               und ihren persönlichen Neigungen nachgehen zu können.
            

            Die älteste staatliche Schule Afghanistans, die Habiba-Oberschule (das Lycée Habiba) in Kabul, wurde 1903 errichtet. Dort wurden die männlichen Nachkommen der afghanischen
               Oberschicht hauptsächlich von indischen Lehrern ausgebildet. Unterrichtet wurden hier
               aber zunächst nur Erwachsene, gelegentlich sogar durch den König persönlich, in staatsbürgerlichen
               und religiösen Fächern. Nach und nach folgten drei weitere Eliteschulen in der Hauptstadt,
               eine deutsche, eine französische (die erste Sekundarschule für Mädchen) und eine englische,
               in denen auch die Sprachen der jeweils Pate stehenden Länder gelehrt wurden. Die Absolventen
               der Deutschen Oberschule Lycée Amani hatten sogar die Möglichkeit, für ein Studium an einer deutschen Hochschule zugelassen
               zu werden, um dann als Ingenieure, Ärzte oder hohe Beamte nach Afghanistan zurückzukehren.
            

            Das Ministerium für Bildung und Erziehung hatte zu Beginn des 20. Jahrhunderts das
               Ziel ausgegeben, mindestens eine Grundschule in jedem Bezirk und jeweils eine Sekundarschule
               in jeder Provinz zu errichten.
            

            Mit dem Sturz Amanullahs 1929 erlitt das Bildungswesen den größten Rückschlag. Betroffen
               waren insbesondere Mädchen. »Mehrere Berufsschulen, eine Medizinschule und eine Hauswirtschaftsschule
               für Frauen sowie die Erziehung für Sechs- bis Elfjährige fielen den veränderten Machtverhältnissen
               zum Opfer. Die ersten 28 jungen Frauen, die 1928 in die Türkei zur Ausbildung an einer
               Hochschule geschickt worden waren, wurden zurückgerufen.«44

            Erst unter dem neuen König Nader Shah wurde das Bildungssystem wiederbelebt und 1932
               erneut eine Mädchenschule eröffnet. In der Zeit zwischen 1937 und 1960 folgte dann
               die Errichtung weiterer fortschrittlicher Bildungseinrichtungen wie einer medizinischen
               Schule, fünf technischer Schulen, einer Handels- und einer Handwerkerschule sowie
               die Inbetriebnahme des afghanischen Instituts für Technologie.45

            Mitte der 50er Jahre gab es landesweit etwa 20 Grundschulen für Mädchen. Das neue
               Bildungssystem war nicht nur für die Eliten aus den Städten interessant, sondern auch
               für die Landbevölkerung. Besonders die dort beheimateten Paschtunen, deren Ethnie
               die Majorität in der Regierung besaß, schickten ihre Söhne in die neuen Schulen, nicht
               zuletzt, weil Jobs in der Regierung lockten.46 Eine große Errungenschaft dieser Zeit war sicherlich die säkularisierte Ausbildung
               der Lehrer, die in den städtischen Schulen die Mullahs ablösten.
            

            Die nächste große Bildungsreform erfolgte dann in den 70er Jahren durch die Demokratische
               Volkspartei Afghanistans (PDPA). Die kommunistische Regierung machte die Gleichberechtigung
               zu einem zentralen Thema ihrer Politik und richtete umfassende Alphabetisierungsprogramme
               für Männer und Frauen ein. Darüber hinaus sollten die Menschen verpflichtet werden,
               ihre Kinder in die Schule zu schicken – Jungen und Mädchen. Das führte in großen Teilen Afghanistans, in denen eine Schulbildung traditionell
               keinen hohen Stellenwert besaß, zu gravierenden Problemen. Denn die Reformen nahmen
               keinerlei Rücksicht auf die sozialen und gesellschaftlichen Gepflogenheiten im Land
               und wurden durch die Regierung mit Zwangsmaßnahmen durchgesetzt.
            

            Trotz der Gegenwehr in weiten Teilen der Bevölkerung konnte im Bildungssektor ein
               Aufwärtstrend verzeichnet werden. Zudem wurden durch die Rückkehr von Absolventinnen
               unterschiedlichster Fachrichtungen, die in den Vorjahren zum Studium ins Ausland geschickt
               worden waren, bis Mitte der 80er Jahre etwa 60 Prozent der Lehrkräfte an der Universität
               Kabul von Frauen gestellt. Diese ungewöhnlich hohe Zahl ist aber neben dem politischen
               Willen auch dem Umstand zu verdanken, dass die Vermittlung von Bildung in Afghanistan
               traditionell eher eine Domäne der Frauen ist. Aber auch in anderen Berufsfeldern machte
               sich dieser Trend bemerkbar. So gab es vermehrt Ingenieurinnen, Beamtinnen und Juristinnen.
               Der Frauenanteil unter den ÄrztInnen betrug sogar 40 Prozent.47

            Dieser rasche gesellschaftliche Wandel, gekoppelt mit der Umsetzung der sozialistischen
               Staatsidee, hatte zwar einen enormen Erfolg im Bereich Bildung gebracht, vor allem
               bei Frauen, stieß allerdings in den Stammesgebieten bei vielen religiösen Menschen
               auf großen Widerstand.
            

            Während der Bürgerkriegsjahre und unter der Herrschaft der Taliban brach das Bildungssystem
               erneut vollständig zusammen. Erst nach dem Sturz der Taliban Ende 2001 erhielt die
               Karzai-Regierung umfangreiche internationale Hilfen für den Wiederaufbau. In der afghanischen
               Verfassung von 2004 wurde sogar eine Schulpflicht für alle Kinder (Jungen und Mädchen)
               bis zum Erreichen einer mittleren Schulbildung (14. Lebensjahr) festgeschrieben. Der
               Staat verpflichtete sich dementsprechend gesetzlich dazu, für ganz Afghanistan effektive
               Bildungsprogramme zu entwickeln: »Alle afghanischen Staatsbürger haben das Recht auf
               Bildung. Sie wird vom Staat bis zum Hochschulabschluss in den staatlichen Bildungseinrichtungen
               kostenlos bereitgestellt.« So Artikel 43 der Verfassung.48

            In diesem Zusammenhang war es den internationalen Mächten, die in den Afghanistaneinsatz
               involviert waren, besonders wichtig, die Bildungsangebote für Mädchen auszuweiten,
               zumal die Unterstützung von Mädchen und Frauen eines der wichtigsten Einsatzziele
               war. Deshalb wurde das Recht auf Bildung für Frauen explizit gesetzlich verordnet:
               »Der Staat ist verpflichtet, zur Förderung einer gleichmäßigen Verbreitung der Bildung
               für Frauen, zur Verbesserung der Bildung der Nomaden sowie zur Beseitigung des Analphabetismus
               im Land effektive Programme zu entwickeln und zu verwirklichen.«49

            So wurde das Bildungssystem neben der Förderung der Medienlandschaft zunächst das
               erfolgreichste und kostspieligste Projekt in Afghanistan seit dem Beginn des Wiederaufbaus. 2013
               konnten Nachrichtenmedien berichten: »Heute gehen 10 Millionen Afghanen zur Schule,
               40 Prozent von ihnen sind Frauen. Unter den Taliban besuchten etwa eine Million Jungen
               und fast keine Mädchen eine Schule. Westliche Beamte verweisen routinemäßig auf das
               wiederbelebte Bildungssystem als Zeichen des Erfolgs und der Hoffnung für die Zukunft.
               Die internationale Gemeinschaft hat Milliarden für den Bau von Schulen und für Programme
               ausgegeben, die von der Ausbildung von Lehrern über gemeindebasierte Bildung in abgelegenen
               Dörfern bis hin zur Verteilung von Büchern reichen. Allein die U.S. Agency for International Development hat seit dem Sturz der Taliban Ende 2001 mehr als 850 Millionen Dollar für die Bildung
               ausgegeben.«50

            Viele der Erfolgsgeschichten, für die sich die Investoren medial feiern ließen, brachen
               allerdings in sich zusammen, als der Abzug des Militärs aus Afghanistan 2013 beschlossene
               Sache wurde. Denn es stand außer Frage, dass auch die damit verbundene Bereitschaft
               zur finanziellen Unterstützung und ebenso die Tätigkeit vieler NGOs vor Ort enden
               würde. Aber diese Tatsache, dass ohne Geld und Unterstützung von außen die Projekte
               keine Zukunft haben würden, wurde von allen Seiten schlicht und einfach ignoriert.
            

            Für den Jahresbericht des Afghanistan Analysts Network (AAN) fasste Thomas Ruttig
               2013 die Erfolge und Misserfolge des Afghanistaneinsatzes zusammen und kam zu dem
               Schluss, »dass es nach wie vor eine Vielzahl von Problemen gibt – und dass sich einige
               von ihnen durch die zunehmende Militarisierung des westlichen Ansatzes sogar noch
               verschärfen werden«.51 Im verbreiteten Optimismus innerhalb der Regierungen, die in den Aufbau Afghanistans
               involviert waren, sah er sogar ein Hindernis für die Festlegung von Prioritäten von
               Maßnahmen nach 2014.
            

            Denn wer sich auch schon vor dem internationalen großen Scheitern 2021 in Afghanistan
               die Erfolgsstatistiken genauer angeschaut hatte, hätte gewarnt sein können: »Zwar
               sind 10 Millionen Schüler in allen Bildungsstufen eingeschrieben, aber nicht alle
               besuchen den Unterricht, und es ist fraglich, wie viele von ihnen tatsächlich etwas
               lernen.«52

            Zudem wurden immer häufiger Schulgebäude von der afghanischen Regierung als militärische
               Stützpunkte genutzt, wodurch die Schüler noch zusätzlichen Gefahren ausgesetzt wurden:
               »Nicht nur die Taliban gefährden die Bildungsmöglichkeiten afghanischer Kinder, sondern
               auch Regierungskräfte, die die Schulen besetzen. […] Die Kinder werden ausgerechnet
               von den Kräften in Gefahr gebracht, die sie schützen sollen.«53

         

         
            
               Wo die Kreide fehlt, hat das Gesetz keine Chance
               

            

            Es bestand zwar per Gesetz ein Recht auf Bildung, aber seine Umsetzung in der afghanischen
               Realität sah anders aus. So berichteten mir viele Eltern in persönlichen Gesprächen,
               wie unzufrieden sie mit den Bedingungen an den städtischen Schulen waren, die ihre
               Kinder besuchten. Der Unterricht sei viel zu kurz und die Kinder hätten keine Chance,
               etwas zu lernen. Es gebe zu wenig Schulgebäude und Klassenzimmer, die der hohen Zahl
               an Kindern gerecht würden.
            

            So war es nicht selten üblich, dass der Unterricht der Klassen in drei Schichten erfolgte.
               Das heißt, jede Klasse hatte lediglich drei Stunden Unterricht am Tag. Damit gab es
               zwar eine Schulpflicht, aber niemand kontrollierte den Zustand und die Ausstattung
               der Schulen oder den Umfang und die Qualität des Unterrichts. Selbst in Kabul nicht.
            

            In Kabul begegnete ich vielen Kindern, die direkt nach der Schule arbeiten mussten,
               um ihre Familien zu versorgen. Andere blieben deshalb dem Unterricht gleich ganz fern.
               Sie putzten die Scheiben der Autos, die im Stau oder vor den roten Ampeln standen.
               Einige von ihnen verkauften Wasser, Klopapier, Taschentücher oder Luftballons oder
               putzten Schuhe. Damit verdienten sie zwischen 20 und 60 Cents am Tag. Geld, das ihre
               Familien und Verwandten dringend zum Überleben brauchten. Ein ungelernter Arbeiter
               verdiente Anfang der 2000er Jahre, sofern er überhaupt eine Beschäftigung fand, in
               der Regel umgerechnet etwa 2 bis 3 Euro am Tag.54

            Einmal traf ich ein fünfjähriges Mädchen, das im Müll nach Verwertbarem suchte. Sie
               und ihre zwei jüngeren Geschwister seien jeden Tag auf der Suche nach etwas Essbarem
               auf den Straßen Kabuls unterwegs, erzählte sie mir. Freshta war eines der vielen Straßenkinder,
               von denen es in den schmutzigen, lärmenden Gassen der Hauptstadt nur so wimmelt. Bei
               den Straßenkindern in Afghanistan handelt es sich nicht um Kinder, die keine Familien
               haben und auf den Straßen herumlungern, sondern es sind Kinder, die durch eine Tätigkeit
               ihre Familien wirtschaftlich unterstützen und abends nach Hause gehen.55 Freshta und ihre Geschwister waren gezwungen, jede Arbeit anzunehmen, und mussten
               beispielsweise bis zu 16 Stunden am Tag schwere Lasten schleppen. Das harte Leben
               auf der Straße war ihr deutlich anzusehen. Sie sah müde und kraftlos aus. Völlig abgemagert
               und mit zerschlissener Kleidung steckten ihre nackten Füße in Gummischuhen. Ich habe
               lange nach unserer Begegnung noch an Freshta denken müssen, obwohl ich weiß, dass
               sie ihr Schicksal mit vielen anderen arbeitenden Kindern auf den Straßen teilt.
            

            Mich beeindruckt immer wieder, dass selbst diese Straßenkinder auf die Frage »Was
               möchtest du mal werden?«, erwiderten: »Etwas, um Afghanistan aufzubauen.« Selbst Freshta
               unterschied sich in ihrem Berufswunsch nicht von anderen Kindern. Sie antwortete mir,
               sie wolle Lehrerin werden. Und ihr größter Wunsch in ihrem Leben sei es, mit ihren
               Geschwistern zusammenzuleben und genügend zu essen zu haben. Damit teilte sie die
               Sehnsucht aller Waisen- und Straßenkinder nach einem friedlichen und sorgenfreien
               Zusammensein innerhalb einer Familie.
            

            Aber genau diesen Kindern wird jede Chance genommen, ihren Traum Wirklichkeit werden
               zu lassen. Nicht, weil sie nicht das Potenzial dazu hätten, sondern weil das politische
               System so korrupt, marode und überfordert ist, dass sich niemand für sie verantwortlich
               fühlt. Es ist besonders deprimierend, wenn gerade die Kinder, die eigentlich gute
               SchülerInnen sind, den schulischen Anschluss verlieren, weil sie ihren Familien mit
               einer prekären Arbeit finanziell helfen müssen.
            

            Den schulischen Anschluss verlieren auch die Mädchen, die außerhalb der städtischen
               Gebiete leben, denn sobald sie in die Pubertät kommen, werden sie in der Regel verheiratet
               und dürfen danach ohnehin nicht mehr zur Schule. Wenn also wiederholt darauf hingewiesen
               wurde, dass »drei Millionen« afghanische Mädchen wieder zur Schule gehen,56 beschränkte sich dieser Erfolg lediglich auf die afghanischen Großstädte und nicht
               auf das Umland.
            

            Hier hätte man gut daran getan, auf die lokalen Besonderheiten und die Skepsis der
               Menschen einzugehen. Ein Schulprojekt außerhalb der Städte hätte einen bereits im
               Vorfeld intensiven Austausch mit den lokalen Bewohnern gebraucht, um sie in die Planung
               einzubeziehen und nicht über ihre Köpfe hinweg zu entscheiden.
            

            Ein gelungenes Beispiel dafür, dass Projekte langfristig auch außerhalb der Städte
               erfolgreich sein können, sind sicherlich die Schulprojekte des ehemaligen deutschen
               Militärarztes Reinhard Erös, der gemeinsam mit den Stammesfürsten und Dorfältesten
               die Projekte plante und nie von oben herab ohne deren Zustimmung agierte.57 Oder Vereine wie der Afghanische Frauenverein AFV, der ausschließlich mit den Unterstützern
               vor Ort zusammenarbeitet.58

            In der Zeit des NATO-Einsatzes konnten nur knapp 60 Prozent der zehnjährigen Mädchen
               die Grundschule besuchen. Die restlichen 40 Prozent hatten dieses Privileg nicht.
               Die Gründe dafür waren neben Armut eine fehlende Infrastruktur, die Sicherheitslage
               oder die mangelnde Bereitschaft ihrer Familien, den Mädchen die Schulbildung zu erlauben.
            

            Für Mädchen, deren Familien gewillt waren, ihren Töchtern einen Schulbesuch zu ermöglichen,
               ergab sich ein weiteres gravierendes Problem: Die meisten Schulen besaßen keine sanitären
               Anlagen, was besonders für die Schülerinnen und Lehrerinnen fatal war. Der Mangel
               an öffentlichen Toiletten für Mädchen und Frauen ist oft ein Grund dafür, dass sie
               das Haus nicht für längere Zeit verlassen können. In Afghanistan gibt es und gab es
               keine öffentlichen Toiletten für Frauen und Mädchen. Trotz der Milliarden an Investitionen,
               die in die Schulen geflossen sind und die Zahl der Schulen von 7 650 im Jahr 2004
               auf rund 16 000 im Jahr 2013 erhöht haben, verfügten im Jahr 2011 47 Prozent aller
               Schulen über kein eigenes Gebäude, 40 Prozent über kein sauberes Trinkwasser und drei
               Viertel über keine sanitären Anlagen.«59

            In vielen Bezirken Afghanistans gab es zudem keine weiblichen Lehrkräfte. Das bedeutete,
               dass in diesen Gegenden, meist in den südlichen Provinzen des Landes, die Mädchen
               nicht zur Schule konnten, da gerade hier die Männer ihre Töchter und Frauen nicht
               aus dem Haus ließen, um den möglichen Kontakt zu fremden Männern zu unterbinden.60

            Der Bericht der UNESCO zum Thema Bildung in Afghanistan zwischen 2001 und 2015 beschrieb
               dagegen stolz die großen quantitativen Fortschritte auf diesem Sektor: Von 12 000
               neu errichteten allgemeinbildenden Schulen ist die Rede, die Zahl der SchülerInnen
               sei »von einer Million, fast ausschließlich Jungen, auf heute mehr als acht Millionen,
               davon 39 % Mädchen«, gestiegen und die Zahl der Lehrkräfte habe sich »von 110 000
               im Jahr 2007 auf rund 187 000 im Jahr 2013, davon 32 % Frauen«,61 erhöht.
            

            Die Qualität hinter diesen vordergründig beeindruckenden Zahlen spielte allerdings
               selten eine Rolle. Die meisten Schulen verfügten über keine geeigneten Materialien
               wie Bücher, Tafeln oder Kreide. Das Lehrpersonal konnte daher gar keinen adäquaten
               Unterricht anbieten. Selbst wenn die Kinder zur Schule gehen konnten, erhielten sie
               also keine angemessene Bildungsgrundlage, die sie auf einen erfolgreichen Schulabschluss
               oder den Besuch einer Universität vorbereitet hätte. »In ganz Afghanistan besuchten
               2013 etwa 5 Millionen afghanische Jungen und Mädchen die Grundschule. Aber nur etwa
               eine Million schaffte es bis zum Abitur.« 62

            Wer die Möglichkeit hatte, die Schule erfolgreich zu beenden, war meistens privilegiert
               und wohnte in einer Gegend, in der die Sicherheit einigermaßen gewährleistet war,
               die Schule zumindest eine Grundausstattung besaß und für die Kinder keine Notwendigkeit
               bestand, neben der Schule arbeiten zu müssen, um die Familien zu versorgen. Aber selbst
               diese privilegierten Kinder waren aufgrund des niedrigen Niveaus der Unterrichtsinhalte
               oft darauf angewiesen, außerschulisch Zusatzkurse (z. B. Englisch- und Computerkurse)
               zu belegen.
            

            Die Mehrzahl der Kinder in Afghanistan stammt allerdings aus armen Verhältnissen und
               kann sich solchen Luxus nicht leisten. Oft sind ihre Eltern selbst Analphabeten und
               nicht in der Lage, ihre Kinder beim Lernen zu unterstützen. Dazu kommt, dass laut
               dem ehemaligen stellvertretenden Minister für Bildung, Asif Nang, sogar »die Hälfte
               der Lehrer in Afghanistan nicht über eine erforderliche Mindestausbildung verfügte«.63

            Der Zustand an den städtischen Universitäten des Landes unterschied sich kaum von
               dem der Schulen. Auch hier änderte sich in den Jahren unter der NATO äußerlich einiges,
               stieg die Zahl der Studierenden in höheren Bildungseinrichtungen von weniger als 8 000
               im Jahr 2001 auf 132 000 im Jahr 2013 an.64 Doch die Methoden und Lehrpläne waren veraltet, was nicht selten zu Unzufriedenheit
               und Protesten der Studenten führte. Sie beklagten den Lehrkräftemangel und den Mangel
               an Fachkenntnis ihrer Dozenten, doch die Politik nahm diese Missstände nie ernst und
               bemühte sich auch nicht um Abhilfe. Im Gegenteil, eher wurden die Studenten als »Gangster«
               diffamiert und ihre Aktionen als »politisch motiviert« abgestempelt.65

            In Afghanistan sind traditionell 80 Prozent der Bevölkerung Bauern. So waren bis vor
               der Regierungskrise 1973 staatliche Institutionen und Einrichtungen die einzig möglichen
               Arbeitgeber für Universitäts- und Schulabgänger. Der Zugang zu Stellen in der Verwaltung
               war hauptsächlich der Bildungselite, die aus der Ethnie der Paschtunen bestand, vorbehalten.
               Ethnische Minderheiten, vor allem die Hazara, die als schiitische Muslime auch eine
               religiöse Minderheit im Land darstellen, versuchten, nach und nach ihren Anspruch
               auf Arbeit geltend zu machen, was zu extremen Spannungen mit der paschtunischen Stammesaristokratie
               führte.
            

            Bürgerkriege und islamistische Regimes haben dafür gesorgt, dass sich im ohnehin sehr
               labilen Bildungssektor in Afghanistan vor allem Frauen nie richtig etablieren konnten.
               Seit dem Einsatz der internationalen Gemeinschaft wurde sehr ambitioniert versucht,
               diesen Mangel zu beheben. Nicht nur bei den radikalen Islamisten, sondern bereits
               bei gemäßigteren religiösen Anführern und Stammesfürsten stießen die Bemühungen um
               einen besseren Zugang zur Bildung auf großen Widerstand. Diese sehen darin für sich
               eine große Gefahr und assoziieren damit den Versuch einer Einflussnahme auf die traditionellen
               Werte und, dadurch verursacht, den Verlust ihrer Identität.
            

            Nach Artikel 48 der afghanischen Verfassung von 2004 hatte jeder Afghane, also Frauen
               und Männer, das Recht auf Arbeit. Der Rückblick auf die afghanische Geschichte der
               letzten 100 Jahre zeigt jedoch, dass es im Konflikt zwischen staatlicher Einflussnahme
               und der harten Realität mehr braucht als Gesetze und Verordnungen.
            

            Wird nicht zusätzlich auf die lokalen Bedürfnisse und Realitäten eingegangen, leiden
               weiterhin neben verschiedenen Minderheiten vor allem die Afghaninnen, und das unabhängig
               von ihrer ethnischen Zugehörigkeit. Der Grund dafür liegt darin, dass die Sicherheit
               der Frauen nicht mehr gewährleistet ist, sobald sie sich im öffentlichen Raum bewegen.
               Vor allem Frauen, die in der Politik aktiv waren, wurden zu Zielen von Attacken durch
               die Taliban oder andere fundamentalistische Gruppen. Keine Regierung des Landes hat
               die Frauen jemals ernsthaft vor An- und Übergriffen schützen können. Viele Frauen,
               die sich in die Öffentlichkeit gewagt haben, mussten dafür mit ihrem Leben zahlen.
            

            Allein zwischen den Jahren 2006 und 2014 wurden mehrere Afghaninnen, die öffentliche
               Ämter bekleideten, auf offener Straße attackiert und ermordet. Unter ihnen die erste
               Leiterin des Amtes für Frauenangelegenheiten, Safia Amajan, die Polizistin Malalai
               Kakar und ihr Sohn und Sitara Achikzai, ein weibliches Mitglied des Provinzrates in
               Kandahar. In Kabul wurde die Menschenrechtskommissarin und bekannte Frauenrechtsanwältin
               Hamida Barmaki zusammen mit ihrer gesamten Familie Opfer eines Selbstmordanschlags.
               Hanifa Safi, Leiterin des Amtes für Frauenangelegenheiten, und ihre Nachfolgerin Najia
               Sediqi wurden im Osten Afghanistans in der Provinz Laghman ermordet. Die Senatorin
               Roh Gul Khairzad wurde überfallen und ihre achtjährige Tochter erschossen. Die Parlamentarierinnen
               Fawzia Koofi und Shukria Barakzai überlebten einen Mordanschlag.66

            Das seit über 40 Jahren vom Krieg zerfressene Afghanistan ist ein tief patriarchalisch
               geprägtes Land, in dem Männer Frauen jederzeit angreifen können. Die inzwischen überholten
               ambitionierten Gesetze konnten diese Strukturen nie wirklich verändern. Die Repräsentanten
               des Patriarchats sind jetzt bis auf die Ebene der Gesetzgebung vorgedrungen. Sie bestimmen
               nun die Gesetze. Das macht wenig Hoffnung.
            

            In den letzten Jahren machten einige Menschen die Erfahrung, dass Bildung ein Ausweg
               aus Armut und Hunger sein kann. Es wäre zu hoffen, dass diese Tatsache die Bildungsgegner
               überzeugt und sie das Bildungssystem nicht vollständig zerstören. Denn auch in eher
               konservativen Teilen des Landes hatte das Thema Bildung in den letzten Jahren eine
               größere Akzeptanz erfahren, selbst für Mädchen. Würde dieser erste zaghafte Ansatz
               nicht weitergeführt, hätte das schwerwiegende Folgen für das Land und seine Einwohner.
               Denn die aktuelle prekäre Sicherheitslage, gekoppelt mit der brisanten humanitären
               Situation – nach Angaben des Welternährungsprogramms der Vereinten Nationen sind fast
               neun Millionen Afghaninnen und Afghanen von einer Hungersnot bedroht –, zwingt die
               Menschen erneut zur Flucht. »Das Land erlebt bereits eine weitere Abwanderung von
               Fachkräften, was sich wahrscheinlich negativ auf die Entwicklung und Stabilität auswirken
               wird.«67 Wenn allerdings diese Bildungselite, die sich in den letzten Jahren formiert hat,
               das Land verlässt, werden Kinder wie Freshta nicht den Rand der Gesellschaft bilden,
               sondern den Kern. Dann wird der Mangel an politischer Partizipation sowie fehlende
               Selbstbestimmung den Weg aus der Unmündigkeit massiv erschweren und das afghanische
               Volk um viele Jahre zurückwerfen.
            

         

      

   
      
            5.ALS MÄDCHEN IN AFGHANISTAN GEBOREN – GEWALT BESTIMMT DAS TÄGLICHE LEBEN

         

         »Lach nicht so laut!«, »Sprich leise!«, »Schau zum Boden, wenn du redest!«

         Dies und anderes mehr muss ein afghanisches Mädchen befolgen, um als ein dokhtar-e khub, ein gutes Mädchen, zu gelten. Tut es das nicht, ist es ein dokhtar-e kharāb, ein schlechtes Mädchen. Die Familie, aber vor allem die Väter und die Brüder legen
            fest, was gut oder schlecht ist.
         

         In Afghanistan ist ein Mädchen dann gut, wenn es nicht viel sagt und das macht, was
            seine Familie befiehlt. Ein gutes Mädchen ist eines, das nicht nach seinen Rechten
            fragt, das nicht nach seinem Erbe fragt und darauf vertraut, zu bekommen, was ihm
            zusteht. Ein gutes Mädchen akzeptiert seine Brüder, den Vater und später den Ehemann
            als Vormund. Ein gutes Mädchen betet regelmäßig und rezitiert den Koran. Es lässt
            sich seinen Ehemann von der Familie aussuchen. Das Einzige, worauf es selbst achten
            muss, ist, sich ehrenhaft zu verhalten, damit der Ruf seiner Familie nicht beschmutzt
            wird. Was ehrenhaft ist, legt selbstverständlich die Familie fest. Nach der Hochzeit
            lebt das Mädchen als Ehefrau im Haus ihres Mannes und mit ihren Schwiegereltern zusammen.
            Zu einer guten Frau geworden, bringt sie einen oder mehrere Jungen zur Welt und kein
            Mädchen und erträgt still und geduldig ihr Schicksal. Wie es das afghanische Sprichwort
            besagt: »Ein gutes Mädchen ist eines, das in einem weißen Kleid zum Haus ihres Mannes
            geführt und in einem weißen Leichentuch wieder herausgetragen wird.«
         

         Ein Mädchen hat keinerlei Mitspracherecht, ist allerdings für alle Verfehlungen verantwortlich.
            Mädchen und Frauen sind – wenn sie nicht in einer liberal gesinnten Familie aufwachsen –
            in Afghanistan komplett fremdbestimmt. Am besten haben sie keinen eigenen Willen.
            Oder besser noch, sie erahnen den unausgesprochenen Willen der männlichen Verwandten
            und übernehmen ihn als ihren eigenen. Sie sind nichts weiter als Geiseln ohne eine
            selbstbestimmte Zukunft. Diese Regeln sind nur ein kleiner Baustein in einem ganzen
            Bündel von Maßnahmen, Machtinstrumenten und perfiden Bräuchen, die letztlich nur ein
            Ziel haben: die vollständige Herrschaft über die Weiblichkeit.
         

         An dieser Tatsache haben auch 20 Jahre westliche Präsenz im Land kaum etwas geändert.
            Afghanistan ist weltweit eines der gefährlichsten Länder für Frauen. Zwangs- und Kinderheirat,
            Gewalt innerhalb und außerhalb der Familien, Ehrenmorde und Mädchenhandel gehören
            nach wie vor zu ihrem Alltag. Laut Human Rights Watch werden fast 90 Prozent der afghanischen
            Frauen Opfer von massiven Menschenrechtsverletzungen.1

         Zu den Gründen für die desolate Lage der Frauen zählt neben perfiden traditionellen
            Bräuchen, wie der Frühverheiratung, und den patriarchalen Gesellschaftsnormen auch
            die zunehmende Radikalisierung. Immer wieder bilden sich konservative und fundamentalistische
            Gruppierungen, die die Freiheit und Rechte der Frauen weiter einschränken wollen und
            sogar erneut dazu übergegangen sind, Frauen auf offener Straße anzugreifen und zu
            töten.
         

         In den vergangenen zwei Jahrzehnten kam über 75 Prozent des Staatsbudgets der afghanischen
            Regierung von internationalen Geldgebern, um wichtige Versorgungsleistungen, etwa
            im medizinischen Bereich, zu ermöglichen. Aber diese Unterstützung ist bereits seit
            Jahren rückläufig. So hatten die Mitgliedsländer des Entwicklungshilfeausschusses
            der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) im Jahr
            2013 141 Millionen US-Dollar für die Gesundheits- und Bevölkerungshilfe in Afghanistan
            bereitgestellt. Bis 2019 war dieser Betrag um 26 Prozent auf 105 Millionen US-Dollar
            gesunken.«2 Die größten Auswirkungen hatte diese Tatsache auf das Gesundheitssystem: Nicht überall
            in Afghanistan gibt es eine Klinik in erreichbarer Nähe, nur wenige Frauen haben einen
            Zugang zu medizinischer Versorgung.
         

         Die Mütter- und Säuglingssterblichkeit ist selbst in Großstädten wie Kabul sehr hoch.3 Rund 100 von 1 000 Kindern erreichen nicht das fünfte Lebensjahr und 70 von 1 000
            Frauen sterben während der Schwangerschaft oder der Geburt. Für den Transport ins
            Zentrum zu einem staatlichen Krankenhaus fehlt den meisten Familien das Geld, zudem
            müssen Medikamente selbst bezahlt werden. Grundlegende Informationen über Themen wie
            Gesundheit oder Familienplanung kommen ohnehin nicht bei den afghanischen Frauen und
            Mädchen an, sobald sie außerhalb Kabuls leben. Dadurch wird ihr auswegloser Zustand
            untermauert. Frauen bekommen oft mehr Kinder, als sie wollen, weil sie keinen Zugang
            zu Verhütungsmitteln haben. Einige sterben bei dem Versuch, das Kind abzutreiben.
            Zudem sind sie Risiken ausgesetzt, weil sie während der Schwangerschaft nicht ausreichend
            medizinisch betreut werden.
         

         Zu den weiteren gesundheitlichen Risiken zählen laut Afghanistan Independent Human
            Rights Commission (AIHRC) diverse Formen von Gewalt, denen Afghaninnen täglich ausgesetzt
            sind. In vielen Fällen sind die Gewalttaten sehr schwerwiegend und enden nicht selten
            mit dem Tod. So zum Beispiel beim sogenannten Ehrenmord. Dabei zeigen sich die Männer
            besonders gewaltsam und erbarmungslos, indem sie die Frau in Brand setzen und/oder
            ihre Gliedmaßen abtrennen.4

         Sexualisierte Gewalt ist ein weiteres Risiko, dem viele Afghaninnen schutzlos ausgeliefert
            sind. Die Fälle werden selten juristisch verfolgt, da es sich traditionell und gesellschaftlich
            um ein Tabuthema handelt und die betroffenen Frauen kaum bereit sind, darüber zu sprechen,
            geschweige denn den Übergriff zur Anzeige zu bringen. Zu dieser Kategorie der Gewalt
            gehören auch massive Übergriffe wie Zwangspornografie, Zwangsheirat und Zwangsprostitution.
            Im Vergleich dazu empfinden Betroffene die verbalen Gewaltattacken, denen sie sowohl
            innerhalb der Familie als auch in der Öffentlichkeit ausgesetzt sein können, nicht
            einmal mehr als Angriff.5

         Diese Liste der Gefahren und Gefährdungen kann beliebig verlängert werden. Ist die
            Familie der Frau wohlhabend, besteht die Gefahr, dass sie aus wirtschaftlichen Interessen
            gekidnappt oder – um das zu verhindern – durch eigene Familienangehörige zu Hause
            eingesperrt wird. Oder es geschieht das genaue Gegenteil: In bildungsfernen Familien
            droht ihnen, ohne nennenswerte Begründung von ihren Männern aus dem Haus geworfen
            zu werden. Man könnte zwar meinen, dies müsse eine Befreiung für die Betroffenen sein,
            der Ausschluss aus dem Familienkollektiv ist für eine Frau aber gravierend, da sie
            außerhalb des familiären Rahmens allein kaum überleben kann.6

         Mir wurde von besonders verheerenden Schicksalen berichtet, bei denen Frauen ihren
            Familien abgekauft wurden unter dem Vorwand, sie zu heiraten. Stattdessen wurden sie
            aber sexuell missbraucht und verstoßen. Damit verliert eine Frau nicht nur das Recht
            auf Teilhabe innerhalb der Gesellschaft, sondern auch die Möglichkeit, jemals wieder
            heiraten zu können. In einigen wenigen Städten konnten sich die betroffenen Frauen
            an Hilfsorganisationen wenden und um Unterstützung bitten. Viele aber kennen ihre
            Rechte nicht und gehen in ihrer Hilflosigkeit zu ihren Familien zurück, was von beiden
            Seiten als Schande empfunden wird. Einige Frauen begehen daraufhin Selbstmord, andere
            nehmen ihr menschenunwürdiges Leben als Schicksal, nasib, an.
         

         Neben körperlicher und psychischer Gewalt ist die drohende gesellschaftliche Ausgrenzung
            durch die Scheidung eine häufig angewandte Methode, eine Frau in Geiselhaft zu nehmen,
            denn sie ist wirtschaftlich von der Familie abhängig und es liegt im Ermessen des
            Mannes, sie nach einer Scheidung finanziell zu unterstützen. Durch Vereinbarungen,
            dass eine Frau nach der Scheidung die Kinder zu sich nehmen kann, aber dafür nicht
            wieder heiraten oder arbeiten darf, bleibt sie unter Umständen für den Rest ihres
            Lebens von der Gnade des Mannes abhängig. Ihm steht sogar zu, darüber zu entscheiden,
            ob sie über ihr Privateigentum und ihre Mitgift verfügen kann und ob sie am Ende erbberechtigt
            ist.
         

         Auch wenn eine Frau dem Kinderwunsch ihres Mannes nicht nachkommen kann, muss sie
            mit Diskriminierung, Beschimpfungen und dem Ausschluss aus der Familie rechnen.
         

         Auf die Liste der Entrechtungen, die Afghaninnen durch ihre männlichen Verwandten
            ertragen müssen, gehört auch, ihnen jegliche bürgerlichen und politischen Rechte zu
            verweigern. Viele Afghaninnen haben sich damit abgefunden, dass sie ihren Ehepartner
            nicht frei wählen dürfen, dass es ihnen verboten werden kann, Verwandte zu besuchen,
            dass sie die Polygamie ihrer Ehemänner ertragen müssen, dass ihnen das Recht auf Bildung
            und der Zugang zu Gesundheitsdiensten verweigert werden kann.
         

         Laut Afghanistan Human Rights Watch ist Gewalt gegen Frauen ein gesellschaftliches
            Phänomen, das tief in der Kultur und Traditionen verwurzelt ist. Die meisten Fälle
            von Gewalt finden innerhalb der eigenen Familie statt, das häusliche Umfeld ist somit
            der unsicherste Ort für Frauen in Afghanistan.7 Danach folgen als Orte mit hohem Risiko die Straße und der Arbeitsplatz. »Vergewaltigungen
            sind an der Tagesordnung und machen den Weg zu Schule, Universität und Arbeitsplatz
            für Mädchen und Frauen zum angstbesetzten Dauerrisiko.«8

         Die meiste Gewalt droht den Frauen durch Männer, aber nicht selten auch durch andere
            Frauen. Auch weibliche Gewalt gegen Frauen hat ihre Wurzeln in der Kultur und den
            Traditionen der afghanischen Gesellschaft.9 Physische oder psychische Übergriffe vor allem durch Schwiegermütter sind sehr weit
            verbreitet. Selbst wenn ein Paar gut miteinander auskommt, die Ehefrau des Sohnes
            aber seiner Mutter nicht passt, drängt die Schwiegermutter nicht selten ihren Sohn
            zur Scheidung oder zur Heirat mit einer weiteren Frau.
         

         Gewalt gegen Frauen wird durch mehrere Faktoren begünstigt: So kann man, bedingt durch
            die lange Dauer des Krieges (von 1990 bis heute), eine zunehmende Verrohung der Menschen,
            vor allem der Männer, beobachten. Weiterhin spielen archaische Bräuche und Traditionen
            und der Mangel an Sicherheit, sowohl innerhalb der Familien als auch in der Öffentlichkeit,
            eine maßgebliche Rolle. Erleichtert wird die gewalttätige Grundstimmung gegen Frauen
            durch eine kaum vorhandene Rechtsstaatlichkeit, vor allem in den Bezirken und Provinzen,
            das Fehlen eines Katalogs von Strafmaßnahmen gegen die Täter und eine anhaltende Kultur
            der Straflosigkeit. Denn Korruption und die Verwicklung einflussreicher Personen in
            laufende Fälle verhindert zusätzlich die juristische Verfolgung der Straftaten.
         

         Den Frauen fehlt eine flächendeckende und angemessene Unterstützung, um sich vor Gewalt
            zu schützen, sind sie Opfer geworden und haben oftmals weder die Kenntnis über ihre
            Rechte noch die Möglichkeiten, sich zu wehren. Für die Täter wächst durch das geringe
            öffentliche Bewusstsein für das Thema, gekoppelt mit Arbeitslosigkeit, extremer Armut
            und zunehmender Drogenabhängigkeit, die einen perfekten Nährboden für Verbrechen aller
            Art abgeben, die Chance, unbehelligt davonzukommen.
         

         Seit dem Bürgerkrieg, der auf die sowjetische Invasion folgte, und dem daran anschließenden
            Regime der Taliban war es ein ungeschriebenes Gesetz, Afghaninnen im Namen der Religion
            und der angeblichen afghanischen Tradition ihre grundlegendsten Menschenrechte zu
            verweigern.
         

         Im September 2002 veröffentlichte die Professorin für Sozialwissenschaften an der
            Fakultät für Anthropologie der Columbia University in New York City, Lila Abu-Lughod,
            einen Artikel über die rassistische Propaganda des Westens, die bereits in Kolonialzeiten
            als Vorwand für imperialistische Übergriffe in vielen Teilen der Welt gedient hat.
            Sie untersuchte darin die Ethik des Krieges gegen den Terrorismus und fragte, »ob
            die Anthropologie, die Disziplin, die sich dem Verständnis und dem Umgang mit kultureller
            Differenz widmet, uns eine kritische Stellungnahme zu den Rechtfertigungen für die
            amerikanische Intervention in Afghanistan im Hinblick auf die Befreiung oder Rettung
            der afghanischen Frauen liefern kann«.10

         In der Kolonialpolitik hat die Rettung von Frauen immer als eine zentrale Legitimation
            für Angriffe auf fremde Kulturen gedient. Ob es um die Verheiratung von jungen Mädchen
            ging oder um die Praxis, Witwen auf den Scheiterhaufen ihrer verstorbenen Ehemänner
            zu verbrennen.11 Dieses Schicksal teilen auch afghanische Frauen: In den letzten beiden Jahrzehnten
            intervenierte der Westen militärisch in Afghanistan und rechtfertigte im Namen der
            Frauenrechte einen Krieg, der Tausende ziviler Opfer gefordert hat. Afghanische Frauen
            sollten vor den Taliban gerettet werden – dabei unterscheiden sich die Taliban in
            ihrem Verhältnis zu Frauen kaum von einem gewöhnlichen männlichen Bürger Afghanistans.
            Erst die USA, Pakistan und Saudi-Arabien machten aus gewöhnlichen Männern Mudschahedin
            und militante Taliban.
         

         Ernüchternd ist allerdings, dass Afghaninnen nicht nur stets als Legitimation für
            internationale Interventionen gedient haben, sondern auch immer absolut selbstverständlich
            von nationalen Regierungen und Mächten als Rechtfertigung für die Durchsetzung ihrer
            persönlichen Belange oder politischen Interessen genutzt und missbraucht wurden.
         

         Die Professorin für Literaturwissenschaften und Direktorin des Center for Comparative
            Literature and Society an der Columbia University, New York, Gayatri Chakravorty Spivak,
            fasst das Vorgehen zynisch zusammen: »Weiße Männer retten braune Frauen vor braunen
            Männern.«12 Überträgt man diese Formel auf die Situation in Afghanistan, dann hieße es: Man führte
            Krieg, um Afghaninnen vor Afghanen zu schützen.
         

         Lila Abu-Lughod entwickelt am Schluss ihres Artikels über die rassistische Propaganda
            des Westens eine spannende These, indem sie die sich verantwortlich fühlenden internationalen
            Mächte zur Rechenschaft zieht und fordert, dass, wenn sie schon andere »retten« möchten,
            dann doch wenigsten mit den Opfern in den konkreten Fällen, »die wir immer als historisch
            veränderbar ansehen«, zusammenarbeiten und so globale Ungerechtigkeit langfristig
            bekämpfen.13 Im Fall von Afghanistan hieße das, nicht militärisch einzugreifen, sondern zivile
            Projekte zu organisieren, die ohne zeitliche Begrenzung schulische Bildung und juristische
            Aufklärung zum Ziel haben. In Anlehnung an die Worte von Professorin Spivak würde
            wahrscheinlich folgender Satz eine Verbesserung der Situation der Afghaninnen einläuten:
            »Afghaninnen müssen sich vor weißen und braunen Männern selbst retten!«

         
            
               Land versus Stadt, Tradition versus Moderne – was verhindert eine Annäherung?
               

            

            Im Laufe der afghanischen Geschichte hat sich immer wieder gezeigt, dass jeder Versuch
               einer zentralistisch organisierten Autorität, die Provinzen des Landes mit einheitlichen
               Gesetzen und Verordnungen zu regieren, von vornherein zum Scheitern verurteilt war,
               und zwar unabhängig davon, wer sich mit wessen Hilfe und aus welchem Grund gerade
               politisch behauptet hatte. Eine fragile Zentralregierung steht in dem vielschichtigen
               Machtgefüge den Provinzgouverneuren immer relativ schwach gegenüber, weil sie in einem
               multiethnischen Umfeld nie in der Lage sein wird, es allen Bevölkerungsgruppen recht
               zu machen.
            

            Gründe dafür sind auf beiden Seiten die kompromisslose Verfolgung eigener Interessen,
               Vetternwirtschaft, Korruption, Missmanagement im Staatsapparat und die Ignoranz gegenüber
               Minderheiten. Und da die oft finanziell schwach aufgestellte Regierung die Provinzgouverneure
               nicht anderweitig, zum Beispiel mit kräftigen Finanzspritzen in wirtschaftliche Entwicklungsprojekte,
               vom Sinn einer als Bevormundung empfundenen zentralen Lenkung überzeugen kann, kann
               sie auf deren Loyalität auch nicht zählen.
            

            Für die Provinzgouverneure, gleichgültig, ob es sich dabei um alte oder neue Warlords
               handelt, bedeutet eine Unterordnung unter eine staatliche Führung das Aufgeben einer
               oft lukrativen Machtposition und ist daher nicht wirklich attraktiv. Die Anerkennung
               einer vom Volk gewählten Regierung käme für sie einem Verzicht auf Eigenständigkeit
               und Macht gleich. So stehen sich auf der einen Seite eine schwache, extrem von ausländischen
               Geldgebern abhängige Staatsmacht und auf der anderen Seite die Provinzen mit ihren
               starken Stammes- und Clanführern gegenüber.
            

            Bis in die 70er Jahre konnte zwischen der Provinz- und der Stadtbevölkerung relativ
               einfach unterschieden werden: Die Bildungselite lebte hauptsächlich in Kabul und die
               Bauern, die etwa 80 Prozent der Bevölkerung ausmachten, in den ländlichen Gebieten.
               Ihre Belange wurden überwiegend von den Provinzhauptstädten aus geregelt. Nur in besonderen
               Situationen, zum Beispiel in Zeiten großer Dürre, in denen den Gouverneuren die Mittel
               fehlten, um Abhilfe zu schaffen, wendeten sie sich an die Regierung in der Hauptstadt.
            

            Doch mit Beginn des »War on Terror« kamen sehr viele Binnenflüchtlinge in die Städte.
               Auch zahlreiche Migranten aus den vorangegangenen Kriegen, die bis dahin in Nachbarländern
               wie Pakistan oder Iran auf eine Veränderung der Lage gewartet hatten, machten sich
               auf den Weg zurück in die vermeintlich sichereren Stadtregionen. Dadurch wurde das
               ursprüngliche Gefüge des Zusammenlebens durcheinandergebracht.
            

            Denn durch den massiven Zuzug der ländlich geprägten Bevölkerung, die nun überwiegend
               in Kabul ihr Glück suchte, trafen Bildungselite und Provinzbewohner aufeinander. Handelte
               es sich früher um zwei unabhängige Gruppen, die sich – auch bedingt durch die schlechte
               Infrastruktur des Landes – nie begegneten, mussten sie plötzlich in unmittelbarer
               Nachbarschaft miteinander auskommen.
            

            Innerhalb der letzten vier Jahrzehnte sind immer wieder Menschen aus den Provinzen
               nach Kabul gezogen. Doch in den letzten 20 Jahren hat der Ansturm auf die Stadt ganz
               andere Dimensionen erreicht. Heute besteht der Großteil der Einwohner Kabuls aus Binnenflüchtlingen,
               die sich dort eine sichere Existenz und vor allem Arbeit erhoffen. Dadurch ist die
               Stadt komplett überlastet.
            

            Kabul ist vor ein paar Jahrzehnten als Hauptstadt Afghanistans für 750 000 Einwohner
               konzipiert worden.14 In den 70er Jahren, in denen ich noch in Kabul lebte, betrug die Einwohnerzahl knapp
               500 000. Heute platzt die Stadt mit weit über vier Millionen Menschen aus allen Nähten.
               Es gab ein enormes Bevölkerungswachstum, ohne dass die dafür notwendige Infrastruktur
               mitgewachsen wäre. So ähneln viele Stadtviertel Kabuls verwahrlosten Slums. Die neu
               Hinzugezogenen hausen dort in provisorischen Lehmhütten oder in Zelten.15

            Vor allem in den Sommermonaten, wenn die Temperaturen über 40 Grad steigen, macht
               sich das bemerkbar, wenn der Müll auf den Straßen gärt und sich der Gestank mit den
               Abgasen der Autos aus den Nachbarländern und dem Dieselgeruch der Busse vermischt.
               Hohe Stromkosten und der ständige Mangel an Brennmaterial zwingt die Menschen dazu,
               ihre Haushaltsabfälle, oft aus Plastik, zu verbrennen, um zu kochen oder im Winter
               zu heizen. Vor allem Ausländer und einige wenige wohlhabende Afghanen können es sich
               leisten, die häufigen Stromausfälle durch Dieselgeneratoren zu überbrücken, was die
               Luftqualität in der Stadt zusätzlich belastet. In einem Radiobeitrag hörte ich, dass
               Kabul mittlerweile zu den Großstädten mit der schlimmsten Luftverschmutzung weltweit
               gehört. Nach Schätzungen der Weltgesundheitsorganisation sterben in Afghanistan dadurch
               jährlich fast 40 000 Menschen. Besonders betroffen seien überwiegend Frauen und Kinder.16

            Abgesehen von den negativen Auswirkungen der Übervölkerung machte die Vielfalt der
               Ethnien und Kulturen, das Angebot unterschiedlichster Arbeitsmöglichkeiten und der
               internationale Austausch die Stadt aber auch zu einer interessanten Metropole. Besonders
               für Frauen war und ist Kabul immer ein Ort, an dem sie im Vergleich zu den Provinzen
               bessere Aussichten auf ein selbstbestimmtes Leben, mehr berufliche Möglichkeiten und
               größere Bewegungsfreiheit hatten. Auch wenn diese Freiheiten mit einigen Gefahren
               verbunden waren.
            

            Die Vielfalt an kulturellen Angeboten lockte auch Jugendliche nach Kabul, selbst wenn
               ihre Familien nach der Rückkehr aus dem Exil in ihre ursprünglichen Provinzen zurückgekehrt
               waren. Die Filmemacherin Sharbanoo Sadat erzählte mir, dass ihre Eltern nach dem Einmarsch
               der Sowjetarmee in den Iran emigriert waren und sie in Teheran geboren wurde. Sie
               war 13 Jahre alt, als die Amerikaner ihren Afghanistaneinsatz begannen und die Taliban
               vertrieben wurden. »Die meisten Rückkehrer zog es in die großen Städte, aber meine
               Eltern entschieden sich für einen sehr kleinen Ort nahe Bamyan in Zentralafghanistan,
               aus dem wir stammten. Als ich 2008 meine Schule in Bamyan beendet hatte, zog es mich
               sofort nach Kabul. Nach einigen Monaten nahm ich an einem Workshop teil, den eine
               französische Organisation anbot. Dort bin ich zum ersten Mal mit dem Genre des Dokumentarfilms
               in Kontakt gekommen und lernte, dass Filmemachen Geschichtenerzählen bedeutet. Damit
               stand meine Entscheidung, Filmemacherin zu werden, fest, denn ich habe viele Geschichten
               zu erzählen.«17

            Sharbanoo Sadats Entscheidung, aus der Provinz nach Kabul zu ziehen, eine Ausbildung
               zu machen und alleine zu leben, ist eher unüblich für eine Frau. Wer das tat oder
               heute tut, der riskierte es, dafür angegriffen und bedroht zu werden.
            

            Zwar wären etliche Frauen in Kabul in der Lage gewesen, ihr Leben selbstständig zu
               finanzieren und einer Arbeit mit eigenem Einkommen nachzugehen, aber der soziale Druck
               und die traditionellen Rollenbilder standen diesem modernen Wunsch, sich individuell
               zu verwirklichen, im Wege. Denn obwohl Kabul eine Millionenmetropole ist, konnte man
               sich trotz einer gewissen Anonymität vor allem als Frau den gesellschaftlichen Konventionen
               kaum entziehen – das gilt natürlich umso mehr, je kleiner die Stadt ist und je klarer
               die Person einem Haushalt, einer Familie oder einem Arbeitgeber zuzuordnen ist. Sicherlich
               bietet die Familiengemeinschaft einen Schutz vor Gefahren und eine gewisse Sicherheit,
               andererseits wird die Familie auch zu einer Kontrollinstanz, die sich als Hüterin
               der Moral aufschwingt und sich in die individuellen Entscheidungen einer jeden Einzelnen
               einmischt.
            

            Besonders die Frauen der nassl-e nau (der »neuen Generation«, die ab den 2000er Jahren geboren sind) aus den liberalen
               Familien waren nicht bereit, dies zu akzeptieren. Denn sie wuchsen in einem international
               geprägten Kabul mit Pressefreiheit, Zugang zu sozialen Medien und einem kulturellen
               Leben auf. Sie waren es auch, die sich in die Gesellschaft einbrachten und dadurch
               für die Entwicklung des Landes in den letzten Jahren von enormer Wichtigkeit waren.
               Sie trugen durch ihre Aktivitäten dazu bei, dass sich eine Mittelschicht in der Gesellschaft
               bilden konnte.
            

            Weil in Afghanistan alle Themen ein »Aber« mit sich bringen, gibt es auch hier eine
               Kehrseite: Diese Entwicklung und das Entstehen einer Mittelschicht vergrößerte wiederum
               die Kluft zwischen den unterschiedlichen Gesellschaftsschichten in der Stadt.
            

            Für die, die über einen gewissen Bildungsstand verfügten und einer moderneren Lebensweise
               offen gegenüberstanden, darunter auch viele RückkehrerInnen, bestand das Ziel darin,
               wenn möglich eine Arbeitsstelle bei einer der zahlreichen internationalen Nichtregierungsorganisationen
               oder einem internationalen Unternehmen zu bekommen. Dadurch konnten sie in der Stadt
               ein für afghanische Verhältnisse relativ komfortables Leben führen. Zum Beispiel bekamen
               so selbst junge Familien oder sogar alleinstehende Frauen die finanziellen Möglichkeiten,
               eine Wohnung in den gut bewachten, sichereren Stadtteilen Kabuls zu erwerben.
            

            Diese Frauen aus der modernen städtischen Mittelschicht, die für den Wiederaufbau
               der letzten Jahre standen, sind die eigentlichen Verliererinnen des Versagens der
               westlichen Mächte. Ausgerechnet sie, mit denen der Westen seine Fortschritte unter
               Beweis stellte und seinen militärischen Einsatz legitimierte. Denn all diejenigen,
               die als Professorinnen, Lehrerinnen, Ärztinnen, Ingenieurinnen, Richterinnen, Menschenrechtsaktivistinnen
               tätig waren, haben mit der Machtübernahme durch die Taliban über Nacht ihre Jobs und
               damit ihre Einkommen verloren und sitzen nun zu Hause. Genau sie trifft jetzt die
               frauenfeindliche und repressive Politik der Taliban am meisten. Sie haben in den letzten
               20 Jahren demokratische und liberale Strukturen nach westlichem Vorbild kennengelernt.
               Sie haben im Vergleich zu ihren Eltern nach den vielen Kriegsjahren zuvor eine Zeit
               erlebt, in der die Partizipation von Frauen in der Öffentlichkeit dazugehörte.
            

            Das gilt jedoch fast ausschließlich für die großen Städte und dabei vor allem für
               Kabul.
            

            In den Provinzen ergab sich ein ganz anderes Bild: Dort hatten zwar einige wenige
               Frauen die Möglichkeit, sich beruflich zu betätigen und am öffentlichen Leben zu beteiligen,
               dies aber nur unter massiven Einschränkungen der dort zuständigen Obrigkeit. In weiten
               Teilen des Landes hatten die Taliban bereits ab 2006 fast durchweg die Kontrolle übernommen.
               Es gab ganze Landstriche, aus denen sie nie verschwunden waren. Die Schätzungen über
               den genauen Umfang variieren, aber in den meisten afghanischen Provinzen war die Kontrolle
               weitgehend in der Hand der Aufständischen.18

            Deshalb hat sich aller westlichen Propaganda zum Trotz für Frauen auf dem Land während
               des Nato-Einsatzes kaum etwas verändert. Ein Umstand, der allen bekannt war, gegen
               den aber nichts unternommen wurde.
            

            Die internationalen Geldgeber kannten die missliche Lage der Frauen in den Provinzen,
               verschwiegen sie jedoch, um den Ruf einer angeblich erfolgreichen Mission nicht zu
               gefährden. Ein Missstand, auf den sowohl afghanische als auch internationale Frauenrechtlerinnen
               regelmäßig hinwiesen. Sie forderten stets die westlichen Geberländer dazu auf, die
               finanzielle Unterstützung für Frauen nicht bedingungslos an die afghanische Regierung
               auszuzahlen.
            

            Sowohl historisch als auch in der Gegenwart spielt in Afghanistan Geschlechterpolitik
               eine wichtige Rolle. Die Sichtweisen könnten in Stadt und Land allerdings kaum unterschiedlicher
               sein. Während in den traditionelleren Provinzen, wie zum Beispiel Kandahar, wo die
               paschtunischen Stammesfürsten keinerlei Interesse an einer Veränderung der Geschlechterrollen
               haben und zar (Gold), zamin (Land) und zan (Frau) nach wie vor ein Grund ist, einen Krieg zu führen, holte sich in Kabul die
               Jurastudentin auf dem Weg zur Uni einen Coffee to go und traf in der Mittagspause
               Kommilitoninnen zum Lunch.
            

            Auch in den letzten zwei Jahrzehnten war an eine Annäherung dieser beiden Seiten nicht
               zu denken, da sowohl die Kabuler Regierung als auch die Stammesführer in den Provinzen –
               ideologisch, finanziell und militärisch aus unterschiedlichen Quellen unterstützt –
               zahlreiche Verpflichtungen eingegangen waren.
            

            Die dadurch entstandene Diskrepanz zwischen Land und Stadt, zwischen Tradition und
               Moderne war hoch explosiv und vergrößerte die ohnehin bestehende Kluft. So rückte
               das Thema »Frau« erneut in den Mittelpunkt der machtpolitischen Interessen »zwischen
               dem um nation building bemühten Staat und den primären familiären, tribalen und religiösen Gemeinschaften,
               die weithin als soziopolitische Konkurrenzorganisationen fungieren.«19

            Eine Annäherung der beiden Seiten wurde hauptsächlich durch die damit verbundene Machtverteilung
               zwischen Provinzgouverneuren und der Kabuler Zentralregierung erschwert. »Mit der
               Zentralisierung des Rechts und einer einheitlichen Reglementierung der Geschlechterverhältnisse«20 griff der Staat (die Regierung in Kabul) in Bereiche (innerfamiliäre Angelegenheiten)
               ein, die traditionell ausschließlich unter Kontrolle der Männer in den Familien standen.
               Dies wurde als eine Art der Bevormundung und Einmischung in die Privatsphäre angesehen.
            

            An diesem Konstrukt hat auch die von den internationalen Schutztruppen installierte
               Regierung trotz der zur Verfügung stehenden Milliarden und der hochmodernen militärischen
               Ausrüstung nichts ändern können. Im Gegenteil, sie verbog sich regelmäßig bei dem
               Versuch, beiden Seiten, den Traditionellen und den Modernen, gerecht zu werden.
            

            Jede Modernisierungswelle in Afghanistan orientierte sich an europäischen Vorbildern
               oder war durch westliche Politik- und Wertvorstellungen eingeleitet oder beeinflusst
               worden. König Amanullahs Reformen (1919–1929) in den Bereichen Steuern und Finanzen,
               Landwirtschaft, Bildung und Emanzipation für Frauen bildeten da keine Ausnahme.21 Gleichgültig, ob es die Reformen Amanullahs betraf, die Bemühungen der 60er Jahre,
               die Bildungs- und Frauenförderung zu manifestieren, oder die Post-Taliban-Ära ab 2001:
               Es gab immer eine an Fortschritt interessierte Gruppe von Afghaninnen und Afghanen,
               die sich trotz der damit verbundenen Restriktionen seitens der Modernisierungsgegner
               für eine offene Gesellschaft einsetzten.
            

            Mir Ghulam Mohammad Ghobar, ein afghanischer Historiker und Politologe, bestätigt
               das: »Die Menschen in Afghanistan, die einen Fortschritt wollten, haben ernsthaft
               mit dem Staat zusammengearbeitet und haben alle Reformen begrüßt […]. Sie setzten
               sich für die Förderung des neuen Bildungssystems ein und akzeptierten die Steuererhöhung,
               die für diese Reform genutzt werden sollte. Sie beteiligten sich freiwillig am Ausbau
               der Infrastruktur und unterstützten die moderne Industrie und das demokratische System.«22

            Auf den ersten Blick mag es überraschen, aber es waren unter anderem ausgerechnet
               die westlichen Mächte, die die Gegner dieser Reformansätze und des damit einhergehenden
               Fortschritts dazu befähigten, die Neuerungen zu sabotieren: In der Zeit König Amanullahs
               unterstützten die Engländer die Feinde des Königs und brachten ihn zum Sturz. Als
               1979 die Sowjets in Afghanistan einmarschierten, um die Ausbreitung des militanten
               Islams zu verhindern und das kommunistische Regime in Kabul zu stützen, machten sie
               Afghanistan damit zum Schauplatz eines Stellvertreterkriegs von weltpolitischer Dimension.
               Denn nun griffen auch die USA ein und versorgten die Mudschahedin mit Geld und Waffen.
               Später bildeten pakistanische Offiziere die Taliban militärisch aus, der pakistanische
               Geheimdienst ISI beschaffte die Waffen, religiöse Organisationen finanzierten sie.23

            Warum gerade Pakistan ein großes Interesse an einer Einmischung in die afghanische
               Regierungspolitik hat, hat vor allem zwei Gründe: Zum einen stellt Afghanistan ein
               Rückzugsgebiet für pakistanische Militäreinheiten als strategische Absicherung gegen
               den Erzfeind Indien dar.24 Zum anderen kann Pakistan über eine unter seinem Einfluss stehende afghanische Regierung
               die Grenzpolitik zu seinen Gunsten mitbestimmen.
            

            Im Kern geht es dabei um eine von den Briten 1893 gezogene Grenze, die bis heute immer
               wieder zu Gebietsstreitigkeiten zwischen Afghanistan und Pakistan führt. Dem Grenzverlauf,
               der quer durch die paschtunischen Siedlungsgebiete führt, hatte der damalige afghanische
               Emir zugestimmt, da die vom britischen Geheimdienst angestachelten Fehden unter den
               herrschenden Durranis (neben den Ghilzai ein weiterer Hauptstamm der Ethnie der Paschtunen)
               Afghanistans Könige schwach und von britischer Großzügigkeit abhängig hielten. Die
               Paschtunen waren durch die britische Eroberung Nordwest-Indiens ebenfalls so geschwächt,
               dass es zur ersten Zersplitterung der Paschtunenstämme kam. Die Spaltung zwischen
               Britisch-Indien und Afghanistan wurde von den Briten schließlich durch diese Grenzziehung
               formell legitimiert.25

            Als sich 1947 Pakistan von Indien abspaltete, wurden die Gebiete entlang der sogenannten
               Durand-Linie als Teil des neuen Nationalstaates betrachtet. Das Durand-Abkommen, das –
               ähnlich wie das mit Hongkong – zunächst auf hundert Jahre festgelegt war, lief 1993
               aus. Die damalige afghanische Regierung weigerte sich, den Vertrag zu verlängern,
               und strebte neue Verhandlungen an. Allerdings herrschte zu der Zeit in Afghanistan
               Krieg und nur eine stabile afghanische Regierung wäre in der Lage gewesen, diese Gespräche
               erfolgreich zu führen.26

            Die Taliban finanzierten sich indes unter dem Schutz diverser Länder durch das Schmuggeln
               von zollfreien Konsumgütern von Dubai nach Pakistan, erpressten Schutzgelder und erhoben
               Steuern auf Drogenanbau und -handel. Allerdings wurden sie auch nach wie vor von Pakistan
               und Saudi-Arabien finanziell unterstützt. Mit der – aus pakistanischer Sicht – willkommenen
               Machtübernahme durch die Taliban in Afghanistan gelang es Pakistan schließlich, die
               Frage der Grenzziehung zunächst einmal aus dem Fokus zu rücken. Nach dem Beginn des
               »War on Terror« in Afghanistan zogen sich die Taliban nach Pakistan zurück, um sich
               dort neu aufzustellen und schließlich trotz der Präsenz der westlichen Truppen nach
               und nach Afghanistan zurückzuerobern.
            

            Zunächst waren viele Afghanen offen dafür, sich auf das Projekt »Demokratie« einzulassen
               und es zu unterstützen. Aber es dauerte nicht lange, und sie wurden sowohl von der
               eigenen Regierung als auch von den westlichen Invasoren enttäuscht. Das lag zum einen
               an den Missständen in der öffentlichen Verwaltung und der Korruption, zum anderen
               aber auch an den internationalen Gesprächen und den Abkommen mit den Taliban, wodurch
               auch die Legitimation der afghanischen Regierung in Frage gestellt und torpediert
               wurde. Die Afghanen, die kriegsmüde waren und an den Fortschritt glaubten, setzten
               sich sehr dafür ein, ihre Lebenssituation zu verändern, um ihren Kindern eine Zukunft
               im eigenen Land zu ermöglichen. Die afghanische Armee, die zahlreichen AktivistInnen,
               die Frauenorganisationen, die LehrerInnen und die Eltern, die ihre Kinder trotz einer
               prekären Sicherheitslage zur Schule schickten, sie alle waren bereit für eine Veränderung,
               obwohl sie sich damit ständig in Lebensgefahr brachten.
            

            Der Westen jedoch tolerierte die militärischen Operationen Pakistans und anderer Staaten
               in Afghanistan, weil er eigene strategische Ziele verfolgte.
            

            Allen war klar, dass die Taliban in Afghanistan ohne pakistanische und saudi-arabische
               Unterstützung kaum Chancen gehabt hätten, den Westmächten auf der Nase herumzutanzen.
               Doch statt diese Unterstützung zu unterbinden, terrorisierten US-Drohnenpiloten über
               zwanzig Jahre lang Tausende von Menschen in afghanischen Dörfern und töteten per Knopfdruck.
               Diese Tatsache hat die Afghanen nicht nur radikalisiert, sondern sie den Taliban und
               anderen extremistischen Gruppen in die Arme getrieben. Natürlich sahen sie, dass die
               Zentralregierung von den gleichen westlichen Staaten an der Macht gehalten wurde,
               die sie töteten. Wir brauchen also nicht überrascht zu sein, wenn sie dem Einsatz
               gegenüber kritisch oder feindlich eingestellt waren.27

            In einem Interview mit dem ZDF sagte der Autor und Träger des Friedenspreises des
               Deutschen Buchhandels Navid Kermani über die Enttäuschung des Westens darüber, dass
               das afghanische Volk sich nach dem Rückzug der Nato-Truppen so kampflos den Taliban
               ergeben hat: »Wenn man das Land, schon mit dem Einmarsch, weil man keine eigenen Bodentruppen
               einsetzen möchte, den korruptesten Warlords und Drogenbaronen überlässt; wenn man
               die Ausgaben, die vielen Milliarden, hauptsächlich ins eigene Militär steckt; wenn
               man an den zivilen Ausgaben von dem einen Dollar, den man ausgibt, auch noch drei
               Dollar verdienen möchte, indem man den Aufbau einer wirklich absolut korrupten Wiederaufbau-Industrie
               überlässt, die einfach Geld verdienen will mit Afghanistan, dann finde ich das ein
               bisschen zynisch, jetzt gerade auch mit Blick auf den Blutzoll, den die Afghanen selbst
               gezahlt haben.«28

            Auf diese Weise werden die massiven Differenzen zwischen den Provinzen und der Hauptstadt,
               zwischen Tradition und Moderne nie ausgeglichen werden. Zumindest nicht, solange es
               Kräfte gibt, die von dieser Ungleichheit nicht nur profitieren, sondern sie auch gezielt
               schüren. Um es mit Friedrich Schillers Wilhelm Tell zu sagen: »Es kann der Frömmste
               nicht in Frieden leben, wenn es dem bösen Nachbarn nicht gefällt.«
            

         

         
            
               Frauengefängnisse und Frauenhäuser
               

            

            Wenn eine Frau in Afghanistan in ein Gefängnis gesteckt wird, werden meist sittliche
               Verfehlungen, zena, als Grund für die Bestrafung genannt. Dafür ist nicht einmal ein richterliches Urteil
               nötig. Es reicht aus, einer Frau unzüchtiges Verhalten vorzuwerfen, sie zum Beispiel
               zu beschuldigen, Ehebruch begangen zu haben, damit sie eingesperrt wird.
            

            In einem Interview erzählte mir eine Frau, der ein Verhältnis mit einem fremden Mann
               nachgesagt wurde, jemand habe sie bei der örtlichen Polizei angezeigt, worauf man
               sie verhaftete. Dabei reicht schon ein kurzes Gespräch oder ein Blickkontakt aus,
               um sich strafbar zu machen. Die junge Frau und sechsfache Mutter aus der Provinz Balkh
               kannte weder den Grund für ihre Inhaftierung, noch wusste sie, was sie tun konnte,
               um wieder aus dem Gefängnis herauszukommen. Die Aussichten, in so einem Fall einen
               Rechtsbeistand zu bekommen, sind gering.29 Oft wird den Frauen vorgeworfen, dass sie sich den Befehlen ihrer Väter, ihrer Brüder
               oder ihrer Ehemänner widersetzt hätten oder ihnen wird eine Verfehlung unterstellt,
               und schon kann ihr Mann sie unkompliziert loswerden.
            

            Frauen werden weggesperrt, obwohl sie in den meisten Fällen Opfer von Verleumdungen,
               Vergewaltigung oder Zwangsprostitution sind. Aber auch Mädchen, die vor Gewalt oder
               einer Zwangsehe von zu Hause flüchten, laufen Gefahr, inhaftiert und kriminalisiert
               zu werden. Da Frauen und Mädchen gemäß den traditionell verankerten Geschlechterrollen
               ohne Erlaubnis nicht das Haus verlassen dürfen, kann es schnell passieren, dass sie
               verdächtigt werden, Ehebruch begehen oder Prostitution betreiben zu wollen, sobald
               sie sich diesen Regeln widersetzen.
            

            Sind sie erst einmal angeklagt, die Familienehre beschmutzt zu haben, stehen die Frauen
               in der Pflicht, ihre Unschuld beweisen zu müssen. Eine 2014 in Kraft getretene Ergänzung
               in der Gesetzgebung erschwerte ihre Situation noch zusätzlich, denn die neue Regelung
               verbot Ermittlern, die Familienangehörigen der Frauen zu vernehmen. Somit konnten
               oft die einzigen Zeugen, die sie hätten entlasten können, nicht aussagen. Ohne Unterstützung
               durch ein funktionierendes Rechtssystem verbringen sie viele Jahre ohne jegliche Perspektive
               auf eine Zukunft hinter den hohen Mauern der Gefängnisse.
            

            Da ein »gutes Mädchen« und eine »ehrbare Frau« nicht die Stimme erhebt, sondern ihr
               Schicksal erträgt, machen sich diejenigen Frauen, die auf ihnen drohende Gefahren
               hinweisen, sofort schuldig, weil die Ehre der Familie angegriffen wird. Es geht nicht
               darum, ein Unrecht aufzudecken und einen Täter zur Rechenschaft zu ziehen, sondern
               darum, dass das Verhalten eines Mannes durch den Aufschrei der Frau öffentlich wird.
               Dass der Täter sein Gesicht verliert, dass sein Ruf leidet und ihm Scham und Schande
               aufgeladen wird, wiegt viel schwerer als das Leiden der Anklägerin. Diejenige, die
               sich wehrt, trägt die Verantwortung, nicht der Mann. Diese Haltung ist tief in der
               afghanischen patriarchalen Gesellschaft verankert.
            

            Vor einigen Jahren wurde in der afghanischen Presse ein Fall publik, in dem ein etwa
               60-jähriger Mann, der eine 13-Jährige zur Frau genommen hatte, sie aus Wut darüber,
               dass sie nicht schwanger wurde, so schwer misshandelte, dass das Mädchen von Verwandten
               in die Notaufnahme einer Klinik gebracht werden musste. Viele waren entsetzt über
               die Grausamkeit dem Mädchen gegenüber, aber einige zeigten auch Verständnis für den
               Mann, weil er sich doch so sehr ein Kind gewünscht habe.
            

            Fehlende Bildung, ein fehlendes Bewusstsein für ein gerechtes Rechtssystem, die Abwesenheit
               von Vorbildern und der Mangel an Aufklärung sind der perfekte Boden für solche kulturellen
               Missdeutungen, die sich in der afghanischen Männergesellschaft verselbstständigt haben.
               Die Definition von Opfer und Täter wird so lange verzerrt, bis der Mann sich seines
               Anteils als Verantwortlicher für die Ehre der Familie und seiner Schuld entledigt
               hat. Und sollte er damit doch konfrontiert werden und keinen Ausweg mehr sehen, wird
               er in jedem Fall alle Verantwortung auf die Frau abwälzen.
            

            Die Frauenrechtsorganisation Medica mondiale, die sich seit 2003 darum bemüht, Haftbedingungen
               für Frauen in den afghanischen Gefängnissen zu verbessern, zitiert den Chef der Ermittlungsbehörde
               im Welayat-Gefängnis: »Die inhaftierten Frauen sind nicht kriminell. Was zählt ist,
               dass die Leute glauben, sie sind kriminell.«30 Die Frauen machen sich moralisch schuldig, weil sie versuchen, sich der Gewalt der
               Männer zu entziehen.
            

            An dieser Weltanschauung hat auch die von der NATO unterstützte afghanische Regierung
               in den letzten 20 Jahren nichts ändern können, trotz der liberalen Verfassung, die
               den Frauen die gleichen Rechte wie den Männern gab. Die Durchsetzung der Gesetze,
               vor allem die in Bezug auf die Rechte der Frauen, scheiterte vielerorts sowohl wegen
               des Mangels an einsichtigen Personen, aber auch an Richtern, die die Gesetze vertreten
               sollten. So waren auch in den letzten Jahren Rechtsprechung und Vollzug weiterhin
               fest in den Händen von Männern, die keinerlei Interesse daran hatten, dass sich die
               patriarchalen Strukturen im Land ändern.
            

            Prof. Dr. Renate Kreile, die sich intensiv mit dem Thema der Frauenrechte in Afghanistan
               beschäftigt, wies bereits 2005 auf diese gefährlichen Tendenzen innerhalb der afghanischen
               Judikative hin: »Eine katastrophale Rolle im Hinblick auf Frauenrechte spielt der
               Oberste Richter des Landes, Fasl Hadi Schinwari, dessen Aktivitäten befürchten lassen,
               dass die afghanische Justiz in nächster Zeit vollständig von islamistischen Hardlinern
               dominiert wird.«31 Bei besagtem Richter handelte es sich um einen ehemaligen Leiter einer Koranschule
               im pakistanischen Peschawar, der enge Verbindungen zu einer pro-wahhabitischen islamistischen
               Partei hatte, die mit saudischen Geldern finanziert wurde.32 So sorgte seine Berufung durch den damaligen mit Hilfe des Westens an die Macht gekommenen
               afghanischen Präsidenten Hamid Karzai dafür, dass die ebenfalls mit Hilfe des Westens
               etablierte Verfassung durchgehend torpediert und ausgehebelt wurde.
            

            Polizei und Justiz begrüßten diese Vorgehensweisen gegen die Frauen, kam es ihrer
               einfachen Denkweise doch entgegen, dass Verstöße gegen die herrschende Moral bestraft
               werden müssen. Und dafür sind stets die Frauen verantwortlich. Was Moral ist, bestimmt
               natürlich der Mann. So blieben die Frauen der absoluten männlichen Willkür ausgesetzt.
            

            Daher überrascht es kaum, dass eine Frau nur in den seltensten Fällen Schutz erhält
               und Gerechtigkeit erfährt, selbst wenn sie den Mut aufbringt, sich nach erlebter und
               oft auch nur knapp überlebter sexueller Gewalt an eine öffentliche Institution zu
               wenden. Im Gegenteil: In den meisten Fällen wird sie zur Täterin gemacht, juristisch
               verfolgt und ins Gefängnis gesteckt.
            

            Das Absurde an der Situation ist allerdings, dass das Gefängnis für manche Frauen
               keine Strafe darstellt, sondern im Gegenteil die Rettung, zumindest aber eine Verbesserung
               ihrer Lebensumstände bedeutet. Das liegt daran, dass Männer keinen Zutritt zu den
               Haftanstalten haben, die Frauen daher vor weiteren Misshandlungen durch ihre Familien
               verschont bleiben. Viele der Frauen haben ihre Kinder bei sich, einige wurden sogar
               im Gefängnis geboren. Deshalb fürchten viele Frauen den Tag, an dem sie die Sicherheit
               des Gefängnisses verlassen und zu ihren Familien zurückkehren müssen.33

            Weil sie Schutz vor familiärer Gewalt bieten, haben die Frauengefängnisse in Afghanistan
               fast den Stellenwert von Frauenhäusern. Vor einigen Jahren wurden aber auch offizielle
               Frauenhäuser, khan-e amn eröffnet, dank internationaler Hilfe und durch örtliche Organisationen unterstützt. In diesen sogenannten sicheren Häusern fanden die Frauen Zuflucht vor Gewalt. Die
               Orte, an denen sich die Einrichtungen befinden, wurden geheim gehalten, denn die meisten
               Frauen und Mädchen mussten damit rechnen, von ihren Familien getötet zu werden, sobald
               diese erfahren, wo sie sich aufhalten.
            

            Obwohl sie landesweit sehr dringend gebraucht würden, gab es in den letzten Jahren
               in ganz Afghanistan höchstens 20 Frauenhäuser, die meisten in der Hauptstadt Kabul
               und in der westafghanischen Stadt Herat. Denn an diesen Orten war die allgemeine Sicherheitssituation
               im Vergleich zum restlichen Land stabiler und die Frauen konnten durch internationale
               Hilfsorganisationen unterstützt und beraten werden.
            

            Den Konservativen im Land waren diese Einrichtungen allerdings ein Dorn im Auge. Nicht
               selten propagierten sie, dass es sich dabei um Orte der Prostitution handle, und forderten
               ihre Schließung. Daher gab es auch in den konservativen, patriarchalisch geprägten
               Gegenden, zum Beispiel in der südlichen Provinz Kandahar, nicht einen Schutzraum für
               Frauen und Mädchen, obwohl sie gerade dort, wo patriarchale Sitten und Bräuche stark
               den Alltag bestimmen, dringend nötig gewesen wären.
            

            Die meisten der Frauen, die sich an die Frauenhäuser wandten, hatten schlimmste Gewalt
               erfahren, Übergriffe, die an Brutalität und erbarmungsloser Perversion ihresgleichen
               suchten. Amnesty International berichtete im Dezember 2021 über die Einrichtungen
               und von darüber, was die Frauen erlitten hatten, die in den Frauenhäusern untergebracht
               waren. Es wurde unter anderem der Fall einer Frau beschrieben, die mit Verstümmelungen
               Zuflucht gesucht hatte. Ihr Ehemann hatte ihr die Fingernägel herausgerissen. Eine
               andere Frau wurde von ihrer Familie so schwer misshandelt, dass sie nicht einmal mehr
               die Toilette benutzen konnte.34

            Im Deutschlandfunk Kultur berichtete 2014 eine Juristin der Staatsanwaltschaft von
               Mazar-e Sharif von Fällen, in denen sie den gewaltsamen Tod von Frauen untersucht
               hatte. Sie wurden »erschlagen oder erwürgt, meist vom eigenen Mann. Aus Eifersucht
               oder weil das Opfer unfruchtbar und damit eine teure Belastung war oder einfach, weil
               die Frau zu widersprechen gewagt hatte. Nicht selten werden Frauen aber auch Opfer
               von Verstümmelungen: »Frauen ohne Nasen, Lippen, Ohren.«35

            Hilfe bei diesen Gräueltaten bot Medica Afghanistan, eine Frauenrechtsorganisation,
               die sich 2011 aus Medica mondiale entwickelt hatte. Dort arbeitet man zusammen mit
               Sozialarbeiterinnen und Rechtsanwältinnen, um den Frauen, neben der Aufklärung zu
               den laufenden Gerichtsverfahren, eine juristische und psychologische Beratung anzubieten.
               Ihre Beratungsstellen befanden sich in verschiedenen Stadtteilen von Kabul, in Frauenhäusern,
               Frauengefängnissen, Kindergärten und im Kabuler Frauenpark. Der Bedarf an Informationen
               war auf vielen Ebenen vorhanden. Das hieß, die Frauen erhielten Beratung auch in zivilrechtlichen
               Fragen, wie zum Beispiel Scheidungs- und Sorgerechtsfragen.
            

            Obwohl die Gefängnisse für die Frauen als Hort der Sicherheit galten, kam es nicht
               selten vor, dass die in Gefangenschaft geratenen Frauen von den Gefängniswärterinnen
               misshandelt und geschlagen wurden, deshalb schulte Medica Afghanistan auch die Betreuerinnen
               und Ansprechpartnerinnen der inhaftierten Frauen und sensibilisierte sie für ihre
               Arbeit.
            

            Da die Frauen meist aus prekären Familienverhältnissen stammen, war es im Falle ihrer
               Entlassung zwingend erforderlich, dass die Beratung durch die Mitarbeiterinnen von
               Medica Afghanistan im häuslichen Umfeld der Betroffenen unter Einbeziehung der Männer
               weitergeführt wurde. So versuchte man, der Spirale der Gewalt Einhalt zu gebieten.
               Immerhin wurden dadurch einige Frauenleben gerettet. Aber es sind auch Fälle dokumentiert,
               in denen Frauen aus den Gefängnissen entlassen oder aus den Frauenhäusern wieder nach
               Hause geschickt wurden, wo sie dann von ihren Familien getötet wurden. Denn traditionell
               kann nur durch den Tod der Frau die Ehre der Familie wiederhergestellt werden. Umso
               wichtiger erwiesen sich die Gespräche zwischen den Sozialarbeiterinnen und den Betroffenen
               und ihren Angehörigen, wo mögliche familiäre Konfliktsituationen bereits im Vorfeld
               oder in der Nachsorge geklärt werden konnten.36 In einigen Fällen gelang es, den Familienangehörigen alternative Lösungsvorschläge
               aufzuzeigen, damit die mit den Gewohnheiten brechen konnten.
            

            Einfach zu realisieren waren diese Beratungsgespräche innerhalb der Familien allerdings
               nicht, denn diese befürchteten, dass der Besuch von Anwältinnen oder Sozialarbeiterinnen
               in ihren privaten Wohnräumen die Aufmerksamkeit des Umfelds auf sich ziehen und den
               Ruf der Familie schädigen würde, was mit Scham, sharm, behaftet ist. Deshalb waren Organisationen dazu übergegangen, in öffentlichen Räumen
               sogenannte Familienberatungszentren einzurichten, an die sich Familien und schutzbedürftige
               Frauen wenden konnten.37

            Die Arbeitsbedingungen für Rechtsanwältinnen, Sozialarbeiterinnen, Polizistinnen und
               Frauenrechtsaktivistinnen waren in Afghanistan auch in den NATO-Jahren extrem schwierig,
               teilweise sogar lebensgefährlich. Überhaupt sind Menschen, die Frauen in misslichen
               Lagen helfen, vielen verhasst. Im Falle der Rechtsanwältinnen war es besonders gravierend,
               da es ihre Aufgabe war, dafür zu sorgen, dass die Fälle aufgeklärt und die Schuldigen
               bestraft wurden. Daher wurden nicht nur RichterInnen und andere in den Vorfall involvierte
               Personen persönlich bedroht und attackiert, sondern auch ihre Familien.
            

            Vor allem, wenn es sich um wirtschaftlich gut gestellte oder einflussreiche Täter
               handelt, können die Folgen der Rache tragische Ausmaße annehmen. Denn sie haben das
               nötige Geld, um sich freizukaufen, um Arbeitgeber und Justiz zu bestechen, um den
               Familien der Opfer und ihrer HelferInnen das Leben schwer zu machen. Täter, die juristisch
               zur Rechenschaft gezogen wurden, haben sich oft später an der Frau, die ihn angeklagt
               hatte, und ihrer Familie gerächt, indem er ihnen selbst etwas antat oder jemand anderen
               damit beauftragte. Je nach seinen Einflussmöglichkeiten mussten sogar Verwandte der
               Frau mit dem Verlust des Arbeitsplatzes oder anderen Sanktionen rechnen.
            

            In Afghanistan nehmen Korruption und Vetternwirtschaft auf Menschenrechte und Justiz
               keine Rücksicht. »Familien kaufen allerdings vorwiegend ihre männlichen Verwandten
               frei. Weibliche Familienangehörige, die wegen eines sogenannten moralischen Verbrechens
               inhaftiert sind, werden nur dann freigekauft, wenn die Familie damit ihr Ansehen retten
               will. Um den Schutz der Frau geht es dabei meist nicht. Frauen sind somit doppelt
               benachteiligt. Sie werden als rechtlos angesehen und erhalten zudem keinerlei Unterstützung
               von ihren Familien.«38

            Bis hierher habe ich über Justiz, Recht, Menschenrechte, Gewalt, Täter-Opfer-Rolle,
               Schutzräume und Aufklärungsansätze in der jüngeren Vergangenheit berichtet. Doch die
               Situation hat sich seit dem militärischen Abzug aus Afghanistan seit August 2021 grundlegend
               geändert: Die Taliban haben nach der Übernahme der Macht viele wegen sexualisierter
               Gewalt inhaftierte Männer freigelassen. Frauenhäuser wurden geschlossen und die Frauen
               zurück zu den Familien geschickt, die sie erst in die Notlage gebracht hatten. Schon
               vor der Machtergreifung durch die Taliban brauchte es zwar kein Gerichtsurteil, um
               eine Frau zu verhaften, und sie musste so lange in Haft bleiben, bis sich ein Gericht
               zu ihrem Fall geäußert und die Dauer ihrer Strafe festgelegt hatte. An dieser Praxis
               hat sich nichts geändert – bis auf die Tatsache, dass die Frau bei der gerichtlichen
               Verhandlung jetzt nicht mehr von Organisationen, die sich um ihre Rechte kümmern,
               unterstützt werden darf.
            

            Bei all den beschriebenen tragischen Schicksalen von Frauen – und ich kenne noch so
               viele mehr – und dem damit seit vielen Jahren bestehenden Gefühl der Ohnmacht, den
               leidenden Opfern nicht konkret helfen zu können, wünschte ich mir heute, nach der
               Machtübernahme der Taliban, die Situation wäre noch die von vor einigen Jahren, als
               ich bereits über die unerträglichen Zustände der Frauen berichtet habe. Dazu passt
               der im Journal für Internationale Politik und Gesellschaft (IPG) erschienene Kommentar
               von 2016: »In Afghanistan glaubt niemand mehr an Fortschritt, es reicht, wenn es so
               schlecht bleibt.«39

            Wenn ich die Situation damals schon als unerträglich empfunden habe, wie sollte ich
               den Zustand heute beschreiben? Mir fehlen dafür die Worte. Und selbst das beschreibt
               meine Gefühlslage nicht ausreichend. Durch die Freilassung der wenigen männlichen
               Gefangenen, die wegen geschlechtsspezifischer Gewalt verurteilt waren, sind Frauen
               und Mädchen, die sexualisierte Gewalt überlebt haben, jetzt völlig ihrem Schicksal
               überlassen.40 Sie müssen jetzt nicht nur befürchten, dass die Taliban sie töten, sondern auch,
               dass ihre aus dem Gefängnis freigekommenen Ehemänner, Väter und Onkel sich rächen.
               Aber auch diejenigen, die diesen Opfern Schutz geboten haben, sind jetzt in höchster
               Lebensgefahr.
            

            Amnesty International zitiert in seinem Bericht vom Dezember 2021 die Aussage eines
               Taliban-Sprechers: »Nach den Regeln des Islam gibt es keinen Platz für Gewalt gegen
               Frauen und Mädchen … Frauen, die von häuslicher Gewalt betroffen sind, können sich
               an die Gerichte wenden, und die Gerichte werden ihre Fälle anhören … und sich um ihre
               Beschwerden kümmern.«41 Was das Frauengefängnis in Herat betrifft, kündigten sie allerdings an, dass ein
               islamisches Gericht die Straffälle untersuchen und entsprechende Entscheidungen treffen
               würde. Sollte das Gericht die Frauen für schuldig befinden, würden sie »ihre gerechte Strafe« (Auspeitschung oder Steinigung) bekommen. In schwierigen Fällen würden die männlichen
               Verwandten der Frauen befragt, welche Bestrafung sie als geeignet ansehen.
            

            Laut UN-Angaben erleben neun von zehn Afghaninnen im Laufe ihres Lebens eine Form
               von Gewalt, die sich direkt gegen sie richtet. In den letzten Jahren wurde eine minimale
               Infrastruktur geschaffen, die die Grundlage für ein Rechtsbewusstsein gegenüber Frauen
               bildete und einigen von ihnen, die eine Gewaltsituation überlebt hatten, die Chance
               bot, sich rechtlich beraten, medizinisch behandeln und psychologisch unterstützen
               zu lassen. Wenn ihre Zahl auch nicht groß war, wenn das auch nur einen sehr geringen
               Teil der Afghaninnen betraf, immerhin gab es diese kleinen Erfolge und sie waren ein
               erster Schritt auf einem sehr, sehr langen Weg, den Afghanistan noch vor sich hat.
            

            Die betroffenen Mädchen und Frauen in den Großstädten konnten sich an diverse Frauenrechtsberatungen
               oder an das Ministerium für Frauenangelegenheiten wenden. Seit die Taliban erneut
               an der Macht sind, gibt es dieses Ministerium nicht mehr und die Frauen dürfen nur
               noch in Begleitung eines Mannes das Haus verlassen. Es ist damit so gut wie unmöglich,
               dass Frauen sich an Gerichte wenden und über ihren männlichen Vormund beschweren.
            

            Menschen, die sich in den letzten Jahren für Recht und Gerechtigkeit einsetzten, schöpften
               Kraft aus ihrer Überzeugung, eine sinnvolle Arbeit zu leisten, und daraus, dass sie
               den Erfolg ihres Handelns sahen. Das Schlimme an ihrer Situation ist nicht die Gefahr,
               der sie nun ausgesetzt sind. Denn auch in den Jahren zuvor waren sie vor der Rache
               ihrer Gegner und Feinde, die es auf allen gesellschaftlichen Ebenen in Afghanistan
               gibt, nicht sicher. Traurig ist, dass alles, wofür sie gekämpft haben und wofür sie
               ihr Leben und das ihrer Familien riskierten, von einem Moment auf den anderen auf
               null gesetzt wurde. Eine frühere Richterin beschreibt die Tragik der Situation: »20
               Jahre lang habe ich alles von Grund auf aufgebaut – ich habe Dinge angeschoben, bin
               gerannt, von diesem Büro zu jenem Büro. Ich habe versucht, alle zu überzeugen, damit
               wir einen Rahmen haben, um Frauen zu schützen … Es braucht viel Mut, verlangt viele
               Opfer und viel Energie, um etwas aus dem Nichts aufzubauen – und dann wird es wieder
               zu Nichts.«42

            Seit dem Rückzug des westlichen Militärs und der Machtübernahme der Taliban wurden
               alle Einrichtungen für Frauen und Mädchen, die von geschlechtsspezifischer Gewalt
               betroffen sind, geschlossen. Die MitarbeiterInnen sind ohne jegliche Perspektive,
               ob und wann sie ihre Arbeit je wieder aufnehmen können. Nicht nur die Frauenrechtsaktivistinnen,
               sondern auch die Frauen und Mädchen, die die Unterstützung dieser Institutionen in
               Anspruch genommen haben, sind in Lebensgefahr.
            

         

         
            
               Wenn keine Hoffnung mehr bleibt: Selbsttötungen bei Afghaninnen
               

            

            In den Jahren 2009 und 2010 leitete ich im Auftrag einer deutschen Medienanstalt ein
               Radioprojekt in Afghanistan, das aus einer Hörspielreihe für Jugendliche bestand.
               Zu ausgewählten Themen wie Toleranz, Drogenmissbrauch, Gesundheit und Bildung entstanden
               kleine Geschichten, die den Jugendlichen spielerisch didaktische Inhalte vermitteln
               sollten. Für die Produktion benötigten wir ProtagonistInnen im Alter zwischen sieben
               und 70 Jahren, um die jeweiligen Rollen einzusprechen. Wir starteten über einen lokalen
               Radiosender einen Aufruf, worauf sich rund 100 Frauen und Männer meldeten. Da sie
               allesamt keine ausgebildeten SprecherInnen waren, gehörte auch eine kurze Schulung
               zum Projekt dazu.
            

            Die Arbeitstage begannen mit Übungen zu Atemtechniken sowie artikuliertem Sprechen.
               Besonders für die jungen Mädchen und Frauen bedeutete es eine große Überwindung, vor
               fremden Menschen (und vor allem vor Männern) selbstbewusst und mit lauter Stimme aufzutreten.
               An einem Tag brach eine 15-jährige Akteurin bei einer Aufwärmübung in Tränen aus.
               Die Anweisung, »laut und bestimmt« zu sprechen, erschreckte sie derart, dass sie kaum
               zu beruhigen war. Später erzählte sie mir, dass ihre Mutter verstorben war und sie
               von ihrer Stiefmutter regelmäßig brutal verprügelt und angeschrien werde. In ihrer
               Familie wäre niemand, die ihr helfen könne.
            

            Ein anderes Mädchen erschien eines Morgens mit einer Platzwunde an der Schläfe und
               mit zahlreichen Blutergüssen an den Armen. Der Grund: Es hatte die ihm zugewiesenen
               Aufgaben im Haushalt nicht erledigt und war deshalb von seinen Vettern verprügelt
               worden. Unsere Hilfe lehnte es ab, da die Familie den Vorfall geheim halten wollte
               und eine Intervention von außen alles nur noch verschlimmern würde. Mit dem Schutz
               durch Behörden oder andere soziale Einrichtungen könne es ohnehin nicht rechnen, so
               das Mädchen. Zu meinem Entsetzen fügte sie ganz nebenbei hinzu, dass es sich das Leben
               nehmen würde, wenn seine Situation sich nicht verbesserte.
            

            Selbsttötung gilt im Islam als eine große Sünde, obwohl im Koran zu Sterbehilfe oder
               Selbsttötung keine eindeutige Aussage gemacht wird. Die islamische Theologin Hadil
               Lababidi von der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg erklärt es so,
               dass der Körper »eine Leihgabe Gottes« sei, der allein über Leben und Tod bestimme.
               Mit der Selbsttötung mischt sich der Mensch in das Werk Gottes ein, und deswegen darf
               ein Muslim nicht frei über die Beendigung seines Lebens entscheiden.43 Trotz dieses Verbots ist der Suizid laut offiziellen Angaben der Afghanistan Independent
               Human Rights Commission (AIHRC) für etliche afghanische Mädchen und Frauen der einzige
               Ausweg aus ihrer aussichtslosen Situation.44

            Die Leidensgeschichten ähneln sich: Sie werden von ihren Familien gezwungen, einen
               viel älteren Mann zu heiraten, werden misshandelt, viel zu jung schwanger und leiden
               am Ende unter schweren Depressionen.
            

            Öl und Feuer gibt es in jedem Haushalt, daher übergießen sich die verzweifelten Frauen
               oft mit Öl und zünden sich an. Misslingt der Versuch, sind die Opfer doppelt gezeichnet:
               Zum einen riskieren sie, dass die oft schweren Brandverletzungen aufgrund der schlechten
               medizinischen Versorgungslage zu langwierigen Infektionen führen. Zum anderen sind
               sie sichtbar entstellt und müssen von da an mit der Schuld leben, einen Suizid versucht
               zu haben. Ab diesem Zeitpunkt werden sie innerhalb der Gesellschaft von allen geächtet.
            

            Oft halten sich die Angehörigen einer Frau, die einen Selbstmordversuch beging, für
               die wahren Opfer. Denn ihr Ruf steht auf dem Spiel. Selbstmord bringt Schande über
               die Familie der Verzweifelten. Um dem zu entgehen, verheimlichen sie die Tat oder
               stellen sie als Unfall im Haushalt dar.
            

            Ausgerechnet in den ersten Jahren der militärischen Intervention durch die NATO, in
               einer Zeit, in der noch eine relativ optimistische Stimmung herrschte, setzten sich
               mehr als hundert Frauen allein in der westafghanischen Stadt Herat in Brand.
            

            2004 galt als das vielversprechendste Jahr des sogenannten Wiederaufbaus. Der Grund
               für die Euphorie waren die ersten Präsidentschaftswahlen unter der Aufsicht der NATO
               und die Tatsache, dass die demokratische Republik Afghanistan eine neue Verfassung
               bekam, in der Frauen und Männern die gleichen Rechte zugestanden wurden. In jenem
               Jahr war ich zum ersten Mal in Herat und zunächst von der Stadt sehr beeindruckt.
               Im Hinblick auf die Stadtentwicklung gab es zwischen Kabul und Herat große Unterschiede.
               Herat galt als eine Hochburg der Kultur und Literatur. Die Stadt war zu verschiedenen
               Zeiten ihrer langen, wechselvollen Geschichte ein blühendes Sufi- und Kulturzentrum.45

            Im Vergleich zu Kabul erlebte ich die Stadt als sehr ruhig, überschaubar und geordnet.
               Obwohl es in Kabul auch Verkehrsregeln und Ampeln gab, im Gegensatz zur Hauptstadt
               hielt man sich hier daran. Dadurch erschien der Verkehr weniger bedrohlich. Außerdem
               gab es – anders als in Kabul – viele Pferdekutschen, die als Taxen eingesetzt wurden,
               was sich in einer besseren Luftqualität bemerkbar machte. Meine Begeisterung für Herat
               wurde allerdings bald dadurch getrübt, dass ich nach einigen Tagen meines Aufenthalts
               über meine Kontakte von der hohen Zahl an Frauen hörte, die sich das Leben genommen
               hatten.
            

            Verbindung zu Frauen aufzunehmen, die einen Suizidversuch hinter sich hatten, gelang
               mir nicht, da die Überlebenden die Tat aus Scham meist verschwiegen. Jedoch bekam
               ich anonyme Hinweise aus ihrem näheren Umfeld, in denen mir als Motiv fast immer unerträgliche
               Angst genannt wurde. Die Betroffenen litten unter oft grausamen Misshandlungen durch
               ihre männlichen Familienmitglieder oder fürchteten, gegen ihren Willen mit einem mindestens
               doppelt so alten Mann zwangsverheiratet zu werden. Die Aussicht auf eine düstere,
               ausweglose Zukunft ohne jegliche Alternative ließ sie verzweifeln und zum Äußersten
               gehen. Mir wurde auch berichtet, dass nicht selten sexualisierte Gewalt Auslöser für
               den Selbstmord war. Oft wurde den betroffenen Frauen vorgeworfen, sie hätten den Übergriff
               selbst provoziert, und sie begannen an ihre eigene Schuld zu glauben und sich Vorwürfe
               zu machen, zum Beispiel darüber, das Haus verlassen zu haben. Und obwohl dieser Vorwurf
               ein internationales Phänomen zu sein scheint – Sätze wie »Ja, musste sie denn auch
               so einen kurzen Rock tragen?« kennt man auch in Europa –, sind die Auswirkungen doch
               ganz andere.
            

            Die Kultur des Verschweigens und Verheimlichens macht es in Afghanistan schwierig,
               genaue Zahlen zu erheben. Human Rights Watch (HRW) schätzte die Zahl der Mädchen und
               Frauen, die in Verbindung mit häuslicher Gewalt oder Zwangsehe in Afghanistan jedes
               Jahr versuchen, sich durch Selbstverbrennung das Leben zu nehmen, 2013 auf etwa 2 000.46 Die Dunkelziffer liegt sicher deutlich darüber. In Herat ist sie am höchsten. Warum
               ist das so?
            

            Eine mögliche Erklärung wäre diese: Viele Heratis flüchteten in den Kriegsjahren in
               den benachbarten Iran und entschieden sich nach der Intervention der USA und der NATO
               ab 2001 für eine Rückkehr in ihre alte Heimat. Die meisten von ihnen hatten auch im
               Iran kein einfaches Leben, denn afghanische Flüchtlinge sind im Nachbarland nicht
               gerne gesehen und haben daher kaum eine Möglichkeit, sich in die dortige Gesellschaft
               zu integrieren. Arbeiten ist ihnen zum Beispiel offiziell nicht erlaubt. Wer eine
               Arbeit hat, arbeitet schwarz auf einer Baustelle. Die zu errichtenden Schulgebühren
               für Flüchtlingskinder sind für viele Afghanen unerschwinglich. Somit bleibt dem Nachwuchs
               der Zugang zu Bildung verwehrt. Die iranische Regierung diskriminiert und benachteiligt
               afghanische Flüchtlinge auch noch in der zweiten Generation, denn auch die Nachkommen
               eines Flüchtlings, die im Iran geboren werden, stehen vor dem gleichen Problem. Das
               gilt für Jungen wie für Mädchen.47

            Trotz dieser Verhältnisse bekommen die Afghaninnen in der iranischen Diaspora ein
               anderes Leben mit. Sie sehen den Wohlstand und die Rechte, die die iranischen Frauen
               genießen. Obwohl ihre Situation in Herat im Vergleich zu vielen anderen Gegenden in
               Afghanistan noch gut ist, unterscheidet sich die afghanische Realität von ihren Erfahrungen
               im Iran deutlich. Zurück in der Heimat, werden die Frauen mit Armut und traditionellen
               gesellschaftlichen Einschränkungen konfrontiert, aus denen es ohne familiäre Unterstützung
               kein Entkommen gibt.
            

            Dr. Sayed Naim Alemi, Direktor des Regionalkrankenhauses in Herat, erklärte gegenüber
               dem Institute for War and Peace Reporting (IWPR), dass in seinem Krankenhaus allein
               im ersten Halbjahr 2010 mehr als 80 Fälle von Selbstmordversuchen durch Verbrennen
               und Vergiften verzeichnet wurden. 57 Frauen hatten nicht überlebt. Und bei den meisten
               habe es sich um Rückkehrerinnen aus dem Iran gehandelt.48

            Oft genug sorgte die einsetzende Pubertät für den gravierendsten Umbruch der Lebensverhältnisse.
               Es gibt viele Familien, die ihren Töchtern zwar eine Schulbildung ermöglichen, allerdings
               nur bis zur Pubertät. Mit diesem Einschnitt kamen viele junge Frauen nicht zurecht.
               Denn zu den Gefahren einer Zwangsverheiratung und den drohenden Misshandlungen innerhalb
               der Familie gesellte sich nun noch das Verbot, weiter die Schule besuchen oder eine
               Ausbildung beginnen zu dürfen. Der damit verbundene plötzliche Abbruch jeglicher Verbindungen
               zur Außenwelt war für viele ein Anlass zu großer Verzweiflung. Ein selbstbestimmtes
               Leben blieb dann – auch in relativ liberal gesinnten Gegenden des Landes – meist nur
               eine Illusion. Die Folge: Depression. Der Ausweg: Selbsttötung.
            

            Organisationen wie Medica Afghanistan, die sich um die Opfer von Suizidversuchen kümmern,
               sehen den Grund für die hohe Zahl der Selbstmorde bei Frauen in der Verbindung zwischen
               der traditionell extrem von Männern dominierten Gesellschaft und dem Fehlen von Rechtsstaatlichkeit.
               Durch Zwangsverheiratungen sind junge Mädchen, die oft nicht einmal 15 Jahre alt sind,
               ihren Ehemännern und deren Familienmitgliedern schutzlos ausgeliefert. So greifen
               die meisten in ihrer Verzweiflung entweder zu Rattengift, das in Drogeriemärkten oder
               Apotheken leicht zu bekommen ist, oder sie zünden sich an.
            

            Da das Thema ein gesellschaftliches Tabu ist und keiner darüber spricht, haben die
               Betroffenen keine Vorstellung davon, was sie erwartet, wenn sie überleben sollten –
               obwohl es in Zeiten, in denen die Zahlen der Opfer stiegen, in den lokalen TV-Programmen
               in Herat Kampagnen gab, die vor den Folgen warnten. In ihrer Ausweglosigkeit wissen
               die meisten nicht, was sie tun und welche Schmerzen sie erwarten, wenn sie die Verbrennungen
               überleben. Denn die chinesische Bekleidungsindustrie hat schon längst mit billigen
               Kunstfaserprodukten die traditionell hergestellte afghanische Kleidung verdrängt.
               Bei dem Versuch, sich durch Feuer das Leben zu nehmen, erleiden überlebende Frauen
               die schlimmsten Verletzungen, denn das geschmolzene Plastik der Kleider verklebt mit
               der Haut, was medizinisch in Afghanistan nur schwer behandelt werden kann. Ein Arzt
               aus Herat erzählte mir, dass er den Anblick dieser verbrannten Frauen kaum ertragen
               könne und einige in einem Zustand waren, dass er ihnen gewünscht hätte, sie hätten
               nicht überlebt.
            

            Viele Männer begründen die Taten der Frauen mit deren Überforderung durch die Hausarbeit.
               Auch die Polizei und die Gerichte spielen das Problem häufig herunter. Werden die
               Ehemänner tatsächlich einmal zur Rechenschaft gezogen und verurteilt, werden sie oft
               von ihren Familien nach wenigen Monaten aus dem Gefängnis freigekauft. Dabei besteht
               der Grund für den Anstieg von Selbsttötungen bei Frauen in den letzten Jahren vielmehr
               darin, dass junge Menschen generell nicht mehr bereit sind, so zu leben wie ihre Eltern.
               Sie hinterfragen die traditionellen Bräuche und lernen durch soziale Medien und das
               Internet alternative Lebensweisen und Rollenbilder kennen.
            

            Bei dem zu Anfang beschriebenen Radioprojekt in Kabul erzählte mir ein junger Mann,
               dass er mit seiner Familie über die Inhalte der Hörspiele sprechen würde. Seiner Mutter
               habe er zum Beispiel erzählt, dass er gelernt habe, dass Cousins und Cousinen nicht
               heiraten sollten. Früher habe er nicht gewusst, wie gefährlich die Folgen für die
               Nachkommen seien.
            

            Neben Kabul und Herat war Balkh im Norden des Landes eine der sichereren und wohlhabenderen
               Provinzen, die vom Fortschritt der letzten Jahre profitiert hatten. Die Situation
               der Frauen war hier zwar besser als in vielen anderen Orten, aber auch in Balkh gab
               es Fälle von versuchten Selbsttötungen. Fereba Majid, Ministerin für Frauenangelegenheiten
               der Provinz Balkh, erzählte mir vor wenigen Jahren, dass auch im liberalen Norden
               fast alle Ehen von den Familienvätern arrangiert würden. Sie seien immer noch tief
               im traditionellen Denken verwurzelt und glaubten, dass es völlig richtig sei, Töchter
               auch gegen ihren Willen zu verheiraten. So waren afghanische Frauen sogar in dem scheinbar
               toleranten Norden ihren Familien immer noch völlig ausgeliefert. Der Unterschied bestand
               lediglich darin, dass es hier eine Ministerin für Frauenangelegenheiten gab, die sich
               um diese Angelegenheiten kümmerte. Jahrhundertelang hatten auch hier Familienväter,
               Clanchefs und religiöse Führer die absolute Kontrolle über die Frauen ausgeübt. Trotzdem
               wurde das Büro der Ministerin für Frauenangelegenheiten immer wieder von Hilfe suchenden
               Mädchen, Frauen oder Familienangehörigen, die den Mädchen helfen wollten, kontaktiert.
               Durch Gespräche mit den Eltern, aber auch durch Strafandrohungen konnte Fereba Majid
               hier und da eine Zwangsverheiratung verhindern, die gemäß des zu der Zeit gültigen
               afghanischen Rechts ohnehin verboten war.
            

            Aber die engagierte Frauenrechtlerin erzählte auch von Beispielen, dass Familien,
               nachdem sie mit ihr entsprechende Vereinbarungen getroffen hatten, die Mädchen nachträglich
               so sehr unter Druck gesetzt hätten, dass diese versucht hätten, sich das Leben zu
               nehmen, um der Verheiratung zu entkommen.
            

            Sicher war und ist die Gewalt gegen Frauen und die hohe Selbsttötungsrate von Frauen
               nicht nur ein Phänomen der Städte, wie Herat, Kabul oder Balkh. In den anderen weitaus
               konservativeren Provinzen sorgten die traditionellen Familien- und Clan-Strukturen
               lediglich dafür, dass diese Fälle viel öfter verheimlicht wurden. Also gab es auch
               in Kandahar Fälle von Selbsttötungen, die aber aufgrund des strengeren sozialen Gefüges
               der Gesellschaft seltener an die Öffentlichkeit gelangten.
            

            Egal, ob sie in den Städten oder auf dem Lande leben, ob sie gebildet sind oder kaum
               zur Schule gehen konnten, für Afghaninnen wäre der familiäre Rückhalt sehr wichtig.
               Aber genau der wird ihnen oft genug verweigert, wenn sie versuchen, sich ihrem leidvollen
               Leben entgegenzustemmen. In dieser Ausweglosigkeit sehen einige von ihnen nur eine
               einzige Fluchtmöglichkeit.49

            Liest man die Berichte von Menschenrechtsorganisationen über die Zahl der Selbsttötungen
               unter Frauen in Afghanistan, so bestätigt sich folgendes Phänomen: Die offizielle
               Zahl der Mädchen und Frauen, die sich das Leben nahmen, war besonders hoch an den
               Orten, an denen sie mehr Freiheiten erfahren hatten. Das liegt zum einen daran, dass
               die Selbsttötungen auf dem Lande seltener öffentlich wurden. Zum anderen lernten die
               Frauen in den Städten, sich selbstständig in der Öffentlichkeit zu bewegen, Bildungseinrichtungen
               zu besuchen und dadurch sogar mit Männern – in weiten Teilen des Landes undenkbar –
               in Kontakt zu kommen. Doch wollten sie dann diesen Pfad konsequent weitergehen, versperrten
               ihnen die Verwandten mit ihrer patriarchalen Gesinnung den Weg.
            

         

         
            
               Das Recht der Frau auf Identität – wenn der Mann es erlaubt
               

            

            In Afghanistan kommen die meisten Babys zu Hause zur Welt. Nur wenige Frauen gebären
               ihr Kind im Krankenhaus, sofern überhaupt eines in der Nähe ist. Daher wird eine Geburt
               in den meisten Fällen auch nicht registriert. Und selbst in den öffentlichen Gesundheitseinrichtungen
               ist die Erfassung von Geburten erst seit wenigen Jahren üblich. Früher spielte das
               keine Rolle, es gab einfach keine Notwendigkeit, ein offizielles Dokument, eine Geburtsurkunde
               zu haben, die die eigene Identität nachweist und ein einzelnes Individuum innerhalb
               der Gemeinschaft hervorhebt.
            

            Dagegen war es in den Familien, in denen ein Mitglied lesen und schreiben konnte,
               Brauch, auf der ersten Seite des Korans einen Vermerk zu machen, wenn ein neues Familienmitglied
               auf die Welt gekommen war. So war man sicher, dass die Tatsache der Geburt nicht vergessen
               ging. Die genaue Angabe von Monat und Tag spielte dabei keine große Rolle, man notierte
               bestenfalls das Jahr. Statt des Datums wurde ein politisches oder privates Ereignis
               festgehalten, das in zeitlicher Verbindung mit der Geburt des Kindes stand. Das konnte
               der Amtsantritt oder der Todestag eines wichtigen Politikers sein, aber auch Angaben
               zu kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Ethnien oder einem Putsch. Ein ergänzender
               Hinweis mit meteorologischen Angaben, die Beschreibung der Jahreszeit oder ein einprägsames
               Ereignis neben dem Namen des Kindes war nicht grundsätzlich üblich, aber hilfreich.
            

            Hatte jemand zum Beispiel »Im Namen des Allmächtigen wurde unsere Tochter Sarah geboren.
               Nach einem schneereichen Winter werden allmählich die Tage länger und der Mandelbaum
               steht in voller Blütenpracht. Der neue König ist seit dem letzten Sommer im Amt«,
               in den Koran geschrieben, dann konnte das Geburtsdatum von Sarah auf den März 1933
               eingegrenzt werden. Besaß jemand einen solchen Hinweis auf seine Geburt, konnte er
               sich glücklich schätzen und galt als privilegiert.
            

            Doch auch, wenn es direkt nach der Geburt versäumt worden war, das Ereignis zu notieren,
               gab es Möglichkeiten, das nachzuholen. In diesem Fall musste der Archivar seine Erläuterungen
               nur an die aktuelle Entwicklung des Kindes anpassen: »Als unsere Tochter Sarah krabbeln
               konnte, verfärbten sich bereits die Blätter der Bäume und die Mandeln konnten geerntet
               werden.« Damit wurde klar, dass Sarah in dem beschriebenen Herbst in etwa 6 Monate
               alt war und ihr Geburtsdatum daher im Frühjahr liegen musste.
            

            In der afghanischen Kultur spielt das genaue Alter ohnehin keine Rolle. Die Menschen
               werden in der Regel in drei Gruppen eingeteilt: Man ist entweder Kind, Erwachsener
               oder ein alter Mensch. Je älter eine Person wird, umso mehr Respekt wird ihr entgegengebracht.
            

            Geburtstage zu feiern ist eine adaptierte, westlich beeinflusste Gewohnheit, die überwiegend
               in den Städten praktiziert wird. Denn in einer kollektiven Gesellschaft wie der afghanischen
               feiert sich der Einzelne traditionell nicht als Individuum. Eher werden Ereignisse
               gefeiert, die der Gemeinschaft nützen. Das sind zum Beispiel die Geburten selbst,
               die Aufnahme in die religiöse Gemeinschaft, die Verlobung und die Hochzeit.
            

            Ein Dokument, das die Identität beweist, besaßen – wenn überhaupt – nur Männer, die
               den Militärdienst absolvieren mussten. Da private Reisen ohnehin unüblich waren und
               die schlechte Infrastruktur dies zudem noch erschwerte, waren auch dafür keine offiziellen
               Dokumente erforderlich. Wer in Grenznähe zu anderen Ländern wohnte und auf der anderen
               Seite Verwandte hatte (zum Beispiel in den südöstlichen Regionen an der pakistanischen
               Grenze), benutzte Grenzübergänge, an denen es keine Kontrollen gab. Somit war es auch
               hier nicht nötig, einen Identitätsnachweis zu besitzen.
            

            Für die wenigen Personen im Land, die ins übrige Ausland reisten (Politiker und Geschäftsleute,
               später auch Diplomaten und Studenten), wurde ein offizielles Papier ausgestellt. Ihre
               Zahl war allerdings sehr gering. Das erste von der afghanischen Regierung ausgestellte
               Dokument stammt übrigens aus der Zeit des Reformkönigs Amanullah aus dem Jahr 1926
               und lautete auf den Namen Omar Akhan Sharafuldin. Es galt einem fünfjährigen Jungen,
               sehr wahrscheinlich einem Nachkommen aus dem Königshaus, und war ein stilvolles handgeschriebenes
               Dokument mit schöner Kalligrafie.
            

            Die Notwendigkeit, ein Dokument zu besitzen, um sich zu ausweisen zu können, ergab
               sich erst in der jüngsten Geschichte des Landes. Die Einführung eines standardisierten
               Personalausweises (taskera) für alle Afghanen wurde landesweit vor den Präsidentschaftswahlen 2004 diskutiert.
               Denn es stand außer Frage, dass die Registrierung der Bevölkerung und die Ausstellung
               eines Dokuments die Durchführung der Wahlen enorm erleichtern würden. Durch die Einführung
               eines elektronischen Passes (E-taskera) versprach man sich sogar, leichter einen Wahlbetrug verhindern zu können, denn das
               elektronische Dokument war im Vergleich zu den sonst üblichen Wahlregistrierungskarten
               erheblich fälschungssicherer.
            

            Obwohl sich das afghanische Kabinett relativ schnell zu einer Entscheidung für das
               elektronische Dokument durchrang und der Ausstellung eines solchen Ausweises zustimmte,
               wurde die Umsetzung immer wieder verschoben und nahm schließlich mehrere Jahre in
               Anspruch. Ein Problem bestand darin, dass es in Afghanistan nie eine landesweite Volkszählung
               gegeben hatte und deshalb die Anzahl der notwendigen Dokumente nicht abgeschätzt werden
               konnte. Zwar wurde im Vorfeld des sowjetischen Einmarsches der Versuch einer Zählung
               gestartet, aber durch die andauernden Aufstände und Unruhe im Land brachte man sie
               nie zum Abschluss. Es gab und gibt also keine genauen Erhebungen der Einwohnerzahl
               im Land.
            

            Der Einführung eines elektronischen Dokuments standen, allem Enthusiasmus zum Trotz,
               noch weitere Schwierigkeiten entgegen. Die Verantwortlichen aus den verschiedenen
               politischen und gesellschaftlichen Lagern wurden sich zum Beispiel nicht darüber einig,
               welche Angaben zur Person auf dem Ausweis aufgeführt werden sollten. Gemäß einem Vorschlag
               der afghanischen Regierung sollte das Dokument über die persönlichen Daten des Inhabers
               informieren. Da es in Afghanistan nicht üblich ist, einen Nachnamen zu führen, sollte
               neben dem Vornamen der Name des Vaters und des Großvaters sowie das Alter aufgenommen
               werden. Da viele Afghaninnen und Afghanen ihr genaues Alter wie beschrieben nicht
               kennen, sollte in diesen Fällen das Geburtsjahr anhand des Aussehens geschätzt werden.
               Darüber hinaus sollte das Dokument Angaben zum Geburtsort und dem Wohnsitz der Person
               enthalten. Als Nationalität schlug man einheitlich für alle BürgerInnen des Landes
               »afghanisch«, afghān, vor. Letzterem wurde im afghanischen Parlament vehement widersprochen, denn einige
               Abgeordnete wollten unbedingt auch die ethnische Zugehörigkeit aufgeführt wissen.
            

            Selbst aufgeklärtere Personen aus meinem eigenen Bekannten- und KollegInnenkreis,
               mit denen ich diese Frage diskutierte, waren sich in diesem Punkt uneinig. Die Lager
               teilten sich in »wir sind alle Afghanen, deshalb ist die Bezeichnung afghān absolut ausreichend«, bis hin zu: »die Aufnahme der ethnischen Zugehörigkeit ist
               zwingend erforderlich, da sich dann auch endlich herausstellen wird, dass die Ethnie
               der Paschtunen gar nicht die größte Gruppe im Land ist«.
            

            Über diese Frage wurde eine hitzige Debatte geführt, die nicht nur zu Spannungen zwischen
               Vertretern der vielen ethnischen Gruppen im Parlament führte, sondern auch in der
               Bevölkerung sehr emotional diskutiert wurde.
            

            Dadurch verzögerte sich die Einführung des elektronischen Ausweises allerdings um
               viele Jahre. Erst im Mai 2018 wurde das erste elektronische Dokument an den damaligen
               Präsidenten Aschraf Ghani im Rahmen eines großen Festaktes, der im Fernsehen übertragen
               wurde, ausgegeben.50

            Allerdings machte die Realisierung des Projektes auch danach keine großen Fortschritte.
               Zurzeit ist die Diskussion darüber ohnehin komplett auf Eis gelegt, denn seit der
               Machtübernahme der Taliban und der deshalb zurückgehaltenen Auszahlungen internationaler
               Gelder an die afghanische Regierung ist der Staat nicht in der Lage, das dafür eingeplante
               Budget von etwa 120 Millionen Dollar aufzubringen.51

            Ein weiterer Umstand hätte die Umsetzung des Projektes ohnehin weiter verzögert. Denn
               für ein solches Dokument ist natürlich ein Foto nötig, das den jeweiligen Inhaber
               möglichst erkennbar darstellt. Was in den ganzen Diskussionen nicht berücksichtigt
               wurde, ist, wie die Realisierung eines solchen Ausweises mit Lichtbild in den Siedlungen,
               die unter der Kontrolle von Islamisten oder zumindest vorwiegend religiösen Stammesführern
               standen, hätte vonstattengehen sollen. Denn Frauen dürfen nach deren Rechtsauffassung
               auf keinen Fall fotografiert werden. Schließlich ist die Ehre der afghanischen Männer
               vor allem außerhalb der Städte an die Unsichtbarkeit der Frauen gekoppelt und wird
               schon durch die Kenntnis ihrer Existenz bedroht. Ihre Identität ist um jeden Preis
               zu verheimlichen.
            

            Es hätte also für den Mann nach traditioneller Lesart unabsehbare Folgen, wenn eine
               Frau seines Clans und seiner Familie mit einem Lichtbild in Kombination mit Angaben
               zu ihrer Person registriert und somit öffentlich sichtbar wäre.
            

            So sehr die Arbeit der Regierung und der Behörden durch einen Ausweis, also einen
               nationalen elektronischen Identitätsnachweis, vereinfacht worden wäre, so unmöglich
               wäre es, dieses Vorhaben in einem Land wie Afghanistan zu realisieren, in dem der
               Frau jegliche eigene Identität abgesprochen wird. Dabei spielt es keine Rolle, ob
               der Ausweis in Papierform oder elektronisch ausgestellt wird.
            

            Eine Frau kann durch das Verbergen ihrer Identität Scham und Schande abwehren, daher
               darf sie nicht erkennbar werden, sie sollte am besten unsichtbar sein, um üble Nachrede
               zu vermeiden. Denn eine Frau, die nicht erkannt wird, kann auch nicht einer Familie
               zugeordnet werden und somit das Ansehen ihrer männlichen Verwandten nicht in Verruf
               bringen. Das perfekte Kleidungsstück, um Unsichtbarkeit zu gewährleisten, ist die
               Burka, tschadori. Unter dem blauen Stoff ist die Frau gesichts- und damit identitätslos.
            

            Dem Thema Burka wurde in den letzten Jahren in den westlichen Medien ein derart hoher
               Stellenwert eingeräumt und dieses Stück Stoff derart politisiert, dass ich hier gerne
               auf eine Kommentierung verzichtet hätte. Ich habe mich dann allerdings doch anders
               entschieden und hoffe, einige Vorurteile und falsche Annahmen aus der Welt schaffen
               zu können.
            

            Das blaue Tuch, das die Frau von Kopf bis Fuß bedeckt, tragen die afghanischen Frauen
               seit vielen Jahrzehnten, früher auch in anderen Farben und nicht nur in Blau. Eine
               Legende besagt, dass die Burka ursprünglich geschaffen wurde, die Schönheit der Frauen
               eines Harems zu verbergen und somit den »bösen Blick« von ihnen abzuwenden. Später
               wurde sie auch von einfachen Frauen getragen, um auf geheimnisvolle Weise die eigene
               Erscheinung aufzuwerten.
            

            Daher wurde die Burka meist aus qualitativ hochwertigen Stoffen, manchmal sogar aus
               Seide, in den Farben Blau, Grün, Weiß und Orange hergestellt und sehr aufwendig mit
               der Hand bestickt. Für viele Frauen war es deshalb schon aus finanziellen Gründen
               nicht möglich, eine Burka zu besitzen. Inzwischen ist sie zu einer globalen Ware geworden,
               die wie beschrieben aus billigen Materialien hergestellt und aus China importiert
               wird.
            

            Je nach regionaler, tribaler und sozialer Zugehörigkeit sind die Anforderungen an
               die Bewegungsspielräume der Afghaninnen sehr unterschiedlich. Daher wurde die Burka
               viel häufiger in den Städten getragen als außerhalb. Denn für Frauen, die schwere
               landwirtschaftliche Arbeit verrichten, oder für die Nomadenfrauen, die sich über weite
               Strecken bewegen und um das Vieh kümmern müssen, ist sie ein unpraktisches Kleidungsstück.
               Diese Frauen tragen traditionell ein großes buntes und besticktes Kopftuch, tschador, das sie auch vor Sonne schützt und bei Kälte wärmt.
            

            Die Burka wurde in den Augen vieler westlicher Beobachter fälschlicherweise das Symbol
               für das Leiden der Afghaninnen schlechthin. Etliche gingen sogar davon aus, dass die
               Taliban die Burka erfunden hätten, was nicht stimmt.
            

            Darauf, dass Identität und Sichtbarkeit der afghanischen Frau bereits seit den 20er
               Jahre auch innerhalb Afghanistans immer wieder zu einem Politikum gemacht wurde, habe
               ich bereits ausführlich hingewiesen. Zu Zeiten, in denen die Frauen massiv unterdrückt
               und in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt wurden, war die Burka auch ein Mittel,
               um sich unbemerkt bewegen und trotz der Repressalien ihr Leben organisieren zu können.
            

            Vor einigen Jahren habe ich mir in Afghanistan selbst eine Burka zugelegt. Nicht,
               um sie zu tragen, sondern um sie in Europa in den von mir geleiteten Vorbereitungskursen
               für Personen, die in Afghanistan arbeiten, oder bei Vorträgen und Veranstaltungen
               zum Thema Geschichte, Politik und Kultur Afghanistans zu zeigen. Die TeilnehmerInnen
               hatten so die Möglichkeit, sie einmal selbst anzuprobieren. Oft sind es Männer, die
               sich dafür interessieren. Frauen sind da viel zurückhaltender. Worauf ich noch keine
               Antwort habe, ist die Frage, was machen Brillenträgerinnen? Denn unter die Burka passt
               keine Brille.
            

            Einige Frauen, die ich in all den Jahren in Afghanistan treffen und kennenlernen durfte,
               pflegen einen völlig pragmatischen Umgang mit der Burka. Ich erinnere mich zum Beispiel
               an eine Lehrerin, die uns in Kabul an der Grundschule unterrichtete. Ihr Aussehen
               war ihr immer sehr wichtig. Selbst zur Schule kam sie stets adrett mit Bluse und Rock
               gekleidet. Sie trug eine Kurzhaarfrisur und war immer stark geschminkt. Viele respektierten
               sie, da sie sehr selbstbewusst war und auch dementsprechend auftrat. Gleichzeitig
               war sie einigen Menschen aber sehr suspekt, weil sie geschieden war und alleine lebte.
               Auf jeden Fall besaß diese Lehrerin auch eine Burka, die sie sich an den Tagen überzog,
               an denen sie im Bazar etwas erledigen musste, aber vorher keine Zeit gehabt hatte,
               sich wie gewohnt zurechtzumachen. An ihren »bad hair days« warf sie sich die Burka
               über, in der Schule erschien sie so nie.
            

            Viele Frauen nutzen die Burka inzwischen durchaus in einem ganz praktischen Sinne,
               wenn auch nicht so extrem wie meine Lehrerin. Tatsächlich weiß ich von Journalistinnen,
               die unter dem Schutz des blauen Überwurfs ihrer Arbeit nachgehen und ohne großes Aufsehen
               zu erregen Fotos machen, zu denen sie sonst nie die Gelegenheit hätten. Eine Kollegin
               transportiert sogar eine Filmkamera unter dem Stoff. Aber auch viele arme Frauen,
               die sich für ihre verschlissene Kleidung schämen, ziehen sich eine Burka über. Nicht
               zuletzt blieben in Zeiten von Hunger und Not Frauen unter der Burka unerkannt, wenn
               sie gezwungen waren, als Prostituierte für ihren Lebensunterhalt zu arbeiten.52

            Hier soll nicht der Eindruck entstehen, dass ich für das Tragen der Burka bin, ganz
               abgesehen davon, dass sie die Bewegungsfreiheit stark einschränkt. Ich bewundere Frauen,
               die mit der Burka, an jeder Hand ein Kind und ihre Einkäufe, die viel befahrenen Straße
               überqueren, ohne überfahren zu werden, und dabei mit den kleinen Gitterfenstern vor
               den Augen den Kopf sehr rasch hin und her bewegen müssen, um den Überblick zu behalten.
               Ich halte die Burka für menschenverachtend, weil sie die Frauen ihrer Identität beraubt.
            

            Mir ist es in jedem Fall wichtig, deutlich zu machen, dass die Burka, anders, als
               es oft in den Medien dargestellt wird, nicht das gravierendste Problem der afghanischen
               Frau ist. Ihr Problem ist vielmehr der fehlende Zugang zu medizinischen Einrichtungen,
               ihr Problem ist, dass ihre Sicherheit und Unversehrtheit nicht gewährleistet sind,
               ihr Problem ist, dass sie keinen Zugang zu Bildung und Arbeit hat. Und ihr Problem
               ist, dass es Männer sind, die ihr auferlegen, die Burka tragen zu müssen.
            

            Es gibt in Afghanistan Frauen, die auf keinen Fall gewillt sind, die Burka anzuziehen,
               es gibt aber auch welche, die sich damit geschützter fühlen. Es gibt auch die Gruppe
               der Frauen, wie meine Lehrerin, die sie nach Bedarf tragen und selbst entscheiden
               wollen, wann und wann nicht. Das alles hat seine Berechtigung und soll möglich sein.
            

            Was jedoch nicht hingenommen werden kann, ist, dass eine Gruppe von Männern das obligatorische
               Tragen der Burka durchsetzen will und dass Männer sich herausnehmen, dadurch über
               die Identität der Frauen zu entscheiden.
            

            Bedauerlicherweise wird die Burka oft als Grundlage für einen kolonialen Diskurs genutzt,
               um aus westlicher Sicht und von oben herab auf ein vermeintlich primitives und rückständiges
               Land und sein rückständiges Volk hinzuweisen, das nicht in der Lage ist, sich dem
               Mainstream der westlichen Werte und Verhaltensweisen der »modernen Welt« anzuschließen.53

            Aus dieser Überzeugung heraus wurde die Burka als Symbol für die Unterdrückung der
               Frau gesehen und dafür instrumentalisiert, die vermeintliche Rückständigkeit des Islams
               zu demonstrieren. Diese Haltung, gekoppelt mit dem Anspruch, Feminismus sei eine westliche
               Erfindung, hat den Frauenrechten in Afghanistan den Ruf eingebracht, ein Instrument
               westlicher Herrscher zu sein, mit dem Machtinteressen durchgesetzt werden können,
               um die heimische Kultur zu untergraben. Leider hat diese Haltung dem Kampf um die
               Rechte der Frauen in Afghanistan eher geschadet als genützt und den patriarchalen
               Hardlinern mehr Anhänger verschafft.
            

            Einige Afghaninnen, die lange Jahre in anderen muslimischen Ländern gelebt haben,
               haben die Art und Weise der Bekleidung dort adaptiert und führen dies nun in Afghanistan
               fort. Falls sie dies nicht unter dem Zwang ihrer Männer tun, ist es ihre persönliche
               Entscheidung. Mit der afghanischen Tradition hat das allerdings nichts zu tun. Diese
               besagt lediglich, dass eine Frau keine enge Bekleidung tragen darf, um ihre Körperformen
               nicht zu betonen, und den Kopf mit einem tschador zu bedecken hat.
            

            Diese Kleiderordnung wird aber absurderweise von einer Gruppe von Islamisten für nichtig
               erklärt. Sie zwingen Frauen, ihre Gesichter zu bedecken, da der wahre Islam dies angeblich
               vorschreibe. Dabei handelt es sich in Wahrheit um nichts anderes als eine Fehlinterpretation
               der religiösen Gesetze durch Männer, mit dem Ziel, Frauen zu unterdrücken. Denn nach
               dem Islam muss die Frau keineswegs ihr Gesicht, also ihre Identität verbergen.
            

            Die Burka-Diskussion verselbstständigte sich in den letzten Jahren zu einem Stellvertreterkrieg
               zwischen Ost und West, zwischen Tradition und Moderne. Dabei zeigt der Westen arrogant
               auf den Osten und seine Traditionen samt seiner Religion und stellt sie als rückständig
               und primitiv dar. Und der Osten will sich das nicht gefallen lassen und erfindet eine
               absurde Regel nach der anderen, um seine Frauen angeblich zu schützen. Ausgetragen
               wird diese Auseinandersetzung auf Kosten der Frauen, indem sie zum Gegenstand einer
               kriegerischen Dissonanz werden: Der eine zwingt sie mit falschen religiösen Argumenten
               unter die Burka und verbannt sie aus der Öffentlichkeit, um leichter seine Macht über
               sie ausüben zu können. Der andere reißt sie ihr vom Körper und feiert das als Zeichen
               einer vermeintlichen Aufklärung.
            

         

         
            
               #whereismyname
               

            

            Ich erinnere mich an eine Geschichte, die mir mein Vater vor vielen Jahren in Kabul
               erzählte. Er war Schüler auf der deutschen Nejat-Schule gewesen, an der auch deutsche
               LehrerInnen unterrichteten. Eines Tages alberten die Jungen während des Unterrichts
               miteinander herum. Ihr heimliches Getuschel mündete schließlich in einer Wette: »Wetten,
               dass du dich nicht traust, die Lehrerin nach dem Namen ihrer Mutter zu fragen?« Daraufhin
               brach unter den Jungen ein Kichern aus, das sie nur schwer unterdrücken konnten. Die
               Lehrerin, in ihrem Unterricht gestört und sichtlich genervt, forderte schließlich
               ihre unruhigen Schüler dazu auf, ihr zu sagen, was sie so erheiterte, damit man zusammen
               lachen könne. Dies sorgte unmittelbar für eine peinliche Stille. Die Lehrerin bestand
               jedoch auf einer Antwort und sprach einen der Jungen direkt an. Der Klassenkamerad
               meines Vaters, der vor lauter Scham nicht aufzuschauen wagte, sagte schließlich: »Wir
               wollten wissen, wie Ihre Mutter heißt.« Die deutsche Lehrerin, die weder den Witz
               noch den Aufruhr in der Klasse nachvollziehen konnte, antwortete: »Meine Mutter heißt
               Maria. Können wir jetzt weitermachen?« Ich hatte den Eindruck, dass es meinem Vater
               auch nach vielen Jahren immer noch unangenehm war, dass er und seine Mitschüler sich
               diesen Scherz erlaubt hatten. Aber wie die Lehrerin habe auch ich lange Zeit nicht
               verstanden, worin eigentlich die Pointe dieser Geschichte bestand. Denn auch ich kannte
               das Tabu nicht, das hinter dem Namen einer Frau steckt.
            

            Alle Afghaninnen und Afghanen haben einen Namen. Sie bekommen ihn in der sechsten
               Nacht nach der Geburt, shab-e shash. In vielen Regionen wird dies bei den Jungen mit einer größeren Zeremonie gefeiert,
               bei den Mädchen mit einer kleineren. Viele werden allerdings nur bis zum Einsetzen
               der Pubertät mit ihrem eigentlichen Namen gerufen und dürfen sich selbst auch nur
               bis zu diesem Zeitpunkt so nennen. Ab dann bekommen sie von ihren Familien eine Art
               Ersatznamen, laqab, mit dem sie von nun an angesprochen werden, zumindest innerhalb der Familie.
            

            Als ich im Zuge meiner Recherchen zu diesem Thema meine Mutter befragte, erinnerte
               sie sich daran, wie sie zu ihrem »Zweitnamen« kam. Sie war etwa 15, als die Entscheidung
               fiel, dass sie nun kein Kind mehr sei und deshalb nicht mehr mit »Khadija« angesprochen
               werden könne. Sie erzählte, wie sehr sie damals darunter gelitten habe, denn sie mag
               ihren Namen. Es war für sie auch ein unwiderrufliches Signal, dass ihr nun ein Leben
               als Ehefrau und Mutter bevorstand. Unter Tränen habe sie versucht, ihren Namen behalten
               zu dürfen, aber ohne Erfolg, ab dem Zeitpunkt nannten sie alle »Nuri Gul« (leuchtende
               Blume).
            

            Außerhalb des engeren Familienkreises werden die Namen der weiblichen Mitglieder sowieso
               verschwiegen. Entferntere Verwandte und Bekannte benennen die Frauen, wenn überhaupt,
               nicht mit dem Ersatz- und schon gar nicht mit ihrem richtigen Namen, sondern beschreiben
               sie über ihre Beziehung zu ihren männlichen Verwandten. Solange sie jung und unverheiratet
               sind, werden Frauen als »Tochter von soundso« (dokhtar-e plus Name des Vaters) oder »Schwester von soundso« (khuahar-e plus Name des Bruders) angesprochen. Wenn sie verlobt sind und geheiratet haben,
               nennt man sie »Frau von soundso«. Später, wenn sie ein Kind geboren haben, werden
               sie »Mutter von soundso« (mādar-e) genannt, es sei denn, das Kind ist ein Mädchen, dann bleibt es bei »Frau von soundso.«
            

            Auch auf Grabinschriften und Grabsteinen fehlen die Namen der Frauen. Hat eine Familie
               einen Todesfall zu beklagen, teilt sie einfach mit, dass die Mutter, Tochter oder
               Ehefrau von wem auch immer – es folgt jeweils der Name einer männlichen Bezugsperson –
               verstorben ist. Ausnahmen werden nur gemacht, wenn es sich bei der Toten um eine berühmte
               Frau handelte oder sie einer sehr aufgeschlossenen Familie angehörte.54

            Ursprünglich war der Ersatzname ein Zeichen des Respekts gegenüber einer Person, so
               wurde mir berichtet. Vermutlich genauso, wie man aus Respekt jemandem nicht in die
               Augen schaut, um ihn nicht zu bedrängen und ihm nicht zu nahezutreten. Mit den Jahren
               verschob sich aber die Bedeutung dieses Brauchs, der eigentlich für beide Geschlechter
               galt. Was die Frauen betraf, so wurde er immer mehr zu einem Instrument der Männer,
               um sie – wie beschrieben – unsichtbar werden zu lassen und sie ihrer Identität zu
               berauben. In den Landesteilen, in denen der überwiegende Teil der Gesellschaft aufgeklärt
               und modern denkt, werden dagegen alle, zu Hause und in der Öffentlichkeit, mit dem
               Namen angesprochen, der ihnen kurz nach der Geburt gegeben wurde.
            

            Für Irritationen sorgte der ehemalige afghanische Präsident Ashraf Ghani, als er 2014
               bei seiner Amtseinführung seiner Frau mit Namen öffentlich dafür dankte, dass sie
               ihn bei seiner Arbeit unterstützte. Traditionell denkende Gruppen im Land waren schockiert
               darüber, dass das Staatsoberhaupt seine Frau so offen erwähnte. Denn das letzte Mal
               war es Königin Soraya in den 20er Jahren gewesen, die offiziell als First Lady Afghanistans
               in der Öffentlichkeit aufgetreten war. Und nun, fast 100 Jahre später, sollte es ausgerechnet
               die Frau von Ashraf Ghani sein, die neben dem Oberhaupt des Landes ihr Gesicht zeigte?
            

            Die zweite Gruppe, die Ghani mit dieser Offenbarung irritierte, war die junge afghanische
               Gesellschaft. Denn der Präsident stellte seine Frau nicht mit »Rula«, also mit ihrem
               eigentlichen Namen vor, sondern mit ihrem Ersatznahmen. Er sprach von »Bibi Gul« (blumige
               Dame), und fügte hinzu, dass dies ihr afghanischer Name sei.
            

            Auch dieser Versuch, es allen Seiten recht machen zu wollen, misslang. Die Traditionalisten
               wollten seine Frau gar nicht sehen und die moderne Generation konnte es nicht fassen,
               dass er in seiner Position und als Vorbild der Nation seiner Frau das Recht auf ihre
               wahre Identität öffentlich absprach.
            

            Junge und aufgeschlossene Afghaninnen, denen es in den letzten 20 Jahren trotz des
               patriarchalen Umfelds gelungen war, in vielen Bereichen der Gesellschaft Fuß zu fassen,
               bestanden nun auch auf ihrer eigenen Identität und ihrer rechtlichen Anerkennung.
               So startete 2017 eine Gruppe von Frauen um die afghanische Frauenrechtsaktivistin
               Laleh Osmany eine Kampagne in den sozialen Medien unter der Bezeichnung #whereismyname
               (Wo ist mein Name?). Sie forderten Frauen dazu auf, ein Foto von sich hochzuladen
               und ihren Namen unter den Hashtag zu setzen. Neben vielen jungen Männern unterstützten
               auch einige afghanische Prominente wie der Sänger und Musikproduzent Farhad Darya
               und die berühmte Sängerin Aryana Sayeed die Aktion.
            

            Es galt, der patriarchalen afghanischen Gesellschaft zu vermitteln, dass eine Frau
               zuallererst ein eigenständiger Mensch und erst in zweiter Linie eine Ehefrau, Schwester,
               Mutter oder Tochter ist und dass sie das Recht hat, als eigenständige Person anerkannt
               zu werden.55 Mit dieser Kampagne sollte das Tabu gebrochen werden, den eigenen Namen oder den
               der weiblichen Verwandten in der Öffentlichkeit auszusprechen. Die Initiatorinnen
               bereiteten den Boden für eine gesellschaftliche Veränderung, die einer Revolution
               gleichkam.
            

            Allerdings war auch das Entsetzen über diese Kampagne beachtlich. Es gab viele Frauen
               und Männer, die sich vehement dagegen verwahrten. Für diejenigen, die mit dem Tabu
               aufgewachsen sind, kam die Nennung des Namens einer Frau ihrer Entblößung gleich.
               In einem Beitrag des Afghanistan Analysts Network (AAN) wurde ein Mann zitiert, der
               tatsächlich befürchtete, dass die Frauen nach »Wo ist mein Name?« als Nächstes die
               Frage »Wo ist meine Schönheit?« stellen würden, nur um dann ihre Körper öffentlich
               zu zeigen. Aus seiner Sicht war die Namennennung eine Sünde, denn »die öffentliche
               Nennung würde Ehebruch und Unzucht Tür und Tor öffnen«.56

            Doch die Kontroverse hat nicht nur eine religiöse oder moralische Seite, sondern auch
               ganz praktische Folgen. Wie bereits erwähnt, brachte die Namensgebung auch für die
               Einführung eines Identitätsnachweises erhebliche Schwierigkeiten mit sich. Aufgrund
               der hohen Anzahl von Witwen ist es in einem Kriegsland wie Afghanistan natürlich absurd,
               nur den Vater und nicht die Mutter im Ausweis des Kindes aufzuführen. Der Mutter,
               oft der einzig lebende Elternteil, wird so jegliche rechtliche und bürokratische Handhabe
               gegenüber dem Kind verwehrt. Sie gilt nicht als Erziehungsberechtigte und hat auch
               sonst keine Entscheidungsvollmacht, das Sorgerecht eingeschlossen. Im Falle des Todes
               des Vaters fällt das automatisch an einen männlichen Familienangehörigen, nicht dagegen
               an die leibliche Mutter, weil sie in den Papieren ihres eigenen Kindes nicht vorkommt.
               So hätte der Eintrag der Mutter in einem offiziellen Dokument weitreichendere, auch
               juristische Folgen für die Frauen und ihre Rechte. Es geht also um viel mehr als nur
               darum, Frauen in der Gesellschaft sichtbar zu machen.
            

            Die Kampagne #whereismyname wollte diesem verkrusteten Denken entgegenwirken und mit
               der Aufnahme des Namens der Mutter in die Geburtsurkunde und in den Ausweis des Kindes
               auf ihre Existenz hinweisen und ihr die ihr zustehenden Rechte verschaffen.
            

            Durch die Kampagne angestoßen, schaffte es das Thema »Recht auf eine Identität für
               Frauen« schließlich 2020 bis ins afghanische Parlament und wurde dort dem Repräsentantenhaus
               zur Entscheidung vorgelegt. Dort wurde schließlich beschlossen, dass sowohl in die
               Geburtsurkunde als auch in den E-taskera neben dem Namen des Vaters und des Großvaters auch der Name der Mutter aufgenommen
               werden sollte. Die Euphorie hielt allerdings nicht lange an, denn wie bei jeder positiven
               Veränderung im Hinblick auf die Rechte von Frauen in Afghanistan folgte schließlich
               ein »Aber«. Der Haken bei dieser eigentlich wegweisenden Entscheidung lag darin, dass
               es sich lediglich um eine Option handelte. Das heißt, es gab zwar ein entsprechendes
               Feld in allen Formularen, die Entscheidung, ob er ob er den Namen seiner Frau auf
               dem Dokument eintragen lassen wollte oder nicht, lag allerdings im Ermessen des Antragstellers –
               also beim Vater des Kindes.
            

         

         
            
               Bacha Posh – Mädchen als Jungen verkleidet
               

            

            Eine Autowerkstatt an einer viel befahrenen Straße in Mazar-e Sharif. Der Verkehr
               rauscht, es ist staubig, überall Ölflecken auf dem Boden. Ein Auto steht aufgebockt
               vor einem kleinen Laden, der überquillt vor Ersatzteilen und Werkzeugen. Zwei Jungen
               im Alter von 12 bis 14 Jahren, mit kurzen, struppigen Haaren und mit der landesüblichen
               Kleidung aus weiter Hose und langem Hemd bekleidet, sind eifrig dabei, einen Reifen
               zu wechseln. Ihr Vater verhandelt im Hintergrund mit dem Kunden. Die beiden Kinder
               trennen mit geschickten Handgriffen den abgefahrenen Mantel von der Felge, um ihn
               danach durch einen neuen zu ersetzen. Eine gewöhnliche Alltagsszene, sollte man meinen.
               Doch tatsächlich sind die Jungen zwei Mädchen.
            

            Einen Sohn zu haben gilt in Afghanistan als Segen. Ist gleich das erste Kind ein Junge,
               hat die Mutter Glück und der Vater ist stolz. Ein Mädchen dagegen bereitet einer Familie
               große Sorgen, denn sie wird schon früh in der Öffentlichkeit Übergriffen und Belästigungen
               ausgesetzt sein. Daher lassen die Eltern ihre Töchter nicht gerne aus dem Haus gehen.
               Nicht selten kommt den männlichen Familienmitgliedern dieser Umstand aber auch entgegen,
               denn mit diesem Argument sind die Mädchen leichter zu kontrollieren.
            

            Die anfangs beschriebene Szene filmte ich 2013 in Zusammenarbeit mit der Journalistin
               Katrin Eigendorf für die TV-Dokumentation Afghanistans verkleidete Mädchen im Auftrag von ARTE. Wir begleiteten darin eine Familie, die neun Mädchen hatte,
               aber keinen Jungen.57 Um ihren Alltag bewältigen zu können und die Versorgung der Familie sicherzustellen,
               griffen die Eltern auf eine in Afghanistan sehr verbreitete alte Sitte zurück: Sie
               verkleideten ihre Mädchen als Söhne. Durch diesen pragmatischen Kunstgriff konnten
               sich die Mädchen gefahrlos in der Öffentlichkeit bewegen und zum Lebensunterhalt der
               Familie beitragen. Gerade während der Kriegsjahre in den 90ern und dabei vor allem
               unter den Taliban, als es den Mädchen bei Prügelstrafe verboten war, das Haus zu verlassen,
               wurde dieser Trick angewandt, um überleben zu können.
            

            Man nennt diese verkleideten Mädchen bacha posh (bekleidet als Junge). Jeder weiß, dass es sie gibt. Die Verwandten und Bekannten,
               die über die wahre Identität informiert sind, schweigen, die anderen bemerken es nicht
               oder sehen wie selbstverständlich darüber hinweg. Erst in der Pubertät, wenn durch
               die körperliche Veränderung ihr biologisches Geschlecht nicht mehr verheimlicht werden
               kann und der Schwindel aufzufliegen droht, verwandeln sich die »Jungen« zurück.
            

            Dadurch, dass viele Eltern mit Töchtern auf diese Tradition zurückgreifen, findet
               man bacha poshs zum Beispiel in der Schneiderei oder der Bäckerei des Vaters oder eines Verwandten.
               Doch in der Regel müssen sie jede Art von Arbeit übernehmen, die ihnen zugewiesen
               wird, obwohl sie trotz ihrer Verkleidung innerhalb eines Ladengeschäfts sicherer wären
               als bei einer Tätigkeit auf dem offenen Bazar. Daher findet man bacha poshs sogar in der Landwirtschaft. Je nach körperlicher Konstitution helfen sie beim Hüten
               der Tiere oder beim Ackerbau. Sind sie kräftig genug, werden sie auch auf Baustellen
               eingesetzt. Sehr eindrucksvoll erzählt Nadia Ghulam in dem Buch Das Geheimnis meines Turbans ihre eigene Geschichte. Sie musste sich nach einer schweren Kriegsverletzung viele
               Jahre lang als Junge ausgeben und hat als bacha posh viele verschiedenen Arbeiten übernommen.58

            Genau dieses Thema ist Gegenstand des 2003 erschienen Spielfilms Osama59 des afghanischen Regisseurs Siddiq Barmak. Er erzählt darin die Geschichte einer
               Krankenschwester, die unter den Taliban nicht mehr arbeiten darf und deshalb ihrer
               Tochter die Haare abschneidet und sie als Jungen verkleidet. Dadurch löst sie ihr
               Problem in doppelter Hinsicht: Zum einen kann der »Sohn« arbeiten gehen und die Familie
               ernähren. Zum anderen wird er zum vorgeschriebenen männlichen Begleiter, so dass sie
               Hausbesuche bei Patientinnen machen kann.
            

            Mit dieser aus der Not geborenen Sitte hat eine lebens- und alltagsferne, radikal
               patriarchale Ideologie einen Brauch geschaffen, der die Mädchen zwingt, sich in einer
               wichtigen Phase ihrer Persönlichkeitsfindung zu verstellen und ihre eigentliche Identität
               öffentlich abzustreiten.
            

            Absurderweise ist die Selbstverleugnung ein offenes Geheimnis. Jeder weiß es, aber
               keiner redet darüber. Spricht man Afghaninnen und Afghanen darauf an, ob sie einen
               bacha posh kennen, werden die meisten zunächst völlig ahnungslos tun. Aber irgendwann stellt
               sich dann heraus, dass es in ihrer Nachbar- oder Verwandtschaft sehr wohl den einen
               oder anderen gibt. Das gesamte Umfeld von der engsten Familie bis hin zu seinen (ihren)
               MitschülerInnen und LehrerInnen, alle sind Teil des Täuschungsspiels.
            

            Es ist ein Phänomen, das sich quer durch alle ethnischen Gruppen und über alle geografischen
               Grenzen im Land hinweg zieht. Alle kennen den Druck und die Not der Familien, die
               auf diese List zurückgreifen müssen, und spielen deshalb mit. Selbst Fremde, die hinter
               das Geheimnis kommen, akzeptieren den gesellschaftlichen Konsens und nehmen hin, was
               ihnen vorgespielt wird. Das Prinzip funktioniert ganz nach dem Motto »Ich glaube ausschließlich,
               was ich sehe«.
            

            Rein äußerlich besteht der Unterschied zwischen Jungen und Mädchen vor Beginn der
               Pubertät vereinfacht gesagt nur darin, dass Mädchen ein Kopftuch tragen und Jungen
               nicht. Damit ist es relativ einfach, das Gegenüber zu täuschen. Wofür es allerdings
               Übung braucht, sind all die anderen Attribute, die einen Jungen ausmachen. In der
               Genderforschung wird dies als »Doing Gender« bezeichnet. Das Mädchen muss lernen,
               sich wie ein Junge zu verhalten und zu bewegen. Denn vieles, wodurch ein Junge als
               »Junge« erkannt wird, wie eine tiefere Stimme, ein selbstbewusstes Auftreten und eine aufrechte
               Körperhaltung, eine klare und offene Gestik und Mimik, wird den Mädchen schon früh
               aberzogen: Ihre Stimmen sind kaum hörbar und hoch, ihre Schritte klein und möglichst
               leise, ihr Blick ist auf den Boden gerichtet.
            

            Je untypischer ein Umfeld und eine Tätigkeit für ein Mädchen ist, umso weniger wird
               vermutet, es könne ein bacha posh sein. Wenn sie zum Beispiel auf dem Bau arbeitet, wird niemand vermuten, es könne
               sich um ein Mädchen handeln, da man im Allgemeinen davon ausgeht, dass Mädchen gar
               nicht in der Lage sind, die gleichen körperlichen Tätigkeiten auszuführen wie Jungen.
               Ebenso nimmt man an, Männer seien nicht in der Lage, Wäsche zu waschen oder Geschirr
               zu spülen. Gerade diese strikte Festlegung der Geschlechterrollen in Afghanistan macht
               den Wechsel relativ einfach. Kein Kopftuch und kurze Haare bedeutet, es ist ein Junge;
               mit Kopftuch und einem Rock über der Hose ist klar, es ist ein Mädchen.
            

            Bevor unser Dokumentarfilm im Fernsehen ausgestrahlt wurde, lief er in mehreren Kinos.
               Nach einer Vorführung in einem Kölner Programmkino kam eine ältere Dame zu mir und
               erzählte, dass sie diese »Lösung« aus der Zeit nach dem Krieg in Deutschland kennen
               würde. Sie und ihre Schwestern hätten sich damals selbst als Knaben verkleidet, um
               nicht Gefahr zu laufen, vergewaltigt zu werden. Auch sie versteckten sich hinter kurzen
               Haaren und Hosen, um sich vor Männern zu schützen.
            

            Ein Phänomen, das es wohl in jeder Gesellschaft gibt, in der Frauen der Gewalt und
               den Übergriffen von Männern ausgesetzt sind. Genau aus diesem Grund mussten sich auch
               die zwei Schwestern, die wir für die TV-Dokumentation begleiteten, verkleiden: Durch
               ihre Arbeit in der Autowerkstatt ihres Vaters bewegten sie sich in einer Männerwelt,
               wo Mädchen nichts zu suchen haben. Vormittags gingen sie als Mädchen zur Schule und
               nachmittags wechselten sie als Jungen Motoröl, reparierten kaputte Felgen und kontrollierten
               den Reifendruck.
            

            Auch der Mutter der beiden Mädchen war bewusst, dass es sich bei der Verkleidung um
               eine durchschaubare Täuschung handelte, aber sie wusste ebenso, dass sie in einer
               Gesellschaft lebten, die eine Verkleidung notwendig machte, damit sie die Familie
               unterstützen können, und sie dabei sicher sind. Andernfalls hätten die Mädchen dem
               Vater außerhalb des Hauses nicht helfen können, erklärte die Mutter, das sei viel
               zu gefährlich. Eine Aushilfe hätte der Vater bezahlen müssen. Durch den Einsatz der
               Mädchen blieb der ohnehin knappe Verdienst von umgerechnet 20 Euro täglich ohne Abzüge
               für den Unterhalt der elfköpfigen Familie.
            

            Wie sich dieses Wechselspiel in der Geschlechterrolle Mädchen – Junge – Frau psychisch
               auf die betroffenen Mädchen auswirkt und was dies für langfristige Folgen für die
               erwachsenen Frauen hat, ist bisher wenig untersucht worden. Im Rahmen meiner Recherchen
               habe ich aber mit vielen ehemaligen bacha poshs gesprochen und sie über ihre Erfahrungen in ihrer Zeit als Jungen und ihre Probleme
               bei der »Rückverwandlung« befragt. Die meisten von ihnen berichteten mir, für sie
               wäre diese Praxis durchaus von Nutzen gewesen. Im Vergleich zu ihren weiblichen Verwandten
               und Freundinnen, die diese Erfahrung nicht gemacht hätten, würden sie in der Folge
               viel selbstbewusster und mutiger auftreten.
            

            Eine unserer Interviewpartnerinnen für die TV-Dokumentation war Fereba Majid, die
               ehemalige Ministerin für Frauenangelegenheiten der Provinz Balkh, mit der ich auch
               über das Thema Selbstmord von jungen Mädchen und Frauen gesprochen hatte. Sie war
               als Kind ebenfalls ein bacha posh. Ihr Vater reiste viel, und verkleidet konnte sie ihn immer begleiten. Außerhalb
               ihrer Familie habe keiner von ihrer Verwandlung gewusst und nicht geahnt, dass sie
               eigentlich ein Mädchen war. Einmal wäre sie allerdings fast aufgeflogen, erzählte
               sie mir: Sie war mit ihrem Vater auf dem Bazar und hatte sehr schöne Mädchenschuhe
               gesehen. Sie wollte schon danach greifen, doch im letzten Moment begriff sie, wie
               verräterisch sie sich verhielt. So nahm sie sofort ein Paar Jungensandalen in die
               Hand und schaute sie sich interessiert an.
            

            Fereba Majid war sich sicher, dass durch ihr Leben als bacha posh ihr Verhalten maßgeblich geprägt wurde und sie deshalb emanzipierter auftreten konnte,
               als wenn sie zu Hause geblieben wäre. Als Ministerin nahm sie souverän und aktiv an
               großen Konferenzen teil. Sie bedauerte es allerdings zutiefst, dass die afghanische
               Gesellschaft das Mädchensein und das weibliche Geschlecht allgemein so wenig wertschätzt.
               Sie hätte diese Sitte gerne abgeschafft.
            

            Man kann sicherlich anführen, den bacha posh würde eine Kindheit in ihrer eigenen Identität vorenthalten, auch weil sie körperlich
               härter arbeiten müssten, aber gleichzeitig erfahren sie als »Jungen« eine Freiheit,
               die sie als Mädchen nicht erleben würden. Sie spielen mit anderen Jungen, fahren Fahrrad,
               spielen Fußball und lernen das Leben jenseits der häuslichen Mauern kennen. In Afghanistan
               ist es ein sehr beliebtes Freizeitvergnügen, Drachen steigen zu lassen, allerdings
               nur für Jungen und Männer. Als bacha posh haben auch Mädchen die Gelegenheit dazu. Privilegien, die einige nicht missen möchten.
            

            Die Protagonistinnen unseres Dokumentarfilms waren kurz davor, wieder in ihr Dasein
               als Mädchen zurückzukehren. Sie freuten sich darauf und waren im Großen und Ganzen
               froh, auch wenn sie einige Freiheiten vermissen würden. Bald würden sie morgens als
               Mädchen zur Schule gehen und hätten nachmittags frei, obwohl ihnen durch ihre Rolle
               als Jungen innerhalb der Familie ein besonderer Respekt entgegengebracht wurde und
               sie ein gewisses Prestige erfuhren. Sie mussten sich zum Beispiel nicht an der Hausarbeit
               beteiligen, wie ihre anderen Schwestern. Ihre Nachfolge war jedenfalls schon geregelt.
               Die Jüngste unter den Mädchen, gerade einmal vier Jahre alt, freute sich bereits darauf,
               den frei gewordenen Platz zu besetzen: die Haare kurz geschnitten, mit Hose und Hemd
               bekleidet, um dem Vater in der Werkstatt zur Hand zu gehen.
            

            Es gibt verschiedene Gründe, weshalb ein Mädchen in Afghanistan als Junge verkleidet
               wird: zunächst einmal der wirtschaftliche Aspekt, ein Mädchen kann das Haus verlassen
               und durch eine Arbeit zum Unterhalt der Familie beitragen, ohne Gefahr zu laufen,
               attackiert zu werden. Dann kann ein bacha posh als männlicher Begleiter es seiner Mutter und den Schwestern möglich machen, das
               Haus zu verlassen. Auch schützen sie den guten Ruf ihrer Familien und retten deren
               Ehre, wenn der Sohn fehlt, indem sie so tun, als wären sie ein Junge. Und schließlich
               wäre da noch der Aberglauben, der dafür sorgt, dass Mädchen sogar schon als Babys
               wie Jungen gekleidet werden, damit das nächste Kind auch ganz sicher der erhoffte
               Sohn wird.
            

            In ihrem Buch mit dem Titel Afghanistans verborgene Töchter. Wenn Mädchen als Söhne aufwachsen erzählt die schwedische Autorin Jenny Nordberg die Geschichte einer afghanischen
               Parlamentarierin, die selbst als Kind zum bacha posh wurde und auch später ihre eigene Tochter verkleidete. Darin wird noch einmal besonders
               deutlich, wie groß der Druck auf den Frauen lastet, einen Sohn zu gebären. Und selbst
               wenn der Mann die Frau nicht körperlich für ihr Versagen bestraft, müssen die Frauen
               die Enttäuschung ihrer Familien ertragen, weil sie Töchter zur Welt gebracht haben.
               Denn Söhne haben in der patriarchalen Gesellschaft nun einmal einen höheren Stellenwert.
               Es ist letztlich ein eklatanter Mangel an Aufklärung, der dafür sorgt, dass in Familien
               nicht selten die Frau für die Geburt des »falschen« Geschlechts verantwortlich gemacht
               und der Mann dazu gedrängt wird, mit einer weiteren Ehefrau einen Sohn zu zeugen und
               seine Ehre zu retten.
            

            In Ostafghanistan, in der Provinz Khost, machte in den 2010er Jahren ein 40-jähriger
               Politiker von sich reden, der sich für die Rechte von Minderheiten und Frauen einsetzte.
               In der traditionellen Männerbekleidung, einem knielangen Hemd, einer weiten Hose und
               einem Turban, unterschied er sich äußerlich nicht von anderen Männern im Ort. Nur
               dass es sich bei Bibi Hakmina um eine bacha posh handelte, die bereits seit ihrem zehnten Lebensjahr, also zur Zeit der sowjetischen
               Invasion, als Junge lebte. Der Vater brauchte Unterstützung, und so entschied er sich,
               seine älteste Tochter als Junge aufwachsen zu lassen. Nur mit dem Unterschied, dass
               Bibi Hakmina im Vergleich zu anderen bacha poshs keinen Jungennamen erhielt und auch in der Pubertät nicht zu ihrem biologischen Geschlecht
               zurückkehrte.60 Ihr Fall zeigt Parallelen zu Albanien, wo sich Frauen dem patriarchalen Umfeld entziehen,
               indem sie sich dafür entscheiden, als Mann zu leben, ohne transsexuell oder homosexuell
               zu sein. Sie führen ein Leben als eingeschworene Jungfrauen, als sworn virgins, und bleiben dann für immer in der neuen Geschlechterrolle.61 Auch Bibi Hakmina, die einst neben den Mudschahedin ihr Land mit einer Kalaschnikow
               verteidigte, blieb in der offensiven Männerrolle. Ein solches Phänomen ist besonders
               in einem Land wie Afghanistan spannend, in dem die Geschlechterrollen so streng festgelegt
               sind und es angeblich keine Überschneidungen gibt.
            

            Im Rahmen meiner Recherchen habe ich auch mit einigen jungen Frauen gesprochen, die
               wie die beiden Protagonistinnen unserer Dokumentation froh waren, endlich zu Hause
               bleiben zu dürfen. Einige von ihnen hatten als kleine Mädchen sehr darunter gelitten,
               dass ihre langen Haare geschnitten wurden, sie ihre Nägel nicht lackieren und keine
               Kleider anziehen durften. Dies war in erster Linie bei den Familien der Fall, wo die
               Mädchen sich zu Hause sicher fühlten und keine Unterdrückung oder Misshandlung fürchten
               mussten.
            

            Doch die Rückkehr zu einem Leben als Mädchen fiel nicht allen leicht. Der plötzliche
               Verzicht auf ihre Freiheit und ihre erneute Verwandlung stellte sie vor große Probleme.
               So litten nicht wenige unter Depressionen, obwohl sie ursprünglich gar nicht freiwillig
               in die Rolle eines Jungen geschlüpft waren. Sie hatten notgedrungen jahrelang viele
               Verhaltensweisen eines Jungen übernommen und kamen nun mit ihrem Mädchensein nicht
               mehr klar. Sie sagten, in ihnen würde sich nichts mehr nach Mädchen anfühlen. Sie
               müssten quasi ein Verhalten aufgeben, das ihnen zwar aufgezwungen worden war, das
               sie aber inzwischen so gut verinnerlicht hätten, dass sie es nicht einfach wieder
               ablegen könnten. Ihnen fehlte jegliche Orientierung und sie weigerten sich, als Mädchen
               weiterzuleben. Dadurch brachten sie sich in Konflikt mit den gesellschaftlichen Erwartungen,
               da sie kurz davor standen, verheiratet werden zu müssen.
            

            Mit dieser inneren Zerrissenheit werden sie am Ende allein gelassen, denn in der afghanischen
               Gesellschaft gibt es wenig Raum für individuelles Leid. Hier steht der Ruf der Familie
               im Vordergrund vor individueller Zufriedenheit und persönlichem Glück. Solange ein
               Mädchen als bacha posh die Ehre des Familienoberhaupts retten kann, muss sie das Spiel mitmachen. Den Preis
               dafür zahlt sie allein, zunächst als Mädchen und später als Frau.
            

         

         
            
               Heirat und Partnerwahl
               

            

            Den zukünftigen Lebenspartner frei zu wählen und ihn womöglich ohne Zustimmung der
               Familien zu heiraten ist in Afghanistan nicht üblich. Die meisten Ehen werden durch
               die Eltern arrangiert. Dem geht ein langer, sorgfältiger Auswahlprozess voraus. Entscheidend
               ist nicht nur der Bräutigam selbst, sondern vor allem auch seine Familie und deren
               Ruf.
            

            In den ländlichen Gebieten, wo Frauen als persönliches Eigentum der Männer und als
               Teil ihrer Ehre angesehen werden, gibt es vor der Ehe, nikāh, keinerlei Kontakt zwischen den beiden Geschlechtern. Somit ist es nahezu ausgeschlossen,
               dass sich die Heiratskandidaten vor der Hochzeit sehen, geschweige denn Einfluss auf
               die Entscheidung der Familienoberhäupter nehmen können.
            

            Um keine bösen Überraschungen zu erleben, wird bevorzugt innerhalb der Verwandtschaft
               geheiratet, denn dort sind die Familienverhältnisse bekannt und man weiß, worauf man
               sich einlässt. Außerdem ist nicht zu befürchten, dass Besitz und Erbe in fremde Hände
               gelangt. Besonders in ländlichen Gebieten ist die Ehe zwischen Cousins und Cousinen
               sehr verbreitet. Durch diese Art der Verbindung wird auch die Solidarität innerhalb
               des Clans gestärkt, was in einem Land wie Afghanistan, wo es keinerlei finanzielle
               Absicherung seitens des Staates gibt, auch in schlechten Zeiten Beistand und Schutz
               bedeutet. Das Brautpaar muss also darauf vertrauen, dass die Eltern nach bestem Wissen
               und Gewissen entschieden haben. Alle Beteiligten gehen davon aus, dass sich eine emotionale
               Beziehung zwischen den Ehepartnern entwickeln wird, sie im besten Falle mit der Zeit
               lernen, sich zu lieben. Darauf, dass die Realität oft ganz anders aussieht, komme
               ich noch zu sprechen.
            

            In dem kleinen Kreis der gebildeteren Elite und der Oberschicht städtischer Siedlungsgebiete
               ist es dagegen durchaus möglich, dass junge Frauen und Männer sich bereits treffen
               dürfen, bevor eine endgültige Vereinbarung für die Ehe getroffen wurde. Hier beziehen
               die Eltern ihre Kinder in die Findungsphase mit ein oder fragen sie zumindest nach
               ihren Vorstellungen. Manchmal kommt es sogar vor, dass den Kindern die Wahl ihres
               Partners selbst überlassen wird.
            

            Selbst wenn junge Frauen und Männer die Gelegenheit haben, sich auf der Arbeit oder
               an der Universität kennenzulernen, haben sie kaum Möglichkeiten, sich ungestört zu
               unterhalten. Sie stehen unter ständiger Beobachtung. In den letzten 20 Jahren sind
               in den Innenstädten zwar einige wenige Cafés und Restaurants entstanden, die überwiegend
               von internationalen Gästen besucht wurden und einem jungen Paar eine Gelegenheit boten,
               sich zu treffen, ohne großes Aufsehen zu erregen. Doch für die meisten war ein solcher
               Luxus unerschwinglich, da dort meist mit fremder Währung bezahlt werden musste.
            

            Deshalb freuten sich viele Paare, als sich der in knapp einer Stunde erreichbare,
               westlich von Kabul gelegene Qargha-See in den letzten Jahren zu einem beliebten und
               »berüchtigten« Ausflugsort entwickelte. Hatten sie eine Ausrede für ihre Familien
               gefunden, konnten sich Liebespaare dort ungestört treffen, gemeinsam spazieren gehen
               oder sogar eine Runde Tretboot fahren. Die Besitzer der vielen Teepavillons profitierten
               davon und sahen über die moralischen Fallstricke großzügig hinweg.
            

            Trotzdem bestand für viele junge Mädchen in den Treffen ein hohes Risiko. Sie mussten
               sich bei aller Heimlichkeit sehr zurückhalten, da das geringste Fehlverhalten fatale
               Folgen für den Ruf ihrer Familien und für ihre Zukunft hätte haben können. Ein Liebesabenteuer
               mit einem Mann oder eine Liebesheirat ohne Zustimmung der Eltern, vor allem ohne die
               des Vaters, hätte für die junge Frau unter Umständen lebensgefährliche Folgen.
            

            Allein aus diesem Grunde überlassen die jungen Leute das Arrangieren der Partnerschaft
               den Eltern. Deren »Vermitteln« wird in der Regel weder von den Kindern noch von den
               Eltern als Bevormundung oder als übergriffige Handlung verstanden, sondern vielmehr
               als Interesse und als fürsorgliche Unterstützung des Nachwuchses.
            

            Ist schließlich eine Wahl getroffen, hält die Familie des Bräutigams bei den Eltern
               der Braut um ihre Hand an, khāstgari genannt. Erst wenn die Familie der Braut zugestimmt hat, beginnen die eigentlichen
               Verhandlungen hinsichtlich des Ablaufs der Hochzeit, der Gästeliste und der Höhe des
               Brautpreises, toyana. Dabei handelt es sich meist um einen Geldbetrag, dessen Höhe von der Familie der
               Braut festgelegt und von der Familie des Bräutigams gezahlt wird, doch auch die Übertragung
               von Land- oder sonstigem Besitz an die Familie der Braut ist denkbar.
            

            Die Tradition, einen Brautpreis zu entrichten, ist in Afghanistan sehr umstritten,
               denn sie basiert weder auf islamischem Recht und ist auch im letzten Entwurf des Gesetzes
               zur Ehe nicht vorgesehen. Wegen der oft maßlos überhöhten toyana, die vom Vater der Braut oder einem ihrer männlichen Verwandten frei festgesetzt
               werden können, müssen sich der Bräutigam und seine Familie unter Umständen tief verschulden.
               Zwar sind innerhalb der Gemeinschaften jeweils feste Sätze vorgegeben, die werden
               allerdings oft nur als ungefährer Richtwert gesehen und deshalb selten eingehalten.
               Die Höhe des Brautpreises hängt vom Ruf und dem Ansehen des Mädchens und seiner Familie
               sowie von seiner Ausbildung und seinem Aussehen ab.
            

            Der Brautpreis darf nicht mit der Morgengabe (mahr) verwechselt werden, die nach dem islamischen Recht, der Scharia, jeder Frau zusteht,
               die einen Ehevertrag abschließt. Bei Letzterer handelt es sich um Wertanlagen wie
               Geld, Ländereien oder Schmuck, die ausschließlich in den Besitz der Frau übergehen
               und die sie und ihre Kinder im Falle des Todes ihres Ehemannes oder bei einer Scheidung
               absichern sollen.62 Verwaltet wird das Guthaben von der Familie der Braut. Manchmal missachtet diese
               den Unterschied zwischen Brautpreis und Morgengabe, sei es aus Mangel an Information
               oder aufgrund fehlender Bildung, und so kann es vorkommen, dass die Familie des Bräutigams
               zwar eine Morgengabe zwar auszahlt, der Vater der Braut sie aber zweckentfremdet verwendet
               und die Braut in ihrer Not am Ende mittellos dasteht.
            

            Durch die Vereinbarung einer mahr kann seitens einer misstrauischen Familie des Bräutigams der Frau auch unterstellt
               werden, sie ziehe in jedem Fall schon eine Scheidung in Erwägung. In diesem Fall wird
               sie bereits vor der Hochzeit dazu genötigt, auf eine materielle Absicherung, die ihr
               nach einer Scheidung oder nach dem Tod des Ehemannes ausgezahlt werden kann, zu verzichten.
               Der Verzicht steigert zunächst ihr soziales Ansehen.
            

            Die Höhe der zu entrichtenden Morgengabe und die des Brautpreises variieren sehr je
               nach Landesteil. Dass beide immer weiter gestiegen sind und zu enormen finanziellen
               Belastungen führen, stellt beide Heiratswillige zunehmend vor ein Problem: Der Bräutigam
               muss die Mittel aufbringen und die Braut muss unter Umständen lange darauf warten,
               bis ihr Verlobter das Geld zusammenhat.
            

            Paare, die endlich ihr Leben gemeinsam verbringen wollen und ohnehin schon mit der
               Bewältigung ihres Alltags zu kämpfen haben, werden mit diesem finanziellen Problem
               völlig allein gelassen. In Kabul erzählte mir ein junger Mann seine Geschichte: Er
               und seine Freundin hatten sich an der Universität in Kabul kennengelernt und versuchten
               bereits seit über zwei Jahren zu heiraten. Beide waren sich sehr sicher, diesen Schritt
               gehen zu wollen, und konnten sich sogar über die Zustimmung ihrer Familien freuen.
               Der Vater des Mädchens erhöhte jedoch von Woche zu Woche den Brautpreis für seine
               Tochter und argumentierte mit den ständig steigenden Preisen. Der junge Mann, der
               gerade die Universität abgeschlossen hatte und lediglich hier und dort als Übersetzer
               tätig war, sah sich nicht in der Lage, die geforderten 12 000 US-Dollar aufzubringen.
               So blieben ihm am Ende nur zwei Optionen: einen Job im Ausland anzunehmen und Gefahr
               zu laufen, für einen Hungerlohn arbeiten zu müssen und lange von seiner Geliebten
               getrennt zu sein, oder einen Kredit bei einer Bank aufzunehmen und sich für sein Leben
               zu verschulden. Er liebe seine Freundin und sie ihn, erzählte er mir, aber ihre Beziehung
               sei durch die Forderungen ihres Vaters extrem belastet. Auch seiner Freundin sei die
               Situation sehr unangenehm.
            

            Dadurch, dass der Brautpreis von Ort zu Ort und von Provinz zu Provinz variiert, kann
               es vorkommen, dass Familien auf Brautsuche aus Provinzen mit hohen Brautpreisen in
               günstigere Provinzen aufbrechen, um dort ihr Glück zu versuchen. Da es sich bei den
               »preiswerteren« Regionen meist um traditionell geprägte Landstriche handelt, in denen
               der direkte Kontakt zu in Frage kommenden Kandidatinnen eher schwierig ist, hat derjenige
               einen Vorteil, der vor Ort Verwandte oder Bekannte hat.
            

            Der »Hochzeits-Tourismus« wurde von den betroffenen Einwohnern der »preiswerten« Provinzen
               nicht gerne gesehen, und sie legten schließlich fest, dass die aus anderen Provinzen
               Stammenden den Brautpreis zu errichten hätten, den sie auch in ihrem Herkunftsort
               zahlen müssten, um sich keinen finanziellen Vorteil zu verschaffen. Der reduzierte
               Brautpreis sollte ausschließlich den einheimischen Familien vorbehalten sein.63

            Doch nicht nur wegen der explodierenden Brautpreise hat sich das Heiraten in Afghanistan
               in den letzten Jahren zu einer sehr kostspieligen Angelegenheit entwickelt. Vor allem
               in Kabul wurden Hochzeiten als lukratives Geschäftsfeld entdeckt: Die Straße zum Kabuler
               Flughafen säumen riesige Hallen, die sich allabendlich bei Dunkelheit in Licht- und
               Spiegelpaläste verwandelten. Hinter vielversprechenden Namen wie »Crystal« oder »Shām-e Paris« (Paris am Abend), mit einer etwa 15 Meter hohen Miniaturausgabe des Eiffelturms,
               und »City Star«, mit mehreren Stockwerken, verbergen sich große Säle mit Marmorböden
               und riesigen Kronleuchtern, in denen zwischen 500 und 5 000 Gäste auf mit Satin bezogenen
               Stühlen Platz finden.64

            Mit viel Glitzer und Glamour, der eher an Las Vegas als an ein Krisengebiet erinnert,
               wird den Familien viel Geld aus der Tasche gezogen. In einer kollektiv verbundenen
               Gesellschaft zu heiraten heißt auch, möglichst alle einzuladen. Wenn man schon heiratet,
               dann soll auch noch lange darüber gesprochen werden. Je mehr Gäste und je höher die
               Ausgaben, umso größer das Prestige. Deshalb muss mit mindestens 500 Gästen gerechnet
               werden. Die Mahlzeiten in diesen Palästen kosteten zwischen 4 und 7 Euro pro Person.
               Heirateten berühmte Persönlichkeiten, Politiker, Warlords oder Geschäftsleute, dann
               können auch schon einmal bis zu 5 000 Gäste zusammenkommen. Dabei sind die Familien
               der Gäste, die Fahrer und Bodyguards noch nicht berücksichtigt. Auch die müssen selbstverständlich
               verköstigt werden.
            

            Wer Hochzeiten mit 5000 Gästen finanzieren kann, für den spielt die Höhe des Brautpreises
               und der Morgengabe natürlich keine Rolle. Diese Familien haben genügend Geld. Aber
               die Mehrheit der Bevölkerung, die in bitterster Armut lebt, wird nie auch nur annähernd
               eine solche Hochzeit ausrichten können und ist bereits mit den wachsenden Brautpreisen
               komplett überfordert, die in Kabul mittlerweile bis zu 10 000 US-Dollar oder mehr
               betragen. Der Wunsch zu heiraten führt die meisten Afghanen bei einem aktuellen Bruttoinlandsprodukt
               pro Kopf von wenig mehr als 500 US-Dollar65 in die Verschuldung.
            

            Einmal verheiratet, verlassen die Töchter traditionell das Elternhaus und ziehen in
               das Haus des Ehemannes und seiner Familie. In den Städten, in denen die Familien oft
               aus weniger Mitgliedern bestehen als in den Dörfern, gründen die verheirateten Kinder
               meist einen eigenen Haushalt. Für viele Familien ist der Wunsch ihrer Kinder, ein
               individuell geprägtes, möglichst autonomes Leben zu führen zu wollen, nicht nachvollziehbar.
               Denn in einer Gesellschaft wie der afghanischen kann nur die Zugehörigkeit zu einem
               Kollektiv Schutz bieten und die Existenz sichern – das ist zumindest die Erfahrung
               der Eltern.66

            Neben diesen Beispielen gibt es allerdings, wie bereits zu Beginn angedeutet, auch
               eine dunkle Realität, die Mädchen und junge Frauen zu Sklavinnen oder zur Ware degradiert.
            

            Das gesetzliche Mindestheiratsalter für Mädchen beträgt in Afghanistan 16 Jahre. Doch
               daran hält sich auf dem Lande ohnehin keiner. Nicht einmal in Kabul kann man damit
               rechnen, dass auf das Mindestalter Rücksicht genommen wird. In traditionell geprägten
               Regionen wird ein Mädchen verheiratet, sobald es menstruiert und schwanger werden
               kann. Und wie bereits beschrieben, selten an einen Mann, den sie vor der Hochzeit
               kennengelernt hat. Unter Umständen aber an einen Mann, der sehr viel älter ist als
               sie.
            

            Auch wenn beide Begriffe suggerieren, eine Ehe sei unfreiwillig eingegangen worden,
               ist es doch wichtig, zwischen einer »arrangierten Ehe« und einer »Zwangsehe« zu differenzieren.
               Bei einer arrangierten Ehe kommt den Eltern oder einem respektierten Verwandten die
               Aufgabe zu, sich nach einem geeigneten Partner oder einer geeigneten Partnerin für
               den heiratsfähigen Nachwuchs umzuschauen, die Hochzeit anzubahnen und zu organisieren.
               Dabei haben die zukünftigen Eheleute durchaus ein Mitspracherecht, sind aber im Allgemeinen
               mit den Vorschlägen der Eltern einverstanden und für das Engagement dankbar.
            

            Bei einer Zwangsehe dagegen wird das Mädchen oder die junge Frau zum Objekt. Sie wird
               ohne ihre Einwilligung weggegeben und – oft für einen geringen Brautpreis – verkauft.
               Das islamische Recht, das die Zustimmung zu einer Ehe für Mann und Frau vorschreibt,
               wird dabei bewusst oder notgedrungen missachtet. Gerade in Zeiten großer wirtschaftlicher
               Not bleibt vielen Familien häufig keine andere Wahl, als ihre Töchter in eine Ehe
               zu zwingen, wenn sie das Überleben ihrer anderen Kinder oder ihr eigenes retten wollen.
               Sie müssen sich dann nicht mehr um die Versorgung einer zusätzlichen Person kümmern.
               Die Organisation Save the Children berichtet aktuell, dass mit der Hungerkrise die
               Zahl der Familien, die ihre Töchter zum Heiraten anbieten, erheblich zugenommen hat.67

            Die Not der Familien bereitet damit auf grausame Weise den Nährboden für Sexual- und
               Gewaltverbrechen an Mädchen und Frauen.
            

            Zwangsehen werden zum Beispiel geschlossen, um Schulden oder Gefälligkeiten gegenüber
               anderen Familien auszugleichen. Das heißt, hat eine Familie Geldschulden und kann
               sie aus finanzieller Not nicht begleichen, wird stattdessen ein Mädchen abgegeben.
               Man spricht dann von badal (Tausch). Männer ersparen sich den Brautpreis, indem sie ihre Schwestern untereinander
               tauschen und heiraten. Das Einverständnis der Frauen wird dafür nicht eingeholt. Alte
               Männer kaufen sich minderjährige Mädchen, um sich an ihnen zu vergehen, teilweise
               sogar, ohne sie zu heiraten.
            

            Die viel zu frühe oder erzwungene Verheiratung spricht den Mädchen und Frauen endgültig
               ihr Menschsein ab. Zur Ware degradiert, haben sie jede Chance auf ein zufriedenes
               oder selbstbestimmtes Leben verloren. Hilfsprogramme der NGOs und halbherzige Versuche
               einer schwachen Regierung allein konnten an diesem Zustand nichts ändern. Wie in so
               vielen anderen Bereichen bedarf es einer profunden Schulbildung, um das Verständnis
               für die Bedeutung von Grund- und Menschenrechten dauerhaft zu verankern.
            

            Doch auch ohne die abartigen Sitten, die den Mädchen und Frauen jegliches humanitäre
               Recht absprechen, sind die entstandenen Auswüchse rund um die Heirat höchst fragwürdig.
               In der afghanischen Geschichte hat es deshalb seitens der Regierung wiederholt Versuche
               gegeben, in die ausufernden Praktiken des Heiratsmarktes regulierend einzugreifen.
            

            König Amanullah war der Erste, der 1921 ein Ehe- und Heiratsgesetz erließ, um die
               rasant steigenden Ausgaben im Rahmen einer Hochzeit zu reduzieren und um dadurch zu
               verhindern, dass sich die Menschen mit einer Heirat in eine existenzbedrohende wirtschaftliche
               Not bringen. In dem Gesetz wurde außerdem an die Weisung des Korans erinnert, dass
               ein Mann nur dann bis zu vier Frauen heiraten darf, wenn er sie gleich und gerecht
               behandeln kann. Von Polygamie und der Verheiratung von Minderjährigen wird ausdrücklich
               abgeraten. »Die Schenkung einer Frau an eine andere Familie zum Zwecke der Sühne und
               Aussöhnung bei einer Fehde [badal] wird verboten. Jede Form des Brautpreises, also der Transferleistungen von Geld
               oder Gütern an den Vater oder die Mutter der Braut, ist untersagt. Die vom religiösen
               Recht erlaubte mahr, die Morgengabe … ist auf 30 Rupien begrenzt … Aufwendige Hochzeitsfeiern sind untersagt.«68

            Doch wie schon mit vielen seiner anderen Reformen scheiterte Amanullah auch mit dem
               Ehe- und Hochzeitsgesetz, das den Frauen zumindest einen gewissen Schutz verschaffen
               sollte. Traditionalisten und islamische Gelehrte lehnten das Gesetz rundweg ab und
               behaupteten, es stehe im Widerspruch zum islamischen Recht. Doch in erster Linie befürchteten
               sie die Beschneidung ihrer Befugnisse.
            

            Auch in den Jahren danach scheiterten weitere Versuche, die Ausgaben für Hochzeiten
               gering zu halten.69 Das afghanische Parlament nahm zuletzt 2015 die Hochzeitsindustrie in Kabul ins Visier
               und begrenzte die Zahl der Hochzeitsgäste in den dafür errichteten Palästen auf 500
               Personen.
            

            Wie beschrieben stärkt eine Hochzeit in der afghanischen Gesellschaft die Allianz
               zwischen zwei Familien. In schlechten Zeiten erhofft man sich dadurch Schutz und Beistand.
               Deshalb ist das Thema für viele sehr sensibel und sie lassen sich ungerne hineinreden.
               Die hohen Ausgaben für die Hochzeit, die die Familie des Bräutigams zu tragen hat,
               wird als Zeichen der Verehrung und des Respekts gegenüber der Familie der Braut gesehen,
               steigert aber auch die Ehre und das Ansehen der Familie des Bräutigams. Eine Ehe ist
               somit keine private Angelegenheit zweier Individuen, sondern die einer Gemeinschaft,
               die in der Zugehörigkeit Schutz und Existenzsicherung sieht. Der soziale Sinn dahinter
               erschließt sich im Rahmen der Austauschbeziehungen und Gegenseitigkeitsverpflichtungen,
               »in denen Gabe und Gegengabe den Zusammenhalt der Gemeinschaft festigt und einen moralischen
               und materiellen Kredit für die Zukunft darstellt.«70

            Unter diesem Aspekt sind alle Gesetze, die diesen komplexen gesellschaftlichen Konsens
               auflösen wollen, von vornherein zum Scheitern verurteilt. In einer extrem patriarchalen
               und konservativen Gesellschaft wie der afghanischen gibt es dazu immer zahllose Männer,
               die befürchten, die Kontrolle über die Frauen aus der Hand geben zu müssen, sollte
               die alte Ordnung in Frage gestellt werden. Selbst wenn die Veränderung nur darin besteht,
               die Feste kleiner und den Brautpreis niedriger anzusetzen. Ihnen geht es nicht um
               Gemeinschaft, Gesellschaft und Miteinander, sondern um ihre Macht und ihren Einfluss.
            

            Selbst das Ehe- und Hochzeitsgesetz des modern denkenden Reformkönigs Amanullah war
               ein Beispiel dafür. Auf den ersten Blick schien es, als handele hier ein fürsorglicher
               König, der sich um sein zur Übertreibung neigendes Volk sorgt und die Heiratenden
               vor einer drohenden Verschuldung schützen möchte und zudem durch das Verbot, Minderjährige
               und Frauen zwangszuverheiraten, langfristig den Frauen ein menschenwürdiges Leben
               ermöglichen möchte. Doch tatsächlich war sein Motiv ein anderes, denn durch die pompösen
               Hochzeiten und die Entrichtung des Brautpreises verschuldete sich die Bevölkerung
               so sehr, dass er die Möglichkeit einer staatlichen Steuererhebung in Gefahr sah.71

         

         
            
               Scheidungsrecht
               

            

            In Afghanistan gilt es als Tabu, innerfamiliäre Streitigkeiten und Konflikte öffentlich
               werden zu lassen, vor allem, wenn dadurch die familiäre Hierarchie in Frage gestellt
               wird. Denn dadurch verliert das Oberhaupt in der Hierarchie, also der Mann, sein Gesicht.
               Der sicherste Weg, die Ehre dieses Mannes zu kränken und ihn zu beschämen, wäre also,
               wenn seine Frau sich gerichtlich scheiden ließe, denn dadurch bräche sie das Tabu,
               »Familiengeheimnisse« nach außen zu tragen, doppelt: zum einen, weil sie die traditionellen
               Regeln der Diskretion verletzt, und zum anderen, weil sie ihren Mann in Misskredit
               bringt und ihn dadurch gesellschaftlich bloßstellt.
            

            Wendet sich also eine Frau aufgrund körperlicher oder psychischer Übergriffe ihres
               Mannes an Polizei und Justiz, muss sie mit massiven Sanktionen rechnen. Nicht nur
               seitens der eigenen Familie, sondern auch seitens der Institutionen, die sie um Hilfe
               bittet.
            

            Für die Frauen ist es daher äußerst schwer, selbst in prekären Situationen, wenn sie
               um ihr Leben fürchten müssen, Unterstützung und Beistand zu bekommen. Entweder haben
               die zuständigen Behörden wie Polizei und Justiz keinerlei Interesse daran, einer Frau
               in so einer Lage zu helfen, da sie selbst das Verhalten der Frau als unmoralisch empfinden,
               oder sie sind nicht ausreichend ausgebildet, um die Frauen im Sinne des islamischen
               Rechtssystems, der Scharia, nach dem ihr eine Scheidung, talāq, erlaubt ist, richtig zu beraten.
            

            Gerade in den Stammesgebieten, vor allem im Osten und Südosten des Landes, wo anstelle
               des islamischen oder zivilen Rechts das Stammesgesetz Paschtunwali befolgt wird, steht
               die Ehre des Mannes über allem anderen. Selbst das einer Frau zugesicherte Recht auf
               Scheidung ist eher theoretischer Natur, denn um ihren Anspruch geltend machen zu können,
               benötigt sie die Zustimmung ihres Mannes und Zeugen, die vor Gericht ihre Ausführungen
               bestätigen. Dass dies aber durch die 2014 vorgenommene Ergänzung des bestehenden Ehegesetzes,
               die es Ermittlern verbietet, Familienangehörige der Frau zu vernehmen, unmöglich gemacht
               wird, habe ich bereits erklärt. Somit können die höchstwahrscheinlich einzigen Zeugen,
               die gewalttätige Männer belasten könnten, doch nicht aussagen.
            

            Theoretisch kann eine Frau ihren Scheidungswunsch damit rechtfertigen, dass der Mann
               aus finanziellen oder körperlichen Gründen nicht in der Lage ist, die Familie angemessen
               zu versorgen, oder er sie dermaßen misshandelt, dass ihr Leben in Gefahr ist, oder
               wenn er zeugungsunfähig ist.
            

            Ein Mann dagegen hat es deutlich leichter, die Ehe zu beenden. Die Zustimmung seiner
               Frau oder Zeugen benötigt er ohnehin nicht, und als Begründung reicht bereits die
               Behauptung aus, sie kümmere sich nicht ausreichend um den Haushalt.
            

            Allein der Begriff »Scheidung«, talāq, verheißt in Afghanistan Unglück. Deshalb wird schon das Aussprechen des Wortes vermieden
               oder zumindest die Stimme gesenkt. Stattdessen wird es als Tugend gefeiert, wenn sich
               die Frau ihrem Schicksal ergibt und ihr Leid schweigend erträgt. Redensarten wie »Eher
               beklagt ein Stein sein Leid als sie …« sollen ausdrücken, dass sie Kraft, Stolz und
               Würde hat, obwohl man ihr genau das alles im Laufe ihres Lebens aberzogen und ausgetrieben
               hat. Außerdem ist es völlig unerheblich, ob eine Frau aus Überzeugung oder aus Angst
               ihre Bürde erträgt. Und wie das bereits zitierte Sprichwort »Ein gutes Mädchen ist
               ein Mädchen, das in einem weißen Kleid zum Haus ihres Mannes geführt und in einem
               weißen Leichentuch wieder herausgetragen wird«, zeigt, ist eine Scheidung für sie
               ohnehin nicht als Option vorgesehen.
            

            Kommt es trotz all der Hindernisse und Hürden doch zu einer Scheidung, verliert die
               Frau den Rückhalt der gesamten Gesellschaft und wird nicht nur von der Familie ihres
               Ex-Mannes, sondern meistens auch noch von ihrer eigenen verleugnet und verstoßen.
            

            Das Schlimmste für sie ist jedoch, dass sie mit einer Scheidung automatisch das Sorgerecht
               für ihre Kinder verliert, sofern diese das 7. Lebensjahr erreicht haben. Damit liegt
               die Erziehung nun fast ausschließlich in den Händen des Ehemannes und seiner Familie,
               die ihr den Kontakt zu den Kindern verbieten können. Doch das alles ist noch nicht
               Unglück genug. Denn auch finanziell geht die Frau leer aus. Vor allem, wenn sie bei
               der Hochzeit auf die mahr verzichtet hat, um ihr soziales Ansehen zu steigern.
            

            Unabhängig davon, ob Paare lediglich im Beisein eines religiösen Geistlichen geheiratet
               haben und die Frau daher nicht einmal ein Dokument vorlegen kann, das eine Ehe bestätigt,
               oder ob ein Ehevertrag geschlossen wurde: Am Ende werden die Frauen oft übervorteilt
               und verlieren alles. Denn wie mit ihrer Morgengabe umgegangen wird und wer wann Anspruch
               darauf hat, liegt allein in der Entscheidungsgewalt streng patriarchal gesinnter Männer.
            

            Sogar bei der Auflösung einer Verlobung, nāmzādi, trägt die Frau die volle Verantwortung. Dabei spielt es noch nicht einmal eine Rolle,
               wer die Verlobung aufgelöst hat. Die Frau wird, genau wie bei der Scheidung, geächtet
               und verliert ihr Ansehen und ihren Ruf. Für den Mann, der der Braut und ihrer Familie
               bereits Geschenke gemacht hat, ergibt sich aus der Annullierung höchstens ein finanzieller
               Nachteil.
            

            In den letzten 20 Jahren setzten sich Frauenrechtsaktivistinnen und Menschenrechtsorganisationen
               verstärkt dafür ein, Frauen in prekären Situationen juristisch beizustehen. Allen
               voran übernahm das Rechtshilfeprojekt von Medica Afghanistan neben einer allgemeinen
               Rechtsberatung auch die Strafverteidigung von inhaftierten Frauen vor Gericht und
               sorgte so dafür, dass mit Hilfe afghanischer Anwältinnen die Frauen ein einigermaßen
               gerechtes Verfahren erhielten. Darüber hinaus berieten sie die Frauen unter anderem
               auch bei Scheidungs- und Sorgerechtsfragen.72

            Die Repressalien, die eine Frau im Falle einer Scheidung zu erwarten hat, sind oft
               so massiv, dass die Mehrheit der Frauen die physischen und psychischen Misshandlungen
               durch ihre Ehemänner entweder ertragen oder einen Ausweg im Freitod suchen.73

            Obwohl es keine Statistiken über die Zahl der geschiedenen, verwitweten und alleinstehenden
               Frauen in Afghanistan gibt, hat sich nach Angaben von Organisationen wie Medica Afghanistan
               ihre Zahl in den Großstädten in den letzten 20 Jahren vervielfacht. Denn dort haben
               sich trotz der vielen Hürden doch einige dazu ermutigen lassen, mit Hilfe des rechtlichen
               Beistands das Schweigen zu brechen und sich gegen die patriarchalische Unterdrückung
               zur Wehr zu setzen. Konkret spiegelte sich diese Entwicklung im Rückgang der Selbstmordrate
               unter Frauen wider. Die Frauenrechtsaktivistin Suraya Pakzad die in Herat Rechtsbeistand
               und Schutz für Frauen in Not organisiert, nennt Zahlen: »Im Jahr 2006 verzeichneten
               wir 98 Fälle von Frauen, die sich durch Selbstverbrennung getötet haben … 2008 waren
               es etwa 73 Fälle, es gab also einen deutlichen Rückgang.«74

            Die Frauen, die die Beratung der Organisationen in Anspruch nahmen, kamen aus allen
               gesellschaftlichen Schichten. Sowohl jene ohne jegliche Schulbildung, die gezwungen
               worden waren, viel ältere Männer zu heiraten, die sie nicht kannten und von denen
               sie sexuell misshandelt und ihnen Nase und Ohren abgeschnitten wurden, als auch Frauen
               mit einem Universitätsabschluss und einem guten Job, die aber mit einem Mann lebten,
               den sie nicht liebten, und die mit einer Scheidung riskiert hätten, ihre Kinder zu
               verlieren, holten sich dort Rat.
            

            Zu den Zeiten, in denen Frauen in Afghanistan die Möglichkeit hatten, einer beruflichen
               Tätigkeit nachzugehen, fiel ihnen die Entscheidung etwas leichter, sich trotz der
               sozialen Stigmatisierung von ihren Männern zu trennen. Denn durch ihre finanzielle
               Unabhängigkeit waren sie privilegiert und mussten keine neue Ehe eingehen, um versorgt
               zu sein. Gezeigt hat sich das vor allem in den letzten 20 Jahren, während des NATO-Einsatzes.
               Doch seit dem Abzug der internationalen Truppen im August 2021 und der Machtübernahme
               durch die Taliban sind gerade die Frauen in den Städten, vor allem in Herat und Kabul,
               die sich diese Freiheit erkämpft hatten, in großer Gefahr. Denn jetzt ist ihnen das
               Arbeiten verboten und das Verlassen des Hauses ohne männliche Begleitung untersagt.
               Zudem haben die Taliban angekündigt, ledige Frauen und Witwen mit Taliban-Kämpfern
               zwangsweise zu verheiraten. Menschenrechtsorganisationen befürchten daher, dass die
               Selbstmordrate unter Frauen wieder ansteigt.
            

         

         
            
               Witwe sein in einem patriarchalen Land
               

            

            Die etwa fünf Kilometer lange Hauptstraße, die vom Kabuler Flughafen in die Innenstadt
               führt, war dicht befahren. Die Autos, fast ausschließlich Toyota Corolla, fuhren eng
               gedrängt nebeneinander und überholten ohne Ankündigung auch Fußgänger, die zwischen
               den Autos liefen. Rücksicht auf die vielen Schlaglöcher konnte der Fahrer kaum nehmen,
               denn sonst hätte ein anderer Wagen die entstehende Lücke zwischen den zwei Fahrzeugen
               genutzt, um ein paar Meter gutzumachen. Nicht nur Taxen transportierten das Gepäck
               der vielen Fluggäste, die nach der Landung einer Maschine nun geballt in die Stadt
               drängten, mehr schlecht als recht fixiert auf ihrem Dachgepäckträger. Und ich wunderte
               mich bei jedem Schlagloch, dass nichts aus der Gepäckpyramide auf die Straße fiel.
            

            In dem ganzen Chaos tauchten immer wieder größere Hindernisse aus blauem Stoff auf,
               die von den Autofahrern geschickt umfahren wurden. Bei genauerem Hinschauen bemerkte
               ich die Hände, die herausgestreckt wurden. Der Taxifahrer erklärte mir, dass es sich
               bei den Frauen um Witwen, bewa, handele. Sie hätten teilweise auch ihre kleinen Kinder unter der Burka dabei und
               erhofften sich von dem einen oder anderen Neuankömmling ein wenig Geld.
            

            Wie verzweifelt müssen die Frauen sein, dachte ich, dass sie so eine große Gefahr
               und die Strapazen auf sich nehmen und in einer Kultur, in der Scham so eine zentrale
               Rolle spielt, um Almosen bitten. Diese Witwen waren mein erster direkter Kontakt mit
               einer der vielen Folgen der langen Kriegsjahre, mit denen ich konfrontiert wurde,
               als ich 2003 nach fast 25 Jahren in Europa zurück nach Kabul kam.
            

            Die sowjetische Besatzung (zwischen 1979 und 1989), die darauffolgenden Bürgerkriegsjahre
               und die erste Herrschaft der Taliban (von 1996 bis 2001) hatten zu einer großen Zahl
               Witwen geführt. Bis zum Abzug der internationalen Truppen 2021 hatte seit über 40
               Jahren Krieg geherrscht. Ein von Männern geführter Krieg, in dem viele Familienväter
               ums Leben kamen und viele Witwen und Waisen hinterließen. Genaue Zahlen dazu existieren
               nicht, doch Menschenrechtsorganisationen gehen von etwa 2,5 Millionen aus.75 Die meisten von ihnen sind Kriegswitwen, deren Zahl durch den »War on Terror« der letzten 20 Jahre stark gestiegen sein dürfte. Diesen Frauen war es über viele
               Jahre nur unter strengsten Auflagen erlaubt, das Haus zu verlassen, und sie überlebten
               in bitterster Armut nur durch die Almosen ihrer Verwandten oder Nachbarn.
            

            Die Situation und der Umgang mit verwitweten Frauen innerhalb der paschtunisch geprägten
               Gemeinschaft ist ein gutes Beispiel dafür, wie komplex die afghanische Gesellschaftsstruktur
               sein kann und wie unmöglich es ist, diese ohne jegliche Kenntnisse und kurzfristig –
               wie es die internationalen Mächte zwischen 2001 und 2021 versucht haben – aufzubrechen.
            

            Gemäß dem Stammeskodex Paschtunwali wird eine Ehefrau durch den Tod ihres Ehemanns
               zu einem Teil seines Erbes und kann deshalb zur Levirat-Ehe gezwungen werden, was
               bedeutet, sie wird als Eigentum der Familie des Mannes betrachtet und ist verpflichtet,
               einen nahen männlichen Verwandten, zum Beispiel den Bruder oder einen Cousin ihres
               verstorbenen Mannes, zu heiraten.76 Die meisten Witwen haben kaum eine Alternative und müssen eine solche Verbindung
               eingehen.
            

            Zudem fürchten die Familien, ihre Ehre könnte dadurch Schaden nehmen, dass sich eine
               Frau ohne »Zugehörigkeit« zu einem Mann in ihrem Haus aufhält. Außenstehende könnten
               vermuten, es ginge dort unmoralisch und unzüchtig zu. Denn Frauen ohne männliche Bezugsperson
               werden als ein Wesen ohne Besitzer und damit als Freiwild betrachtet. Schließlich
               wird die Frau wie im Kapitel #whereismyname beschrieben innerhalb der patriarchalen
               afghanischen Gesellschaft nur in Bezug zu ihren männlichen Angehörigen identifiziert
               und wahrgenommen. Vor der Heirat als Tochter ihres Vaters, nach der Heirat als Frau
               ihres Mannes.
            

            Weigern sich Witwen, einen Familienangehörigen des verstorbenen Ehemannes zu heiraten,
               laufen sie Gefahr, das Sorgerecht für ihre Kinder zu verlieren.77 Diejenigen, die deshalb mit ihren Kindern von zu Hause weglaufen, um einer Zwangsheirat
               oder der Entziehung des Sorgerechts zu entgehen, können aufgrund eines »moralischen
               Vergehens« strafrechtlich verfolgt, verhaftet oder aber auch Opfer eines »Ehrenmordes«
               werden. Dieses Schicksal erleiden nicht nur alleinerziehende Mütter in den Provinzen,
               sondern auch viele in der Hauptstadt. Auch hier müssen sie damit rechnen, dem Generalverdacht
               ausgesetzt zu sein, den Ruf ihrer Familien zu beschmutzen.
            

            Witwen, die in Gebieten beheimatet sind, welche nicht von den Paschtunen dominiert
               werden, und die somit keine Levirat-Ehe eingehen müssen, sind traditionell angehalten,
               sich nach den Regeln der hanafitischen Schule des sunnitischen Islams, der die meisten
               Afghanen folgen, zu richten. Sie dürfen erst 70 Jahre (!) nach dem Tod des Ehemannes
               wieder heiraten. Aufgrund der hohen Zahl an Kriegswitwen, die ohne männliche Begleitung
               massiv bedroht sind und deren Versorgung nicht gewährleistet ist, haben die Religionsgelehrten
               und der Oberste Gerichtshof Afghanistans 2003 entschieden, Witwen zu gestatten, bereits
               vier Jahre nach dem Tod des Ehemannes ein zweites Mal zu heiraten. Nach dieser Regelung
               konnten Frauen, deren Ehemänner als vermisst oder tot galten, bei Gericht beantragen,
               offiziell als Witwe registriert zu werden, um dann erneut eine Ehe eingehen zu können.78

            Unter normalen Umständen, also in Friedenszeiten, erfuhren alleinstehende Frauen und
               Witwen innerhalb ihrer Großfamilien stets einen gewissen Schutz und wurden zumindest
               nicht verstoßen. Aber als Folge des langen Krieges und des daraus resultierenden enormen
               wirtschaftlichen Drucks auf die Familien werden die Witwen inzwischen von vielen nur
               noch als Last empfunden.
            

            Bewundernswert ist, dass es trotz extremer Repressalien immer wieder Frauen gibt,
               die sich den gesellschaftlichen Regeln widersetzen, nach Auswegen suchen und sich
               selbst verteidigen. Ich spreche jetzt nicht von den Frauen, die seit dem Rückzug des
               internationalen Militärs im August 2021 fast täglich in Kabul auf die Straßen gehen
               und gegen die frauenfeindliche Taliban-Regierung demonstrieren, obwohl sie damit rechnen
               müssen, dass sie geschlagen, verschleppt und gefoltert werden. Sondern von einer Siedlung,
               die wahrscheinlich bereits in den 90er Jahren, als Kabul nach der sowjetischen Besatzung
               unter Dauerbeschuss der rivalisierenden Mudschahedin-Gruppen lag und immer mehr Menschen
               verzweifelt nach Schutz suchten, östlich der Stadt entstand und später unter den Namen
               Zanābād, »von Frauen errichtet«, bekannt wurde.
            

            Die Kulturanthropologin und spätere stellvertretende Staatsministerin für Verwaltungsangelegenheiten
               unter der Regierung Ghani (2014–2021) Naheed Esar Malikzay hat intensiv zu der »Stadt
               der Witwen«, Zanābād, recherchiert.79 Ausgerechnet Frauen, denen es normalerweise nicht erlaubt ist, alleine ein Haus zu
               bewohnen, geschweige denn eines zu bauen, war es gelungen, sich mit viel Mut und Ausdauer
               gegen Nachbarn und sogar gegen die Polizei durchzusetzen und sich einen eigenen Zufluchtsort
               zu errichten. Tagsüber mischten sie Lehm und Stroh, und kaum hatten sie mit dem Bau
               begonnen, kamen aufgebrachte Männer und rissen alles wieder ein. Mit viel Raffinesse
               und Widerstand hielten sie die Gegner davon ab, die immer wieder neu aufgemauerten
               Wände niederzureißen.
            

            Eine afghanische Art der Baugenehmigung besagt ganz pragmatisch, dass ein Haus fertig
               gebaut werden kann, wenn die vier Wände erst einmal 1,5 Meter Höhe erreicht haben.
               Die Frauen machten sich das zunutze, halfen sich gegenseitig, und es gelang ihnen,
               dass aus den einzelnen Häusern mit der Zeit eine kleine Siedlung wurde, in der zwischenzeitlich
               rund 500 Frauen ohne Männer, aber mit ihren Kindern lebten. Vertrieben durch den Krieg
               und die Gewalt in ihren Familien und angelockt durch Hilfsangebote von NGOs, kamen
               in den letzten Jahren immer mehr bedürftige, alleinstehende und geschiedene Frauen,
               die sich nach Schutz und Selbstständigkeit sehnten, sogar aus den Provinzen nach Kabul
               in diese schützende Enklave.
            

            Durch die Unterstützung von Hilfsorganisationen oder mit Hilfe von Lehrerinnen, die
               es natürlich auch unter den Witwen gibt, hatten viele Frauen in Zanābād in den letzten Jahren Lesen und Schreiben gelernt und dadurch eine Arbeitsstelle
               gefunden. Andere arbeiteten als Wäscherinnen oder verkauften afghanische Spezialitäten,
               die sie zu Hause zubereiteten. Auch mit dem Verkauf von selbst gestickter Kleidung
               und Tischdecken versuchten die Frauen, Geld zu verdienen und sich mit Hilfe ansässiger
               Organisationen, die ihnen ab und zu mit einer Ration Mehl, Öl, Reis und Bohnen halfen,
               über Wasser zu halten.
            

            Doch das Wichtigste im gegenseitigen Umgang miteinander war dies: Durch das Einander-Zuhören
               und das gegenseitige Sich-Anvertrauen der Geheimnisse ihrer Herzen, rāz-e dell, verschafften sie sich eine enorme psychische Entlastung. Den Frauen in Zanābād war es mit der Zeit gelungen, nicht nur ihr eigenes Leben zu organisieren, sondern
               auch den Schwächeren unter ihnen, die ohne Beistand völlig verloren gewesen wären,
               zu helfen. Ihnen war es gelungen, die Herausforderungen zu meistern und ihr eigenes
               Leben ganz und gar ohne Männer an ihrer Seite bewältigen zu können.
            

            In Afghanistan gibt es in allen Gesellschaftsschichten Witwen – innerhalb des Mittelstands,
               in den bildungsärmeren Familien und in der Stadt innerhalb der Eliten. Letztere hatten
               aber durch ihre Kontakte, Vorbilder und nicht zuletzt durch ihre finanziellen Möglichkeiten
               viel mehr Spielraum und Handhabe, sich im öffentlichen Leben zu behaupten. Die Witwen
               und Alleinstehenden, die zum Beispiel in der afghanischen Politik und Zivilgesellschaft
               tätig waren, konnten viel selbstbestimmter und selbstbewusster auftreten und sich
               für ihre Rechte einsetzen oder auch Forderungen an die Gesellschaft stellen. Trotzdem
               hatten sie es schwer, denn im Patriarchat wird immer versucht, selbstbewusste Frauen,
               egal, welchem sozialen Stand sie angehören oder wie viel Geld sie haben, klein zu
               halten und zu brechen.
            

            Das Projekt Zanābād ist ein Beweis dafür, dass Frauen selbstverständlich in der Lage sind, ihr Leben
               selbst zu organisieren. Diese Frauen haben mit den geringsten Mitteln und ohne vorheriges
               größeres Wissen das absurde Vorurteil widerlegt, sie könnten keine eigenständige Identität
               haben und ohne Schutz des Mannes nicht überleben. Ihr Geheimnis: Sie waren entschlossen
               und handelten vereint.
            

            Seit der Machtergreifung durch die Taliban ist die Zahl der in Zanābād lebenden Witwen stark zurückgegangen. Viele von ihnen sind untergetaucht. Sie waren
               vor ihren gewalttätigen Familien geflohen und haben nun Angst davor, wegen eines angeblichen
               moralischen Deliktes von den Taliban verhaftet oder in eine Ehe durch die Taliban
               gezwungen zu werden.
            

            Dabei wäre ein Ort wie Zanābād eigentlich eine gute Möglichkeit, um exemplarisch langfristige Veränderungen in der
               patriarchalen afghanischen Gesellschaft zu etablieren.
            

            Zu den zahlreichen Organisationen, die seit 2001 in Kabul tätig waren, gehörte unter
               anderem auch UN Women.80 Mit verschiedenen Programmen und Angeboten wie Computerkursen, Fortbildungen zum
               Thema Einkommen, Berufsbildung und Demokratie bemühte man sich darum, die Förderung
               und Stärkung der Rolle der Frau und der Gleichstellung der Geschlechter voranzubringen.
            

            Doch angesichts der afghanischen Realität waren die ambitionierten Ziele dieser Organisationen
               von vornherein zum Scheitern verurteilt. Abgesehen davon, dass sich die Programme
               als nicht nachhaltig erwiesen, war von Anfang an die geringe Wirkung der Projekte
               ein Manko, da sie sich ausschließlich auf Städte wie Kabul, Herat oder Mazar-e Sharif
               beschränkten. Bevor man sich darum bemüht, Frauen an politischen Prozessen zu beteiligen,
               wäre zunächst die landesweite Hilfe für alleinstehende Frauen notwendig gewesen, egal
               ob unverheiratet, geschieden oder verwitwet, die von ihren männlichen Angehörigen
               eingesperrt und entrechtet wurden. Vielleicht hätten die Organisationen, obwohl ihre
               Angebote den Frauen galten, auch zunächst spezielle Kurse für Männer anbieten sollen,
               bevor man sich an ihnen vorbei an die Frauen richtete.
            

            Die afghanische Realität funktioniert nun einmal anders, als es den westlichen Diplomaten
               bei den Verhandlungen in Doha oder sonst wo vorgegaukelt wird. In den patriarchalen
               Strukturen des Landes sind starre Verhaltensregeln, die ausschließlich Männer und
               ihre Bedürfnisse im Blick haben, fest verankert. Und diese Männer haben keinerlei
               Interesse daran, die ihnen dadurch zugesicherte Macht aus der Hand zu geben – außer,
               es ist zu ihrem Vorteil und berührt nicht ihre verklärte Vorstellung von Ehre. Doch
               wie kann man von Ehre sprechen, wenn verzweifelte Witwen und ihre Kinder mitten auf
               dem Highway betteln müssen?
            

         

      

   
      
            6. WIR SOLLTEN DIE LEHREN ZIEHEN

         

         Die wichtigste Lehre, die man aus dem Afghanistan-Debakel ziehen sollte, ist die,
            dass es unmöglich ist, zu einem dauerhaften Frieden und Sicherheit im Land zu kommen,
            ohne dass auch den Frauen endlich die Menschenrechte zugestanden werden. Die kriegerischen
            Auseinandersetzungen in Afghanistan müssen dringend beendet werden, aber die Rechte
            der Frauen und die Menschenrechte dürfen nicht der Preis dafür sein.
         

         Fanatische Besessenheit, die Gier nach Macht, Korruption in den Verwaltungen und Missachtung
            der Rechte der Frauen sind die Hauptgründe nicht nur für die gravierenden Probleme
            der Frauen selbst, sondern für die der ganzen afghanischen Gesellschaft. Der Konflikt
            in Afghanistan konnte auch deshalb über so viele Jahrzehnte andauern, weil Frauen
            von allen wichtigen sozialen, wirtschaftlichen und politischen Bereichen der Gesellschaft
            ausgeschlossen waren.
         

         Die größte Angst vieler Frauen, mit denen ich in Afghanistan in Kontakt bin, bestand
            in den letzten 20 Jahren des Wiederaufbaus darin, dass der Westen seine Truppen aus
            dem Land abziehen könnte. Die Befürworterinnen des militärischen Einsatzes der internationalen
            Truppen waren keinesfalls für einen Krieg. Im Gegenteil: Ich kenne niemanden in Afghanistan,
            der den Krieg nicht lieber heute als morgen beendet gesehen hätte. Die Angst der Frauen
            im Hinblick auf einen möglichen Abzug beruhte vielmehr darauf, dass durch die Abwesenheit
            der internationalen Soldaten das globale Interesse an Afghanistan verloren gehen könnte.
            Übrigens eine Realität, mit der ich auch in den Redaktionen, denen ich meine Afghanistan-Themen
            anbiete, regelmäßig konfrontiert bin. Ein Thema muss einen Deutschlandbezug haben,
            sonst interessieren sich die Menschen nicht dafür, ist die Argumentation, die ich
            immer wieder zu hören bekomme.
         

         Aus dem gleichen Grund wahrscheinlich bekommen wir auch nur in den Nischenmedien etwas
            von den Kriegen in Jemen, Sudan oder Haiti mit. »Deutschlandbezug« heißt in diesem
            Fall, dass Personen aus den Bereichen Politik, Entwicklungsdienst oder Bundeswehr
            beteiligt sein müssen. Deutschland beliefert als viertgrößter Waffenlieferant der
            Welt Ägypten, die Türkei und die Arabischen Emirate. Da die Arabischen Emirate auch
            die Taliban unterstützen, ist es höchst wahrscheinlich, dass in Afghanistan deutsche
            Waffen zu finden sind. Aber deutsche Waffenlieferungen an zweifelhafte Vertragspartner
            zählen offenbar nicht als Deutschlandbezug. Das nur am Rande.
         

         Welche Folgen das mangelnde internationale Interesse an Afghanistan hat, zeigt die
            jüngste Geschichte. Nach dem Rückzug des sowjetischen Militärs 1989 interessierte
            sich plötzlich niemand mehr für Afghanistan und das Elend, dem die Frauen damals ausgeliefert
            waren. Auf dem Schlachtfeld des Kalten Krieges hatte der Westen schließlich eine Etappe
            gewonnen. Durch die Machtkämpfe der konkurrierenden Mudschahedin-Gruppierungen war
            im Süden des Landes ein Machtvakuum entstanden, in dem unter anderem unkontrolliert
            und unbeobachtet al-Qaida-Ausbildungslager entstehen konnten. Etwas, das sich nach
            dem Rückzug der USA und der Nato auf keinen Fall wiederholen darf!
         

         Nun stehen wir erneut vor den Trümmern einer verfehlten und von Fehleinschätzungen
            geprägten Politik. Denn der Worst Case ist eingetreten und der Albtraum vieler Afghaninnen
            wurde zur Realität. Im Sommer 2022 wird sich der Abzug der USA und ihrer NATO-Bündnispartner
            jähren und man wird die aktuelle Lage betrachten und sich fragen, wie es weitergehen
            kann. Die Medien werden an den Tag im August 2021 erinnern, als sich kurz nach dem
            überstürzten Abzug des internationalen Militärs der afghanische Präsident Aschraf
            Ghani ins Ausland absetzte und dadurch eine Panikwelle im ganzen Land auslöste, bevor
            es zu einer geregelten Machtübergabe durch die afghanische Regierung an die Taliban
            kommen konnte. Sicherlich werden sich viele an die Schreckensszenen am Kabuler Flughafen
            erinnern, als sich Jugendliche an bereits rollende Flugzeuge klammerten, um das Land
            zu verlassen, um zu überleben und um eine Chance auf eine Zukunft zu haben. Viele
            werden sich besorgt nach der Situation der Frauen erkundigen, die ja vorgeblich einer
            der Hauptgründe für den Einsatz war. Man wird fragen, was von den Fortschritten, die
            die Frauen in den letzten zwei Jahrzehnten erreicht hatten, übrig geblieben ist –
            oder ob sie wieder das Ziel von Mord und Totschlag geworden sind.
         

         Die Antwort ist eindeutig: Ja, das sind sie! Nicht nur sie, sondern alle Menschen
            in Afghanistan, die aktiv mit den westlichen Besatzern oder im Rahmen von Entwicklungsprojekten
            gearbeitet haben, befinden sich spätestens seit August 2021 in Lebensgefahr. Alle,
            die nicht in das Weltbild der Taliban passen und sich für einen liberalen Staat eingesetzt
            haben, müssen um ihr Leben fürchten. Vor allem Frauen.
         

         Die internationale Gemeinschaft sah zunächst vor, all diejenigen, die besonders gefährdet
            sind, aus dem Land zu holen, vor allem ihre sogenannten Ortskräfte. Die sofortige
            Evakuierung war für viele die einzige Chance, gerettet zu werden. Allerdings wurde
            die Zahl der direkten MitarbeiterInnen und exponierten Mitglieder der Zivilgesellschaft,
            die ebenfalls hätten gerettet werden müssen, von allen fahrlässig unterschätzt.
         

         Absurderweise war Deutschland zunächst von lediglich 2 500 Menschen ausgegangen, die
            man in Sicherheit bringen wollte. Bald aber musste man feststellen, dass die Zahl
            derer, die sich auf den dafür vorgesehenen Listen bei den Auslandsvertretungen registrieren
            ließen, die 40 000er-Marke überschritten hatte. Und es gab viele mehr, die nicht einmal
            mehr die Chance bekamen, sich auf den Listen als akut Gefährdete einzutragen.
         

         Mit ihren Evakuierungsbemühungen machten die ohnehin überforderten westlichen Regierungen
            erneut Versprechungen, bei denen klar war, dass sie nicht einzuhalten oder durchzuführen
            sind. Es war natürlich utopisch, zu denken, man könne alle Schutzsuchenden aus dem
            Land schaffen. Wahrscheinlich wäre es da realistischer gewesen, stattdessen die Taliban
            aus Afghanistan herauszuholen und diese auf die Länder zu verteilen, die sie hervorgebracht
            und unterstützt haben. Somit konnte eine Evakuierung im notwendigen Umfang nicht verwirklicht
            werden. Noch immer erreichen mich fast täglich verzweifelte Nachrichten von Frauen,
            die als Journalistinnen gearbeitet haben, die für die afghanische Regierung oder in
            Projekten von Entwicklungsdiensten tätig waren und nun panische Angst um ihr Leben
            und das ihrer Kinder haben.
         

         Es gab aber auch Fälle, dass Menschen Papiere zur Ausreise bekamen und das Land hätten
            verlassen können, aber ohne ihre Familien mitnehmen zu dürfen. Kein Afghane lässt
            freiwillig seine alten Eltern zurück, auch nicht, um sein Leben zu retten. Im Evakuierungsprogramm
            der westlichen Staaten aber war die Familie nach afghanischem Verständnis oft genug
            nicht vorgesehen.
         

         Zu der Gruppe mit hohem Sicherheitsrisiko gehört vor allem die junge, gebildete Generation
            von Frauen. Sie sind kaum älter als 20 Jahre, in den Städten des Landes groß geworden
            und haben dadurch von den Veränderungen der letzten Jahre am meisten profitiert. Sie
            bildeten die Säule der neuen Zivilgesellschaft Afghanistans. Zu ihnen gehörten die
            afghanische Frauenfußball-Nationalmannschaft, die afghanische Rad-Nationalmannschaft
            der Frauen, viele Menschenrechtsaktivistinnen, Politikerinnen, Pilotinnen, Anwältinnen,
            Richterinnen, Journalistinnen, Lehrerinnen, Hochschulprofessorinnen. Also all jene,
            die trotz großer Gefahr für ihre Sicherheit den Versprechungen des Westens in den
            letzten 20 Jahren gefolgt sind und sich für den Wiederaufbau eingesetzt haben. Kein
            verantwortungsbewusst denkender Mensch kann daher den Gedanken ablehnen, dass so viele
            dieser Frauen wie möglich aus dem Land gebracht und gerettet werden müssen.
         

         Aber welche Folgen hat dieser intellektuelle Exodus langfristig für ein Land? Was
            bedeutet es für einen Staat, wenn praktisch eine komplette Gesellschaftsschicht ausreist?
            Denn genau diese Kräfte, die in Gefahr sind und gerettet werden müssten, bilden eigentlich
            die Mittelschicht des Landes und sollten als selbstbestimmte BürgerInnen dauerhaft
            für Stabilität und Unabhängigkeit eines Landes sorgen. Ohne diese Menschen wird Afghanistan
            nie den Weg aus Labilität und Abhängigkeit finden. Diese neue Generation, die nassl-e nau, bildete nach vielen Jahren des Krieges endlich eine Basis für einen gesellschaftlichen
            Mittelbau, also eine Art Rückgrat des Landes. Verlässt sie nun das Land, geht mit
            ihr die Intelligenz und der Verstand der afghanischen Gesellschaft.
         

         Tun sie das nicht und bleiben sie, werden sie erneut oder erst recht zur Zielscheibe
            der religiösen Eiferer und machtbesessenen Patriarchen. Denn sie verkörpern das Sinnbild
            der Sünde, weil sie mit dem Erzfeind »Westen« zusammengearbeitet haben. Das setzt
            sie zusätzlich der Rache der Extremisten aus.
         

         Die verheerenden Folgen einer fehlenden Mittelschicht machte sich bereits in den Folgejahre
            nach dem sowjetischen Abzug (1989) in Afghanistan schmerzhaft bemerkbar. Auch damals
            flohen im Zuge der ersten großen Fluchtwellen Ende der 70er Jahre fast sechs Millionen
            Afghaninnen und Afghanen aus dem Land. Durch den aktuellen Braindrain aus der Zivilgesellschaft,
            der Wissenschaft und Wirtschaft verliert Afghanistan erneut die mühsam wiedererstarkte
            tragende Basis seiner Gesellschaft.
         

         Das ist der eine tragische Aspekt der neuesten Entwicklung. Ein weiterer liegt in
            der Frage: Was passiert mit den vielen, die keine Chance hatten, auf eine der Listen
            zu gelangen, und die somit kein Visum bekamen, um das Land zu verlassen? Auch unter
            ihnen haben sich in den letzten Jahren viele für ein modernes und weltoffenes Land
            eingesetzt. Sie ermöglichten ihren Kindern, Jungen und Mädchen, eine Schulbildung,
            obwohl sie zum Teil in Gebieten lebten, die nie ganz frei von Taliban und anderen
            radikalen Kräften waren. Sie hatten an Wahlen teilgenommen, obwohl sie bedroht worden
            waren und einige von ihnen zur Strafe von den Taliban sogar ihre Zeigefinger abgehackt
            bekommen hatten, die als Nachweis ihrer Stimmabgabe mit Farbe markiert waren. Trotz
            all dieser Gefahren vertraute eine ganze junge Generation auf die Zusagen des Westens.
            Sie glaubten an Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit.
         

         Sie gehören zu den absoluten Verlierern dieser Kriege. Denn sie wurden von allen Seiten
            im Stich gelassen: von ihrer eigenen Regierung und vom Westen. Warum werden sie eigentlich
            nicht zu den Ortskräften gezählt? Denn ich finde, das sind sie: Sie haben vor Ort
            versucht, das umzusetzen, was ihnen vom Westen als Lösung und Aufbruch in eine friedliche
            Zukunft verkauft wurde.
         

         Wir dürfen diese Menschen nicht ihrem Schicksal überlassen, wir müssen hinschauen
            und handeln. Andreas Rüesch schreibt in einem Artikel für die Neue Zürcher Zeitung: »Es gibt keinen Grund, das Debakel am Hindukusch zu beschönigen. Der ohne Not forcierte,
            unsorgfältig geplante und von Lügen begleitete Truppenabzug wird als Schandfleck der
            Präsidentschaft Bidens in Erinnerung bleiben.«1 Auch wenn der Westen durch den schmachvollen Abzug sein Selbstbewusstsein eingebüßt
            hat und Europa vor der Frage steht, »ob es sich auf den Verbündeten jenseits des Atlantiks
            noch verlassen kann«2, darf er nicht erstarren und muss Verantwortung übernehmen.
         

         Die Taliban werden wahrscheinlich nicht so schnell wieder aus der Regierung zu verdrängen
            sein. Sie sind aber im Gegensatz zu ihrer ersten Machtperiode darauf angewiesen, international
            anerkannt zu werden. Es ist zu hoffen, dass die internationale Politik jetzt nicht
            erneut aus Bequemlichkeit oder Ahnungslosigkeit handelt. Hier besteht eine letzte
            Chance, finanzielle Unterstützung und eine Anerkennung der Taliban-Regierung nur unter
            der Bedingung zu gewähren, dass die Rechte von Frauen und die allgemeinen Menschenrechte
            gewahrt bleiben.
         

         Sieht man allerdings die bizarren Bilder, die Ende Januar 2022 um die Welt gingen,
            kann man daran zweifeln, ob die internationalen Mächte wirklich etwas dazugelernt
            haben: Während die Proteste der Afghaninnen von Taliban-Kämpfern auf den Straßen der
            Städte Kabul, Herat und Mazar-e Sharif brutal niedergeknüppelt und Frauen, die sich
            für ihre Grundrechte einsetzten und dafür protestierten, in nächtlichen Aktionen aus
            ihren Häusern verschleppt wurden, flogen Vertreter der Taliban um die halbe Welt,
            um in der norwegischen Hauptstadt Oslo an Verhandlungen teilzunehmen. Sie gaben Interviews
            vor den Kameras der Weltöffentlichkeit. Es waren Friedensverhandlungen mit Extremisten,
            die gleichzeitig einen Kampf gegen Frauen führen.
         

         Das war und ist ein Schlag ins Gesicht der afghanischen Frauen. Ausgerechnet Norwegen,
            ein demokratisches Land mit einer Präsidentin an der Spitze, bot Extremisten, die
            ein ganzes Volk als Geisel genommen haben, ein Podium. Hier hätte sich zumindest eine
            gute Chance geboten, darauf zu bestehen, dass auch Frauen, afghanische Frauen, bei
            den Verhandlungen anwesend sind. Auf der Beteiligung der Frauen zu bestehen, wäre
            mehr als nur ein symbolischer Akt gewesen. Vor solchen Ereignissen muss sich der Westen
            zukünftig dringend von ExpertInnen beraten lassen, um nicht immer wieder sich bietende
            Gelegenheiten des Dialogs auf Kosten der Frauen zu vergeuden.
         

         
            
               Nieder mit dem Männlichkeitswahn!
               

            

            Es ist ein weltweites und altbekanntes Phänomen, dass immer die Mädchen und Frauen
               unter bewaffneten Konflikten und in Kriegszeiten am meisten zu leiden haben. In Afghanistan
               sind sie alle von den Folgen psychischer oder physischer Gewalt betroffen. Über Generationen
               wurden Frauen und Mädchen seelisch oder sexuell missbraucht. Sie sind Opfer der männlichen
               Familienangehörigen, der Männer in ihrer Verwandtschaft, der Männer in der Justiz,
               der Männer in der Politik, der Männer an den Verhandlungstischen. Nie waren afghanische
               Frauen die Initiatoren der Kriege, wurden aber stets durch von Kontrollsucht und Machtgier
               getriebenen Männern dazu benutzt, um deren Ziele zu erreichen. Frauen wurden gefoltert
               und vergewaltigt, um den Gegner zu treffen und zu entehren, Frauen wurden unter die
               Burka gezwungen, in Schulen geschickt oder von Bildung ferngehalten. Frauen wurden
               als Verhandlungsmasse der Männer eingesetzt. Begriffe wie Demokratie, Aufklärung,
               Fortschritt, Tradition, Moderne, Würde und Ehre wurden so oft in verfälschender Weise
               strapaziert, dass keiner mehr deren wahre Bedeutung kennt. Denn alles dient dem einen
               Zweck: Erlangung von Macht und Kontrolle durch Männer.
            

            Was ist das eigentlich für eine Ehre, frage ich mich, derentwegen Barmherzigkeit und
               Menschlichkeit mit den Füßen getreten werden dürfen? Was ist das eigentlich für eine
               Ehre, die rechtfertigt, Frauen zu vergewaltigen und zu töten? Was ist das eigentlich
               für eine Ehre, wegen der Frauen keinen anderen Ausweg sehen, als sich mit Benzin zu
               übergießen und anzuzünden?
            

            Profit, Kontrolle und Macht zählen für Männer mehr als Frau, Tochter oder Mutter.
               Unter dem Vorwand von Sitte, Moral und Ehre haben sich die Ehemänner und Väter schon
               längst ihrer Verantwortung entledigt und ihre Ideale verraten, während sie sich dabei
               selbst als gläubig feiern und ihre Taten im Namen Gottes rechtfertigen. Religion ist –
               neben den oben genannten Begriffen – auch ein weiterer wichtiger Punkt, der bei dem
               Kräftemessen unter Männern vorgeschoben wird und nicht fehlen darf. Da wird zunächst
               einmal groß aufgetreten, aber wenn es um die Verantwortung geht, dann versteckt Mann
               sich hinter Gott.
            

            Als der amerikanische Präsident George W. Bush im Oktober 2001 bekannt gab, dass das
               US-Militär mit Angriffen auf Ausbildungslager der al-Qaida-Terroristen und militärische
               Einrichtungen des Taliban-Regimes in Afghanistan begonnen habe, beendete er seine
               Rede mit den Worten: »May God continue to bless Amerika.«3 Die Strategie, sich hinter Gott zu verstecken, ist also keineswegs nur eine Methode
               der als hinterwäldlerisch geltenden Taliban.
            

            In der gleichen Rede sagte Bush übrigens auch: »Wenn eine Regierung die Verbrecher
               und Mörder von Unschuldigen unterstützt, wird sie selbst zum Verbrecher und Mörder.«
               Damit meinte er natürlich nicht die amerikanische Regierung. Obwohl diese die Taliban,
               die schließlich unzählige unschuldige Menschen ermordeten, zuvor hat groß und mächtig
               werden lassen, solange es für sie von politischem Nutzen war.
            

            Wie weit sich der ehemalige US-Präsident seiner eigenen Verantwortung entzog, beschreibt
               auch ein Zitat aus dem Guardian. Demnach hat George W. Bush gegenüber einem hochrangigen palästinensischen Politiker
               geäußert: »Ich habe einen Auftrag von Gott. Gott hat mir gesagt: ›George, geh und
               bekämpfe diese Terroristen in Afghanistan‹. Und das tat ich.«4

            Wie blasphemisch ist der Gedanke, Gott würde solche Gewalttaten billigen! Und wie
               auffällig, dass die Religion von allen Seiten dafür benutzt wird, um Gräueltaten zu
               rechtfertigen. Der eine schreit »In the name of God« und bombardiert blind ein ganzes
               Volk, der andere »Allahu Akbar«, während er das Messer in den Hals seiner Frau rammt.
               Jeder fühlt sich besser als der andere, dabei unterscheidet sie nichts voneinander!
               Den Preis für diesen Wahnsinn bezahlen vor allem die afghanischen Frauen. Denn sie
               sind von jedem einzelnen Mann, der sich an den Kriegen beteiligt hat, für die Durchsetzung
               seiner Motive und Ziele ausgenutzt worden. Und das nicht erst in den letzten 43 Jahren –
               so lange dauert bereits der Krieg in Afghanistan!
            

            Trotz allem, was afghanischen Frauen über die langen Jahre des Krieges und auch darüber
               hinaus angetan wurde, haben sie es trotzdem geschafft, sich immer wieder zu erheben
               und für ihre Rechte zu kämpfen. Ja, es gibt sie, die Afghaninnen, die sich unter Einsatz
               ihres Lebens nicht nur in den letzten zwei Dekaden für ihre Rechte eingesetzt haben.
               Darunter waren viele Frauen, die als Lehrerinnen heimlich in ihren Häusern Kinder
               unterrichtet haben, die als Krankenschwestern heimlich und unter Lebensgefahr ihr
               Haus verließen, um Frauen bei der Geburt ihres Kindes zu begleiten oder Frauen mit
               Brandverletzungen zu betreuen. Da waren Frauen, die ihre Töchter als Jungen verkleidet
               aus dem Haus geschickt haben, damit sie zur Schule gehen konnten und unterwegs nicht
               Gefahr liefen, attackiert und mit Säure übergossen zu werden. Da waren aber auch Frauen,
               die sich in aller Öffentlichkeit und mit ihrem Namen für die Rechte der Frauen eingesetzt
               haben: Shaharzad Akbar, Vorsitzende der Unabhängigen Menschenrechtskommission Afghanistans,
               Shakila Ebrahimkhail, Journalistin, Fatima Gailani, Direktorin des Roten Halbmonds
               Afghanistan, Malalai Kakar, Leiterin der Abteilung für Verbrechen gegen Frauen in
               Kandahar, Dr. Sima Samar, Ärztin und Menschenrechtsaktivistin, Fawzia Koofi und Malalai
               Joya, beide ehemalige Parlamentsabgeordnete und Frauenrechtsaktivistinnen, Suraya
               Pakzad und Habiba Sarabi, ebenfalls Frauenrechtsaktivistinnen, und viele, viele mehr.
            

            Darüber hinaus hat es in den letzten 20 Jahren zahlreiche Kunstprojekte gegeben, durch
               die vor allem die Männer für das Thema »Gewalt gegen Frauen« sensibilisiert werden
               sollten. Die Künstlergruppe artlord5 oder die Künstlerin Shamsia Hassani thematisierten mit Wandmalereien, Graffiti und
               Slogans wie »Gewalt gegen Frauen ist Gewalt gegen Religion« immer wieder deren brutale
               Unterdrückung.6 Auch Liedtexte von Musikerinnen wie Ariana Sayeed behandeln die prekäre Situation
               der Frauen.7

            Nahezu alle Errungenschaften, die Frauen im gesellschaftlichen Leben haben sichtbar
               werden lassen, im Großen wie im Kleinen, wurden aber von den Taliban nach ihrer Machtergreifung
               im August 2021 sofort wieder zerstört. Alle Frauen in führenden Positionen haben ihre
               Arbeit aufgeben müssen, die Graffiti und Wandmalereien wurden übermalt, die Sängerinnen
               zum Schweigen verdammt. Darüber hinaus ließen die Taliban alle Plakate, auf denen
               Frauen zu sehen waren, mit schwarzer Farbe übermalen und ordneten an, weibliche Schaufensterpuppen
               zu köpfen, weil sie unislamisch seien.8

            Und so bleibt zum Beispiel den Witwen immer noch nur die Wahl zwischen drei Möglichkeiten,
               um sich der Gewalt zu entziehen: Sie heiraten einen Verwandten ihres verstorbenen
               Mannes, gehen zurück in das Haus ihres Vaters oder heiraten nach vier Jahren einen
               anderen Mann. Egal, wie sie sich entscheiden, sie bleiben immer die Geisel einer von
               Männern kontrollierten Gesellschaft.
            

            Alle zukünftigen Reformen oder Errungenschaften werden sich nicht halten können, solange
               die patriarchalen Strukturen nicht überwunden werden. Projekte wie Zanābād, die von Witwen errichtete Siedlung, werden auch ohne die direkte Bedrohung durch
               Krieg und Krisen in Afghanistan keine Chance haben, solange Männer Frauen als Feinde
               und minderwertige Kreaturen ansehen. Ein Modell wie Zanābād macht den machtbesessenen Männern Angst. Durch solche Projekte werden ihnen die Schranken
               ihrer Autorität und ihr Kontrollverlust vor Augen geführt.
            

            Es ist Zeit, zu erkennen, dass das Konzept Patriarchat überholt ist. Zurzeit schlagen
               die Taliban die täglichen Proteste der Frauen in Afghanistan mit Peitschenhieben und
               Gewehrkolben äußerst brutal nieder. Aber wie lange werden sie die Aktivistinnen einschüchtern
               und sie nachts aus ihren Häusern abholen und verschwinden lassen können? Wie wichtig
               es ist, den Blick von Afghanistan nicht abzuwenden, zeigt sich daran, dass die Frauen
               unter internationalem Druck teilweise wieder freigelassen werden. In der Gefangenschaft
               wird ihnen gedroht und sie werden genötigt, Geständnisse zu unterschreiben, in denen
               sie ihre Taten bereuen und geloben, nicht erneut an Protesten teilzunehmen. Ende Februar
               veröffentlichte das Innenministerium der Taliban ein Video, auf dem Frauen zu sehen
               sind, die angeblich gestehen, dass sie dafür bezahlt wurden, um an Protesten und anderen
               Aktivitäten gegen die Taliban in Kabul teilzunehmen. Heather Barr von Human Rights
               Watch sagt, dass es sich um ein Propagandavideo der Taliban handelt, um andere Frauen
               einzuschüchtern.9 Die Frauen auf dem Video wirken in der Tat sehr verängstigt, und es scheint, so Heather
               Barr, dass sie massiv unter Druck gesetzt wurden, als sie diese Aussagen machten.
            

            Die Taliban schlagen zwar die Proteste der Afghaninnen brutal nieder, aber sie werden
               die Frauen nicht mehr zum Schweigen bringen können. Täglich schließen sich immer mehr
               und mehr Frauen und liberale Afghanen Kampagnen wie #StandWithWomenInAfghanistan an
               und erheben ihre Stimmen, auch weltweit. Und diese breite Unterstützung ist extrem
               wichtig, gerade auch von uns im Westen! »Seite an Seite mit den Frauen in Afghanistan!«,
               diesem Ruf sollten wir alle folgen und ihnen beistehen. Denn ohne internationalen
               Druck wird die Gewalt nicht aufhören. Wir müssen hinsehen, zuhören und öffentlich
               machen, was täglich in Afghanistan passiert. Afghanische Frauen haben eine reiche
               Geschichte des Widerstands und der politischen Partizipation. Wir sollten sie dabei
               unterstützen, damit sie das Zepter übernehmen können. Ehre, wem Ehre gebührt. Es lebe
               die afghanische Frau!
            

         

         
            
               Deutschland – es ist Zeit, ein Versprechen einzulösen
               

            

            Zur Erinnerung: Nach den Ereignissen des 11. Septembers 2001 in New York und Washington
               erklärten die USA, sie würden militärisch in Afghanistan eingreifen, um die Trainingscamps
               der al-Qaida dort zu zerstören. Zu diesem Zweck rief die NATO, zum ersten Mal in ihrer
               Geschichte, den Bündnisfall aus und auf Antrag des damaligen deutschen Bundeskanzlers,
               Gerhard Schröder, stimmte der Bundestag einem Einsatz der Bundeswehr zu, Soldaten
               nach Afghanistan zu senden.
            

            Als die Entscheidung der Bundesregierung feststand, dass Deutschland sich an dem Krieg,
               den damals keiner so bezeichnen durfte, beteiligt, erkannten die Deutschen schnell,
               welch große außenpolitische Bedeutung dahintersteckte. Neben den großen »Keyplayern«
               auf dem internationalen Politparkett an der Seite der USA Teil eines solchen Einsatzes
               zu sein, glaubte man nicht ablehnen zu können.10

            Das Ziel der Mission in Afghanistan: Vertreibung der Terrorristen, Demokratisierung
               des Landes und die Befreiung der afghanischen Frauen. Oder in einer anderen Rheinfolge?
               Oder doch keines von alldem? Diese Unentschlossenheit und das Fehlen einer langfristigen
               Strategie zog sich leider durch den kompletten Einsatz bis zum Schluss hin. Und fast
               20 Jahre nach dem Einrücken der »Friendly Forces«, als klar war, dass der internationale
               militärische Einsatz gescheitert war, das Land nicht so einfach zu demokratisieren
               war, die Frauen nicht mal eben zu befreien waren und die Zahl der Terroristen sich
               vervielfacht hatte, zog die Bundeswehr in einer Nacht-und-Nebel-Aktion aus ihrem letzten
               Stützpunkt im Norden Afghanistans ab und das US-Militär verließ Bagram, den Dreh-
               und Angelpunkt des »War on Terror«.
            

            Die Bilanz: Allein bei den US-Soldaten lag die Zahl der Opfer bei mehr als 2 400,
               59 deutsche Soldaten wurden getötet. Nach Schätzungen des Watson Instituts vom November
               2019 betrug die Zahl der zivilen Toten in Afghanistan etwa 43 000, die Zahl der Verluste
               unter den afghanischen Sicherheitskräften lag bei 64 000, zudem kamen 42 000 »regierungsfeindliche
               Kämpfer« ums Leben.11 Die tatsächlichen Zahlen werden wir wahrscheinlich nie erfahren. Die Kriegskosten
               liegen allein auf Seiten der USA bei über zwei Billionen Dollar.12

            Um die aktuelle Situation vielleicht noch etwas besser verstehen zu können, ist es
               wichtig, daran zu erinnern, dass die Zahl der Opfer unter den amerikanischen Soldaten
               zwar zurückging, seit die USA 2014 ihre Bodeneinsätze in Afghanistan reduzierten und
               mehr Luftangriffe flogen, durch die unpräziseren Bombardements aus der Distanz aber
               umso mehr unschuldige afghanische Zivilisten getötet wurden. In einem Interview mit
               dem Deutschlandfunk Kultur sagte ein junger Afghane: »Meine Cousine ist mit ihren
               Kindern bei einer Drohnenattacke der USA ums Leben gekommen. Sechs Kinder, alle von
               den Amerikanern umgebracht. Nur mein Cousin hat schwer verletzt überlebt.«13 Solche Erfahrungen machten in der nahen Vergangenheit viele Afghanen, vor allem in
               den Provinzen des Landes, in denen in den letzten 20 Jahren der brutale Krieg aus
               der Distanz mit Drohnen und per Knopfdruck geführt wurde. Folglich ließ die Sympathie
               für den internationalen Einsatz immer schneller nach, die Taliban bekamen immer mehr
               Zulauf und konnten somit in kurzer Zeit ohne Mühe weitere Landesteile unter ihre Kontrolle
               bringen.
            

            Ein grundsätzlicher Fehler wurde aber schon sehr viel früher begangen: Es war der
               Einmarsch der US-Streitkräfte in den Irak 2003 mit der Begründung, der irakische Diktator
               Saddam Hussein würde Massenvernichtungswaffen produzieren und die Terrororganisation
               al-Qaida unterstützen. Fakt ist, dass erst nach dem Ende der Kampfhandlungen im Irak
               und nach dem Fall Saddam Husseins al-Qaida im Irak aktiv wurde und Waffenexperten
               keine Massenvernichtungswaffen im Irak fanden. Plötzlich ging es nicht mehr nur um
               die Verfolgung von Terroristen, sondern um einen Krieg gegen die islamische Welt,
               so die Wahrnehmung einiger Afghanen, mit denen ich sprach.
            

            Die Verantwortlichen ziehen sich jetzt aus der Affäre, ohne ein einziges Einsatzziel
               erreicht zu haben. Die Alliierten, die deutsche Bundeswehr inklusive, hinterließen
               bei ihrem Abzug nicht einmal ein Mindestmaß an Stabilität. So gelang es den Taliban,
               innerhalb einer Woche die vier großen Städte Kundus, Kandahar, Herat und Kabul zu
               erobern. Amerika und seine Bündnispartner zogen sich Ende Juli 2021 aus ihrem längsten
               je geführten Krieg als Verlierer zurück.
            

            Für die afghanische Bevölkerung war es ohnehin nicht nachvollziehbar, warum Amerika
               den Krieg gegen sie überhaupt begonnen hatte. Denn die Attentäter des 11. September
               gehörten zu der von Osama Bin Laden geführten saudischen Organisation al-Qaida, die
               zwar ihre Trainingscamps in Afghanistan hatte, an denen aber kein einziger Afghane
               beteiligt war. »Afghanistan wurde […] zum Knotenpunkt eines weltweiten Terrornetzwerks,
               auch wenn dies nicht der leidgeprüften Bevölkerung anzulasten ist, die Dürre, Hunger,
               Bürgerkrieg und großes Elend ertragen musste […].«14 Deshalb sahen sich die Afghaninnen und Afghanen als Sündenböcke für etwas, das sie
               nicht verschuldet hatten. Sie wussten so wie alle, die sich ernsthaft mit der Situation
               in Afghanistan beschäftigten, dass die eigentlichen Feinde der USA in Pakistan (dem
               Unterstützerland von Taliban und al-Qaida) und Saudi-Arabien (Osama Bin Laden) saßen.
               Wegen dieser Tatsache schlussfolgerten die Afghanen, dass sie zum Ziel wurden, weil
               es viel einfacher sei, in einem »Krieg gegen den Terror« Afghanen zu töten, als sich
               gegen eine Atommacht wie Pakistan oder die Ölscheichs in Saudi-Arabien zu stellen.
            

            Der Abzug lässt nicht nur eine ganze Generation liberal denkender Afghanen, die auf
               den Schutz des Westens vertraut hatten, zurück, sondern auch eine größere Zahl an
               Taliban-Kämpfern als je zuvor. Der Unterschied zu 2001: Heute sind die Taliban mit
               den modernsten Waffen ausgestattet – dank der militärischen Hinterlassenschaften der
               US-Amerikaner.
            

            So überrascht es kaum, dass nicht nur in Afghanistan, sondern auch bei den Menschen
               in Europa die Politik des Westens zunehmend als unglaubwürdig und zynisch empfunden
               wird. Es ist ohnehin mehr als tragisch, dass im 21. Jahrhundert noch immer auf diese
               Weise Kriege geführt und Menschen getötet werden. Über die amerikanische Außen- und
               Rüstungspolitik, die durchaus von diesen Kriegen profitiert, schreibt William D. Hartung,
               Direktor des Projekts für Rüstung und Sicherheit am Zentrum für internationale Politik,
               in Le Monde diplomatique: »Man denke nur an den brutalen Krieg der Saudis und der Vereinigten Arabischen Emirate
               (VAE) im Jemen, wo amerikanische Waffensysteme bei Luftangriffen zum Einsatz kommen,
               die Tausende zivile Todesopfer gekostet und Millionen Menschen in eine humanitäre
               Katastrophe gebombt haben. Nicht zu vergessen die türkische Invasion vom November
               2019 im Norden Syriens, bei der sowohl die türkischen Truppen als auch ihre Gegner,
               die kurdischen Milizen, mit US-Waffen ausgestattet waren.«15 Aber darüber möchte ich hier gar nicht sprechen. Worüber ich sprechen möchte, ist
               die Position Europas und dabei vor allem die Deutschlands.
            

            Nach 20 Jahren Kriegsbeteiligung kann man sich nicht einfach zurückziehen und die
               Menschen vor Ort in Chaos und Angst zurücklassen. Deutschland und der Westen haben
               die Verpflichtung, sich eine gemeinsame Strategie zu überlegen, um den Menschen im
               Land zu helfen. Die Extremisten und die Warlords müssen entwaffnet und ihre Unterstützer
               zur Verantwortung gezogen werden. Sicherlich hat es für Deutschland eine große außenpolitische
               Bedeutung, in der Riege der Weltmächte mitzuspielen, aber wir haben auch eine humanitäre
               Verpflichtung einem Volk gegenüber, das jahrelang in den Mühlen der auf ihrem Territorium
               ausgetragenen Stellvertreterkriege zermahlen wurde. Man hat ihm eine bessere und eigenständige
               Zukunft versprochen. Gerade Deutschland mit seiner Vergangenheit sollte wissen, was
               Verantwortung bedeutet.
            

            Deutschland hat seit 2015 immer wieder an 100 Jahre deutsch-afghanische Freundschaft
               erinnert, um nicht zuletzt dadurch das Vertrauen der Afghanen zu gewinnen. Diese gemeinsame
               Vergangenheit ist als Basis für Entwicklungshilfeprojekte sicherlich von Vorteil.
               Aber man darf auch nicht übersehen, dass auch das Geberland einen konkreten Gewinn
               aus seiner Hilfe zieht. Zur Entwicklungspolitik, mit dem Ziel, die Lebensverhältnisse
               der Menschen vor Ort zu verbessern, ist spätestens seit 2015 der innenpolitisch so
               wichtige Aspekt der Vermeidung von Migration hinzugekommen.16

            Als die erste Afghanistan-Konferenz 2001 bei Bonn auf dem Petersberg stattfand, waren
               viele Afghanen froh, dass Deutschland die Gastgeberrolle übernahm, und sie sprachen
               vom »großen Bruder«, der darauf achtet, dass die Verhandlungen um die politische Zukunft
               Afghanistans gerecht und gut verlaufen. Doch der erste von vielen Fehlern war, dass
               anstelle von wertvollen Säulen einer zukünftigen Zivilgesellschaft, wie zum Beispiel
               Mitgliedern von Frauenrechtsgruppen, die während der langen Bürgerkriegsjahre unter
               fatalen Umständen gearbeitet hatten, die für die Kriege verantwortlichen Warlords
               zu der Konferenz eingeladen und schließlich sogar an der Regierung beteiligt wurden.
               Dass man nun 20 Jahre später erneut die fatale Entscheidung getroffen hat, die Frauen
               sich selbst und ihren hochgerüsteten Feinden zu überlassen, lässt viele fassungslos
               zurück.
            

            Deutschland und auch andere westliche Staaten dürfen jetzt einfach nicht tatenlos
               zusehen, wie die kleinen Erfolge der vergangenen Jahre zunichte gemacht werden. Denn
               das wäre ein verheerendes Urteil für eine ganze Generation, die sich für eine freie
               Gesellschaft eingesetzt und den Boden für die Entwicklung einer starken Zivilgesellschaft
               bereitet hat.
            

            Die Taliban sind auf die internationale finanzielle Unterstützung angewiesen. Diese
               gehört unmissverständlich an Bedingungen geknüpft. Menschenrechte, Frauenrechte und
               das Recht auf Bildung sind elementar und dürfen nicht zum Verhandlungsgegenstand werden.
               Nur durch politischen und wirtschaftlichen Druck auf die neuen Machthaber können afghanische
               Frauen und kann damit die afghanische Gesellschaft unterstützt werden. Eine Tatsache,
               die zwar auch in den letzten 20 Jahren bekannt war, aber jetzt endlich durchgesetzt
               werden muss. Alles andere würde die dunklen Tage wieder heraufbeschwören, wie die
               Afghaninnen und Afghanen sie nach dem Abzug der sowjetischen Invasion schon einmal
               erlebt hatten.
            

            Jetzt, nur wenige Monate nach der Machtübernahme der Taliban kollabieren der Staat
               und die Verwaltung, weil die Frauen von allem ausgeschlossen werden und nicht mehr
               arbeiten dürfen. Bleibt es dabei, hätte das fatale Folgen für viele nachkommende Generationen,
               genauso, wie der Ausschluss der Frauen in den 90er Jahren für die darauffolgenden
               Jahre verheerend war.
            

            Wie ernst die Versprechungen der Taliban zu nehmen sind, demonstrierten sie zuletzt
               bei ihrer Machtübernahme: Eine ihrer ersten Amtshandlungen Anfang September 2021 in
               Kabul war, das Ministerium für Frauenangelegenheiten zu schließen und es in ein »Ministerium
               für Gebet und Orientierung sowie zur Förderung der Tugend und zur Verhinderung von
               Lastern« umzuwandeln. Laut einem UN-Bericht haben die Taliban in den ersten sechs
               Monaten nach der Machtergreifung, trotz der Ankündigung einer »Generalamnestie«, mehr
               als hundert ehemalige BeamtInnen, RegierungsmitarbeiterInnen und Ortskräfte getötet.17

            Die Taliban hatten Mitte August nach ihrer Machtübernahme die meisten Mädchenschulen,
               aber vor allem die ab der Klasse 7 geschlossen. Zwischenzeitlich kündigten sie an,
               den Mädchen ab Mitte März wieder den Zugang zu den Schulen zu erlauben, brachen aber
               kurzfristig ihre frühere Zusage ohne eine Erklärung. Wieder einmal brachen sie ihr
               Wort, wieder einmal sind die Leidtragenden die Mädchen.
            

            Um dieses Katz-und-Maus-Spiel zu durchbrechen, ist es sinnvoll, sich gemeinsam mit
               den Unterstützern Pakistan und Saudi-Arabien eine Strategie zu überlegen, damit die
               Unfähigkeit, eine Regierung zu bilden, nicht weiter auf Kosten der Mädchen ausgetragen
               wird.18

            Bei den Herrschenden, die zurzeit in Afghanistan regieren, handelt es sich um »moderate
               Taliban«, medial werden sie auch als »Taliban 2.0« bezeichnet. Je länger sie allerdings
               an der Macht sind, desto deutlicher wird, dass es sich um Wölfe im Schafspelz handelt.
               Unabhängig davon, wie sie bezeichnet werden, jede Vision der Taliban bleibt fundamentalistisch
               und richtet sich gegen liberale Afghanen, vor allem gegen Frauen. Das haben sie bei
               jeder Gelegenheit demonstriert. Deshalb können wir uns jetzt auch nicht überrascht
               zeigen. Denn dass man sich nicht auf die sogenannten Gotteskrieger verlassen kann,
               haben alle Verhandlungskritiker und Experten längst vorausgesagt. Die internationale
               Gemeinschaft täte gut daran, sofort humanitäre Hilfe über afghanische Nichtregierungsorganisationen
               bereitzustellen, um auch die fortgesetzte Verschlechterung der Rechte der Frauen und
               der Menschenrechte zu verhindern. Die internationale Gemeinschaft muss mit einer koordinierten
               und einheitlichen Stimme sprechen, angeführt von den Vereinten Nationen, einer der
               wenigen Institutionen, denen die Menschen noch vertrauen.
            

            US-Präsident Biden verkündete Mitte Februar 2022, dass die Hälfte der in den USA liegenden
               und nach der Machtübernahme der Taliban eingefrorenen afghanischen Auslandsreserven
               in Höhe von sieben Milliarden Dollar den Terroropfern vom 11. September zugesprochen
               werden sollen. Nicht nur Afghanen innerhalb und außerhalb des Landes reagierten fassungslos,
               dass dies gerade jetzt geschieht, wo in Afghanistan laut Welthungerhilfe 95 Prozent
               der Bevölkerung vom Hungertod bedroht sind. »Sieben von zehn Familien befinden sich
               im permanenten Krisenmodus. […] Die katastrophale Situation spitzt sich durch die
               steigenden Nahrungsmittel- und Treibstoffpreise als Folge des Kriegs in der Ukraine
               noch einmal dramatisch zu.«19 Die Organisation Afghanischer Frauenverein beschreibt im Februar in ihrem Bericht
               die Situation verzweifelter Familien in Afghanistan. Sie schildern den Fall einer
               Frau, die gezwungen ist, ihre 40 Tage alte Tochter wegzugeben, »weil sie sich nicht
               mehr in der Lage sieht, das Überleben der viel zu kleinen Neugeborenen zu sichern.
               Ein Vater verkauft für 300 Euro seine Niere, um den Hunger der Kinder zu stillen.«20

            Sollte es bei dieser Entscheidung der USA bleiben, dann wäre das ein fatales Signal
               und ein inhumanes noch dazu. Trotz ihres militärischen Rückzugs aus Afghanistan haben
               die USA als Weltmacht eine Verantwortung. Anstatt ein ganzes Volk mit Sanktionen zu
               belegen, sollten sie lieber retten, was noch zu retten ist. Außenpolitisch ist es
               Deutschland wichtig, neben den großen »Keyplayern« die internationale Politik mitzugestalten.
               Jetzt wäre eine gute Gelegenheit dafür. Deutschland könnte sich konstruktiv einbringen
               und auf dafür bestehende Möglichkeiten hinweisen: Pakistan ist ebenfalls auf die finanzielle
               Hilfe der USA angewiesen. Dort böte sich ein Ansatz, um Druck auf die Taliban auszuüben
               und Pakistan einmal mehr dazu zu drängen, sich für eine Seite zu entscheiden. Der
               Nachbar im Südosten unterstützt die Taliban »ideell, finanziell und logistisch und
               bietet ihnen auf pakistanischem Territorium entlang der Grenze Rückzugsraum«, da er
               sie als Söldner sieht, die innerhalb Afghanistans Gruppierungen bekämpfen, die von
               Indien finanziert werden und daher für Pakistan gefährlich werden könnten. Gleichzeitig
               bekämpft Pakistan die Taliban, »weil diese sich gegen Pakistan gewendet haben und
               dort Terroranschläge verüben.«21 Es ist nicht leicht, hier den Durchblick zu behalten.
            

            Und welche Rolle spielt Katar? Das Land ist an den Verhandlungen mit den Taliban intensiv
               beteiligt. In Doha gibt es seit 2013 sogar ein Büro der Taliban. Qatar Airlines fliegt
               Taliban-Führer bei jeder Gelegenheit nach Afghanistan ein und wieder aus und bemüht
               sich auch bei den Evakuierungen um ein gutes Image. Wenn also der US-Außenminister
               Antony Blinken dem Emirat für seine »außerordentliche Unterstützung« bei der Rettungsmission
               aus Afghanistan dankt, wäre dies doch eine gute Gelegenheit, den Emir Scheich Tamim
               bin Hamad al-Thani zu bitten, die Taliban an ihre moderate Haltung und ihre Versprechungen
               zu erinnern.22 In Katar werden dieses Jahr außerdem die Fußball-Weltmeisterschaften ausgetragen.
               Es wäre eine weitere gute Gelegenheit, um an die Verantwortung der Kataris als Vermittler
               zu appellieren. Darum könnte sich Deutschland als Fußballnation und auf der Basis
               »100 Jahre Deutsch-Afghanischer-Freundschaft« doch kümmern und den Appell an Katar
               aussprechen. Das wäre ein Zeichen des Fairplays.
            

            Die vielen Beispiele junger afghanischer Reformerinnen und Menschenrechtsaktivistinnen
               machten deutlich, welche Erfolge Afghaninnen trotz massiver Gefährdung ihrer Sicherheit
               binnen kürzester Zeit erzielen können. Es ist grundlegend und wichtig, dass die Weltgemeinschaft
               dies anerkennt und sie bei ihrem Kampf weiterhin unterstützt. Das deutsche Engagement
               in Afghanistan darf nicht aufhören. Es wurde so viel Zeit, Geld, Mühe geopfert und
               es hat so viele Menschenleben gekostet. Deutschland muss weiter an der Seite des afghanischen
               Volkes stehen.
            

         

      

   
      
            7.AFGHANINNEN – DIE WAHREN HELDINNEN DER AFGHANISCHEN NATION. EIN FAZIT

         

         Afghanistan war nie ein selbstbestimmtes Land. Stets bemühten sich fremde Mächte darum,
            ihren Herrschaftsanspruch geltend zu machen. Auf ihren eigenen Profit bedacht und
            ausschließlich ihre eigenen Interessen im Blick, setzten sie Marionettenregierungen
            ein, um ihre politischen Ziele zu erreichen. Es ist die strategische Lage des Landes,
            die es immer wieder zu einem wichtigen Schauplatz für internationale Begehrlichkeiten
            macht. Denn Afghanistan liegt zentral, mitten in einer geopolitisch interessanten
            Zone. Wer die Kontrolle über die Kreuzung ausübt, hat die Kontrolle über die Region.
            Um ihren Einfluss zu sichern, lieferten sich in Afghanistan die Briten, die Russen
            und die US-Amerikaner viele Stellvertreterkriege. Zudem spielt Afghanistan auch im
            bestehenden Kaschmir-Konflikt zwischen Pakistan und Indien eine Rolle. Denn die bewaffneten
            Aufständischen in Kaschmir werden von Pakistan mit Waffen und zum Teil mit aus Afghanistan
            kommenden Kämpfern unterstützt, die in den afghanischen Flüchtlingslagern in Pakistan
            rekrutiert werden.1 Und schließlich ergibt sich auch noch aus der alten Grenzziehung aus Kolonialzeiten
            (der Durand-Linie) zwischen Pakistan und Afghanistan durch die Briten ein politischer
            Konfliktstoff, weshalb für Pakistan die Regierungskonstellation in Kabul von immenser
            Bedeutung ist.
         

         Der jüngste Stellvertreterkrieg wurde im August 2021 beendet. Da im 21. Jahrhundert
            nicht mehr von »Krieg« gesprochen wird, nannten die USA und in ihrem Gefolge Dutzende
            Verbündete 2001 ihren militärischen Einsatz in Afghanistan »Enduring Freedom« (dauerhafte
            Freiheit) – rückblickend eine Bezeichnung, die an Zynismus nicht zu überbieten ist.
            Zum Wohle des afghanischen Volkes militärisch im Land einzugreifen, klang auf jeden
            Fall besser, als zugeben zu müssen, dass man die Kontrolle über die im Zuge des Kalten
            Krieges gegen die sowjetische Besatzung in den 70er Jahren selbst herangezüchteten
            Krieger verloren hatte und diese jetzt eliminieren musste, weil sie sich gegen ihre
            »Väter« wandten.
         

         Allerdings scheiterten die unter der Bezeichnung ISAF – International Security Assistance
            Force – zusammengeführten Staaten an der Idee, das Land zu befrieden, auch nach 20
            Jahren Krieg. Wegen einer fehlenden Strategie, zahlreicher taktischer Fehler, einer
            an Fahrlässigkeit grenzenden Naivität und sträflicher Unkenntnis der lokalen Gegebenheiten –
            trotz ihrer zeitweilig bis zu 150 000 eingesetzten Soldaten und Milliarden US-Dollar
            an Kosten. Um sich einigermaßen sauber aus der Affäre zu ziehen und um den nicht enden
            wollenden Krieg endlich beizulegen, machten sie aus den ehemaligen »islamistischen
            Terroristen« »moderate Verhandlungspartner«.2 Die Taliban verbuchten für sich darin einen diplomatischen Erfolg, durch den sie
            an Selbstbewusstsein gewannen und der sie schließlich immer mehr Bedingungen stellen
            ließ. Zuletzt schafften sie es 2020, die Regierung in Kabul dazu zu bringen, insgesamt
            etwa 5 000 Islamisten aus den Gefängnissen zu entlassen.3 Mit diesem Deal sollten die sogenannten Friedensgespräche eingeleitet werden. Allerdings
            hielten sich die Taliban im Gegenzug nicht an ihren Teil der Vereinbarung, eine Feuerpause
            einzulegen, da sie wussten, dass die Amerikaner und ihre Verbündeten ohnehin bald
            das Land verlassen würden. Ihre Rechnung ging auf: Der Westen zog ab und die Taliban
            schafften es, militärisch gestärkt durch die Unterstützung aus Pakistan und Saudi-Arabien,
            die Macht in Kabul kampflos zu übernehmen.
         

         Der Mangel an Bildung, die viel zu lange dauernden Kriege, Dürre und Hunger und die
            Folgen von Flucht und Vertreibung haben in Afghanistan alle Chancen zunichte gemacht,
            dass eine selbstbestimmte Bevölkerung heranwachsen konnte. Stattdessen sind die meisten
            Afghaninnen und Afghanen nach wie vor den veralteten Strukturen innerhalb der Stammesgesellschaft
            verhaftet. Die Mehrheit war schlichtweg damit beschäftigt zu überleben.
         

         Zudem haben die Erfahrungen der Vergangenheit gezeigt, dass die Clanführer umso rabiater
            ihre religiösen und stammesorientierten Ansichten verteidigen, je mehr sie von außen
            dazu gedrängt wurden, ihr Verhalten zu reformieren. Bedauerlicherweise wurden die
            Bedürfnisse und Interessen der Landbevölkerung von der Zentralregierung oft ignoriert,
            was die Annäherung zwischen Land- und Stadtbevölkerung noch mehr erschwerte und die
            Fronten verhärtete. Themen wie Fortschritt, Entwicklung und Menschenrechte wurden
            lediglich im Rahmen von Entwicklungshilfeprojekten vermittelt und dadurch als westlich
            geprägte Werte wahrgenommen. Westliche Ignoranz traf dabei auf orientalische Sturheit.
         

         Dabei hatten die beiden sogenannten fortschrittlichen Epochen Afghanistans der 20er
            und 70er Jahre gezeigt, dass langanhaltende Verbesserungen auch der Situation der
            Frauen nicht ohne die Einbeziehung der Provinzräte erzielt werden konnten.
         

         In beiden Perioden wurden die Stammesführer durch um Einfluss bemühte, konkurrierende
            ausländische Mächte in ihrer Wahrnehmung gestärkt, dass die Förderung der Frauen durch
            die Kabuler Regierung ihre Macht beschneidet und ihre Autorität in Frage stellt. Deshalb
            hätten die Provinzregierungen Afghanistans mit Beginn des Einmarschs 2001 in die politischen
            Prozesse einbezogen werden müssen. Ohne ein Mindestmaß an Bildung und Beteiligung
            der Provinzräte können in Afghanistan keine erfolgbringenden langfristigen Veränderungen
            erreicht werden. Erst recht nicht für Frauen.
         

         Ein erkennbares Interesse des Westens an ihnen und ihrer Lebenssituation hätte auch
            die Skeptiker des Einsatzes innerhalb der afghanischen Bevölkerung in den abgelegenen
            Landesteilen überzeugt. KennerInnen der afghanischen Gesellschaft haben bereits 2002
            davor gewarnt, dass der Westen sich nicht durch die anfängliche Euphorie darüber,
            dass etliche Frauen in den ersten Monaten nach der Vertreibung der Taliban in Kabul
            ohne Burka zu sehen waren, blenden lassen sollte. Und sie sollten sich nicht darauf
            beschränken, die Wiedereröffnung von Schulen für Mädchen zu bejubeln. Eher sollten
            sie prüfen, »ob die Regierung die Mittel für den Bau von Schulbänken, den Kauf von
            Tafeln oder die Bezahlung von Lehrern bereitgestellt hat.«4 Aber genau das ist versäumt worden. Es wäre wichtig gewesen, sich auch dabei nicht
            nur auf die Städte zu konzentrieren, sondern von Anfang an örtliche NGOs und Entwicklungshilfeorganisationen,
            die über umfangreiche Ortskenntnisse und Erfahrung verfügten, zu Rate zu ziehen. Dadurch
            wäre die humanitäre Unterstützung der Zivilbevölkerung zielgerichteter möglich gewesen.
            Das hätte die Opfer der langen Kriegsjahre eher überzeugt. Stattdessen wurden sie
            mit Bomben beworfen und schließlich den Extremisten in die Arme getrieben.
         

         Es wäre zu hoffen, dass sich die Geschichte in Afghanistan nicht erneut wiederholt.
            Denn wenn der Westen weiterhin verantwortungslos handelt und den Blick von Afghanistan
            abwendet, wird sich eine ähnliche Situation einstellen wie damals nach dem Abzug der
            sowjetischen Militärs 1989. Die USA und der Westen schenkten dem fortdauernden Bürgerkrieg
            keine Beachtung, extremistische Gruppierungen aus unterschiedlichen Ländern fanden
            in Afghanistan ein perfektes Refugium.5 Das Ergebnis: Millionen Afghanen wurden um ihr Leben betrogen, sie blieben ohne Bildung
            und ohne Aussicht auf eine Zukunft und Afghanistan wurde zum Ausgangspunkt eines weltweit
            agierenden Terrornetzwerks.
         

         Im August 2021 kam durch den unvorbereiteten militärischen Abzug aus Afghanistan und
            die mangelhaft geregelte Übergabe an die »moderaten Fundamentalisten« binnen Stunden
            der gesamte Staatsbetrieb zum Erliegen. Die ohnehin wenigen Bereiche der afghanischen
            Regierungsadministration, die noch funktionierten, legten die Taliban gezielt lahm,
            indem sie den Frauen das Arbeiten verboten. Genauso planlos, wie der Westen abzog,
            übernahmen die Taliban die Regierung. Sie wirkten wie Nichtschwimmer im großen Ozean.
            Doch anstatt alle Kräfte zu nutzen, um zu überleben, machten sie sich selbst das Leben
            schwer – sie grenzten in ihrer ideologischen Verbohrtheit die Frauen kategorisch aus.
         

         Um ehrlich zu sein: Mir erschloss es sich nicht, warum alle im August 2021 so überrascht
            waren, als die Taliban die Macht übernahmen. Dass sie es tun würden, war nur eine
            Frage der Zeit. Die Gründe lagen auf der Hand: Über zwei Jahrzehnte wurde eine Regierung
            mit Millionen Dollar Hilfsgeldern finanziert und dadurch einer der korruptesten Staatsapparate
            der Welt künstlich am Leben erhalten. Dass sie sich nicht ohne Unterstützung würden
            halten können, war lange bekannt. Dass seit Beginn des Einsatzes auf skrupellose Warlords
            und islamistische Terroristen gesetzt wurde, die in Den Haag vor den Internationalen
            Strafgerichtshof gehört hätten, war ebenfalls bekannt. Dass fast alle an der Regierung
            beteiligten Politiker einen zweiten ausländischen Pass hatten und sich bei Gefahr
            sofort absetzen würden, lag auch auf der Hand. Dass die internationale Politik es
            billigend in Kauf genommen hat, dass Tausende von Taliban-Kämpfern, die wegen Mordes
            und weiterer Verbrechen inhaftiert waren, aus den Gefängnissen freigelassen wurden
            und diese – mit den ihnen aus Armeebeständen zugefallenen modernsten Waffen ausgestattet –
            früher oder später die Hauptstadt überfallen würden, war ebenfalls klar.
         

         Es war alles andere als eine Überraschung, was sich in Kabul nach dem Abzug im August
            2021 abspielte. Traurigerweise war selbst die kollektive internationale »Überraschung«
            nicht verwunderlich. Denn alle wollten nur noch raus. Bedingt durch die hohen Kriegskosten
            im Irak und Afghanistan blieb den US-Amerikanern nichts übrig, als überstürzt abzuziehen,
            um nicht noch mehr Geld zu verlieren. Möglichst schnell, egal wie, Hauptsache raus.
            Die Deutschen und die anderen NATO-Länder in ihrem Schlepptau mussten nachziehen.
            So war die Abmachung. »Gemeinsam rein, gemeinsam raus.«

         Aber es ist nicht zu spät, wir müssen aus den Fehlern der Vergangenheit lernen und
            dürfen jetzt nicht erneut Terrorgruppen das Feld überlassen. Bestehende Kontakte zur
            Zivilgesellschaft müssen genutzt werden, um langfristig mit lokalen Stammesführern
            eine Umverteilung der Macht zu diskutieren. Denn sonst sind die Leidtragenden all
            diejenigen, die in den letzten Jahren an die Versprechungen des Westens geglaubt und
            dabei ihr Leben und das ihrer Familien riskiert haben: die Afghaninnen.
         

         Nach dem unverantwortlichen Abzug des internationalen Militärs und der Flucht der
            afghanischen Regierung, waren sie es, die weitergekämpft und protestiert haben. Sie
            wurden verprügelt, verschleppt und gefoltert. Und trotzdem erhoben sie ihre Stimme.
            Sie setzen sich ein – für sich selbst, für ihre Kinder und die vielen anderen Frauen,
            die nun in ihren Häusern eingesperrt sind. Sie fordern ihre Grundrechte ein, ihr Recht
            auf Freiheit und ihr Recht auf Bildung.
         

         Der Rückblick auf die Geschichte Afghanistans der letzten 100 Jahre hat gezeigt, wie
            sehr das Schicksal der afghanischen Frauen mit politischen Interessen der jeweiligen
            Machthaber und/oder Invasoren verknüpft ist. Das Leben und die Rechte der Frauen waren
            immer Spielball der Politik. Es ist Zeit, ein Zeichen zu setzen und diese seit vielen
            Jahrzehnten etablierten Muster endlich zu durchbrechen.
         

         Es liegt auf der Hand, dass die aktuellen Probleme in Afghanistan nicht von außen
            gelöst werden können. Es ist aber auch klar, dass die Afghaninnen und Afghanen ohne
            das Zutun von außen nicht so viele Probleme hätten. Es wäre also wünschenswert, dass
            ihnen eine uneigennützige Unterstützung zukommt, die sie dabei stärkt, eigene Lösungen
            für ihre Probleme zu finden und die innere Spaltung der Gesellschaft zu überwinden.
            Dass das Land das dafür nötige Potenzial hat, zeigte sich zuletzt in der jüngsten
            Geschichte.
         

         Es hat immer wieder Afghaninnen gegeben, die unter den schlimmsten Bedingungen bemerkenswerte
            Erfolge, ja sogar Triumphe erzielt haben. Sie schafften es wieder und wieder, sich
            innerhalb einer streng patriarchalen Gesellschaftsordnung, in der sie tagtäglich Gewalt
            und Misshandlungen ausgesetzt waren, in die Politik, in die Justiz, in den Ministerien
            und sogar in der Armee und bei der Polizei einzubringen.
         

         Viele der international gefeierten Erfolge der letzten Jahre wären ohne die afghanischen
            Frauen nicht möglich gewesen. Sie verdienen unsere uneingeschränkte Solidarität, sie
            verdienen den gebührenden Respekt für ihre Tapferkeit und für ihren Mut. Denn sie
            sind die wahren Heldinnen der afghanischen Nation!
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